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Vorwort

Vor 25 Jahren erkdmpften sich die Menschen in der DDR ihre Freiheit.
Sie schufen damit eine wichtige Voraussetzung fiir die Vereinigung der
beiden deutschen Staaten im Jahr 1990. Im Onlineportal des »Deutsch-
land Archive (DA) beschiftigten sich im »Jubiliumsjahr« 2014 zahlreiche
Autorinnen und Autoren mit vielfiltigen Aspekten rund um die Fried-
liche Revolution, mit dem Reformstau des SED-Regimes sowie mit den
auf die Umwilzungen in der DDR und die Deutsche Einheit folgenden
Transformationsprozessen.

Die Entwicklungen in den Jahren 1989 und 1990 wurden auch im Aus-
land, bei den europiischen Partnern sowie in den Transformationsstaaten
Mittelosteuropas intensiv verfolgt. Die DA-Redaktion hat daher im Friih-
jahr 2014 einen Call for Articles zum Thema »AuBensichten auf die Deutsche
Einheit« initiiert und anhand der zahlreichen Riickmeldungen einen ent-
sprechenden Schwerpunkt eingerichtet. Eine Auswahl dieser Beitrige fin-
det sich in diesem Band, neben Texten aus den neuen (und weiter wach-
senden) Schwerpunkten »Erinnern und Gedenken« und »Un-Rechts-Staat
DDR« sowie weiteren Einzelbeitrigen. All diese Themen werden auch
2015 weiterhin unsere Aufmerksamkeit genieen.

Fir das Redaktionsteam des »Deutschland Archive war 2014 ein Jahr der
Konsolidierung. Erfreut haben wir — anhand der Riickmeldungen unse-
rer Autorinnen und Autoren, aber auch durch die steigenden Zugriffe auf
das Onlineportal — feststellen konnen, dass das neue Format gut angenom-
men wird. Wir wiinschen gute Lektiire und freuen uns schon jetzt auf viele
neue spannende Beitrige in diesem Jahr!

Dr. Clemens Maier-Wolthausen
Redaktion »Deutschland Archiv«
Bertlin, Januar 2015






Lichtgrenze in Berlin zum 25. Jahrestag des Mauerfalls.

Christoph KleBmann

Was bleibt von der Mauer?
Gemeinsame Nachkriegsgeschichte
in Deutschland, in Europa?

Einfiihrungsvortrag auf der Deutschlandforschertagung am 30. Oktober 2014 in
Weimar

Das Thema, auf das ich mich eingelassen habe, ist ein dreifaches Abenteuer:
Wenn ich die Veranstalter richtig verstanden habe, soll ich erstens auf das
Leben und den Alltag des Lebens mit der Mauer und die Erinnerung
daran im Jubiliumsjahr des Mauerfalls ein besonderes Augenmerk richten;
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zweitens das Konzept der asymmetrisch verflochtenen, also irgendwie
integrierten doppelten deutschen Nachkriegsgeschichte methodisch und
exemplarisch genauer durchdeklinieren; und drittens schlieBlich muss das
Ganze, wie es sich heutzutage gehort, in eine europiische Perspektive
gestellt werden, denn das Ende der Mauer gehorte auch zum Anfang vom
Ende des Ostblocks.

Also eine sehr ehrenvolle Herausforderung fiir einen Pensionir, der
viel Zeit hat und im fritheren Leben einige halbwegs einschligige Bei-
trige zur west- und ost- und gesamtdeutschen Geschichte geschrieben hat.
Sicherlich hingt nicht nur alles mit allem zusammen, sondern auch diese
drei Teile auf besondere Weise. Mauer und Maueroffnung waren mehr
als ein innerdeutsches Ereignis. Dass Deutschland-West und Deutschland-
Ost nicht, wie in Europa viele hofften, ein Dauerzustand sein wiirde, hat
kaum jemand noch geglaubt. Aber erst das abrupte Ende der DDR und der
ebenso abrupte Sturz in die Einheit haben auch fiir Historiker die Frage
nach integrativen Elementen der deutschen Nachkriegsgeschichte poin-
tierter gestellt als zuvor. Ob und inwieweit das auch fiir Europa gilt, kann
und muss zumindest erdrtert werden.

Die Mauer, das Leben mit der Mauer und die Teilung

Der DDR-Kabarettist David Ensikat hat in seinem Lexikon »Populire
DDR-Irrtiimer« eine bissige Anmerkung zur Farbe Grau formuliert, die
ja auch mit der Mauer zu tun hat und in der Westwahrnehmung fast die
einzige, zumindest die dominierende DDR-Farbe war. Ich zitiere Ensikat:

»In kaum einem Bericht tiber die DDR, sofern er nicht von der DDR.
selbst produziert war, fehlte das Wortchen grau. Grau war der Himmel
iiber uns, grau die Stidte und Dorfer. Grau waren bei uns schon die Kin-
der in ihren grauen Pionierhalstiichern. Die ganze DDR war ein ein-
ziges Grau-in-Grau. Nachdem ich im Frithjahr 1990 mit einem »Zeit«-
Redakteur bei strahlendem Sonnenschein durch den griinen Park vor
meinem Hause spazieren gegangen war, konnte ich dann in seinem
Artikel tiber diesen Spaziergang lesen, wie er mit mir durch das trost-
lose Grau meiner Umgebung gelaufen sei, dass ihm selbst die Natur hier
trostlos erschienen wire. Er war, das kannten wir von vielen Besuchern
aus dem Westen, mit seinem grauen DDR-Bild bei mir angekommen
und wieder abgereist. Es stimmt ja, so schon bunt wie die Reklamewelt
der Bundesrepublik war bei uns nichts. Aber die Biume waren doch
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nicht weniger griin und nicht mal so viel kranker als die im Westen.
Dass die Gesichter der DDR-Biirger im Friihling nicht diese gesunde
Solar-Briunung vieler West-Gesichter hatten, stimmt wiederum. Unsi-
cher ist inzwischen, was gestinder ist — die natiirliche Blisse oder die
nicht ganz so nattirliche Briunung.«

Das muss nicht kommentiert werden.

Zeit fur Zwischentdne

Fir die historische Analyse ist die Farbe Grau aber noch auf andere Weise
wichtig. In der DDR gab es zwischen schwarz und weif} viele graue Zwi-
schentone, ohne die Gesellschaft und Alltag nicht zu verstehen sind.
Schlichte Weltbilder sind bequem, weil sie ja nicht einfach falsch sind.
Die DDR als totalitire SED-Diktatur lautstark anzuprangern und damit
gleichzeitig den omindsen Weichspiilern und Schonfirbern der neuen
und alten DDR-Forschung eins auszuwischen, wie das der Berliner For-
schungsverbund tat und gelegentlich immer noch tut, ist viel einfacher
als eine differenzierte Sicht, die keineswegs auf nachtrigliche Selbstkritik
verzichtet, aber eben auch sperrige und erfahrungsgeschichtlich skandal6s
erscheinende Befunde einbeziehen will. Nur so hat man aber meines
Erachtens auch Chancen, beispielsweise tiber die politische Bildung dieje-
nigen zu erreichen, die sich einer zeithistorischen Aufklirung mehr oder
minder verweigern. Mit Verharmlosung hat das wenig zu tun. Hier set-
zen auch die Uberlegungen zu einer integrierten Nachkriegsgeschichte an.

Auch die Mauer war grau, zumindest auf ihrer Ostseite, zudem war sie
brutal.

Die Mauer ist Symbol fiir vieles, was integral zur DDR-Geschichte
gehort: die vollstindige Teilung Berlins und der beiden Hilften Deutsch-
lands, die Diktatur der Grenze, zerrissene Familien, gebrochene Biogra-
fien, der SchieBbefehl, den es angeblich nicht gab, Erschossene, Verblutete,
Ertrunkene, Verhaftete, Freigekaufte — aber zeitweilig auch: Hoffnung der
Linientreuen oder Sympathisierenden und spiten Idealisten, den Sozialis-
mus nun ohne Einwirkung von auflen aufbauen zu kénnen, wenn man
einmal vom absurden Etikett »antifaschistischer Schutzwall« absieht; ein
Monstrum mitten in Europa, tiber dessen historische Existenz kiinftige
Generationen wahrscheinlich nur noch den Kopf schiitteln kénnen, weil
schwer verstindlich erscheint, wie so etwas moglich war; vor 1989 war sie
viele Jahre Pflichtprogramm fiir Schiiler und Touristenattraktion, nach
dem 9. November 1989 dann unerschopfliche Quelle der Mauerspechte
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und Souvenirjiger aller Linder. Einen »Dialog durch die Mauer¢, wie Otto
Reinhold die Geschichte des SED/SPD-Papiers von 1987 charakterisiert
hat oder auch Historikerkontakte, an denen ich mehrfach beteiligt war,
gab es, aber sie waren sehr mithsam.

Die Mauer gibt es nicht mehr, bis auf wenige mehr oder minder konser-
vierte Uberreste — einer davon steht in meinem Dorf GroB Glienicke, ist
jetzt aber als Denkmal hergerichtet. Museen und Gedenkstitten erinnern
daran, ein Bildband zeigt sogar die Reste der Mauer in 125 Orten in
zahlreichen Lindern der Welt. Ansonsten hat sich die Mauer zum pro-
minenten Erinnerungsort aus der DDR verfliichtigt. Viel lisst sich tiber
das Leben mit der Mauer sagen. Das notgedrungene oder auch gedanken-
lose Arrangement mit der Mauer, die anfinglichen Versuche, sich dage-
gen aufzulehnen, spiter sie politisch durchlissig zu machen, aber auch die
mentalen sowie innen- und auBenpolitischen Folgen dieser »Diktatur der
Grenze« sind ein komplexes Thema mit vielen Facetten, die es noch zu
erforschen gilt.

RolandJahn, heute der Bundesbeauftragte fiir die Stasiunterlagen (BStU),
hat dazu eine sehr aufschlussreiche und ehrliche personliche Bemerkung
in seinen jiingst erschienenen Erinnerungen »Wir Angepassten. Uberleben
in der DDR« gemacht. Er sah zwar schon friih, dass es zwei Wahrheiten
gab: eine aus dem Westfernsehen und eine andere, die im Alltag mit FDJ-
Hemd verlangt wurde. Die kleinen Dinge aber waren es, gegen die Jahn
und seine Freunde sich als Jugendliche auflehnten, zum Beispiel, dass sie
ihre Haare nicht lang tragen durften. O-Ton Jahn:

»Wenn ich mich nach all den Jahren heute an diese Episode erinnere,
kann ich mir nicht mehr vorstellen, wie absurd das Ganze war. Da
kimpften wir fir das Recht auf lange Haare, und ich fand den Anblick
der Grenze nicht weiter erwihnenswert. Nicht mal einen Moment des
Zorns oder einen Gedanken des Protests gegen die Mauer habe ich
damals empfunden.«

Diese Stimme aus der Erinnerung eines unverdichtigen Zeugen gehort
wie viele andere bittere, traurige, schrille, licherliche oder zynische Stim-
men zur Geschichte dieser Mauer, die neben dem 17. Juni 1953 zu den
besterforschten und -dokumentierten Themen der DDR-Geschichte zu
rechnen ist.

12
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Gewohnung an die Mauer

Die Mauer hatte aber auch eine westdeutsche Seite. Sie beendete abrupt den
Zustrom kostenlos ausgebildeter Arbeitskrifte und forcierte die Anwer-
bung von Auslindern mit erheblichen gesellschaftlichen Folgen. Sie blo-
ckierte die innerdeutsche Kommunikation und beférderte den Riickzug
der Westdeutschen auf ihre solide erbaute und formidable Doppelhaus-
hilfte. Vielleicht térderte sie deshalb indirekt auch die Reformbereitschaft
und den Demokratisierungsdrang einer selbstzufriedenen Gesellschaft,
angestoBen von einer unruhig gewordenen jungen Generation.

Zur Mauergeschichte gehort fiir mich aber aus der Riickschau auch die
besonders erschreckende Erfahrung, die sich auf die SED-Diktatur insge-
samt erstreckt: eine fatale oder auch triviale GewShnung an dieses mons-
trose Bauwerk auf beiden Seiten. Die politische Fantasie reichte nicht aus,
um sich den Fall und die rasante Pulverisierung der Mauer vorzustellen.
Denn seien wir ehrlich — niemand hat 1989 die Offnung der Mauer und
das schnelle Ende der DDR erwartet. Aber es hat sich 1961 auch niemand
vorstellen konnen oder wollen, dass so etwas wie diese Mauer mitten in
Berlin und spiter die mit deutscher Griindlichkeit perfektionierten Sperr-
anlagen durch ganz Deutschland in dieser Form realisierbar waren und so
lange existieren wiirden.

Ich habe im Herbst 2004 in Panmunjom die Grenze zwischen Nord-
und Stidkorea besuchen konnen. So makaber dieses Relikt eines heillen
Krieges ist und so absolut die Trennung entlang des 38. Breitengrades zwi-
schen beiden koreanischen Landesteilen bis heute ausfillt — im Vergleich
zu Berlin schien mir die Grenze zumindest optisch weniger brutal, weil sie
eben nicht mitten durch eine GroBstadt verlauft. Ein Mitarbeiter aus unse-
rer Gruppe sagte damals: »Man stelle sich vor, es hitte Westberlin nicht
gegeben, wie anders hitte sich die deutsche Nachkriegsgeschichte wohl
entwickeltl«

Eigendynamik der Mauer

Die Mauer war aber, so paradox das zunichst erscheint, auch Ausgangs-
punkt eines neuen politischen Konzepts, das fiir Deutschland und Europa
erhebliche Auswirkungen, gewollte und ungewollte, haben sollte. Egon
Bahr formulierte mit »Wandel durch Anniherung« den Ansatz der Brandt-
schen Ost- und Deutschlandpolitik. Das muss an dieser Stelle nicht niher
erortert werden und scheint mir heute, anders als zeitgendssisch, weitge-
hend Konsens zu sein. Sie war erfolgreich, auch wenn lingst nicht alle
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Blutentriume reiften. Sie produzierte aber ungewollt auch ein gravieren-
des Problem. Wenn die Brandtsche Deutschlandpolitik zumindest auch
eine nationale Motivation hatte, so wurde sie im Laufe der Jahre in eine
andere Richtung gedringt. Sie entwickelte eine Eigendynamik, die nicht
mehr ohne Weiteres zu bremsen war. Oskar Lafontaine und eine jiin-
gere Wihlergeneration in der Bundesrepublik verkorperten diese Position.
Man kann sie mit Karl Dietrich Bracher auch als Option fiir eine »postna-
tionale Demokratie unter Nationalstaaten« charakterisieren. Solche Uber-
zeugungen waren in der Bundesrepublik durchaus verbreitet, weil man
dort davon ausging, dass ein vereintes Deutschland in der Mitte Europas
fiir alle Nachbarn unvertriglich sei. Nicht nur Glnter Grass, sondern auch
viele Historiker haben gerade dieses (durchaus plausible) Argument in poli-
tisch bester Absicht immer wieder vorgebracht. Der Begrift Eigendyna-
mik soll einen komplexen Vorgang kennzeichnen, bei dem sich urspriing-
liche Intention und langfristige Folgen erheblich auseinanderentwickeln.

Die Eigendynamik der von der Entspannungs- und neuen Ostpoli-
tik ausgehenden Entwicklung zur Zweistaatlichkeit war ja auch nicht per
se falsch. Sie hatte eine Verinderung der DDR und die Vertriglichkeit
Deutschlands in Europa zum Ziel. Es gab nun nicht mehr das alte Junk-
tim zwischen Wiedervereinigung und Entspannung beziehungsweise
Abriistung. Damit wurde die Zweistaatlichkeit fiir die meisten Europier
eine schone Selbstverstindlichkeit, die den Nachbarn die Angst vor einer
erneuten deutschen Ubermacht nahm. »Ich liebe Deutschland so sehr, dass
ich mich freue, dass es zwei Deutschlands gibt« — dieser Satz wird sowohl
einem franzosischen als auch einem italienischen Intellektuellen zuge-
schrieben. Hinter der Ironie steckte tiefe Zufriedenheit.

Eine gewisse Eigendynamik prigte auch das Credo der Entspannungs-
politiker im Westen (keineswegs nur in der Bundesrepublik), die schlieB3-
lich vorrangig nur noch an Systemstabilitit interessiert waren und nicht
mehr die prinzipiellen Verinderungen wahrnahmen, welche die Dissiden-
ten in Mittelosteuropa und der DDR einforderten und sich dafiir priigeln
lieBen. Die Eigendynamik galt aber kontrir dazu in anderer Form auch im
Osten, besonders in der DDR, weil die mit der Anerkennung des Status
quo verbundenen Ost-West-Kontakte und Entspannungstrends das schein-
bar so feste Gebdude poststalinistischer Herrschaft mit einer gewissen
Zwangsliufigkeit destabilisierten. Die Entspannung enthielt somit unbe-
absichtigt ein subversives Element, ohne das ein Ende der DDR schwer
moglich gewesen wire. Darauf versucht auch das Konzept der asymmetri-
schen Verflechtung einzugehen.

14
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Abgrenzung und Verflechtung — Aspekte und Zugéange
zu einer integrierten Nachkriegsgeschichte

Unser Blick auf die deutsche Nachkriegsgeschichte hat sich durch die
Wiedervereinigung erheblich verindert. Andere Schwerpunkte werden
gesetzt, alte und neue Fragen werden jetzt sowohl an die getrennte als auch
an die gemeinsame Geschichte gestellt. Daraus ergeben sich praktische
Konsequenzen fiir Schulbticher, die politische Bildung, aber auch fiir die
wissenschaftliche Historiografie. Die Trennung oder reine Parallelisierung
von west- und ostdeutscher Geschichte in alter Form ist nicht mehr mog-
lich — das scheint mittlerweile Konsens. Aber auch eine bloe Dichotomie
von west- und ostdeutscher Geschichte als Erfolgs- und Misserfolgsge-
schichte sollte — nicht nur aus meiner Sicht — vermieden werden, obwohl
diese Dichotomie in Grenzen ja evident ist und etwa im flinften Band
von Hans-Ulrich Wehlers »Deutscher Gesellschaftsgeschichte« ein furioses
Plidoyer gefunden hat, verbunden mit einer heftigen Polemik gegen das
»Intermezzo der ostdeutschen Satrapie«. Die Konzeption einer wie auch
immer integrierten Geschichte darf aber keinesfalls die prinzipiellen
Unterschiede zwischen Demokratie und Diktatur und die notwendigen
Wertungen verwischen, worauf unter anderem Horst Moller mehrfach
warnend hingewiesen hat. Und das tut sie auch nicht, anders als das frii-
her oft bei den populidren Systemvergleichen der Fall war. Dass ich als einer
unter mehreren fiir ein integriertes Projekt plidiert habe, finden mitt-
lerweile fast alle richtig. Das tut mir gut, aber wie eine neue Darstellung
genau aussehen kann und soll, hat bislang tiber Ansitze in Sammelbin-
den hinaus noch niemand umfassender ausgelotet. Es ist leider auch ziem-
lich vertrackt.

Ungeteilte Nationalgeschichten oder kontrastive Parallelen

Peter Bender, einer der frithesten publizistischen Protagonisten der Ent-
spannung und der politischen Anerkennung der DDR,, gehorte zu denen,
die die Frage der Einheit der Nation jenseits von Sonntagsreden immer
umgetrieben haben. Sein letztes Buch »Deutschlands Wiederkehr« zielt auf
eine ungeteilte Nachkriegsgeschichte. Der abschlieBende Satz des Buches
lautet: »Wir haben Gliick gehabt.« Gemeint ist damit, dass die Chance
zur Vereinigung in einem Moment kam, als das sowjetische Imperium an
innerer Schwiche auseinanderfiel und die Nation trotz 40-jihriger Teilung
noch so viel innere Kraft besal3, um schnell wiederhergestellt zu werden.
Wie die Deutschen-Ost und Deutschen-West mit der gleichen Vergangen-
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heit und ihrem 1945 »gebrochenen Kreuz« gegeneinander standen, wie
sie sich (in der Phase der Entspannung) zueinander wandten, in vielerlei
Hinsicht nebeneinander lebten und sich schlieBlich miteinander vereinig-
ten — das sind die Kapiteliiberschriften und Leitlinien der Darstellung in
den verschiedenen Etappen. So pointiert das prasentiert wird und so tiber-
zeugend sich das liest — es bleibt im Kern bei einer politischen Geschichte
und einer Gegentiberstellung der kontrastiven Parallelen in West und Ost.

Es gibt verschiedene andere Versuche, das Problem in Gesamtdarstel-
lungen anzusprechen. Ich nenne hier nur die Namen von Peter Graf Kiel-
mansegg, Eckart Conze und — ohne explizite Erorterung — Ulrich Her-
bert. Am weitesten vorangekommen sind die Erdrterungen von Konrad
Jarausch in seinem auf unseren gemeinsamen Uberlegungen beruhenden
Aufsatz im ersten Heft 2004 der »Zeithistorischen Forschungen« mit dem
Titel »Die Teile als Ganzes erkennenc.!

Asymmetrisch verflochten

Ich geniere mich etwas, das mir zugeschriebene Wortungetiim der »asym-
metrisch verflochtenen Parallelgeschichte« noch einmal aufzudréseln und
zu erliutern, aber es muss zumindest in rudimentirer Form sein, weil sonst
das Andere nicht verstindlich wird.

Ich war keineswegs ein groBer Patriot, der immer tapfer an die Wieder-
vereinigung geglaubt und historiografisch dafiir gestritten hat. Eine ver-
deckte Nationalgeschichte, die die tiber 40-jihrige Teilung gewisserma-
Ben als unnatiirliche Zwischenphase charakterisiert, war und ist nicht
mein Zugang. Aber erst aus der Beschiftigung mit beiden Teilen Deutsch-
lands resultierte das eigentlich Interessante, nimlich das spezifische Pro-
fil einer deutschen Nachkriegsgeschichte, die nicht mehr in der Tren-
nung aufgeht, aber auch nicht umstandslos eine ungeteilte Geschichte sein
soll und kann, wie das Peter Bender in seinem letzten Buch versucht hat.
Denn erst dieser doppelte Blick machte Zusammenhinge und Wechsel-
wirkungen erkennbar, die sonst verborgen oder blass blieben. Sich mit
beiden Teilen zusammen zu beschiftigen, war vor 1989 in der Wissen-
schaft ziemlich uniiblich, in der DDR sowieso, aber auch in der Bundes-
republik. Auch das vom damaligen Bundeskanzler Helmut Kohl initiierte
Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in Bonn sollte ja
urspriinglich, wie der Name sagte, nur den westlichen Teil musealisieren,
erst nach 1990 wurde der Zusatz stillschweigend fallengelassen und die
DDR-Geschichte schamhatft eingefiigt. Die Einordnung der beiden Hilt-
ten in ibergeordnete Entwicklungen und Bezugsfelder, die die Basis unse-
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res Modells ausmachen, erscheint mir vergleichsweise einfach. Schwierig
und nur in Grenzen sinnvoll ist dagegen eine gemeinsame Gliederung und
Periodisierung, die beide Staaten und Gesellschaften umfasst. Systematik
und Chronologie lassen sich somit nur in bestimmten Grenzen miteinan-
der harmonisieren.

Die deutsche Geschichte nach 1945 ldsst sich durch drei Bezugstelder
charakterisieren: Erstens die Besatzungsmichte und die Beziehungen der
Deutschen zu ihnen, zweitens die jeweils relativ eigenstindige innere Ent-
wicklung von Demokratie (Bundesrepublik) und Diktatur (DDR), und
drittens schlielich als besonders komplizierter Teil die besonderen For-
men deutsch-deutscher Verflechtung, die unterschiedlich intensiv in ver-
schiedenen Phasen ausfielen, aber immer asymmetrisch waren.

Diese drei Felder (AuBenbezichungen, endogene innere Entwicklung,
»dialektische« Verflechtung) lassen sich durchgehend als tragende Ele-
mente in der Architektur einer deutschen Nachkriegsgeschichte verste-
hen. Das Mischungsverhiltnis dieser drei zentralen Determinanten war
aber unterschiedlich. So waren die Besatzungsmichte nur in den Anfin-
gen ausschlaggebend. Auch die Verflechtung fiel in den einzelnen Pha-
sen sehr unterschiedlich aus, sie spielte aber stets eine wichtige Rolle. Das
schwierige konzeptionelle Problem bleibt, die Entwicklungsphasen und
Profile beider Staaten und Gesellschaften in dieses Geriist einzubauen.
Eine befriedigende Darstellung deutscher Nachkriegsgeschichte miisste
somit diese drei Bezugsfelder berticksichtigen und integrieren, ohne sie
stets gleichgewichtig zu behandeln.

Periodisierungen

Unsere Historiografie ist, wenn sie iiber diirre Chronologie hinausgeht,
hochgradig von subjektiven Konstruktionen geprigt. Periodisierungen und
Phasenbildungen sind solche Konstruktionen, die aber plausibel begriin-
det werden miissen. In unserem Potsdamer Modell haben wir verschie-
dene Phasen und Stufen unterschieden, in die sich die ost- und die west-
deutsche Entwicklung sinnvoll und harmonisch einbauen lassen. Das ist als
grober Rahmen zu verstehen, der keine inhaltlich genauen Leitlinien vor-
gibt. Dieses Modell von mehreren Stufen und zeitlichen Sequenzen sei hier
noch einmal ganz knapp und verkiirzt in vier Themenbereichen genannt:

1. Unstrittiger Ausgangspunkt der doppelten Nachkriegsgeschichte ist

das Jahr 1945 als Endpunkt der deutschen Katastrophe und als Chance
zum Neubeginn. Diese Chance wurde unterschiedlich interpretiert,
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aber sie war unzweifelhaft eine prigende Gemeinsamkeit in Ost
und West. Die europiische Dimension des Weltkrieges und seiner
Folgen wird 1945 ebenfalls sichtbar: Viele deutsche Probleme waren
zugleich europiische (Zerstorung, Zwangsmigration, Kampf ums
Uberleben, Orientierungslosigkeit und so fort). Auch andere europii-
sche Staaten hatten zeitlich verzdgert ithre Probleme einer »Vergangen-
heitsbewiltigung«, aber die deutsche Entwicklung wurde besonders
intensiv von der Erinnerung an den Nationalsozialismus oder auch dem
Fehlen einer solchen Erinnerung tiberschattet.

2. Der seit der bolschewistischen Revolution von 1917 entstandene Ost-
West-Konflikt wird in seiner zugespitzten Form des Kalten Krieges erst
seit 1947/48 zur bestimmenden Determinante der europiischen Ent-
wicklung und der Teilung Deutschlands. Ich unterscheide also, anders
als die Umgangssprache, begrifflich und inhaltlich Ost-West-Konflikt
und Kalten Krieg. Niemand hat die Teilung, wie sie mit der doppelten
Staatsgriindung 1949 initiiert wurde, gewollt, aber keine der alliierten
Besatzungsmichte hat sie aktiv und nachdriicklich verhindert.

3. Mit dem oftenen Kalten Krieg und der beginnenden Teilung wurde seit
1947 /49 deutsche Nachkriegsgeschichte zur Kontrastgeschichte der sow-
jetsozialistischen DDR-Diktatur und der liberalkapitalistischen demo-
kratischen Bundesrepublik unter der rigiden oder lockeren Aufsicht der
Besatzungsmichte. Die Teilung in zwei Staaten und entgegengesetzte
politische Systeme innerhalb der beiden Blocke entwickelte zunehmend
eine Eigendynamik, die partiell auch akzeptiert und gewollt wurde.
Die Erweiterung der Handlungsspielriume machte in beiden Teilen
unterschiedliche Fortschritte. Der Kalte Krieg als ideologisch, dkono-
misch und militdrisch besonders scharfe Form des Ost-West-Konftlikts
und Formen der Entspannung verliefen in sich ablgsenden, wellenfor-
migen Phasen, wie Bernd Stover in seiner Gesamtdarstellung betont
hat. Aber erst das atomare Patt und die wechselseitige Bereitschaft der
Supermichte, dieses Patt zu akzeptieren, waren nach der Losung der
Kubakrise von 1962 die wichtigste Voraussetzung einer nachhaltigen
Entspannung, aus der Ansitze einer neuen Politik erwuchsen. Der Poli-
tologe Werner Link hat im atomaren Arrangement der Supermichte das
Ende des Kalten Krieges (nicht des Ost-West-Konflikts) gesehen. Ost-
europa- und Deutschlandspezialisten konstatierten damals bereits erste
Risse im sowjetischen Block.
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4. Die primir aus dem Kalten Krieg resultierende Kontrastgeschichte hat
verdeckt, dass neben den Faktoren der Abgrenzung auch direkte und
indirekte Formen der asymmetrischen Verflechtung die deutsche Nach-
kriegsgeschichte in allen Phasen bestimmt haben und ihr ein besonde-
res Profil gaben. Damit ist eine Sondersituation im Nachkriegseuropa
gemeint, die deutlich iiber das Verhiltnis von West- und Osteuropa
hinausweist und deren Problematisierung und Reflexion eines der
wichtigsten Elemente der Neukonzeption ausmachen. Dazu lassen sich
im Zuge der vorsichtigen Normalisierung der innerdeutschen Bezie-
hungen seit den 1970er Jahren zunehmend auch systemiibergreifende
Problemlagen fortgeschrittener Industriegesellschaften rechnen. Diese
betrafen bildungspolitische, kulturelle, wirtschaftliche, 6kologische
und andere Fragen ebenso wie die Bedrohungsszenarien durch die
atomare Hochriistung der Supermichte und gesellschaftliche Reak-
tionen darauf in den Friedensbewegungen in beiden Staaten. Zumin-
dest nachtriglich sind aber auch die inneren Erosionserscheinungen in
der DDR deutlich zu erkennen. Die wachsende Misserfolgsgeschichte
der DDR und des Ostblocks im Wettlauf um technologische Innova-
tion wurde uniibersehbar, wenngleich daraus niemand den schnellen
Untergang der DDR prognostizierte. Auch im Westen gab es mas-
sive Krisenerscheinungen: Massenarbeitslosigkeit, Stagflation, Uber-
lastung der Sozialsysteme — Kohl war als Kanzler 1989 am Ende
und wurde wohl nur durch das Ende der DDR und die Einheit auf
rasante Weise gerettet. Gleichwohl sind die Erosionserscheinungen im
Westen nicht wirklich vergleichbar mit denen in der DDR.

Auf der Basis akzeptierter Teilung gab es deutliche Trends der Wieder-
anniherung und gesteigerter wechselseitiger Kommunikation. Einige
Stichworte sind: das Berlin-Abkommen, verbesserte Reisemdglichkei-
ten, Akkreditierung von Journalisten, Stadtepartnerschaften, Schulklas-
senfahrten in die DDR, wissenschaftliche Konferenzen. Vieles kommt
einem heute trivial oder selbstverstindlich vor. Dem war aber nicht so.
Offensichtlich ist jedoch, dass mit der Entspannung in doppelter Weise
jene Eigendynamik freigesetzt wurde, die ich anfangs erliutert habe.
Zwar thematisierte die politische Klasse im Westen in den 1980er Jah-
ren wieder nachdriicklicher die nationale Frage, die im Osten offiziell
vollig tabu war.

Aber in diese Zeit gehoren auch Beispiele fiir peinliche Anbiederung,
Verharmlosung, selektive Wahrnehmung, schiefe Systemvergleiche.
Post festum sind solche Erscheinungen harsch und mit grolen Portionen
von Rechthaberei kritisiert worden. Um einen angemessenen Rahmen
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der Kritik zu finden, ist aber eine méglichst genaue und komplexe Kon-
textualisierung all dieser Phinomene, die uns nun oft unverstindlich
erscheinen, notig. Daran hapert es hiufig bis heute.

Soweit also die drei durchgehenden Bezugsfelder und Determinanten
sowie einige inhaltliche Stufen, in denen mit unterschiedlicher Gewich-
tung Verflechtungen analysiert werden kdnnen.

Ausgewihlte Beispiele der asymmetrischen Verflechtung
und offene Fragen

In der DDR-Geschichte ist die Prisenz des Westens im Osten fiir jeden,
der sich mit ihr befasst, evident. Das muss hier nicht ausgefiithrt werden.
Nur einige Beispiele:

Die DDR verstand sich anfangs auch als Kernstaat eines einheitlichen
Deutschlands, sie sollte das bessere Modell und Gegenstiick zur biirger-
lichen und reaktioniren Gesellschaft in Westdeutschland sein — ein An-
spruch, der in den Anfangsjahren keineswegs vollig ohne Attraktion blieb.
Der Antifaschismus als Griindungsmythos und Kernlegitimation gehort
in diesen Kontext. Nicht nur der V. Parteitag der SED 1958 mit der voll-
mundigen Parole »Einholen und Uberholen« der Bundesrepublik, auch die
Wirtschaftsreformen der 1960er Jahre bezogen sich explizit auf den Sys-
temwettbewerb. In der Direktive des »Neuen Okonomischen Systems« von
1963 wurde als Ziel formuliert, »die Uberlegenheit unserer sozialistischen
Ordnung gegeniiber dem kapitalistischen System in Westdeutschland auch
auf 6konomischem Gebiet zu beweisenc.

Macht man einen zeitlichen Sprung, so ist fraglich, ob 20 Jahre spiter
die DDR ohne die vom Klassenfeind, das heil3t in diesem Fall der dama-
lige bayrische Ministerprasident und CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauss,
1983/84 vermittelten Milliardenkredite die Zahlungsunfihigkeit iiber-
lebt hitte.

Zu den vielleicht wichtigsten sichtbaren und wirksamen Verflechtungen
gehort in jiingster Zeit die offizielle Prisenz der westdeutschen Medien in
der DDR seit dem Grundlagenvertrag. Gerade die eindrucksvollen Bilder
von den verschiedenen Schauplitzen der Friedlichen Revolution in die-
sem Jahr, die allerdings auch zeigen, dass es gar nicht so friedlich zuging,
belegen das lange bekannte, aber immer wieder verbliiffende und fiir die
innere DDR-Geschichte zentrale Phinomen, dass viele Prozesse des Auf-
begehrens und Protests in den Stidten der DDR indirekt tiber die West-
medien ermdglicht wurden. Denn nur sie konnten trotz aller biirokra-
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tischen Einschrinkungen so berichten, dass sich auch die Biirgerrechtler
informiert fiithlten. Zudem bot in einer international anerkannten und auf
Seriositit bedachten DDR westliche Berichterstattung Schutz vor Eskala-
tion der offenen Gewalt auf den Straflen. Die Bilder der priigelnden Sicher-
heitskrifte in Dresden, Leipzig und Berlin im Vorfeld und nach dem Ende
der Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der DDR gingen um die Welt, aber
die Gewaltsamkeit nahm nirgendwo die Formen des 17. Juni 1953 oder
des chinesischen Tiananmen an. Das war einer anderen innenpolitischen
Konstellation geschuldet, aber eben auch dieser medialen Verflechtung.

Fir die Entwicklung der Bundesrepublik ist der Einfluss der DDR in
der Regel viel weniger relevant, oft aber auch subtiler, mittelbarer und
schwerer erkennbar. Generell wire einer moglichen Hypothese nachzuge-
hen: dass der attraktive »lange Weg nach Westen« in der Bundesrepublik
nicht nur durch das Wirtschaftswunder befliigelt wurde, sondern mog-
licherweise auch durch die unmittelbare Nachbarschaft einer denkbar un-
attraktiven deutschen Diktatur

Die frithe Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED in der sow-
jetischen Zone stirkte im Westen die Position Kurt Schumachers, der eine
Fusion strikt ablehnte. Man kann die Linie weiterziehen: die Transforma-
tion der SED in eine leninistisch-stalinistische Kaderpartei térderte lange
vor dem westdeutschen KPD-Verbot (1956) eine Entwicklung, sodass die
ehemals starke KPD eine kleine Splitterpartei wurde. Sie wurde dennoch
von der SED mit der sogenannten »Westarbeit« massiv gestiitzt und taugte
insofern als Gespenst zur politischen Instrumentalisierung und Rechtfer-
tigung von Uberwachungsexzessen.

In unterschiedlicher Akzentuierung fanden gesellschaftspolitische Grund-
satzdebatten in der Bundesrepublik immer auch vor dem Hintergrund des
Sowjetsozialismus in der DDR statt. Das betraf frithe Vorstellungen von
Sozialisierung, Planwirtschaft und Mitbestimmung bei den Gewerkschat-
ten und der SPD sowie linke Kritik an den sozialen Zustinden im Wes-
ten. Das bertihmte Wahlkampfplakat »Alle Wege des Marxismus fithren
nach Moskau« ist dafiir ebenso bekannt wie die populire Variante »Geh
doch riiber, wenn es Dir nicht passt«. Es geht hier nicht um Prinzipien der
Bundesrepublik als einer wehrhaften Demokratie, sondern um irrationale
Formen des Antikommunismus der 1950er Jahre.

Das gesamte Thema NS-Aufarbeitung ist, wie Annette Weinke einge-
hend gezeigt hat, wie kaum ein anderes von der Systemkonfrontation ge-
prigt. Einen besonders interessanten Teilaspekt nenne ich nur als Schlag-
wort: die gleichzeitigen Theaterauffithrungen von Peter Weil3” »Die
Ermittlung« in beiden deutschen Staaten 1965.
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Parallel zum Auschwitz-Prozess hatte Peter Weil3 1964 mit der Arbeit
an seinem Theaterstiick »Die Ermittlung« begonnen. Fiir die Rezeption
und den Streit um Weill wurde sein 6ftentliches Bekenntnis zum Sozialis-
mus wichtig. Damit sah ihn die DDR als Biindnispartner, in der Bundes-
republik geriet er ins Kreuzfeuer der Kritik. Dennoch fand die Urauftiih-
rung des Stiicks am 19. Oktober 1965 gleichzeitig auf 14 Bithnen in Ost und
West statt, vier im Westen, zehn in der DDR. Mit der Ringurauffiithrung
wurde das Stiick zu einem auBerordentlichen kulturellen Ereignis des Jah-
res 1965. Die oOftentlichen Debatten im Westen wiesen ein breites Spekt-
rum unterschiedlicher Meinungen auf, wobei die kritischen Stimmen tiber-
wogen. In der DDR war der Tenor einheitlich: Das Stiick entlarve die
Kontinuitit faschistischer Tendenzen in der Bundesrepublik, wihrend die
antifaschistische DDR die Vergangenheit bewiltigt habe. Die Auftithrungs-
geschichte sowie die Debatten im Vorfeld der Auffithrung und im Anschluss
daran illustrieren hochst eindrucksvoll die Ergiebigkeit und Notwendigkeit
einer deutsch-deutschen Beziehungsgeschichte im Hinblick auf die gemein-
same Vergangenheit. Sie zeigen aber auch, dass Mitte der 1960er Jahre das
politische Klima anders geworden war, die Frontlinien nicht mehr nur pola-
risiert nach Ost und West verliefen und eine kontroverse Diskussion fiir die
Sache der Aufklirung nutzbar gemacht werden konnte.

Ein viel diskutiertes Beispiel fiir Verflechtungen hat Hans-Giinter
Hockerts knapp und prizise vorgestellt: die Sozialpolitik. Sie wird gern
als Musterbeispiel daflir genannt, dass die Konkurrenz der DDR die Aus-
gestaltung des westdeutschen Sozialstaats wesentlich gefordert habe.
Adenauers Zitat im Vorfeld der Rentenreform von 1957 dient dafiir hiufig
als Beleg: »Wir miissen die Bundesrepublik attraktiv halten fiir die Men-
schen in der Zonel« Schaut man genauer hin, wird es viel komplizierter.
Hockerts betont zu Recht, dass bislang niemand eine intensivere Forschung
dazu angestellt habe, hebt aber andererseits die Ergiebigkeit dieses Beispiels
fiir eine komparative Versuchsanordnung hervor: ein gemeinsamer Tradi-
tionsbestand, aus dem sich zwei Staaten und Systeme bedienen mit schlief3-
lich vollig unterschiedlichem Ergebnis, aber jeweils hoher Relevanz fiir
die politische Legitimation; weniger »Sowjetisierung« als Neusortierung
alter Traditionsbestinde war das Charakteristikum. »So hat die DDR auf
iltere Vorstellungen und Vorbilder im Traditionsstrom der Arbeiterbewe-
gung zurlickgegriffen, auf alternative Ideen, die in den Weimarer Jahren
nicht oder nur ansatzweise zur Geltung gekommen waren«, wie beispiels-
weise Ambulatorien, Einheitsversicherung, Sozialhygiene.

Fir die evangelischen Kirchen in der DDR, deren gesellschaftliche
Bedeutung erheblich war und die sich mit den westlichen als »besondere
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Gemeinschaft« verstanden, war die Vertlechtung besonders eng. Aber sie
standen auch vor einem schwierigen Dilemma von Autonomie und Anpas-
sung. Die spirlichen Errungenschaften sollten nicht aufs Spiel gesetzt wer-
den, obwohl die eigenen Wertvorstellungen eigentlich entschlossenere
Positionen verlangt hitten. Insofern kénnte man Manfred Stolpe als hohen
und wegen seiner Kontakte zum MfS umstrittenen Funktionir der evan-
gelischen Kirchen in der DDR und Egon Bahr, den Architekten der Neuen
Ostpolitik, durchaus funktional in einer dhnlichen Entscheidungssituation
sehen. Die Fixierung auf Systemstabilitit blockierte schlieflich die Wahr-
nehmung der notwendigen Anderungen und machte aus Biirgerrechts-
gruppen potenzielle Stérenfriede des Status quo.

Viele weitere Stichworte lieen sich hier noch nennen, um die verqueren
deutsch-deutschen Zusammenhinge zu exemplifizieren: Rollenbilder der
Frau in Familie und Gesellschaft, der Sport, soziale Isolierung und Integra-
tion von Fliichtlingen, Vertriebenen und Ubersiedlern, die Behandlung
auslindischer Arbeiter, der Umgang mit dem historisch extrem belasteten
Verhiltnis zum gemeinsamen Nachbarn Polen auf unterschiedlichen Ebe-
nen, neuerdings die schlagzeilentrichtige Belieferung westdeutscher Kauf-
hiuser mit »Knastware« aus der DDR. Es gibt also viele Felder, auf denen
die Untersuchung von Verflechtungen und Abgrenzung fiir das Verstand-
nis der deutschen Nachkriegsgeschichte sinnvoll und ergiebig ist.

Dennoch muss ich wie andere auch nachdriicklich vor einer Uberstrapa-
zierung dieses Ansatzes warnen. Es gibt zahlreiche Zusammenhinge und
Themen, die vollig unabhingig von dieser deutsch-deutschen Konstella-
tion figurieren und zu behandeln sind. Ebenso sind natiirlich auch kiinf-
tig DDR- und BRD-Forschung als eigenstindige Teil- oder Subdiszipli-
nen legitim und notwendig.

Europa

Abschliefend die Frage, inwieweit integrative Konzepte auch fiir eine
kinftige europiische Geschichte produktiv zu machen sind. Was etwa in
Briissel im kiinftigen Haus der europiischen Geschichte an Themen be-
handelt wird, wird auch von solchen Zugingen abhingig sein.

Geht man davon aus, dass die Friedliche Revolution in der DDR vom
9. Oktober in Leipzig bis zur Mauerdffnung in Berlin in beiden Teilen
Deutschlands, vor allem aber in Westdeutschland, das Bewusstsein der
nationalen Zusammengehorigkeit geschirft hat und den Zeithistorikern
gewissermallen einen erweiterten Blick auf die deutsche Nachkriegsge-
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schichte nahegelegt hat, so lisst sich dieser Ansatz einer asymmetrischen
Verflechtung vielleicht auch auf die europiische Geschichte tibertragen.
Als Folge des Kalten Krieges und der europiischen Integration, die ja eine
amputierte, weil rein westeuropiische Integration unter der sowjetischen
Bedrohung aus dem Osten war und zunichst blieb, bedeutete europiische
Geschichte im Grunde eine in West- und Osteuropa geteilte Geschichte
mit wenig Beziigen zum Ganzen. In der frithen Bonner Politik hat Osteu-
ropa nicht wirklich eine Rolle gespielt. Adenauers Europavorstellung hat
Hans-Peter Schwarz treffend mit ironischem Unterton als Westeuropa mit
dem Kolner Dom als Zentrum charakterisiert.

Erst mit Brandts neuer Ostpolitik riickten die Linder Mittelosteuropas,
die ja auch Teile deutscher Geschichte und des »deutschen Ostens« beher-
bergten, wieder stirker in einer realistischen und nicht nur ostalgischen
oder revanchistischen Perspektive ins Blickfeld. Es gab im Ostblock viel-
faltige Europavorstellungen, aber sie blieben auf politisch randstindige
und intellektuelle Kreise beschrinkt. Im westlichen Europa wuchs das
Interesse am Ostlichen Teil des Kontinents immerhin mit der Erosion des
Ostblocks. Die politische »Riickkehr nach Europag, von den Dissidenten
vielfach programmatisch gefordert, konnte aber erst nach 1989 eingelost
werden. Damit steht auch im wiedervereinten Europa die Frage nach den
Moglichkeiten einer integrierten europiischen Geschichte durchaus auf
der Tagesordnung.

Ob das gelingen kann und man dabei nicht nur einem diirren Schema
folgt, ist mir keineswegs klar. Dass die »Mitte ostwirts liegt« diirfte eine
Einsicht sein, zu der nur Kenner wie Karl Schlogel gelangen. Zudem wird
das vermutlich strittig bleiben. Tony Judts groB3e Synthese zur »Geschichte
Europas seit 1945« ist imposant, konzeptionell jedoch folgt sie im Wesent-
lichen einer politischen Geschichte. Verflechtungen und Wechselwirkun-
gen bleiben, wenn es sie denn gab, schwer erkennbar. Immerhin ist sein
Blick auch intensiv auf das »realsozialistische« GroBprojekt im stlichen
Europa gerichtet.

Europa als Perspektive ist auch fiir die deutsche Geschichte unverzicht-
bar. Damit wiirde nicht zuletzt eine Kritik aufgegriffen, die Jirgen Kocka
vor einigen Jahren formuliert hat: die Gefahr der »Verinselung« und relati-
ven Genitigsamkeit der DDR-Forschung angesichts der Faszination durch
die Materialfiille zur DDR. Stattdessen sollte der Blick auch auf europi-
ische Dimensionen und auf komparative Studien gerichtet sein. Beides
geschieht, aber zu wenig. In Deutschland hingt dieses Defizit, das sich
vermutlich ebenfalls in anderen Lindern konstatieren lisst, mit einer aus-
gepragten dreifachen Trennung der Wissenschaftsdisziplinen zusammen:
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Historische und politologische DDR-Forschung hatte sich vor 1990 zuneh-
mend als eigener Zweig etabliert; die BRD-Forscher richteten selten einen
intensiveren Blick auf die DDR; die Osteuropaftorschung schlieBlich klam-
merte die DDR in der Regel ebenfalls aus, sodass komparativ ergiebige
Zusammenhinge nicht genutzt wurden. Diese Feststellungen gelten alle
nur grosso modo und charakterisieren den Mainstream, Ausnahmen gab
es zu allen Zeiten ebenfalls.

Die europiische Perspektive ist gerade fiir die jlingste Zeitgeschichte
und unser Thema unverzichtbar, nicht nur weil sie modisch ist. Zu den
wichtigsten dufleren Voraussetzungen fiir den schnellen politischen Kol-
laps der DDR und des Ostblocks gehorten Gorbatschows Reformen und
die Liberalisierung der Verhiltnisse in Polen und Ungarn. Zumindest indi-
rekt diirfte das ewig unruhige und rebellische Polen massiv die Einsicht in
Moskau befordert haben, dass der Ostblock in seiner alten Form auf Dauer
nicht zu retten sei. Uberdies wurde er konomisch zunehmend ein teu-
res Zuschussgeschift, da die sozialpolitischen Wohltaten nicht nur in der
DDR, angefangen bei der Energieversorgung tiber ein riesiges System von
gestiitzten Konsumpreisen bis zu den Verteidigungskosten, ohne sowjeti-
sche Hilfe nicht aufrecht zu erhalten waren. Gorbatschows Appell an das
»gemeinsame Haus Europag, verbunden mit realer Abriistung und der Per-
spektive tiefgreifender Reformen, war daher nicht die Propaganda, als die
sie zundchst wahrgenommen wurde.

Die Friedliche Revolution in der DDR hatte aber nicht nur in ihren
Voraussetzungen, sondern auch in ihren Folgen in doppelter Hinsicht
europiische Dimensionen: Sie beschleunigte den politischen Kollaps des
gesamten Ostblocks und sie erinnerte die Westeuropier daran, dass die
Teilung Deutschlands revidierbar und nicht die dauerhafte historische
Strafe fiir Auschwitz war. Dass andererseits die Realisierung der Wieder-
vereinigung nur im europiischen Kontext moglich war, diese Einsicht und
ihre Umsetzung gehorten zu den unzweifelhaften historischen Leistun-
gen Helmut Kohls, auch wenn am Anfang nicht Kohl, sondern die Biir-
gerrechtler standen, die etwas anderes wollten. Zur groBen 25-Jahr-Feier
der »kleinen Oktoberrevolution« in Leipzig am 9. Oktober 1989 hat Bun-
desprisident Joachim Gauck zu Recht die Prisidenten Polens, Ungarns,
Tschechiens und der Slowakei eingeladen, um so diesen doppelten histo-
rischen Zusammenhang von Voraussetzungen und Folgen gewissermalen
in personifizierter Form zu unterstreichen.

Mittelosteuropa sollte als eigenes Thema, auch in der doppelten deut-
schen Perspektive, aufgenommen werden. Dass wir heute mit Polen ein
fast freundschaftliches Verhiltnis haben, wire nach der Barbarei der NS-
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Zeit und den scharfen Spannungen in Zusammenhang mit Vertreibung
und Oder-Neille-Grenze frither schlicht unvorstellbar gewesen. Das gilt
fir andere Linder in abgeschwichter Form nicht minder.

Schlussbemerkungen

Der Jubel der Erinnerungsveranstaltungen zum Mauerfall ist schén und
gerechtfertigt, selbst wenn der Overkill an Artikeln, Biichern, Fernseh-
dokumentationen, Filmen, Interviews, Ausstellungen, Installationen und
Gedenkstunden gelegentlich Zweifel aufkommen lisst, ob man auf diese
Weise, dhnlich wie 2003 zur Erinnerung an den Aufstand vom 17. Juni
1953, nicht auch Uberdruss- und Ermiidungseffekte produziert. Der Blick
auf Deutschland im Ausland hat sich verindert. Ein Beispiel ist, dass in
London eine grofie Ausstellung zur deutschen Geschichte viel Resonanz
findet, in der erstmals nicht mehr der Zweite Weltkrieg und die Nazis im
Zentrum des Interesses stehen.

Wir sind aber ebenfalls Zeugen fataler Entwicklungen geworden, die
zunichst kaum denkbar schienen. Das Ende des Ost-West-Konflikts —
und der Fall der Mauer steht dafiir wie kein anderes Symbol — hat nicht
nur Jubel ausgelost, sondern auch zerstorerische Konflikte freigesetzt oder
ermoglicht: vielfiltig in Nahost, aber nun auch in der Ukraine. Diese
neuen Konfliktkonstellationen sind keine ursichlichen Produkte, aber ver-
mittelt auch Folgewirkungen der Umbruchjahre 1989 bis 1991. Denn die
Zweiteilung der Welt unter dem Damoklesschwert atomarer Bedrohung
hatte nicht nur in Europa, sondern offenbar auch in einigen anderen Welt-
teilen scharfe Konflikte zumindest gebindigt.

Das Plidoyer fiir integrierte Konzepte einer Nachkriegsgeschichte
Deutschlands und Europas kann nicht bedeuten, nach glatten Losungen
Ausschau zu halten. Integration heilt nicht gleiche Augenhé&he, aber Ein-
beziehung auch von widerspriichlichen Befunden. Dazu gehoren biogra-
fische Erfahrungsgeschichten, wie sie jetzt en masse auf dem Buchmarkt
und in Zeitungsserien erscheinen, als wichtige Dimensionen kontrirer,
zumindest heterogener Erlebniswelten. Sammlungen autobiografischer
Skizzen wie die von Anja Goertz »Der Osten ist ein Gefiithl« kénnen als
eine von vielen Illustrationen dienen. Sogar Toleranz statt Hysterie gegen-
iiber Symbolen harmloser DDR-Ostalgie wiirde ich dazurechnen, andern-
falls landet man, wie Klaus Staeck jlingst bissig kommentierte, beim Ver-
bot der Spreewaldgurke.

Das Thema bleibt also aktuell — und vertrackt.
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Anmerkungen

1 Genauer entwickelt und mit exemplarischen Versuchen zur Umsetzung ausgestaltet
wurde das Konzept in dem Band einer Potsdamer Arbeitsgruppe von Wissenschaft-
lern und Lehrern: Vgl. Christoph KleBmann und Peter Lautzas (Hg.), Teilung und
Integration. Die doppelte deutsche Nachkriegsgeschichte als wissenschaftliches und
didaktisches Problem, Bonn 2005. Fiir einen thematisch breiter angelegten Versuch
zur Umsetzung vgl. Detlev Brunner u.a. (Hg.), Asymmetrisch verflochten? Neue
Forschungen zur gesamtdeutschen Nachkriegsgeschichte, Berlin 2013. Vgl. auch
Tobias Hochscherf'u.a. (Hg.), Divided, but not Disconnected. German Experiences
of the Cold War, Oxford 2010; Frank Méller und Ulrich Mihlert (Hg.), Abgren-
zung und Verflechtung: Das geteilte Deutschland in der zeithistorischen Debatte,
Berlin 2008; Udo Wengst und Hermann Wentker (Hg.), Das doppelte Deutschland.
40 Jahre Systemkonkurrenz, Berlin 2008.
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DDR-Fiithrung bei der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration am 15. Januar 1989.

Christian Bool3

Die gestaute Republik. Missgliickter
Generationswechsel und Reformstau als
Voraussetzungen der Friedlichen Revolution

Auch zum 25. Jahrestag der Friedlichen Revolution wird wieder an die
mutigen Minner und Frauen erinnert werden, die den politischen Umbruch
1989 angestoBen haben. Sofern solche Ehrungen den geschichtspidago-
gischen Impuls ausdriicken, dass gesellschaftliche Verinderungen hin zur
Freiheit die Zivilcourage von Einzelnen oder Gruppen voraussetzen, ist
nichts dagegen einzuwenden. Zweifelsohne liegt das Verdienst der Biir-
gerbewegten in der DDR darin, alternativ zum SED-Staat universelle
Werte artikuliert, als Avantgarde mit Aktionen den Angstfaktor aufge-
weicht, lokale Initiativen vernetzt, fiir die Zivilitit der Proteste gesorgt
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und eine Kompromisskultur garantiert zu haben. Gerade die beiden letz-
ten Faktoren sind angesichts der Biirgerkriegs-Turbulenzen im Nahen
Osten, in Nordafrika und neuerdings in der Ukraine nicht hoch genug
zu wiirdigen.

Zuriickweichen, nicht implodieren

Als dominante Ursache fiir das Gelingen der Friedlichen Revolution greift
der Blick auf die Biirgerrechtsbewegung aber zu kurz. Hier soll nicht der
These der Implosion des SED-Staates das Wort geredet werden.! Gesell-
schaften und Staaten kollabieren nicht einfach so, immer sind Menschen
beteiligt. Doch auch Darstellungen, die mehrere Faktoren auflisten — wie
die 6konomische und geistige Krise, die Unbeweglichkeit der Gerontokra-
tie, den Aufbruch in den Nachbarlindern, die Bewegung in der evange-
lischen Kirche, die spezifisch deutsch-deutsche Situation und last, but not
least Gorbatschows Perestroika — vernachlissigen allzu hiufig, was sich in
Teilen des Systems selbst abspielte.> Nicht selten wird in 6ffentlichen Dis-
kussionen mit Lenins gefliigeltem Wort, dass es dann eine revolutionire
Situation gibt, wenn »die oben nicht mehr kénnen und die unten nicht
mehr wollen« weggekalauert, dass das Zuriickweichen »der da oben« eine
der wesentlichen Bedingungen fiir das Gelingen der Friedlichen Revolu-
tion war.” Man muss demgegeniiber auch differenzierter als bisher den Zu-
stand der herrschenden SED selbst analysieren, nicht nur den Protest oder
gar nur die Opposition.

Nur wenig Protestpotenzial,
aber viel (theoretisches) Unterdriickungspotenzial

Das Protestpotenzial in der DDR war im September 1989 kaum tiber das
iibliche Maf} hinausgewachsen. Die Zahl der Oppositionellen war tiber-
schaubar. Der Staatssicherheitsdienst zihlte 1989 etwa 60 Personen zu den
»unbelehrbaren« Meinungsfithrern und rund 600 zu den »Fithrungsgre-
mien« in den Gruppen — keine unglaubwiirdige Schitzung. Das Potenzial
der »Teilnehmer von Aktivititen/Veranstaltungen«, das bei Friedens-
und Protestaktionen Ende der 1980er Jahre mobilisierbar war, umfasste
demnach 2500 Personen plus »Sympathisanten oder politisch Irregelei-
tete«.* Den beriihmten Griindungsaufruf des Neuen Forums, der zum
gesellschaftlichen Dialog aufrief, hatten bis Ende September gerade ein-

29



Deutschland Archiv 2014 ® 25 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit

mal 5000 Menschen unterschrieben.” Damit war das Protestpotenzial, wie
es das Ministerium fiir Staatssicherheit (MfS) aufaddiert hatte, ausgereizt.
Die Mehrheit der DDR-Biirger verhielt sich noch abwartend. Fiir den Fall
der Fille hielt die Polizei aber 90000 Haftplitze bereit.® Die Staatssicher-
heit bereitete nach einem Geheimplan noch einmal 85000 Haftplitze fiir
Oppositionelle und andere »unsichere Kantonisten« in Lagern vor.” Rein
numerisch hitte das durchaus noch »ausgereicht¢, um die Volksbewegung
zu unterdriicken.

Von Leipzig springt der Funke lber

Die Situation in Leipzig stellte daher auch eher eine Anomalie dar. Durch
das Zusammenwachsen von Kirchenkreisen, Oppositionellen und Ausrei-
seantragstellern entwickelte sich hier die Montagsdemonstration zu einer
neuen Protestform. Sie fanden seit September 1989 im Anschluss an
die Friedensgebete statt, die seit Mitte der 1980er Jahre jeden Montag
in der Nikolaikirche abgehalten wurden. Die Montagsdemonstration
wurde als Modell und Ereignis zum »Motor der Revolution«.® Die Leip-
ziger Demonstrationen erhielten relativ frith erstaunlichen Zulauf aus
der Region. So demonstrierten am 25. September bereits etwa 5000
Menschen.’

Doch der Funke sprang erst auf andere Stidte iiber, als die SED »Schwi-
che« zeigte. Am 29. September wurde bekannt gegeben, dass die Fliicht-
linge in den Botschaften der Bundesrepublik noch vor dem 40. Jahrestag
der Griindung der DDR am 7. Oktober ausreisen diirfen. Selbst in Leipzig
iiberstieg die Zahl der Demonstranten erst nach dieser Ankiindigung die
Grenze von Zehntausend. Sie schwoll am 2. Oktober auf 20000 an. Am
Jahrestag der DDR-Griindung waren es 10000, am 9. Oktober 70000,°
nach anderen Angaben sogar mehr als 124000 Personen."!

Die quantitative Demonstrationsdynamik folgte am Anfang offenbar
vor allem der Ausreise- und Fluchtdynamik.'? Die ersten nennenswer-
ten Proteste auBerhalb von Leipzig, vor allem in Dresden, fanden dann
auch anlisslich der Zugfahrten statt, mit denen die Botschaftsfliichtlinge
am 4./5. Oktober durch Sachsen in die Bundesrepublik transportiert
wurden. Stimulierend wirkte auch der relative Riickzug der SED, als am
Morgen des 9. Oktober in Dresden das erste Dialoggesprich mit Demon-
strationsvertretern, der sogenannten Gruppe der 20, stattfand."> Am Griin-
dungsfeiertag selbst waren die beachtlichen Demonstrationen von tiber
10000 Personen in Plauen und anderen Stidten durch die Ereignisse um
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die Botschaftsfliichtlinge, die provozierenden Feierlichkeiten der SED und
den Besuch des sowjetischen Hoffnungstrigers Gorbatschow angefeuert
worden.'*

Konflikte innerhalb der SED

Die SED-Funktionire in Leipzig und Dresden, die wie Hans Modrow
und Wolfgang Berghofer mit den Demonstranten sprachen, wurden in
der Berliner SED-Zentrale mit den Worten »Verriter« und »Kapitulanten«
bedacht. Diese Worte belegen die wachsende Entfremdung zwischen un-
terschiedlichen Gruppierungen des SED-Fiihrungspersonals.'

Erst nach dem Sturz Erich Honeckers am 18. Oktober stieg die Beteili-
gung an den Demonstrationen auch auBlerhalb der drei sichsischen Bezirks-
stidte bedeutend an. Die Teilnehmerzahlen nahmen nach der Maueroft-
nung zwar ab, es blieb aber ein fester Kern von Aktiven. Erst nach dem
Sturz von Egon Krenz und dem Politbiiro Anfang Dezember ging die
Zahl der Demonstrationen nennenswert zuriick.'® Die Proteste in Sachsen
wuchsen also in dem MaBe, in dem die SED zuriickwich.

Lenin soll einmal gesagt haben, dass die Deutschen sich eine Bahnsteig-
karte kaufen wiirden, ehe sie einen Bahnhof stiirmten. Es scheint, als hatte
die Mehrheit nur darauf gewartet, dass Egon Krenz ihnen diese Bahn-
steigkarte aushindigte. Die Aufforderung zum Dialog durch die SED in
paradoxer Paarung mit einem gleichzeitig unzureichenden Dialogangebot
stimulierten offenbar das Protestverhalten, bis Krenz und Co. schlieB3lich
vertrieben wurden. Ob das dargelegte Protestverhalten fiir die gesamte
DDR zutrifft, miisste genauer untersucht werden."” In Ostberlin kam es
erst wieder am 4. November zu einer Gro3demonstration, bei der Thea-
termacher, Teile der SED und der Opposition gemeinsam auftraten, wo
sich also Protestpotenzial und Dialogangebot trafen.'®

Agonie der Staatspartei

Damit stellt sich die Frage nach der Rolle der SED in der Friedlichen
Revolution. Als Staatspartei war sie durch die jahrelange Unterdriickung
der Freiheitsrechte diskreditiert. Dieses bestitigte sich zu Beginn der
Revolution noch einmal. Daher wurde der SED und ihren Funktionidren
in Revolutions- und Oppositionsdarstellungen vor allem die Rolle des
Gegenparts, Unterdriickers und bestenfalls die des Bremsers zugebilligt."”
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Dabei liegt es auf der Hand, dass gerade die Agonie der Staatspartei,
ihr Z6gern und widerspriichliches Handeln, eine der wichtigsten Grund-
voraussetzungen fiir den Erfolg der Revolution war. Es reicht kaum aus,
nur auf den Starrsinn der gesundheitlich angeschlagenen alten Minner im
Politbiiro zu schauen. Zur Selbstblockade gehorten auch die Funktionire
in der zweiten und dritten Reihe. Die, die wollten, sich aber nicht trauten.
Und die, die konnten, aber nicht wollten. Die Geschichte der Friedlichen
Revolution ist auch eine Geschichte verpasster Reformchancen im Herr-
schaftsapparat und eines gescheiterten Generationswechsels.

Die Greise an der Spitze von Partei und Staat

Nattirlich waren da auch die Greise der obersten Riege. Der Altersdurch-
schnitt im obersten Entscheidungsgremium, dem Politbiiro der SED, lag
vor dem erzwungenen Riicktritt Honeckers bei 67,3 Jahren.?’ Auch nach-
dem Erich Honecker, Giinter Mittag und Joachim Herrmann zuriickge-
treten waren, hatten fiinf der verbliebenen Politbiiromitglieder das Ren-
tenalter schon iiberschritten, allen voran Erich Mielke mit 81 Jahren.?!
Im Staatssektor verlieBen die normalen DDR-Biirger im Rentenalter
ihren Arbeitsplatz, die Minner mit spitestens 65 Jahren. An der Spitze der
machtrelevanten Positionen sallen jedoch »Senioren, die den Willen der
Partei im Apparat durchsetzten: Der greise Mielke (Jahrgang 1907) beim
Ministerium fiir Staatssicherheit (Mfs), Friedrich Dickel (Jahrgang 1913)
als Innenminister, Heinz KeBler fiir die Nationale Volksarmee (Jahrgang
1920). Uber beziehungsweise neben ihnen thronte der Vorsitzende des
Ministerrates, Willi Stoph (Jahrgang 1914).

Alle stammten aus dem Arbeitermilieu der Vorkriegszeit. Die Politik,
nicht Bildung und berufliche Karrieren im engeren Sinne, hatten sie an die
Hebel der Macht gebracht. Sie waren abgehirtet durch die Erfahrungen im
Nationalsozialismus und Stalinismus. Thre Ausbildung hatten sie groBten-
teils an Parteieinrichtungen in Deutschland und der Sowjetunion erworben.
Diese Gruppe verkorperte die erste Aufbaugeneration der DDR, die die
Macht mit Hilfe der sowjetischen Besatzungsmichte ergriffen und festge-
halten hatte und nun nicht wieder abgeben wollte. Vielleicht war es gerade
ihr Wissen darum, dass ihre Volksdemokratie eine Mogelpackung war, das
sie hinderte, rechtzeitig loszulassen und Jiingeren den Weg freizumachen.
Die Angst vor dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 war noch 1989 prisent.

Derartiges Spitzenpersonal sall wie ein Pfropfen auf Institutionen, die
zudem durch systemnahes Personal aus den unterschiedlichen Kohorten
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der DDR-Generationen geprigt waren. Menschen, relativ angepasst, die
in bescheidenem und verhiltnismiBig sicherem Wohlstand aufgewachsen
waren und die Vorteile des DDR-Bildungssystems genossen hatten. Viele,
die in Positionen auf der mittleren Leitungsebene gelangten, hatten eine
politisch geprigte, aber dennoch fachlich anspruchsvolle Universititsaus-
bildung hinter sich. Fachleute mit SED-Parteibuch mussten sich jedoch
auch im 40. Jahr der DDR der Letztentscheidung von Arbeiterfunk-
tioniren beugen.

Vergleicht man Aufsitze des Altkaders Klaus Sorgenicht mit Aufsitzen
von Rechtsprofessoren der Universititen oder von Richtern des Obersten
Gerichtes in den juristischen Fachzeitschriften Neue Justiz oder Staat und
Recht wird dieses Phinomen deutlich. Sorgenicht (Jahrgang 1923) war
lange Jahre als Abteilungsleiter im Zentralkomitee fiir Rechtsfragen
zustindig. Sein juristisches Wissen hatte er an der Moskauer Partethoch-
schule der KPdSU und in einem Fernstudium an der Deutschen Akademie
fiir Staats- und Rechtswissenschaft in Potsdam erworben. Bei allen gravie-
renden Mingeln, die das DDR-Rechtssystem aufwies, wirken die Aufsitze
der Fachjuristen filigran gegeniiber den ideologisch grobschlichtigen Aus-
fihrungen des Apparatschiks Sorgenicht zur Klassenfrage in der DDR-
Fachzeitschrift Neue Justiz. Noch in den 1970er Jahren zog er gegen »revi-
sionistische Lehren«, das war das Vokabular der 1950er Jahre, zu Felde,
die »der Konterrevolution in den sozialistischen Lindern die Tore [...] off-
nen.«** Besser kann man die kulturelle und intellektuelle Kluft innerhalb
der Apparate kaum illustrieren.

Die zweite Garde

In der politischen Herrschaftsriege »darunter« sah es nicht besser aus. Die
Ersten Sekretire der 15 SED-Bezirksleitungen waren alle im Vorkriegs-
deutschland geboren, der ilteste 1919 (Hans Albrecht, Suhl). Die meisten
waren 60 Jahre oder ilter, fiinf waren 1989 im Rentenalter, die Jingsten
1930 geboren (Christa Zellmer, Frankfurt; Giinter Jahn, Potsdam; Siegfried
Lorenz, Karl-Marx-Stadt). Der Altersdurchschnitt lag bei 62,6 Jahren.?
Die teilweise selbst schon tiberalterten Personen waren die »geborenenc
Nachriicker fiir das Politbiiro oder andere Spitzenfunktionen im SED-
Staat. Dass ein Funktionir wie Hans Albrecht 21 Jahre auf seinem Posten
in Suhl gesessen hatte, mochte jiingeren Funktioniren aus der Rethe der
Kreissekretire der SED wenig Hoftnung auf baldige Beforderung und ent-
scheidende Personalverinderungen machen. Die obere Nomenklatura war
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auflange Zeitriume und Kontinuitit eingerichtet, nicht auf Krisen, Dyna-
mik und Reformen. Das nach den Rhythmen der Parteitage, also in Fiinf-
jahresplinen, getaktete Nomenklatursystem?* musste unter Druck geraten,
als die DDR spitestens Mitte 1989 von der Krise erfasst wurde.

Die SED-»Hoffnungstriger« der zweiten Reihe — die Krenz’ und
Modrows — waren selbst so lange im System mitgelaufen, dass ithnen die
Mehrheit der DDR-Bevolkerung kaum wirkliche Neuerungen zutraute.
Egon Krenz litt sichtlich unter dem »Prinz-Charles-Syndrom«. Er hatte
als Kronprinz so lange ausgeharrt, dass er eigentlich schon nicht mehr
fiir die Thronfolge infrage kam. Der oberste Herrschaftsapparat im SED-
Zentralkomitee war dermallen auf Kontinuitit, Kontrolle und die Person
Honecker zugeschnitten, dass programmatische Erneuerungen dort gar
nicht wachsen konnten. Der mit dem Perspektiv- und Nachfolgekader-
status verbundene Anpassungsdruck erzeugte HasenfiiBigkeit. Von Krenz
wird tibereinstimmend berichtet, dass er von den ZK-Mitarbeitern aus sei-
ner alten FDJ-Riege geradezu zum Handeln getrieben werden musste.*

Je mehr sich die Krise im Spitsommer und Frithherbst 1989 zuspitzte,
desto mehr musste die erste vollstindig in der DDR sozialisierte Genera-
tion unter den Spitzenfunktioniren befiirchten, dass die beiden Genera-
tionen vor ithnen alles »in den Sand setzen« und damit auch ihre personliche
politische Zukunft gefihrden wiirden. Aber auch sie befanden sich in dem
geschilderten Dilemma: Einerseits durften (und wollten) sie nicht zu frith
starten, sonst hitten die Alten ihre Karriere noch jih beendet. Anderer-
seits durften sie nicht zu lange warten, wenn sie nicht alles aufs Spiel setzen
wollten. Aus dieser Gemengelage zwischen den Generationen an der Spitze
entstand letztlich dieses Hin und Her, das in entscheidenden Augenblicken
wechselweise zu Uberreaktionen und Lihmung fiihrte. Allerdings hatten
die unterschiedlichen Gruppierungen das gemeinsame Ziel, die Revolu-
tion letztlich einzudimmen. Nur die Mittel waren verschieden.

Betonkopfe

Bei der Filschung der Kommunalwahlen im Mai 1989 war die alte Welt
der SED noch in Ordnung. Kein namhafter Funktionir begehrte wirk-
lich gegen die Filschung der Kommunalwahlen auf. Ein Kreissekretir wie
Heinz Vietze (Jahrgang 1947) in Potsdam schiichterte kritische Nachfrager
nach Erinnerung ehemaliger Genossen sogar ein.?* Noch im Frithsommer
1989 versuchte der Erste Sekretir der SED-Kreisleitung in der damaligen
Bezirksparteischule die Basis auf eine martialische Linie einzustimmen:
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»[...] wir haben keinesfalls die Absicht, uns in den Klassenkampfen in
den Schiitzengriben zu verkriechen [...] In dem Moment, wo der Klas-
sengegner zum offenen Kampft tibergeht, diskutiere ich nicht tiber das
Niveau der Schiitzengrabenzeitung, sondern gehe in den Kampf. Der
Gegner hat [dafiir] das Diffamierungswort »Betonkopfe« erdacht. Doch
[...] ich sage, lieber ein Betonpfeiler, an dem die Feinde zerbrechen, als
eine weiche Birne, die an der Politiknaivitit zerschellt.«*

Am Republikfeiertag, dem 7. Oktober 1989, schlug die Potsdamer Kreispo-
lizei im politischen Verantwortungsbereich des ersten Kreissekretirs Vietze
noch wahllos auf Demonstranten ein und lie Dutzende festnehmen. Vietze
argumentierte noch 1999, die Polizei habe nur das Volksfest zum Republik-
feiertag schiitzen wollen.? Doch Vietze, ein intellektuell eher durchschnitt-
licher und provinzieller Typ, aber ein gewiefter Taktiker, gehorte schlieBlich
zu den SED-Funktioniren, die sich auf die Entmachtung Honeckers hin
orientierten. Da von der Massenfestnahme im Potsdamer Kessel auch Kinder
von Funktioniren und Auslinder betroffen waren, musste der Kreissekretar
letzten Endes der Freilassung aus dem Zufithrungspunkt zustimmen. Vietze
war einer der ersten, die mit Vertretern der verfemten Oppositionsgruppe
Neues Forum die sogenannten Rathausgespriche fiihrten.?” Er beerbte dank
der Krenzschen »Wende« seinen Ersten Bezirkssekretir. SchlieBlich gehorte
er zu jenen jingeren Funktioniren, die nach Berlin fuhren, um das Ende
von Krenz und seinem Politbiiro zu fordern, als sich der Volkszorn nicht
eindimmen lieB.*" Vietze, der seit FDJ-Zeiten unter seinesgleichen in die-
ser Altersgruppe in der DDR gut vernetzt war, sal} schlussendlich Anfang
Dezember im Arbeitsausschuss der SED. Dieses Gremium tbernahm in
einer wilden Ubergangsphase, in der die SED zur SED-PDS mutierte, die
Rolle von Zentralkomitee und Politbiiro der SED. In der Rede Vietzes auf
dem Umwandlungsparteitag Anfang Dezember 1989 ist viel vom Erhalt des
Apparates die Rede, wenig von programmatischer Erneuerung.”!

Palastrevolten

Vietze war ein Exponent der dritten und vierten Reihe der SED, die durch
Schachziige oder Basisrevolten im November die alten Ersten Bezirksse-
kretire ersetzten. Der Altersdurchschnitt fiel von etwa 66 auf 47 Jahre, was
den Generationswechsel verdeutlicht.’* Allerdings waren vier schon vorher
Bezirkssekretire und fiinf Erste Kreissekretire gewesen.”> Wie viele von
den Jingeren schon in den Kaderprognosen fiir hohere Positionen der SED
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gesetzt waren, ist bislang nicht nachvollziehbar. Die SED hat diese Kader-
unterlagen vermutlich noch 1990 unter dem neuen Vorsitzenden Gregor
Gysi vernichtet.>* Auch wenn die Personalentscheidungen die Berliner
Ebene um Egon Krenz oft iiberrollten,® diirfte es einige ohnehin geplante
Karrieren gegeben haben. Bei Vietze ist das offenkundig. Die Palastrevolte
beschleunigte nur eine Beférderung, die ohnehin vorprogrammiert war.

Eine intellektuell wendigere Variante von Heinz Vietze war Roland
Wotzel (Jahrgang 1938). Der Jurist und ehemalige SED-Bezirkssekretir
fiir Wissenschaft und Erziehung in Leipzig wurde als einer der »Leipziger
Sechs« bekannt. Zusammen mit dem Gewandhauschef Kurt Masur war-
fen sie ihren Namen fiir ein friedliches Ende der Montagsdemonstration
am 9. Oktober in die Waagschale. Wotzel riickte dann im November zum
Ersten Sekretdr der SED auf und saB3 schlieBlich auch im Arbeitsausschuss
der SED.

Dieser Arbeitsausschuss aus der Zeit der SED nach Egon Krenz ver-
korpert wie kein anderes Gremium die Funktionirsgeneration im Warte-
stand. 60 Prozent waren in den 1940er Jahren oder danach geboren, also
politisch bewusst erst in der DDR aufgewachsen. Altere verdankten ihre
Zugehorigkeit zu diesem Gremium meist einem Karriereknick im alten
System, was sie als Erneuerer zu pridestinieren schien.

Diese Frondeure wollten noch ihren Staat retten, trugen aber durch ihre
Palastrevolten zur Dynamisierung der Revolution und zum Untergang der
DDR bei. Sie mussten zwar Machtverluste im Vergleich zu den Positionen
hinnehmen, die ihnen beim Weiterbestehen der DDR gewinkt hitten. Es
gelang ithnen aber, die SED vor dem Untergang zu retten, was im Dezem-
ber 1989 keine Selbstverstindlichkeit war.”” Das ermdglichte manchem
aus dieser Generation zumindest, seine Politkarriere fortzusetzen. Heinz
Vietze zum Beispiel war lange Jahre der ranghdchste SED-Kader in einem
Landesparlament. Er war von 1990 Mitglied des Landtages von Branden-
burg, ab 2004 sogar Mitglied des Prisidiums. Von 2007 bis 2012 war er
Vorstandsvorsitzender der Rosa-Luxemburg-Stiftung.”® Gregor Gysi, der
gegen Ende der DDR als Nomenklaturkader die Anwaltschaft der DDR.
reprasentierte, fithrt bekanntermaflen heute die groBte Oppositionstrak-
tion im Deutschen Bundestag an.

Eher mangelnde Vorstellungskraft als Unfahigkeit

Angesichts des Kollaps der DDR wird in der Regel die Unfihigkeit der
SED-Fiihrung zur Reform betont.”” Unter diesem Blickwinkel bleibt
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jedoch die Frage auf der Strecke, ob es auf den mittleren und unteren
Ringen tiberhaupt Vorstellungen zu moglichen Verinderungen gegeben
hat. Und ob nicht die geringe Widerstandskraft des Systems auch damit
zusammenhing, dass viele zwar wussten, dass es eben so nicht weiterge-
hen konnte, aber ausgebremst wurden, wenn sie etwas verindern wollten.

Fiir die Einsicht, dass man in der Wirtschaft nicht wie bislang weiterma-
chen konnte, bendtigte man kein Volkswirtschaftsstudium: Der Blick in
relevante Industriebetriebe zeigte, wie verschlissen die Anlagen waren.*’
Westberliner Smogalarme indizierten die Emissionen im Siiden der DDR.
Ganze Altstidte verfielen, die Wohnungsfrage war mitnichten gel6st, die
schnell hochgezogenen Plattenbauten zeigten offenkundige Baumingel.
StraBen waren nicht nur in der Provinz holprig, Gehwege in Dérfern zum
Teil gar nicht gepflastert, manche Eisenbahnhauptlinie seit der Demontage
durch die sowjetische Besatzungsmacht nach dem Kriegsende nach wie vor
einspurig. Es war mehr Geld als Ware im Umlauf, die D-Mark praktisch
eine Zweitwihrung. Dies alles waren Zeichen, dass die Entwicklung sta-
gnierte oder sogar riickwirts lief.

Reformvorschlage innerhalb der SED verhallen ungehért

In Vorbereitung des XII. Parteitages der SED hatten Wirtschaftswissen-
schaftler interne Diskussionen begonnen, die freilich vom zentralen Partei-
apparat gedeckelt wurden. Doch ohne derartige Vortiberlegungen wire
es kaum denkbar gewesen, dass ab Anfang November Wirtschaftswissen-
schaftler in DDR-Zeitungen Position bezogen und Tabuthemen wie die
Gleichbehandlung von Eigentumsformen, den Abbau von Planung und
Bilanzierung, die Selbststindigkeit der Betriebe, Gewerbefreiheit, Preis-
reform, Kooperation mit westlichen Firmen bis hin zum joint venture an-
schnitten. In der Summe liefen ihre Reformvorschlige auf eine deutliche
Stirkung marktwirtschaftlicher Elemente hinaus.*!

Auch manche Kombinats- und VEB-Direktoren hatten schon vorher
vorsichtig jiingere Mitarbeiter und Genossen in ihren Betrieben ermun-
tert, sich Gedanken tiber einen Umbau zu machen. Zu ihnen gehéorte auch
Richard Schimko. Der Forschungsdirektor im Berliner Werk fiir Fern-
sehelektronik (WF) hatte zugleich als SED-Volkskammerkandidat einen
gewissen Parteistatus inne.*” Er lieB seinen Ingenieuren und den Mitglie-
dern der Parteiversammlung schon vor 1989 einen gewissen Freiraum fiir
kritische Diskussionen. Es ist insofern kein Zufall, dass an einer der kri-
tischsten Parteistromungen auch zwei ehemalige Parteisekretire der For-
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schungs- und Entwicklungsabteilung des WF beteiligt waren. Die soge-
nannte WF-Plattform, in der Parteikritiker aus dem WF, dem Rundfunk
und der Akademie der Wissenschaften zusammenarbeiteten, stand fiir eine
radikale Erneuerung der SED bis hin zur Auflésung und Neugriindung
einer sozialistischen Partei.*> Dieser Ansatz wurde von den Machtstrate-
gen des Arbeitsausschusses der SED durchkreuzt, der SED-Parteitag vor-
gezogen, die Partei 1989/90 mit Mitgliedern, Personal und Vermogen zur
SED-PDS umgewandelt.

In verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen lassen sich Reformvor-
schlige durch Fachleute nachweisen. Teilweise wurden sie sogar von
Funktioniren der mittleren oder regionalen Ebene unterstiitzt, aber letzt-
lich nie realisiert. In den Unterlagen zu den Deponien fiir den »West-Miill«
im Bezirk Potsdam finden sich zum Beispiel Pline zur Sanierung der soge-
nannten Westmiilldeponie. Es sollte verhindert werden, dass Giftmiill aus
Westberlin das Grundwasser im Havelland verseuchte. Dieser Sanierungs-
plan wurde erst nach der Deutschen Einheit von der Brandenburgischen
Landesregierung realisiert. Beteiligt waren DDR-Fachleute, die schon vor
1989 vor der Wasserverschmutzung gewarnt hatten. Vor 1989 waren die
Pline daran gescheitert, dass die Deviseneinnahmen aus den Westmdiillde-
ponien nicht fiir den Umweltschutz reinvestiert, sondern an den defiziti-
ren zentralen Staatshaushalt abgefiihrt werden mussten.**

Unzufriedenes MfS

Selbst in Bereichen der inneren Repression herrschte Unzufriedenheit
mit Honeckers Politik. Einerseits setzte das MfS zur Abschreckung der
Ausreisebereitschaft auf Kriminalisierung und Haft. Andererseits durch-
kreuzte Honecker diese Strategie immer wieder, indem er aus Griinden des
internationalen Prestiges und der 6konomischen Abhingigkeit vom Wes-
ten Strafverfahren und Haftstrafen kassierte, milderte oder durch Freikauf
und Entlassungen in den Westen faktisch eine Amnestie gewihrte. Der
Chef der Untersuchungshauptabteilung des MfS, der fiir die Vorbereitung
der politischen Prozesse zustandig war, beklagte schon 1987, dass Geting-
nisstrafen durch den Freikauf »ihrer abschreckende Wirkung gegeniiber
hartnickigen Ubersiedlungssuchenden weitergehend« beraubt worden
waren.* Die Untersuchungsfithrer des MfS reagierten unterschiedlich auf
diese Diagnose. Die Traditionalisten wollten am liebsten alte tschekisti-
sche Praktiken verstirken. Aber einige, besser ausgebildete Modernisie-
rer schlugen einen anderen Weg vor. Die abschreckenden Gesetze gegen
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Fluchten sollten zwar erhalten blieben, aber ansonsten bei Ausreisekandi-
daten nur noch solche Straftaten verfolgt werden, die international aner-
kannt waren, um dadurch die Akzeptanz der DDR zu stirken. Von dieser
Position war es bis zur Forderung nach einer Entriimpelung des (politi-
schen) Strafrechts gar nicht so weit.*

Letzter Versuch: Sozialistischer Rechtsstaat

Hinter den Kulissen herrschte unter Juristen ohnehin ein Streit zwischen
denen, die das 1988 eingefiihrte Schlagwort vom »sozialistischen Rechts-
staat« nur als ein Etikett ansahen und jenen, denen es um eine Verbes-
serung der Menschenrechtssituation und ein Mehr an Rechtsstaat ging.
Manche dieser Diskussionen fithrten in direkter Linie zum 6. Strafrechts-
inderungsgesetz von 1990, das die freigewihlte Volkskammer kurz vor der
Deutschen Einheit verabschiedete.*” Es gab vor der Friedlichen Revolu-
tion freilich Tabus — die Grenze, den Paragrafen 213 (Republikflucht),
informelle Ermittlungsmethoden des MfS, die Prirogative der Partei, den
Sozialismus als Staatsziel —, die keiner der systemimmanenten Diskutanten
zu berithren wagte und vielleicht auch gar nicht bertihren wollte. Insofern
spielten sich diese Diskussionen innerhalb von Grenzen ab, die die Mehr-
heit der Bevolkerung nicht akzeptierte.

Das wird deutlich an Positionen des Diskussionszirkels fiir einen mo-
dernen Sozialismus an der Humboldt-Universitit. Eine Exponentin, die
Juristin Rosemarie Will, plidierte zwar fiir eine groere Offenheit und
Normentreue bei juristischen Entscheidungen, sie verwehrte sich aber
gegen einen Pluralismus, der nicht an die Verfassungsziele des Sozialis-
mus gebunden gewesen wire. Konsequent plidierte sie im Oktober 1989
fiir eine Legalisierung der Sammlungsbewegung Neues Forum. Parteien,
wie die neu gegriindete sozialdemokratische SDP, sollten jedoch auf
»Verfassungsfeindlichkeit« tiberpriift werden: »Der Staat darf und muss
die Titigkeit unterbinden, wenn Verfassungsfeindlichkeit vorliegt«, argu-
mentierte sie.*® Diese Denkfigur hitte es noch in der Krenz-Ara erlaubt,
eine juristische, verfassungsmiBig abgestiitzte Kriminalisierung von Grup-
pierungen wie der sozialdemokratischen SDP durchzusetzen, deren Pro-
grammatik dem Sozialismusgebot und der fithrenden Rolle der Partei der
Werktitigen zuwider lief.*’
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Fazit: Selbstblockade

Es ist fraglich, ob und wann die im Staats- und Parteiapparat diskutier-
ten Reformen tiberhaupt eine Chance auf Realisierung gehabt hitten. Der
Machtblock der Altvorderen aus der Aufbaugeneration stand davor. Als
einen sich aufstauenden, aber in seiner politischen Entfaltung gleichwohl
nachhaltig blockierten Unmut beschreibt ein SED-Insider die Situation
vor dem Herbst 1989.%” Die SED »entbehrte weithin einer konzeptionellen
Basis und eigener, verinnerlichter programmatischer Identitit.« Man sollte
lieber deutlicher von Selbstblockaden dieser SED-Zirkel sprechen, auch
weniger von »Reformern« als vorsichtiger von »Nicht-Dogmatikern« oder
bestenfalls »Modernisierern« in der SED.

Die Rolle dieser »Nicht-Dogmatiker« in der SED sollte weder quanti-
tativ noch inhaltlich iiberschitzt werden. Sicher gab es so etwas wie eine
»Basisbewegung« innerhalb der SED und auch eine »Basisrevolte«.’! Diese
wurde aber so spit sichtbar und nur bedingt handlungsmichtig, dass sie im
Gesamtprozess der Umwandlung der DDR eher eine »Nachhut« denn eine
»Avantgarde« war.>®> Nichtsdestotrotz kam ihr im November und Anfang
Dezember 1989 eine wichtige Rolle dabei zu, die SED und ihre Herrschaft
weiter zu schwichen. Insofern stimulierten diese Basisrevolten die Fried-
liche Revolution und halfen gleichzeitig, sie abzusichern.

Es ist unbestritten das Verdienst der Ausreise- und Biirgerrechtsbewe-
gung und »der Leipziger, tiberhaupt die ersten Breschen in die SED-Fes-
tung geschlagen zu haben.

Die ersten Aufrufe des Neuen Forums, insbesondere der »Problem-
aufriss« und der »Aufruf an die SED-Mitglieder« erwecken allerdings
den Eindruck, dass sich die Reformeliten auBBerhalb der Partei hier an die
modernisierungsbereiten Eliten in der Partei und weniger an die breite
Masse wandten.*® Im Grunde wurden letztlich beide Gruppierungen von
der Volksbewegung auf der Uberholspur zur Deutschen Einheit eingeholt
und iiberholt.

Anders als in anderen klassischen Revolutionen brach keine Region,
keine offizielle Institution (abgesehen von der Kirche) wirklich rechtzeitig
aus dem System Honecker aus. Das Einlenken der Modrows, Berghofers
und Wotzels in Dresden und Leipzig bleibt verdienstvoll, weil es das Risiko
einer Eskalation der Gewaltspirale entscheidend minderte. Als Angebot
der SED fiir die breite Bevdlkerung kam es ebenso zu spit wie die Krenz-
schen Aktions- und Erneuerungsprogramme. Das System Honecker in der
kleinen DDR war so hermetisch, dass alle Verantwortungstriger bis zum
Schluss mitmachten, obwohl viele wussten, dass es so nicht weitergehen
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konnte. So funktionierte das System irgendwie weiter, wihrend es gleich-
zeitig mangels wirklicher Uberzeugung unterspiilt wurde. So kollabierte
es vergleichsweise schnell, als durch den aufgestauten Biirgerunmut von
einem Tag auf den anderen neue Spielregeln galten.
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Wahlplakat des Biindnis 90 zur Volkskammerwahl 1990.

Christopher Banditt

Das »Kuratorium fiir einen demokratisch
verfassten Bund deutscher Lander«

in der Verfassungsdiskussion der
Wiedervereinigung

In der allgemeinen Erinnerung ist von der Verfassungsdiskussion, die sich
zur Zeit der Wiedervereinigung entspann, vornehmlich der »Artikelstreit«
im Gedichtnis geblieben. Dabei ging es um die Frage, ob die Einheit tiber
Grundgesetzartikel 23, der den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik vor-
sah, oder iiber Artikel 146 und somit auf der Grundlage einer neuen Ver-
fassung, zu vollziehen sei. Dass insbesondere von Akteuren, die eine Ver-
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einigung allein nach Artikel 23 ablehnten, auch bereits inhaltliche Impulse
fiir eine neue Verfassung ausgingen und wie diese aussahen, soll im Fol-
genden skizziert werden.

Artikel 23 GG

Der Artikel 23 formulierte, dass das Grundgesetz »[ijn anderen Teilen
Deutschlands [...] nach deren Beitritt in Kraft zu setzen« sei. Dieser war
bereits 1957 beim Beitritt des Saarlands zur Bundesrepublik zur Anwen-
dung gekommen. Die Befiirworter eines Beitritts der DDR zur Bun-
desrepublik argumentierten, dass so das Grundgesetz als »erfolgreichste
Verfassung der deutschen Geschichte« erhalten werden konne.! Die vom
Grundgesetz ausgehende Stabilitit sei von besonderer Bedeutung fiir den
gesamten Einigungsverlauf, da sich auf diesem Verfassungsfundament die
raulergewohnliche Anstrengung auf dem Gebiete der Wirtschafts- und
Wihrungspolitik und der Gesetzgebung [...] besser bewerkstelligen 140¢,
als wenn erst einmal ein neues rechtliches Fundament fiir alles gesucht
wird«.?

Die Zustimmung zum Grundgesetz, die von den Westdeutschen durch
die Partizipation am politischen System — als ein plébiscite de tous les jours —
demonstriert werde, hitten auch die Ostdeutschen mit der Volkskam-
merwahl am 18. Mirz 1990 gegeben, bei der schlieBlich die Allianz fiir
Deutschland durch ihr Eintreten fiir eine Vereinigung nach Artikel 23
gewonnen habe. Somit wachse dem Grundgesetz Legitimitit von allen
Deutschen zu. Das Grundgesetz sei ohnehin »von Anfang an auch als Ver-
fassung fiir das ganze deutsche Volk entworfen« worden.”? Jene Deutschen
aus der DDR wiirden nun »dem Grundgesetz beitreten und mit diesem
freiwilligen Akt ihre damals verhinderte Mitwirkung nachholen«.*

Auch in auBenpolitischer Hinsicht sei der Weg nach Artikel 23 der rich-
tige: Um Nachbarn und Biindnispartnern zu versichern, dass mit der Ver-
einigung kein aggressiver deutscher Nationalstaat wieder erstehe, konne
mit der verfassungspolitischen auch auBenpolitische Kontinuitit demons-
triert werden. Ferner habe die gegenwirtige aullenpolitische Situation
ein gilinstiges Zeitfenster fiir eine Wiedervereinigung gedffnet, das nicht
ungenutzt bleiben diirfe. Und nur nach Artikel 23 sei eine ziigige Vereini-
gung moglich, worauf insbesondere die CDU/CSU insistierte.
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Artikel 146 GG

Artikel 146, nach dem das Grundgesetz seine Giiltigkeit verliert »an dem
Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke
in freier Entscheidung beschlossen worden ist«, war fiir seine Beflirworter
die lex specialis, also gegentiber Artikel 23 die vorrangige Bestimmung zum
Vollzug der Einheit.> So habe schlieBlich der Parlamentarische Rat nur
eine provisorische Verfassung fiir die Ubergangszeit der Teilung geschaf-
fen. Durch den seinerzeitigen Verzicht auf eine verfassunggebende Ver-
sammlung und eine Volksabstimmung tiber die Annahme des Grundgeset-
zes besitze dieses »keine ausreichende Legitimitit im Sinne einer modernen
demokratischen Verfassungstheorie«.® Dieses Defizit kénne nun mit der
Ausarbeitung und Verabschiedung einer gesamtdeutschen Verfassung, die
»in weiten Teilen auf dem Bewihrten des Grundgesetzes aufbauen kanng,
beseitigt werden.” Ferner konnten somit die Wiedervereinigung demokra-
tisch abgesichert und Impulse fiir das Zusammenwachsen generiert wer-
den; der historische Augenblick diirfe nicht vertan werden, »den Prozel3
der staatlichen Vereinigung im klaren politischen BewuBtsein der Konsti-
tuierung einer Staatsbiirgernation zu vollziehen«.® Insbesondere der Leis-
tung der DDR-Biirgerinnen und Biirger, die sich eben noch ihre Freiheit
und mithin das Recht auf Teilhabe und Mitsprache in einer Friedlichen
Revolution erkimpft hatten, miisse mit einem gleichberechtigten konstitu-
tionellen Neubeginn Rechnung getragen werden. Uber den Weg einer
gemeinsamen verfassunggebenden Versammlung konne moglicherweise
Bewahrenswertes von ostdeutscher Seite eingebracht werden.

Um den Artikelstreit, der bald wie ein »Glaubenskrieg« anmutete,
zu entspannen, wurde von verschiedenen Seiten ein kombinierter Weg
entworfen: erst ein Beitritt nach Artikel 23 und dann die Einberufung
einer verfassunggebenden Versammlung nach Artikel 146.” Damit sollte
der Zeitvorteil des Beitritts verbunden werden mit der Identitits- und
Legitimititsfunktion einer neuen, vom Volk verabschiedeten Verfassung.

Union fiir Vereinigung nach Artikel 23 GG

Am 11. Februar 1990 erklarte der Bundeskanzler und CDU-Vorsitzende
Helmut Kohl nach einer Moskaureise dem ZDF:

»Wir werden eine neue Verfassung zu schaffen haben [...] Ich bin dafiir,
daB3 das, was sich bewahrt hat, und zwar auf beiden Seiten, von uns
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tibernommen werden soll. Es gibt auch Entwicklungen in der DDR in
diesen 40 Jahren, die es sich sehr lohnt anzusehen. Ich bin ganz und gar
dagegen, eine Position einzunehmen, die auf Anschluf} hinausgeht.«!’

Man kann nur spekulieren, ob dies eine Konzessionsaussage gegeniiber
den Gstlichen Verhandlungspartnern war. Denn wenig spiter nahm Kohl
einen anderen Standpunkt ein. Fortan blieb fiir ihn und die Union der
Beitritt nach Artikel 23 der »Konigsweg zur deutschen Einheit«.!" Am
6. Mirz 1990 hatte sich die Bonner Regierungskoalition unter Fithrung
der CDU »darauf geeinigt, den Weg zur Einheit nach Artikel 23 GG zu
gehen«.!? Kurz darauf entschied das Parteienbiindnis aus Ost-CDU, Deut-
scher Sozialer Union (DSU) und Demokratischem Aufbruch (DA) die ers-
ten freien Volkskammerwahlen in der DDR mit beinahe absoluter Mehr-
heit fiir sich. Diese »Allianz fiir Deutschland« trat ebenfalls fiir den Beitritt
der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes nach Artikel 23 ein, der
schlieBlich am 23. August 1990 von der Volkskammer mit 294 zu 62 Stim-
men bei sieben Enthaltungen beschlossen wurde. Dagegen votierten die
fiir eine weiterhin souverine DDR einstehende PDS-Fraktion, die Hilfte
der Abgeordneten von Biindnis 90/Die Griinen, ein Fraktionsloser und
zwei SPD-Abgeordnete.

SPD, FDP und Griine im Artikelstreit

Wenngleich die Ost-SPD den Vereinigungsweg nach Artikel 146 ver-
folgte, hatte diese sich nach dem erntichternden Ergebnis der Wahlen
vom 18. Mirz 1990 in eine Koalition unter Fiihrung der CDU begeben
und bekannte sich notgedrungen zu Artikel 23, um Einfluss auf die Aus-
handlung der Beitrittsmodalititen nehmen zu kénnen." Die West-SPD
folgte nicht uneingeschrinkt ihrem Ehrenvorsitzenden Willy Brandt in
seinem Werben fiir die deutsche Vereinigung. Deren Kanzlerkandidat
Oskar Lafontaine personifizierte die gemischten Gefiihle zur Einheit,
womit er auch dem Grundgefiihl der westdeutschen Mehrheit entsprach.'
Zwar lehnte die West-SPD die deutsche Vereinigung mitnichten ab, aber
sie verfolgte einen lingerfristigen Weg des Zusammenwachsens — priori-
sierte also insgesamt eher Artikel 146. Als sich die Vereinigung via Bei-
tritt abzeichnete, plidierte sie fiir den »Weg des gestreckten Artikels 23
mit der Folge des Artikels 146«."> Durch das politische Gewicht, das sie
in Volkskammer, Bundestag und Bundesrat hatte, konnte die SPD Artikel
146 in leicht abgewandelter Form erhalten und die Empfehlung zur spi-

48



Christopher Banditt, Kuratorium fiir demokratisch verfassten Bund deutscher Lander

teren Beschiftigung mit seinen Moglichkeiten im Einigungsvertrag fest-
schreiben lassen.

Die westdeutsche FDP folgte prinzipiell ihrem Regierungspartner auf
dem Vereinigungsweg nach Artikel 23. Gleichwohl stand sie einer Uber-
arbeitung des Grundgesetzes nicht ablehnend gegeniiber, erachtete aber
eine »grundsitzliche Neugestaltung« als »nicht notwendig«.!® Bundesau-
Benminister Hans-Dietrich Genscher pliadierte nach Vollzug des Beitritts
fiir eine Volksabstimmung tiber das Grundgesetz als Verfassung des geein-
ten Deutschlands auf der Grundlage des Artikels 146 neuer Fassung.!”

Bei den westdeutschen Griinen verursachte ein links-intellektuelles
Widerstreben gegen einen vereinten deutschen Nationalstaat, das etwas
abgeschwichter auch in Teilen der SPD zu finden war, eine abwehrende
Einstellung zur Deutschen Einheit — bis schlieBlich »nicht mehr das Ob
der Vereinigung [...], sondern nur noch das Wie« diskutiert wurde.'® Dann
forderten sie die »Volksabstimmung zur Vereinigung der beiden deutschen
Staaten und verfassunggebende Versammlung statt Anschlufl der DDRg,
so der Titel eines Antrags im Bundestag.'!” Auch iiber den 3. Oktober 1990
hinaus postulierten sie die Anwendung des Artikels 146. Anlisslich dieses
Datums fragte Joschka Fischer ostentativ: »[W]arum fiirchten dann Herr
Kohl und seine Koalition einen Verfassungsprozel3 zur demokratischen
Gestaltung der Einheit nach dem Beitritt der DDR wie der Teufel das
Weihwasser? Traut man dem Volk und seiner Demokratie nicht viel Gutes
zu?®” Und er gab den Ostdeutschen lakonisch mit auf den Weg, dass nach
threm Beitritt zur Bundesrepublik »kaum etwas von Euerm Beitrag iibrig-
bleiben [wird] zu diesem Deutschland«.?!

Bei den ostdeutschen Griinen und der DDR-Biirgerbewegung sorgte
man sich insbesondere um den Beitrag, der von der Friedlichen Revolu-
tion im wiedervereinigten Deutschland erhalten bleiben wiirde. Das
Biindnis 90, das als Listenverbindung der Biirgerbewegungen Demokra-
tie Jetzt, Neues Forum und Initiative Frieden und Menschenrechte fiir die
Volkskammerwahl gegriindet wurde, warb zusammen mit den Griinen
im Wahlkampf mit der Losung: »Artikel 23: Kein Anschlull unter dieser
Nummerl« Eine Wiedervereinigung sollte tiberhaupt erst nach der Demo-
kratisierung der DDR und somit zwischen gleichberechtigten Verhand-
lungspartnern nach Artikel 146 vollzogen werden.??
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Kuratorium fur einen demokratisch verfassten Bund
deutscher Lander

Wie erwihnt hatte Artikel 146 in neuer Fassung tber den Tag der Wie-
dervereinigung hinaus Bestand und sah (beziehungsweise sieht noch
immer) das Ende des Grundgesetzes bei Verabschiedung einer neuen
Verfassung vor. Ungeachtet der Tatsache, dass damit eigentlich nur eine
Selbstverstindlichkeit abgebildet wird, denn das Volk als Triger des pou-
voir constituant, sprich als konstituierende Gewalt, kann sich jederzeit eine
neue Verfassung geben, stellte der Fortbestand dieser Regelung gewisser-
maBen den Rettungsanker fiir diejenigen dar, die weiter fiir eine neue
Verfassung eintraten.

So legte etwa die feministische Initiative »Frauen fiir eine neue Verfas-
sung« Vorschlige fiir eine neue Konstitution vor, deren Bestreben vornehm-
lich die Verbesserung der Frauenrechte war.? Fiir den Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) war es »eine politische Aufgabe ersten Ranges, soziale
Rechte fiir eine gemeinsame deutsche Verfassung durchzusetzen«.** Mit
entsprechenden Leitlinien und Bausteinen flir eine gesamtdeutsche Ver-
fassung versuchte der DGB, der Diskussion einen entsprechenden Impuls
zu geben.?

In exponierter Stellung befand sich hierbei das »Kuratorium fiir einen
demokratisch verfassten Bund deutscher Linder«, das am Vorabend des
17. Juni 1990 — dem damaligen Feiertag in Gedenken an den Volksaufstand
von 1953 — in Berlin als erste gesamtdeutsche Biirgerinitiative gegriin-
det wurde, »um eine breite 6ffentliche Verfassungsdiskussion zu férdern,
deren Ergebnisse in eine verfassunggebende Versammlung einmiinden sol-
len«, wie es im Griindungsaufruf hieB.?® Bei dessen Griindung gehorten
dem Kuratorium knapp 200 Mitglieder an. Zu ihnen zihlten zahlreiche
Personlichkeiten aus Wissenschaft, Politik und Kultur, wie Wolf Biermann,
Marianne Birthler, Jirgen Habermas, Fritz Pleitgen, Birbel Bohley, Otto
Schily, Angelica Domrése und Helmut Simon. Nach Tine Stein, der
damaligen Geschiftsfithrerin, ging der etwas umstindliche Name des
Kuratoriums auf Glinter Grass zurtick, der aus Ablehnung eines deutschen
Nationalstaats eher eine Foderation der deutschen Linder befiirwortete.?’
Eine neue Verfassung fiir Deutschland sollte, wie im Griindungsaufruf
anklang, westdeutsche Verfassungstraditionen und ostdeutsche Verfas-
sungsvorstellungen verschmelzen. Dazu sollte auf das Grundgesetz zurtick-
gegriffen werden und, da die DDR-Verfassung von 1968/74 freilich nicht
als Ideenquelle in Frage kam, auf den Verfassungsentwurf der Arbeits-
gruppe »Neue Verfassung der DDR« des Runden Tisches der DDR — als
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letztem »Schnappschuss« ostdeutscher Vertassungsvorstellungen —, der auf-
grund der frithen Volkskammerwahl 1990 keine Berticksichtigung mehr
gefunden hatte.?

Einige Mitglieder dieser Arbeitsgruppe, wie Tatjana Bohm, Erich
Fischer, Ulrich K. Preufl, Wolfgang Templin, Wolfgang Ullmann und
Rosemarie Will, fanden sich auch im Arbeitsausschuss des Kuratoriums
wieder. Weitere Ausschussmitglieder waren Gerald Hifner, Lea Rosh,
Hans-Peter Schneider, Jiirgen Seifert oder Tine Stein. Um eine neue Ver-
fassung nicht in isolierten Zirkeln zu entwerfen, veranstaltete das Kurato-
rium neben zahlreichen kleineren Veranstaltungen drei groB3e Kongresse in
Weimar (September 1990), Potsdam (Dezember 1990) und Frankfurt am
Main (Juni 1991), an denen insgesamt tiber 2000 Biirgerinnen und Biir-
ger teilnahmen und ihre Ideen einbrachten.?” Die aufgenommenen Anre-
gungen wurden in einen Verfassungsentwurf eingearbeitet.’” Diesem im
Juli 1991 der Offentlichkeit prisentierten Entwurf des Kuratoriums sollte
dennoch »nicht der Charakter des Letztverbindlichen anhaften«.’! »Mit der
Vorstellung des Verfassungsentwurfes soll die Verfassungsdiskussion nicht
beendet, sondern erst richtig aufgenommen und in eine breite Offentlich-
keit getragen werdene, lautete es in einer begleitenden Denkschrift.
Im Kuratorium, das ostdeutsche Biirgerrechtlerinnen und Biirgerrecht-
ler und westdeutsche Verfassungsreformerinnen und Verfassungsrefor-
mer vereinigte, erhoffte man sich von einer gemeinsamen Verfassungge-
bung Impulse fiir das Zusammenwachsen zu einer Zivilgesellschaft sowie
eine politisch-konstitutionelle Standortbestimmung des »neuen« Deutsch-
lands. Ulrich K. Preuf3 notierte: »Eine Gesellschaft, die sich eine Verfas-
sung gegeben hat, ist politisch intelligenter, wacher und iiber sich selbst
aufgeklirter.«”

Verfassungsentwurf des Kuratoriums

Implizit die Integrationsfunktion einer neuen Verfassung betonend, wur-
den in der Priambel des Kuratoriumsentwurfs sowohl die freiheitlich-
demokratischen Erfahrungen im westlichen als auch die demokratische
Revolution im o6stlichen Staat angefithrt. Der Entwurf verstand sich
nicht als Totalrevision, sondern vielmehr als »Aktualisierung und Fort-
entwicklung des Grundgesetzes«.’* Etwa sollte der Gleichberechtigungs-
grundsatz um eine »gleichberechtigte Teilhabe der Geschlechter in allen
gesellschaftlichen Bereichen« (Artikel 3) inklusive einer Frauen-Min-
ner-Paritit bei der Vergabe 6ffentlicher Amter (Artikel 33) erweitert wer-
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den. Auch wurden Kinder, ihre Interessen, Rechte und Schutzbediirftig-
keit mit einer besonderen Verfassungsstellung bedacht (Artikel 6). Um
Diktaturerfahrungen aus der DDR zu verarbeiten, aber auch um auf neue
Uberwachungsmoglichkeiten, Datenerhebungs- und -sammeltechniken
sowie Kommunikationsmdoglichkeiten zu reagieren, war ein Grundrecht
auf Schutz der Privatsphire und ein das Brief- und Postgeheimnis komplet-
tierendes Kommunikationsgeheimnis angedacht (Artikel 10).

Das im Grundgesetz wenig konkretisierte Sozialstaatsprinzip sollte
mit sozialen Grundrechten und Staatszielbestimmungen weiter ausge-
formt werden: Bildung (Artikel 7) und eine angemessene Wohnung (Arti-
kel 13a) als Menschenrechte. In Verbindung mit einem Recht auf Arbeit
sollte der Staat zur Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplitzen beizu-
tragen haben (Artikel 12a). Soziale Sicherung »im Alter und bei Krank-
heit, Pflegebediirftigkeit, Erwerbsunfihigkeit, Obdach- und Mittellosig-
keit« war als Biirgerrecht vorgesehen (Artikel 12b). Deutschland war
definiert als »ein republikanischer, demokratischer, sozialer und 6kolo-
gischer Bundesstaat« (Artikel 20). Die 6kologische Ausrichtung war eines
der Wesensmerkmale des Verfassungsentwurfs. Neben einer Informations-
und Dokumentationspflicht fiir alle die Umwelt beriihrenden staatlichen
Entscheidungen (Artikel 20a) wire die Haushalts- und Ausgabenpolitik
von Bund und Lindern dem Schutz der natiirlichen Lebensbedingungen
unterworfen gewesen (Artikel 104a, 109, 115). Ferner sollte der Umwelt-
minister eine Zustimmungspflicht — faktisch also ein Vetorecht — zu 6ko-
logisch bedeutsamen Vorhaben erhalten (Artikel 65). Ein Bundestagsaus-
schuss zur Technikfolgenabschitzung (Artikel 45) war ebenso wie ein
Okologischer Rat von Bundestag und Bundesrat zur Unterstiitzung der
Verwaltung und Gesetzgebung (Artikel 53b) vorgesehen.

Starkung der Legislative und der plebiszitiren Demokratie

Generell wurde im Kuratoriumsentwurf die Legislative gegeniiber der
Exekutive gestirkt. So wurden das freie Mandat der Bundestagsabge-
ordneten hervorgehoben (Artikel 38a) sowie die Rechte von Opposition
und parlamentarischen Minderheiten im Hinblick auf die Einsetzung von
Untersuchungsausschiissen und Akteneinsicht (Artikel 43b, 44) ausgebaut,
um einer »Ohnmacht des Parlaments [als] Gefahr fiir die Demokratie« vor-
zubeugen.” Neben der Zustimmung zu Gesetzen sollte auch die Zustim-
mung des Bundestages zu Verordnungen respektive deren Fortgeltung
erforderlich sein, damit die Regierung nicht auf diesem Wege Verfahren
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am Parlament »vorbeiregeln« kénne (Artikel 80). Grundsitzlich wurde die
Auskunfts- und Informationspflicht der Bundesregierung gegeniiber dem
Bundestag erweitert (Artikel 43a).

Die anzustrebende Betitelung »Bund deutscher Linder« fiir das neue
Staatsgebilde verriet einen weiteren Wesenskern des Kuratoriumsent-
wurfs: die Stirkung der Bundeslinder bei Zuriicknahme unitaristischer
Entwicklungen in 40 Jahren Bundesrepublik. Die Praxis der konkurrie-
renden Gesetzgebung sollte durch klare Abgrenzungen zwischen Bund
und Lindern minimiert und den Lindern mehr Gesetzgebungskompeten-
zen zugestanden werden (Artikel 72—74a). Demnach wire der Bundesrat
als permanente zweite legislative Kammer bei allen Gesetzesvorhaben des
Bundestages zustimmungspflichtig gewesen (Artikel 77). Zur Férderung
eines Europas der »starken Regionen« hitten auch die »auBenpolitischen
Kompetenzen« der Liander erweitert werden sollen (Artikel 32).

Eine Machtbeschneidung der Exekutive war auch zugunsten des direk-
ten Volkswillens vorgesehen. Nach Meinung der Mitglieder des Arbeitsaus-
schusses »wird die Beschrinkung auf den reprisentativen Parlamentarismus
der gewachsenen demokratischen Kultur und dem zunehmenden Bediirf-
nis der Biirgerinnen und Biirger nach Teilhabe nicht mehr gerecht«.’® Zur
Starkung der »Biirgerlegislative« sollte von jedem Biirger eine Volksinitia-
tive mit mindestens 100000 Unterstiitzern in den Bundestag eingebracht
werden konnen. Bei Ablehnung durch diesen hitten die Initiatoren beim
Bundestagsprasidium die Durchfithrung eines Volksbegehrens beantragen
kénnen. Bei einer Zustimmung von mindestens einer Million Stimmbe-
rechtigten innerhalb eines halben Jahres wire dieses Gesetzesvorhaben,
vorausgesetzt der Bundestag hitte es nach wie vor nicht umgesetzt, den
Wahlberechtigten als Volksentscheid vorgelegt worden (Artikel 82a). Dem
Kuratorium ging es weniger um das Produzieren erfolgreicher Volksent-
scheide als um den Beitrag des Verfahrens, »das politische System fiir neue
Inhalte und Politikformen zu &ffnen« und »politisches Engagement [zu]
térdern und damit die Auseinandersetzung und das Gesprich der Men-
schen Uber die sie selbst betreffenden gemeinsamen Angelegenheiten [zu]
stirken«.”” Nach Wolfgang Ullmann hitten iiberdies die Erfahrungen der
jiingsten DDR-Geschichte gezeigt, »dal} basisdemokratische Initiativen
aullerhalb des Parlamentes auch die gesetzgeberische Arbeit wirksam for-
dern kénnen«.*® Zudem sollten Biirgerbewegungen und -initiativen Ver-
fassungsrang erhalten und wiren — nicht zuletzt im Hinblick auf die mog-
liche Wihlbarkeit bei Wahlen — mit groeren Rechten ausgestattet worden
(Artikel 9a, 21).
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Kritik und Scheitern des Entwurfs

So ambitioniert der Kuratoriumsentwurf nicht nur inhaltlich, sondern
auch hinsichtlich der Fiille an Reformanstofen war, so wenig wunder
nimmt die Kritik daran. Sein hohes Mal3 an Verrechtlichung hitte dem
politischen Raum einiges an Materie entzogen. Dies brachte dem Ent-
wurf den Vorwurf ein, auf »Verfassungsperfektionismus« zielend zu wenig
der oftentlichen Sphire zu iiberlassen. Moniert wurde, dass die Autorin-
nen und Autoren zwar den politischen Prozess pluralisieren wollten, »dal3
sie aber zur gleichen Zeit das Grundgesetz mit lauter Forderungen aus
einem politischen Spektrum fiir alle verbindlich aufladen und zementie-
ren mochten«.”” Fiir den Staatsrechtler Klaus Stern gehorte »[a]ll das, was
an Verinderungswiinschen auf den Tisch gelegt worden ist, soziale Grund-
rechte, plebiszitire Komponenten, neue Staatsziele [...] tiberhaupt nicht in
eine Verfassung«.*” Staatszielbestimmungen konnten schlieBlich nicht iiber
den Charakter von Absichtserklirungen hinausgehen und soziale Grund-
rechte zeitigten wiederum Eingriffe in Freiheitsrechte. Wolt-Dieter Narr,
selbst Mitglied im Arbeitsausschuss des Kuratoriums, der sich nach eigenen
Angaben mit seiner Minderheitenmeinung nicht hatte durchsetzen kon-
nen, kritisierte, dass Staatsziele als nicht einklagbare Rechte den Rechts-
anspruch der Grundrechte generell verwissern wiirden, und sie wirkten
»aulerdem potentiell undemokratisch, Biirokratie in jeder Hinsicht for-
dernd«.*! So beklagte er auch die neu zu schaffenden Institutionen wie
Okologischer Rat und Technikfolgenausschuss: »Sachverstindige und kein
Ende statt Demokratisierung.«*

Seitens der Bundesregierung trafen die Bestrebungen zu einer neuen
Verfassung auf viel grundsitzlicheres Ablehnen. Sie hielt es fiir schidlich,
»unser bewihrtes Grundgesetz in Frage zu stellen«, denn jenes »diirfte
auch fiir die 16 Millionen Landsleute in der DDR von Vorteil sein«.*
Wihrend SPD und Griine dem Ansinnen des Kuratoriums wohlwollend
gegeniiberstanden beziehungsweise es unterstiitzten, schien es insbeson-
dere der CDU/CSU »geradezu groteske, dass, nachdem sich das Grund-
gesetz den sozialistischen Gesellschaftsformen als tiberlegen erwiesen habe,
dieses geindert werden solle.** Inmitten der Konfliktlinien der alten —
und neuen — Bundesrepublik bewahrheitete sich, dass Verfassungsfragen
urspriinglich Machtfragen sind, wie schon Ferdinand Lassalle konstatiert
hatte.* Und an der dominierenden Kraft im Land gelang auch das Kurato-
rium mit seinen Bestrebungen, die Wiedervereinigung bei den Menschen
konstitutionell zu verankern, nicht vorbei. Am 14. Mai 1991 hatte CDU-
Innenminister Wolfgang Schiuble im Bundestag bekriftigt:
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»Wir haben den Weg des bisherigen Art.23 GG erfolgreich beschrit-
ten. Wir werden nicht zur Weggabelung zurtickkehren und nachtrig-
lich die Option des alten Art. 146 GG ergreifen oder hinterherschalten.
Eine Verfassungsneuschopfung wird es mit uns nicht geben, auch kei-
nen Umbau und keine Totalrevision.«*®

Reformdebatte

Auf der erwihnten Bundestagssitzung wurde die Griindung einer 64-kop-
figen Gemeinsamen Verfassungskommission (GVK) mit Mitgliedern zur
Hilfte aus Bundestag und Bundesrat beschlossen, die, wie es der Einigungs-
vertrag (Artikel 5) vorsah, notwendige Anderungs- und Erginzungsarbei-
ten am Grundgesetz vornehmen sollte. Die Verfassungsdiskussion wurde
in eine Reformdebatte kanalisiert. Nach einigem Hin und Her sal} mit
dem Biindnis 90/Die Griinen-Abgeordneten Wolfgang Ullmann zumin-
dest ein Vertreter der DDR-Biirgerbewegung und des Kuratoriums in der
GVK, die am 16. Januar 1992 zusammentrat. Ullmann, fiir den die Verfas-
sungsfrage »|bJei weitem die wichtigste aller Fragen der deutschen Verei-
nigung warg, verlieB jedoch die Kommission 16 Monate spiter.*” Er zeigte
sich enttiuscht tiber die seiner Meinung nach wenig konstruktive Aus-
richtung der GVK, die kaum den Austausch suchte mit der Bevolkerung,
welche sich immerhin mit 800 000 Eingaben beteiligte.*® Notwendige
Zweidrittelmehrheiten bei gleichzeitiger Dominanz und Paritit von SPD-
und CDU/CSU-Mitgliedern in der Kommission machten grof3e Verfas-
sungsreformen, die man sich im Kuratorium erhoffte, unwahrscheinlich.
Zwar wurden mit der Forderung der geschlechtlichen Gleichberechti-
gung (Artikel 3) und dem Schutz der Umwelt als Staatsauftrige (Arti-
kel 20a) Anliegen der Biirgerbewegung aufgegriffen. Jedoch blieb die zag-
hafte Entflechtung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und
Lindern (Artikel 72, 74f., 93) hinter den Erwartungen des Kuratoriums
zurlick, und plebiszitire Elemente wie soziale Staatsziele suchte man ver-
gebens. Als verfassungsrechtliche Grundlage fiir die Ratifikation des Ver-
trags {iber die Europiische Union wurde die Méglichkeit zur Ubertragung
von Hoheitsrechten im neu (wieder) eingefiigten Artikel 23 festgeschrie-
ben. Die wichtigste Grundgesetzinderung betraf also die europiische und
nicht die deutsch-deutsche Integration.

Inmitten der Umsetzung der GVK-Empfehlungen leistete tibrigens die
PDS im Januar 1994 einen verspiteten Beitrag zur Verfassungsdebatte,
indem sie einen eigenen Entwurf vorlegte.*” Dieser sollte im Wesentlichen
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der Profilierung als linke und als ostdeutsche Regionalpartei dienen und
orientierte sich inhaltlich in groBen Teilen am Kuratoriumsentwurf — was
insofern einer gewissen Ironie nicht entbehrt, als ausgerechnet die SED-
Nachfolgepartei Ideen der Biirgerbewegung verfassungspolitisch aufgriff.

Schlussbemerkungen

Eine andere Form der Wiedervereinigung als durch den ziigig realisierba-
ren Beitritt der DDR zur Bundesrepublik scheint in der Riickschau eher
unrealistisch. Schlieflich dringte die Mehrheit der ostdeutschen Bevdl-
kerung auf eine schnelle Einheit und das Momentum der auBenpolitisch
glinstigen Situation sollte nicht ungenutzt verstreichen. Dass es aber nicht
zu einer Vereinigung unter einem gestreckten Artikel 23 mit einer nach-
geschalteten Verfassungsverabschiedung kam, lag zum einen am Unwillen
der politischen Entscheidungstriger. Zum anderen gelang es den Befiir-
wortern von Artikel 146 nicht, entsprechende gesellschaftliche Mobilisie-
rungspotenziale zu erschliefen. Das Kuratorium fiir einen demokratisch
verfassten Bund deutscher Lander konnte mit einem eigenen Verfassungs-
entwurf zwar Publizitit entfalten und ein gewisses Medienecho hervorru-
fen. Letztlich gelang es ihm aber nicht, die breite Bevolkerung von seinem
Ansinnen zu iiberzeugen. Zwischen westdeutschem »Zurtick zur Normali-
tit« und ostdeutschem beginnenden »Vereinigungskater« wurde die sicher-
heitsstiftende Funktion des Grundgesetzes einer moglicherweise identi-
tatsstiftenden Funktion einer neuen gemeinsamen Verfassung vorgezogen.

Man mag auch heute noch den Kuratoriumsentwurf angesichts der
Vielzahl an aufgenommenen Themen und Reformanstéfen als »knall-
bunte Wundertiite« charakterisieren.”® Es ist dennoch zumindest einen
Hinweis wert, dass dessen simtliche Kernthemen, wie Gleichberechti-
gung von Frauen und entsprechende Quotierungsregelungen, die Rolle
von Kindern in einer alter werdenden Gesellschaft, Datenschutz, Umwelt-
schutz und Technikfolgen, Foderalismusreform und direkte Demokratie,
wieder oder noch immer politisch diskutiert werden.
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Unterzeichnung des Einigungsvertrages am 31. August 1990.

Dieter Schroder

Die Europaische Union — Voraussetzung
des vereinigten Deutschlands

Zur Bedeutung des Artikels 23 des Grundgesetzes
fur die auBenpolitischen Staatsziele der
Bundesrepublik Deutschland

Der Artikel 23 des Grundgesetzes lautete bis zum 29. September 1990:

»Dieses Grundgesetz gilt zunichst im Gebiete der Linder Baden, Bayern,
Bremen, GrofB-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Wiirttemberg-Baden
und Wiirttemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es
nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.«!
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Es handelt sich dabei nicht nur um eine Bestimmung des Geltungsbereichs
des Grundgesetzes, sondern auch um eine Verfahrensregel fiir das in der
Priambel des Grundgesetzes definierte Ziel, »in freier Selbstbestimmung
die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden«: das sogenannte Wie-
dervereinigungsgebot.

Mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 1990 wurde der
Artikel 23 ersatzlos aufgehoben und die Priambel geindert. Das Ziel war
erreicht. Mit Wirkung vom 25. Dezember 1992 trat ein neuer Text an die
leere Stelle, dessen erster Absatz lautet:

»Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepub-
lik Deutschland bei der Entwicklung der Europaischen Union mit, die
demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und foderativen Grundsat-
zen und dem Grundsatz der Subsidiaritit verpflichtet ist und einen die-
sem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz
gewihrleistet.«?

Es folgen dann umfangreiche Verfahrensregeln fiir die aus diesem Auftrag
folgenden Rechtssetzungen, insbesondere zur Sicherung der Rechte der
deutschen Linder und des Bundestages.

Das Bundesverfassungsgericht hat die neue Norm als Ausdruck des
Willens zur europiischen Integration als iiberragendes politisches Ziel der
Bundesrepublik interpretiert. Es hat aus diesem Verfassungsauftrag die
Pflicht aller deutschen Verfassungsorgane abgeleitet, »sich an der europii-
schen Integration zu beteiligen«.’

Es soll im Folgenden untersucht werden, ob es zwischen den bei-
den Normen, die auf den ersten Blick ganz verschiedene Gegenstinde
betreften, dennoch einen bedeutsamen inneren Zusammenhang gibt, ob
diese Bestimmungen zwei Seiten derselben Medaille sind, nimlich der
Bestimmung des Staatsziels, an dem die AuBlenpolitik der Bundesrepublik
Deutschland nicht zuletzt gemessen werden soll: zuerst die deutsche Ver-
einigung und dann die europiische Integration.

Das Grundgesetz und die europiische Integration
Das Wort »Europa« kommt in der Fassung des Grundgesetzes von 1949 nur

in der Praambel und in Artikel 24 Absatz 2 vor. In der Priambel heil3t es
fast wie heute:
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»[...] von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem ver-
einten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deutsche Volk
[...] dieses Grundgesetz [...] beschlossen.«

In Artikel 24 Absatz 2 hei3t es dann ganz genau wie heute:

»[...] [der Bund] wird [...] in Beschrinkungen seiner Hoheitsrechte ein-
willigen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa [...]
herbeifiihren und sichernc.

Das Grundgesetz hat allerdings in Bezug auf die europiische Politik
seit 1949 grofle Verinderungen erfahren, beispielsweise hinsichtlich der
Zulissigkeit der Auslieferung von Deutschen an das Ausland (Artikel 16
Absatz 2 Satz 1). Heute wird die Auslieferung von Deutschen an einen
Mitgliedstaat der Europiischen Union ausdriicklich erlaubt. Beim Asyl-
recht (Artikel 16 Absatz 2 Satz 2, jetzt Artikel 16a) ist heute eine Verwei-
gerung des Asylrechts moglich fiir Personen, die aus einem Mitgliedstaat
der Europiischen Union einreisen.* Diese Anderungen sind Reaktionen
auf neue Lagen in Europa, die die Eltern des Grundgesetzes wiinschten,
deren Konsequenzen sich die meisten 1949 aber noch gar nicht vorstellen
konnten, und die daher damals nicht schon normiert worden sind. Und
schlieBlich ist an die Stelle des Staatsziels »Wiedervereinigunge« jetzt das
auBenpolitische Staatsziel »Verwirklichung eines vereinten Europas« durch
Entwicklung der Europiischen Union getreten.

Die Beziehung zwischen Deutschlandpolitik und Europapolitik

Eine aufdie Verfassungsentwicklunginsbesondere des Artikel 23 beschriankte
Betrachtung erschlieBt allerdings noch nicht die politische Dynamik des
Geschehens. Was bei der Betrachtung der Normen als eine lineare Ent-
wicklung erscheint, ist in der Realitit ein sehr komplexer politischer Pro-
zess, bei dem Wiedervereinigungspolitik und europiische Vereinigung von
Anfang an ganz eng miteinander verbunden sind.

Zunichst sollte man sich an Deutschlands Platz im Europa der unmittel-
baren Nachkriegszeit erinnern. 80 Jahre lang hatten Deutsche ihre Nach-
barn, und zuletzt fast ganz Europa, mit Kriegen iiberzogen, um Europa
eine deutsche Ordnung aufzuzwingen. Viele Millionen Menschen hatten
dadurch ihr Leben verloren. Jetzt, am Ende des Zweiten Weltkrieges, war
die Zeit fiir jegliche deutsche Europapolitik vorbei, es ging nun den meis-
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ten um Antworten auf die Frage, wie das deutsche Potenzial ein fiir alle
Mal gebindigt werden konnte. Eine Zergliederung des deutschen Staats-
gebietes in mehrere kleine Staaten, Demontage deutscher Industrien oder
ein Verteidigungspakt der Staaten um Deutschland herum wurden erwo-
gen und weitgehend ausgefiihrt.® Die oberste Gewalt in Deutschland hat-
ten Frankreich, GroBbritannien, die Sowjetunion und die Vereinigten
Staaten von Amerika, die sogenannten Vier Michte, inne. Deutschland
war Objekt und nicht mehr Subjekt der europiischen Politik.

Mit dem Vertrag zwischen Frankreich und Deutschland zur Regelung der
Saarfrage von 1956 erfolgte durch die Angliederung des Saarlandes der erste
Schritt in die von Artikel 23 aufgezeigte Richtung, mit dem Einigungsver-
trag von 1990° der zweite und letzte. Das vorrangige Staatsziel, die Wieder-
vereinigung der Deutschen, war erreicht. Daher konnte die Priambel des
Grundgesetzes geidndert und der bis dahin geltende Artikel 23 aufgehoben
werden.” Zur Erreichung dieses Ziels hat die Bundesrepublik Deutschland
konsequent an der Forderung des Selbstbestimmungsrechts fiir die Deut-
schen festgehalten, innerdeutsche Beziehungen nach Kriften gepflegt und
die in Artikel 24 festgelegte auBenpolitische Strategie verfolgt, nimlich die
gleichberechtigte Beteiligung an supranationalen Einrichtungen, allen voran
tiir Europa, sowie die Beteiligung an kollektiven Sicherheitsorganisationen
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. Damit hat sie wesentlich zu einer
friedlichen und dauerhaften Ordnung in Europa beigetragen.

Die Wiedervereinigung stand am Schluss eines langen Weges. Er hatte
nach dem Ende der Berlin-Blockade 1949 mit dem Abschluss des Frank-
furter Interzonenhandelsabkommens fiir die Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen den zunichst als Zonen bezeichneten Teilen Deutschlands begon-
nen. Dieses erste Abkommen wurde 1951 durch das Berliner Abkommen
abgeldst, welches bis zum Inkrafttreten des Einigungsvertrages 1990 galt.'’
Es entsprach auch durchaus den auf der Potsdamer Konferenz 1945 bekun-
deten Intentionen der Siegermichte, »wihrend der Besatzungszeit [...]
Deutschland als wirtschaftliche Einheit zu betrachten.«'!

Die Deutschlandpolitik erschopfte sich in den ersten Jahren nach
Inkrafttreten des Grundgesetzes im Ubrigen in Diskussionen iiber den
Weg zur Wiedervereinigung. Auf westlicher Seite forderte man vor allem
freie Wahlen in ganz Deutschland, auf &stlicher Seite einen parititischen
Gesamtdeutschen Rat als ersten Schritt. Effektiver begann dagegen die
Europapolitik, was bei vielen die Befiirchtung weckte, dass dartiber das
Ziel der Wiedervereinigung aufgegeben wiirde.'”

Ehe die Bundesrepublik Deutschland 1955 durch den sogenannten
Deutschlandvertrag auflenpolitisch wie ein fast souveriner Staat agieren
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konnte," beteiligte sie sich schon 1951 an der Griindung der Europiischen
Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl (Montanunion, EKGS)." Die »Hohe
Behorde« in Luxemburg war das erste supranationale Organ, dem die Bun-
desrepublik zunichst fiir 50 Jahre Hoheitsrechte iibertragen hatte."> Mit
Inkrafttreten des Montanunion-Vertrags endete das Ruhrstatut,'® auf des-
sen Grundlage die westlichen Besatzungsmichte das Potenzial der nach
dem Zweiten Weltkrieg verbliebenen deutschen Schwerindustrie, also eine
mogliche Grundlage erneuerter deutscher militirischer Riistung, kontrol-
lierten. Es wurde nun international gebunden,'” sodass es die Nachbarn
Deutschlands nicht mehr als Bedrohung empfinden mussten.

1957 folgten die Europiische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die
Europiische Atomgemeinschaft (Euratom).”® GroBe Teile der deutschen
Wirtschaftskraft wurden damit international gebunden, und gleichzeitig
wurde fir alle Beteiligten ein groBer Wirtschaftsraum gedffnet. Wihrend
der Vertrag iiber die Europiische Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl von
1951 noch auf 50 Jahre befristet war,' sollten die sogenannten Romischen
Vertrige von 1957 »auf unbegrenzte Zeit gelten«.?’ Sie enthielten auch
keine Regelung fiir das Ausscheiden eines Mitglieds, sondern lediglich
die Méglichkeit von Anderungsverhandlungen.?! Hier deutet sich schon
das Ziel einer dauerhaften europdischen Integration an. Daraus konnten
sich fiir die verbliebenen Verbindungen zwischen den beiden deutschen
Staaten und die im Grundgesetz als Staatsziel postulierte Wiedervereini-
gung Deutschlands Probleme ergeben. Die Bundesrepublik Deutschland
musste gerade deshalb bei den Romischen Vertrigen durch ein ergin-
zendes Protokoll und eine Protokollerklirung bei der Unterzeichnung
den innerdeutschen Handel und nicht weniger bedeutend den Status von
Gemeinschaftsbiirgern fiir alle Deutschen in der Definition des Artikel
116 Absatz 1 des Grundgesetzes sichern, also auch fiir die in der DDR
lebenden. Auch der Warenaustausch zwischen den beiden deutschen Staa-
ten wurde dem innergemeinschaftlichen Handel gleichgestellt. Nicht der
andere deutsche Staat, aber die dort lebenden Menschen und Elemente
ihrer Wirtschaft gehorten in dieser besonderen Weise zur Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft. Biirger der DDR waren, wenn sie sich im Gebiet
der Gemeinschaft aufhielten, von jedem Mitglied der EWG als deut-
sche Staatsangehorige zu behandeln, sie genossen daher alle Rechte von
Gemeinschaftsbiirgern. Das war praktische Deutschlandpolitik im Rah-
men der deutschen Europapolitik.

1965 folgte, mit Wirkung ab 1967, die Verbindung aller drei Gemein-
schaften — EGKS, Euratom und EWG — unter einem gemeinsamen Rat
und einer gemeinsamen Kommission zu den Europiischen Gemeinschaf-
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ten (EG).?> Weitere Schritte scheiterten zunichst an der vom franzdsischen
Staatsprisident Charles de Gaulle gepflegten Zuriickhaltung.?® Nach dem
Raicktritt de Gaulles kam es 1969 bei einem Gipfeltreffen in Den Haag zur
Festlegung eines Stufenplans fiir eine Wirtschafts- und Wihrungsunion
und zur Vereinbarung iiber die Europiische Politische Zusammenarbeit
(EPZ) unter Einbeziehung der Deutschlandpolitik, und zu diesem Zweck
zur Einrichtung des Europiischen Rates.?* Von da an musste die Deutsch-
landpolitik mit allen Mitgliedern der Europaischen Gemeinschaften abge-
stimmt werden. Und die Zahl der Mitglieder wuchs ab 1972 um fast
den ganzen Raum der Europiischen Freihandelszone. Die Europapolitik
gewann an Dynamik, und es keimte die Sorge, dass auf dem Weg zu einer
gemeinsamen europiischen AulBenpolitik die Verfolgung des deutschen
Staatsziels Wiedervereinigung erschwert wiirde.

Inzwischen war in der Bundesrepublik Deutschland nicht zuletzt auf-
grund von Druck aus den Vereinigten Staaten® ein Prozess in Gang ge-
kommen, die Deutschlandpolitik aus der Erstarrung zu losen, die ver-
bunden war mit der sogenannten Hallstein-Doktrin — das heillt dem
unabdingbaren Abbruch diplomatischer Beziehungen zu einem Staat, der
die DDR anerkannte®® — sowie Vorbehalten gegen eine Endgiiltigkeit der
Oder-NeiBe-Grenze mit Polen und zweideutigen AuBerungen zur Sude-
tenfrage, das heillt Forderungen gegeniiber der Tschechoslowakei wegen
der Vertreibung von deutschstimmigen Einwohnern, der Sudeten.?” Mit
der Friedensnote vom 25. Mirz 1966%® versuchte die damalige Bundes-
regierung der Groflen Koalition zunichst eine klimatische Verbesserung,
ohne die prinzipiellen Auffassungen fritherer Regierungen ganz aufzu-
geben. Da dieser politische Ansatz zudem die Deutsche Demokratische
Republik (DDR) ginzlich aussparte, scheiterte er an einer ablehnenden
Haltung des gesamten Warschauer Paktes.?” Mit der Regierungserklirung
des Bundeskanzlers Willy Brandt vom 28. Oktober 1969 wurde dann zum
ersten Mal die Bereitschaft bekundet, die DDR in eine neue Ostpoli-
tik einzubeziehen.” Bemerkenswert ist in dieser Regierungserklirung die
Auflistung vordringlicher politischer Entscheidungen, nimlich als erstes
beim Gipfeltreffen von Den Haag auf eine Vertiefung und Erweiterung der
Europiischen Gemeinschaften zu dringen und die politische Zusammen-
arbeit unter den Mitgliedern zu stirken, dann die Zusammenarbeit mit
den Vereinigten Staaten und im Nato-Rat zu aktivieren, mit der Sowjet-
union Verhandlungen tiber Gewaltverzicht aufzunehmen und Gespriche
mit Polen zu beginnen, schlieBlich den Atomwaftensperrvertrag zu unter-
zeichnen. Hier am Anfang einer neuen Deutschlandpolitik trat ihre unver-
zichtbare Verbindung mit der Europapolitik besonders deutlich hervor.

65



Deutschland Archiv 2014 © Transformationsprozesse

Marksteine dieser neuen Deutschlandpolitik waren 1970 das Erfurter
Treffen zwischen Bundeskanzler Brandt und DDR-Ministerprisident
Willi Stoph,*' 1971 die Berlin-Regelung mit den deutschen Durchfiih-
rungsvereinbarungen,* 1972 der Grundlagenvertrag®® und danach weitere
Kooperationsabkommen zwischen den beiden deutschen Staaten. Die Ver-
einbarung der Mitglieder der EG iiber die Politische Zusammenarbeit und
den Europiischen Rat geht dieser Entwicklung voraus. Es handelte sich
also von Anfang an um eine mit den Mitgliedern der EG abgestimmte
Deutschlandpolitik.

Nachdem 1972 mit dem Grundlagenvertrag die Beziechungen zwischen
den beiden deutschen Staaten so weit wie moglich geklart waren, konnte
die Bundesrepublik Deutschland freier agieren. Die Europapolitik trat
wieder mehr in den Mittelpunkt. Der Pariser Gipfel erdffnete den Weg
fur eine Fortentwicklung der Europiischen Gemeinschaften mit dem Ziel
einer Europiischen Union (EU).>* 1973 begann dann auch die riumliche
Erweiterung der EG mit dem Beitritt GroBbritanniens, Irlands und Dine-
marks. 1981 folgte Griechenland, 1986 kamen Portugal und Spanien
hinzu. 1978 schlossen die damaligen Mitglieder der EG — GroBbritannien
nur mit Vorbehalten — einen Vertrag iiber das Europiische Wihrungssys-
tem (EWS), der feste Wechselkurse, eine europiische Verrechnungsein-
heit (ECU), einen Beistandsmechanismus gegen Kursschwankungen und
eine gemeinsame Wihrungsreserve schuf.>> Durch die Einheitliche Euro-
paische Akte von 1986, die 1987 in Kraft trat, wurde nicht nur als Ziel die
Europiische Union bekriftigt und die Europiische Politische Zusammen-
arbeit formell mehr institutionalisiert sowie die Abstimmung der Aulen-
politik geordnet, sondern eine Weiterentwicklung der Wirtschafts- und
Wihrungspolitik sowie der Forderung von wirtschaftlichem und sozia-
lem Zusammenbhalt in der EG abgesprochen. In dem dazu neu eingefiigten
Artikel 102a des EWG-Vertrages wurden »institutionelle Verinderungenc
mit Bezug auf die Zentralbanken erwogen.?® Das wurde schon als Vorbe-
reitung auf eine Wihrungsunion verstanden. 1988 gab es dann einen deut-
schen Vorschlag fiir eine Europiische Zentralbank, aber die 1988 schon
erkennbaren Bewegungen in Mittel- und Osteuropa lieBen das allemal
nicht sehr energisch vorangetriebene Vorhaben bald in den Hintergrund
geraten.”’

Inzwischen, namlich seit 1979 alle fiinf Jahre, hatten die ersten Direkt-
wahlen zum Europiischen Parlament stattgefunden, schrittweise kam die
Europapolitik einer Union niher. Und die Deutsche Frage war weiter ein
ungelostes Problem der europiischen Politik.
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Die Deutsche Einheit im Rahmen der Europapolitik

Mit der Wende 1989 trafen Deutschlandpolitik und Europapolitik hart
aufeinander. Keineswegs war sicher, dass eine deutsche Vereinigung fiir die
europiischen Staaten, also auch die Mitglieder der EG ganz unproblema-
tisch sein wiirde. Bis dahin waren Frankreich, Italien, GroBbritannien und
die Bundesrepublik Deutschland mit je 60 Millionen Einwohnern die vier
gleichgewichtigen fithrenden Mitgliedstaaten, ein vereinigtes Deutschland
wiirde aber nun mit 80 Millionen Einwohnern der nach Russland grofte
Staat in Europa sein, mit der groBBten Volkswirtschaft und der stirksten
Wihrung.®® Sorge iiber deutsche Hegemonie war nicht von der Hand zu
weisen. Nicht nur GroBbritannien hatte Bedenken gegen die Vereinigung,
sondern auch Frankreich zégerte noch wegen der dominanten deutschen
Wirtschaftskraft, die sich nicht zuletzt in der Stirke der Deutschen Mark
zeigte. Eine groBe Rolle spielte dabei die Unabhingigkeit der Deutschen
Bundesbank, deren Geldmarktpolitik ohne politische Riicksichtnahme die
Volkswirtschaft anderer Staaten belasten konnte.

Inwieweit die Europiische Wihrungsunion von Frankreich zur Bedin-
gung fiir eine Zustimmung zur deutschen Vereinigung gemacht worden
ist, ist bis heute umstritten.” Am 18. April 1990 richteten jedenfalls Bun-
deskanzler Helmut Kohl und der franzosische Prisident Francois Mitte-
rand an den irischen Premierminister Charles Haughey als amtierenden
Vorsitzenden des Europiischen Rates gemeinsam den Wunsch, die Vor-
bereitungen fiir die in der Einheitlichen Europiischen Akte vorgesehene
Wirtschafts- und Wihrungsunion und eine Regierungskonferenz tiber die
Politische Union einzuleiten. Die Wirtschafts- und Wihrungsunion sollte
1993 in Kraft treten. Der Europiische Rat begriifte dann am 28. April
1990 ausdriicklich die deutsche Vereinigung und beschloss am 25. Juni
1990, also unmittelbar vor Inkrafttreten der deutschen Wirtschafts- und
Wihrungsunion am 1. Juli 1990, die umgehende Eroffnung der Regie-
rungskonferenz.*’

1992 wurde mit dem Vertrag von Maastricht Gber die Europiische
Union auch die Wihrungsunion mit dem Ziel einer Europiischen Zen-
tralbank gegriindet. Die Europiische Zentralbank hat seit dem Inkrafttre-
ten des Vertrages von Maastricht am 1. November 1993 das ausschlieBliche
Recht, die Ausgabe von Banknoten in der Europiischen Gemeinschaft zu
genehmigen.*! Thre Verfassung als unabhingige Zentralbank wurde aller-
dings erst 1997 mit dem Vertrag von Amsterdam geklirt, an dessen Stelle
2007 der Vertrag von Lissabon getreten ist.** 1998 nahm die Europiische
Zentralbank ihre Titigkeit auf. 1999 erfolgte die Einfithrung des Euro
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als Rechnungswihrung, 2002 als Zahlungsmittel. Im Ergebnis wurde
die Deutsche Mark in eine Gemeinschaftswihrung integriert und damit
eingebunden wie schon seit dem EGKS-Vertrag andere Elemente des als
bedrohlich empfundenen deutschen Potenzials. Die Einfithrung des Euro
ist mithin nicht von der Deutschen Einheit zu trennen, und die Belastung
Deutschlands durch die gegenwirtige Euro-Krise beziechungsweise durch
die Bewiltigung der Finanzkrise in den siideuropiischen Mitgliedstaa-
ten hat auch etwas mit der wiedergewonnen Einheit Deutschlands zu tun.

Der in den 1990er Jahren erreichte Fortschritt der europiischen Eini-
gung diente nicht zuletzt einer Europiisierung des deutschen Potenzials,
mit der die GroBe des Landes fiir die anderen ertragbar wurde. Das erleich-
tert paradoxerweise den deutschen Unternehmen den Zugang zu den
europiischen Mirkten und erdffnet ihnen Moglichkeiten zu Spezialisie-
rung und Expansion, und damit zu noch hoherer Effizienz. Der Preis der
Einheit ist also zugleich Gewinn.

Die Europiische Union als Voraussetzung
des deutschen Gesamtstaates

Es wire allerdings zu kurz gegriffen, die europiische Verpflichtung
Deutschlands nur als eine Folge des Zweiten Weltkrieges und der Teilung
zu verstehen. Bereits im Anfang der deutschen Einigungsbewegung zu
Beginn des 19. Jahrhunderts ist ernsthaft die Frage gestellt worden, ob ein
einiges Deutschland der Lage in Europa entspricht. Ein deutscher Gesamt-
staat konnte das europiische Gleichgewicht gefihrden, Deutschland habe
vielmehr den »politischen Berufs, das europiische Staatensystem und damit
den Frieden zu sichern, statt einen einheitlichen Staat zu bilden.* Constan-
tin Frantz, ein scharfer Kritiker der Bismarckschen Reichseinigung 1871,
hat noch 1870 darauf hingewiesen, dass »die deutsche Frage [...] nie eine
rein nationale Frage [ist] und [es]| nie [...] eine deutsche Verfassung geben
[wird], die nicht zugleich einen internationalen Charakter hitte«.**

In der Zeit der Teilung sind solche Gedanken immer wieder und in den
1980er Jahren immer lauter geduBert worden. Beim Besuch Erich Hone-
ckers in Bonn 1987 erklirte Bundeskanzler Kohl mit ihm gemeinsam,
»dass das Verhiltnis der beiden Staaten zueinander ein stabilisierender Fak-
tor fiir konstruktive West-Ost-Beziehungen bleiben muss.«*

Die zweite Einigung Deutschlands 1990 wurde nicht mit nationalstaat-
lichem Anspruch erreicht, sondern mit Einsicht in die Verpflichtung
Deutschlands in Europa, daher war es nur konsequent, 1992 die europi-
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ische Einigung mit dem neuen Artikel 23 als aullenpolitisches Staatsziel
in das Grundgesetz aufzunehmen. Die engagierte Mitwirkung bei der
Verwirklichung eines vereinten Europa wird damit zum MaBstab deutscher
AuBenpolitik. Dieses Ziel ist nicht schon mit dem Vertrag von Lissabon
2007/2009 durch die Ausstattung der EU mit eigener Rechtspersonlich-
keit, Grundrechtscharta, einem Prisidenten des Europiischen Rates und
einem Hohen Vertreter fiir Auen- und Sicherheitspolitik erreicht. Es geht
vielmehr um eine europiische Gesamtverfassung mit gemeinsamer Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik.

Die Finanzprobleme der stideuropiischen Mitglieder der Europiischen
Union erzwingen weitere Schritte auf dem Weg zur europiischen Gesamt-
verfassung. Eine Lehre aus der relativ gut gelungenen Einfiihrung der
Deutschen Mark in der DDR 1990 sollte dabei immer bedacht werden,
nimlich dass eine Wihrungsunion bei ungleicher Wirtschaftskraft nur mit
gemeinsamer Sozialpolitik gelingen kann, weil es sonst zu gefihrlichen
sozialen Verwerfungen kommen diirfte. Das ist eine Einsicht, die schon
in Artikel 23 der Einheitlichen Europiischen Akte von 1986 anklingt.
Aber der Aufgabe einer gemeinsamen Sozialpolitik wird man nicht schon
mit punktuellen Férderprogrammen gerecht. Eine gemeinsame Sozialpo-
litik bedeutet, dass der Transfer von Finanzmitteln und nicht nur Kre-
diten fiir die Reorganisation eines schwachen Mitgliedstaates der Union
geleistet wird. Die daraus entstehende Last ist auch ein Preis fiir die Ein-
heit Deutschlands. Bei der Reaktion auf Forderungen nach einem Schul-
denschnitt fiir von einer Wihrungskrise bedrohte Staaten der Union sollte
das nicht vergessen werden.

Deutschland muss jeden Eindruck vermeiden, es wolle eine Hegemo-
nie tiber Europa gewinnen. Neuerdings taucht im Siiden der Europiischen
Union hiufiger das Bild vom hisslichen Deutschen auf, der anderen seine
Weltsicht und Politik aufzwingen will. Man kann fragen, ob der manch-
mal — vor allem in der fiir die deutsche Innenpolitik bestimmten R heto-
rik — ruppige Umgang mit der Europiischen Union und einzelnen ihrer
Mitglieder einem Generationenwechsel folgt. Manche der heutigen deut-
schen Politiker mochten die inzwischen deutlichen Beschrinkungen der
deutschen Souverinitit und etliche der nun in Briissel getroffenen Ent-
scheidungen der Europiischen Union als listiges Hemmnis fiir ihre eigene
Politik empfinden und kaum verstehen, dass die deutschen Griinder von
EGKS, EWG und Euratom die europiische Einigung als einzigen Weg
erkannt und verfolgt haben, um tberhaupt eine eigene deutsche Politik
umsetzen zu kénnen. Da wird verdringt, dass Deutschland von 1945 bis
1990 kein souveraner Staat war, auch nicht die beiden deutschen Teilstaa-
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ten, selbst wenn Politiker und zahlreiche hilfsbereite Gelehrte laut das
Gegenteil behauptet haben.*® Jeder Schritt in Richtung einer Erlangung
von Souverinitit ist bis zum Abschluss des Zwei-plus-Vier-Vertrages von
1990 mit dem Verzicht auf Rechte verbunden gewesen, die nach der rei-
nen Lehre jeder souverine Staat hat, die Deutschland aber schon seit 1945
nicht mehr hatte.”” Paradoxerweise ist Deutschlands heutige Souverinitit
das Ergebnis von formalen Souverinititsverzichten, tatsichlich aber ein
Gewinn durch die Hinnahme von unabinderlichen Verlusten.

Wenn mit Sorge um die eigene Macht von Deutschen ein Erstarken des
Europiischen Parlaments oder der Europiischen Kommission beklagt wird,
wird vergessen, dass Deutschland ohne die Europiische Union machtlo-
ser wire. Ein souveraner Staat ist Deutschland erst wieder 1990 geworden,
und zwar eingebunden von der Europiischen Union. Deutschland hat also
die Europiische Union als Voraussetzung des deutschen Gesamtstaates zu
begreifen, dazu verpflichtet nicht erst Artikel 23 des Grundgesetzes in der
heutigen Fassung.

‘Wihrend bis zum Vertrag von Lissabon 2007 alle Vertrige auf dem Weg
zur Europiischen Union mit Ausnahme des EGKS-Vertrages mit einer
Klausel endeten, dass sie auf unbestimmte Zeit gelten sollten, und kei-
nerlei Regelung fiir den Austritt eines Staates aus der Gemeinschaft tra-
fen, sondern nur auf die Moglichkeit von Anderungsverhandlungen ver-
wiesen,*® bietet der Vertrag von Lissabon erstmals eine Austrittsregelung
fiir die Europiische Union.*” Das mag zu Gedankenspielen verleiten, dass
alle Mitgliedstaaten der Europiischen Union jederzeit die an die Union
tibertragenen Teile ihrer Souverinitit zurlickholen konnten, ja die Union
ganz aufzulosen wire. Wenn Mitgliedstaaten auBer Deutschland eine sol-
che Politik verfolgen wollen, haben sie sich auch mit der Frage auseinan-
derzusetzen, ob sie sich nicht mit dem Austritt aus der Europiischen Union
der rechtlich abgesicherten, institutionalisierten Moglichkeit zur Einfluss-
nahme auf die Politik Deutschlands berauben.

Fiir Deutschland stellt sich noch eine viel weitergehende Frage, nim-
lich die nach Verpflichtungen aus dem Zwei-plus-Vier-Vertrag, mit dem
die oberste Gewalt der Vereinigten Staaten von Amerika, der Sowjet-
union, GroBbritanniens und Frankreichs fiir Deutschland als Ganzes been-
det wurde und Deutschland nach 45 Jahren seine volle Souverinitit erlangt
hat. In der Priambel dieses Vertrages heilit es, »dass das deutsche Volk
in freier Austibung des Selbstbestimmungsrechts seinen Willen bekun-
det hat, die staatliche Einheit Deutschlands herzustellen, um als gleich-
berechtigtes und souveridnes Glied in einem vereinten Europa dem Frie-
den der Welt zu dienen.« Das ist quasi Geschiftsgrundlage des Vertrages.
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Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes bietet eine Interpretation des
Begriffs »vereintes Europa« durch den deutschen Verfassungsgeber, nim-
lich die »Verwirklichung eines vereinten Europas« durch die »Entwicklung
der Europiischen Union«. Ein Ausscheiden aus der Europiischen Union
ist daher von Verfassungs wegen ausgeschlossen, ganz abgesehen von dem
Vertrauensverlust, den Deutschland erfahren wiirde, und der schweren
Krise, in die Europa dann gestlirzt wirde.

Fir keinen anderen europiischen Staat hat die heute durch die Europi-
ische Union erreichte Einheit Europas eine solche konstitutionelle Bedeu-
tung wie fiir Deutschland. Gewiss wiirden ohne die Europiische Wirt-
schaftsgemeinschaft alle Mitgliedstaaten ein schwicheres wirtschaftliches
Wachstum erfahren, aber ihre Verfassung wiirde davon kaum beriihrt.
Niemand mag sich jedoch die Verfassung Deutschlands vorstellen, wenn
der 1948 mit Ruhrstatut und Internationaler Ruhrbehorde eingeschlagene
Weg nicht 1951 durch die Griindung der Europiischen Gemeinschaft fiir
Kohle und Stahl abgebrochen worden wire. Fiir die europdische Einheit
als das im Grundgesetz bestimmte auBenpolitische Staatsziel Deutschlands
ist daher so leidenschaftlich einzutreten, wie bis 1990 fiir die Wiederver-
einigung Deutschlands eingetreten wurde, nicht nur mit Worten, sondern
auch mit erheblichen materiellen Opfern.
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Ein dinischer und ein deutscher Fan am Rande der FuBball-Europameisterschaft 1992.

Karl Christian Lammers

Geschatzt, aber nicht geliebt.
Die Wahrnehmung der Deutschen Einheit
in Danemark

Danemark und die deutsche Frage

Mit der gemeinsamen Erklirung der NATO-Mitgliedstaaten von 1954 hatte
sich Danemark verpflichtet, die Deutschlandpolitik der neuen Bundesre-
publik zu unterstiitzen. Dazu zihlten auch die Forderung nach Selbstbe-
stimmung der Deutschen, einschlieBlich der Biirger der DDR,, und somit
auch die Forderung nach Wiedervereinigung. Diese Haltung wurde im
Dezember 1989 in einer gemeinsamen NATO-Erklirung nochmals besti-
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tigt. Doch trotz der fortgesetzten verbalen Unterstiitzung fiir die Deutsche
Einheit schien die Deutschlandfrage aus dinischer Sicht seit der interna-
tionalen Anerkennung der DDR 1972/73 gelost. Dinemark hatte sich mit
der Existenz zweier deutscher Staaten arrangiert. Nur wenige erwarteten
nach 1973 eine deutsche Wiedervereinigung, und noch weniger schienen
diese gewiinscht zu haben.'

Die revolutionire Entwicklung, die sich seit Anfang 1989 in den ost-
europdischen Staaten und in der DDR abspielte, hatte jedoch zur Folge
dass die scheinbar beantwortete »deutsche Frage« zur Uberraschung vie-
ler Europier und auch Dinen neue Aktualitit erhielt. Die seit der Off-
nung der Berliner Mauer beginnende Auflosung des ostdeutschen Staates
brachte die Frage einer moglichen deutschen Wiedervereinigung erneut
auf die Tagesordnung.

Danische Reaktionen auf die deutsche Vereinigung

Die Reaktionen in Dianemark auf diese Entwicklung waren verhalten. Wih-
rend sich das offizielle Danemark zunichst bedeckt hielt, grift die links-
liberale Tageszeitung Politiken am 9. November 1989 die heikle Frage auf:
Erstmals seit 1952 stehe eine Wiedervereinigung ernsthaft auf der Tagesord-
nung, stellte sie in einem Leitartikel unter dem Titel »Stortyskland« (GroB3-
deutschland) fest.” Die konservative Tageszeitung Berlingske Tidende vertrat
die Ansicht, dass die C)ffnung der Mauer keinesfalls eine schnelle Wieder-
vereinigung nach sich ziehen miisse.®> In Teilen der dinischen Offentlich-
keit rief die Aussicht auf ein wiedererstarktes Deutschland Unruhe und
Furcht hervor. Es wurden traditionelle R essentiments gegen ein grof3es und
tibermichtiges Deutschland mobilisiert, geschichtlich begriindete Vorur-
teile spiegelten sich in der Verwendung von Begriffen wie »Stortysklands«
(GroBdeutschland), »Storrige« (GrofBreich) und »Det 4. Rige« (das vierte
Reich) wider." Ja sogar die Befiirchtung, dass ein vereintes Deutschland die
Forderung nach einer Grenzrevision erheben konnte, wurde ausgedriickt.’
Als Bundeskanzler Helmut Kohl Ende November 1989 seinen Zehn-
Punkte-Plan mit der langfristigen Perspektive einer konfdderativen Ein-
heitsstruktur verkiindete, war das eine groBe Uberraschung fiir viele Dinen.
»Plan fiir ein deutsches GrofBreichg, titelte die Politiken am 30. November
1989. Der Leitartikler vermutete, dass Kohl mit seinem Zehn-Punkte-Plan
letztlich die Einheit der beiden deutschen Staaten anstrebe. Er liel3 aber auch
keinen Zweifel an der demokratischen Verankerung Westdeutschlands und
riumte den Deutschen das Recht auf nationale Selbstbestimmung ein.®
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Fir Aufsehen sorgte ein spontanes Statement des danischen Minister-
prisidenten Poul Schliiter, der in einem Fernsehinterview sagte, dass eine
deutsche Wiedervereinigung nicht im Interesse Dinemarks sei.” Bei einer
spiteren Gelegenheit wiederholte er seine Skepsis und mahnte davor, die
historischen Erfahrungen zu ignorieren: »We also owe the anxious fee-
lings respect.«®

Doch trotz dieser Bedenken kam eine Ablehnung der deutschen Wie-
dervereinigung aus auBen- und biindnispolitischen Erwigungen nicht in-
frage. Danemark hatte keine andere Wahl, als das Recht der Deutschen
auf nationale Selbstbestimmung anzuerkennen. Folglich sah sich der dini-
sche AuBenminister Uffe Ellemann-Jensen gezwungen, die AuBerungen
seines Ministerprasidenten zu korrigieren. Er stellte die dinische Position
in der deutschen Frage klar: Selbstverstindlich unterstiitze die dinische
Regierung das Recht der Deutschen auf nationale Selbstbestimmung und
damit auf Wiedervereinigung, wenn das ihr Wunsch sei. In einer Presse-
mitteilung am 29. November 1989 wurde hervorgehoben, dass sowohl die
Bundesrepublik wie auch die Nachbarn der beiden deutschen Staaten ein
Interesse daran hitten, dass die Entwicklung auf eine Uberwindung der
Teilung des europiischen Kontinents verlaufe. So stand Dinemark zu dem
Ziel der 1950er Jahre, nimlich einen Zustand von Frieden in Europa auf
den Weg zu bringen, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung
seine Einheit wiedererlangen konne.’

Diese Position der dinischen Regierung und des dinischen Parlaments,
des Folketings, wurde in der Folgezeit mehrmals wiederholt. In einem Zei-
tungskommentar wies AuBenminister Ellemann-Jensen Anfang Februar
1990 darauf hin, dass eine deutsche Wiedervereinigung unbedingt in
den europiischen Einigungsprozess eingebettet sein miisse: »Es muss im
dinischen — und auch europiischen — Interesse sein, dass seine kiinftige
Vereinigung in einem europiischem Zusammenhang stattfindet. Es gibt
nicht viele, die auf eine neue starke Staatenbildung mitten in Europa mit
ungemischter Begeisterung sehen werden. Wir mochten nicht die Ergeb-
nisse der vergangenen Jahre in der Form von verptlichtender Zusam-
menarbeit und politischer Ausséhnung verlieren, die insbesondere durch
die Bildung und den Ausbau der Europiischen Wirtschaftsgemeinschatt
(EWG) erreicht worden sind.«!” Dariiber hinaus machte Ellemann-Jensen
die Anerkennung der bestehenden Grenzen durch Deutschland zu einer
Bedingung fiir die Wiedervereinigung.''

Als diese Bedingungen mit der Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-
Vertrages im September 1990 erfiillt schienen, wurde die deutsche Wieder-
vereinigung auch in Dinemark willkommen geheilen. Ministerprisident
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Poul Schliiter begriifite die Einheit Deutschlands am 2. Oktober 1990 als
ein Signal dafiir, dass die »unnattirliche Teilung Europas endlich iiberwun-
den [sei]. Wir haben mit Freude diese Entwicklung verfolgt, die zu dieser
Wiedervereinigung gefiihrt hat, und wir erwarten eine gute und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit einem wiedervereinigten, demokratischen
Deutschland.« Aus dinischer Sicht sei es erfreulich, dass der »Prozess zur
deutschen Einheit innerhalb eines europiischen Rahmens erfolgt« sei.!
Durch die Einbindung des wiedervereinten Deutschlands in die EWG und
die NATO war die auBBen- und sicherheitspolitische Kontinuitit gegeben,'?
damit schien keine Bedrohung mehr von einem wiedererstarkten Deutsch-
land auszugehen. Eher unausgesprochen freute man sich dartiber, dass das
vereinte Deutschland zur bilateralen Minderheitenregelung von 1955
stand." Die liberale Regelung, die aus einseitigen Erklirungen der dini-
schen und deutschen Regierungen ihrer jeweiligen Minderheit gegeniiber
bestand, den sogenannten Bonn-Kopenhagen-Erkliarungen, fulite auf dem
Prinzip »Minderheit ist, wer Minderheit sein will«. Die Regelung garantiert
gleiche Staatsbiirgerrechte und nimmt die Partei der dinischen Minderheit
in Schleswig-Holstein von der parlamentarischen Sperrklausel aus.

Die offentliche Wahrnehmung

Auch in der medialen Offentlichkeit stieB die Art und Weise, wie die
Deutsche Einheit realisiert worden war, auf breite Zustimmung.' So gab
Politiken zu verstehen, dass trotz aller Bedenken Einvernehmen bestehe:
»Auch die Nachbarn der Deutschen haben sich schwer damit getan, sich
darauf einzustellen, dass sie [die Deutsche Einheit — Anm. d. Autors| jetzt
eine Tatsache ist [...] Auf der anderen Seite 16st der Begriff Deutschland
so unbehagliche Assoziationen aus, dass viele es vorgezogen hitten, wenn
das Land geteilt geblieben wire.« Die europiische Integration sei aber »die
beste Garantie dafiir, dass das, was heute Nacht geboren wird, mit den
Worten von Thomas Mann ein europiisches Deutschland und nicht ein
deutsches Europa ist — und eine Anregung, die Integration zu stirken.«
Der Leitartikler setzte seine Hoffnung in die Fortsetzung der Politik West-
deutschlands, sie gebe »keinen Grund zu firchten, dass eine deutsche Ver-
einigung nicht — zum ersten Mal — zum Besten der Weltgemeinschaft
sein wird.«!® Auch die Tageszeitung Information blickte positiv auf das neue
Deutschland als Motor fiir ein neues Europa.'”

Auch innerhalb der dinischen Bevélkerung iiberwog nun eine zustim-
mende Haltung zur deutschen Wiedervereinigung. AuBerten sich im
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Dezember 1989 in einer Umfrage nur 44 Prozent der Befragten positiv
und 37 Prozent negativ zur Deutschen Einheit, vertraten im August 1990
schon 56 Prozent der Befragten eine zustimmende und nur noch 21 Pro-
zent eine ablehnende Haltung. Auch die Zahl derer, die eine Wiederver-
einigung als niitzlich fiir Europa betrachteten, erhdhte sich von Januar bis
Mirz 1990 von 26 auf 37 Prozent, wihrend die Zahl der Skeptiker von 51
auf 33 Prozent zuriickging.'®

Diese zunehmend positive Einschitzung der Deutschen Einheit bei vie-
len Dinen hat sich seitdem gehalten. Dabei sollte nicht tibersehen wer-
den, dass es auch danach ab und zu kritische Stimmen tber die wachsende
Rolle und Stirke der Bundesrepublik in der Europiischen Union gegeben
hat. Das trifft auch auf die dominierende Rolle zu, die die Bundesrepub-
lik bet der Bewiltigung der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise ein-
genommen hat.!” Die dinische Regierung unterstiitzt prinzipiell den von
Deutschland verordneten Sparkurs, wiinscht sich aber auch Wachstumsim-
pulse. In der Offentlichkeit wird gefordert, dass die Bundesrepublik als ein
wirtschaftlicher Profiteur der EU, nunmehr etwas »zuriickzahlen muss«.?’

Die Bedeutung der Deutschen Einheit
fir Danemark und die Danen

Alles in allem muss die Wahrnehmung der Deutschen Einheit in Dine-
mark nunmehr als positiv erachtet werden. Das triftt insbesondere auf das
offizielle Dinemark zu, dass die gute auBen- und wirtschaftspolitische
Zusammenarbeit mit Deutschland nach 1990 noch intensivierte. Auch die
dinische Offentlichkeit hat sich nach anfinglicher Skepsis mit dem wie-
dervereinten Deutschland arrangiert. Wie ldsst sich diese Verinderung in
der Wahrnehmung der Deutschen Einheit und ihrer Folgen erkliren?

Zum einen hat sich das Selbstbewusstsein der Dinen seit Anfang der
1990er Jahre gestirkt. Eine nicht unbedeutende Rolle dabei spielte der Sieg
der dinischen FulBballnationalmannschaft bei den Europameisterschaf-
ten 1992. Ausgerechnet gegen das scheinbar »unbezwingbare« Deutsch-
land gelang im Finalspiel der Sieg, der als eine symbolische Revanche
fiir die Kriegsniederlage von 1864 betrachtet wurde. Dianemark war sein
Minderwertigkeitsgefithl dem michtigen Deutschland gegentiber losge-
worden, wie es etwas tibermiitig im Gesang der FuBlballsfans zum Aus-
druck kam: »Deutschland, Deutschland, alles ist vorbei«.?!

Noch viel wichtiger fiir die positive Wahrnehmung der Deutschen Ein-
heit waren aber die wirtschaftlichen Vorteile tiir Dinemark. Die benach-
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barte Bundesrepublik war schon immer ein wichtiger Handelspartner und
Absatzmarkt fiir die Erzeugnisse der dinischen Exportwirtschaft gewesen.
Seit 1990 hat sie sich zum wichtigsten Handelspartner Dinemarks entwi-
ckelt: Rund 20 Prozent des dinischen Aullenhandels wurden mit der Bun-
desrepublik abgewickelt. 2012 bezog Dinemark 21 Prozent seiner Importe
aus Deutschland, das noch 15 Prozent der dinischen Exporte empfing.??
Nicht zuletzt in den neuen Bundeslindern konnte die danische Export-
wirtschaft wichtige Marktanteile erobern. Das traditionelle AuBenhandels-
bilanzdefizit gegeniiber Deutschland schlug nach 1990 in vielen Jahren in
einen Uberschuss um.?* Zugleich sind erhebliche dinische Investitionen in
den neuen Bundeslindern erfolgt, was die wirtschaftliche Bedeutung der
Bundesrepublik unterstreicht. Obwohl Dinemark dadurch noch abhingi-
ger von der wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland geworden ist,
wird diese Abhingigkeit nicht als negativ bewertet.

Dartiber hinaus haben der Fall der Berliner Mauer und die Wiederverei-
nigung ein Jahr spiter die neue (und alte) Hauptstadt Deutschlands wieder
niher an Dinemark herangeriickt, obwohl paradoxerweise die fast hun-
dertjihrige direkte Eisenbahnverbindung zwischen Kopenhagen und Ber-
lin zur gleichen Zeit eingestellt wurde. Berlin ist seit 1990 nicht nur ein-
facher zu erreichen, sondern kulturell und sozial auch sehr viel attraktiver
geworden. Damit hat die deutsche Hauptstadt erneut die Rolle eingenom-
men, die sie Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts fiir die Danen
gespielt hatte, diesmal nicht nur fiir die kulturelle und politische Elite
Dinemarks, sondern nunmehr auch fiir breitere dinische Bevolkerungs-
schichten. Einige Angaben konnen die Attraktivitit Berlins veranschau-
lichen: Es wird geschitzt, dass bis zu 6 000 Dianen eine Wohnung in Berlin
gekauft haben, und dass zwischen 20000 und 30000 Dinen jeden Monat
als Touristen zu Besuch in der deutschen Hauptstadt sind — darunter viele
junge Leute.** Es scheint, als ob Berlin dabei ist, den Platz, den die britische
Metropole London lange Zeit bei den Dinen innehatte, zu iibernehmen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt fiir die positive Wahrnehmung des heu-
tigen Deutschlands ist der Umgang mit seiner wechselhaften Geschichte.
Die verantwortungsvolle Vergangenheitsbewiltigung, wie sie auch in Ber-
lin zu beobachten ist, stoBt bei vielen Dinen auf Respekt.?® Das gilt auch
fiir den Umgang der Deutschen mit ihren nationalen Symbolen wie der
Fahne und der Nationalhymne. Dadurch wird zugleich ein anderes Bild
von den Deutschen vermittelt: Das Bild eines ernsten und nach Geltung
strebenen Deutschlands weicht der Sichtweise auf ein eher gelassenes Volk,
wie es viele Dinen bei den Feiern zur FuBballweltmeisterschaft 2006 in
Deutschland kennengelernt haben.
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Die positive Wahrnehmung der Deutschen Einheit hat scheinbar auch zu
einer positiven Einschitzung der Deutschen beigetragen, die das vereinte
Deutschland zu einem geschitzten, aber dennoch nicht geliebten Nach-
barn gemacht hat.
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11
Der dsterreichische Bundeskanzler Franz Vranitzky (links) trifft am 24. November
1989 den neuen Ministerprasidenten der DDR, Hans Modrow, in Ost-Berlin.

Andrea Brait

»Osterreich hat weder gegen die deutsche
Wiedervereinigung agitiert, noch haben wir
sie besonders begriift«

Osterreichische Reaktionen auf die Bemiihungen um
die Deutsche Einheit

Es ist nichts Neues, wenn an dieser Stelle festgestellt wird, dass das sich
nach den Umwilzungen des Herbstes 1989 rasch anbahnende Ende der
Teilung Deutschlands das Gros der Diplomatinnen und Diplomaten sowie
Politikerinnen und Politiker — nicht nur in Osterreich — iiberraschte.’
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Allerdings wurde die Einheit Deutschlands nicht erst nach dem Mauer-
fall diskutiert. Der dsterreichische Diplomat Thomas Nowotny analysierte
bereits im September 1989 ausfiihrlich Uberlegungen zum »Gespenst der
Widervereinigung« und die damit verbundenen Erwartungen, wie sie bei
der Botschafterkonferenz, der jihrlichen Zusammenkunft der Leiterin-
nen und Leiter der Osterreichischen Vertretungen im Ausland, Anfang
September 1989 diskutiert worden waren. Man kam dabei zum Schluss,
dass »die USA erwartet, dass ein wiedervereinigtes Deutschland gegen
Osten drangen, und die UdSSR schwichen wiirde. Die UdSSR erwartet
sich von einem wiedervereinigten Deutschland dessen Ausscheren aus der
NATO und damit eine fatale Schwichung der NATO.« Allerdings berich-
tet Nowotny, dass sich Friedrich Bauer, Osterreichs Botschafter in Bonn,
und Franz Wunderbaldinger, Botschafter in Ost-Berlin, davon iiberzeugt
zeigten, dass »das Gerede nicht ernst zu nehmenc« sei. Bauer meinte, dass
»das Nebeneinander der beiden deutschen Staaten [...] von praktisch allen
akzeptiert« werde. Wunderbaldinger schitzte die Lage vollig falsch ein, als
er behauptete, dass »es auch in der DDR keinen grossen Druck zu radi-
kalen Verinderungen gibe. Mit plotzlichen Aufwallungen und Kursin-
derungen sei nicht zu rechnen. Weil er im grofen und ganzen [sic] funk-
tioniert, wiirde der Staat von der Bevélkerung auch akzeptiert.«?

Nowotny schien die sich anbahnenden Verinderungen hingegen eher
zu erwarten und zweifelte diese Einschitzungen an. Er betonte, dass es in
beiden deutschen Staaten »Anzeichen fiir eine grundsitzliche Anderung
des politischen Klimas« gebe und dass die Wiedervereinigung »in Zukunft
sehr wohl auf der politischen Tagesordnung der beiden Staaten« stehe.
Erstaunlich ist insbesondere Nowotnys Weitsicht: Neben einer sachlichen
Kosten-Nutzen-Analyse bemiihte er sich, die Angste vor einem neuen
groflen Deutschland zu entkriften. So meinte er, dass »die jetzige DDR
nicht sofort auf das wirtschaftliche Niveau der BRD gebracht werdenc
konne und »auch noch im Jahr 2025 die Produktivitit auf dem Gebiet, das
heute die DDR ist, etwas — vielleicht 15% — unter der Produktivitat der
jetzigen BRD liegen« werde.’

Reaktionen nach dem 9. November 1989

Der »Mauerfall« wurde in der Gsterreichischen Presse austiihrlich behandelt
und insgesamt positiv aufgenommen, wenngleich in Der Standard bereits
Sorgen tber die Konsequenzen formuliert wurden, insbesondere um die
Aufrechterhaltung der Oder-NeiBe-Grenze.* AuBenminister Alois Mock
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von der Osterreichischen Volkspartei (OVP) wiirdigte das Ereignis als
»gewaltigen Triumph des Strebens nach Freiheit und Demokratie tiber die
Unterdriickung« und meinte schon am 10. November, dass er eine Chance
sehe, »dal} die leid- und schmerzvolle Teilung Europas und die darin ver-
borgene Gefahr fiir den Frieden wegfillt«.” Seiner klaren Position sollte
schnell vom Parteivorsitzenden der Kommunistischen Partei Osterreichs
(KPO), Franz Muri, widersprochen werden, der meinte, dass es sich dabei
um eine »grobe Einmischung in die innere Angelegenheit eines anderen
Staates« handle.® Wenige Tage spiter fand sich die Haltung Mocks auch
in der Schlusserklirung der eintigigen Sitzung des Ausschusses »Europii-
sche Strukturen — Europiische Politik« der Europiischen Demokratischen
Union (EDU), eines Zusammenschlusses mehrerer europiischer christde-
mokratischer und konservativer Parteien, deren Prasident Mock war. Die-
ser war zu entnehmen, dass Forderungen nach einer Wiedervereinigung
der beiden deutschen Staaten von der EDU unterstiitzt wiirden.’

Deutlich zuriickhaltender agierte der Osterreichische Bundeskanzler
Franz Vranitzky von der Sozialdemokratischen Partei Osterreichs (SPO).
Dieser bezeichnete den Mauerfall als »eines der denkwiirdigsten Ereig-
nisse in der politischen Geschichte Europas«,® betonte aber in der DDR-
Zeitung Neues Deutschland (ND), dass Osterreich die »traditionell guten,
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen mit der DDR [...] auch in
Zukunft fortsetzen« wolle.” Im Gegensatz zu seinem Vizekanzler Mock
wollte er zur Frage einer moglichen Wiedervereinigung Mitte November
nicht Stellung nehmen, eine solche »kime einer Einmischung gleich. Die
DDR solle ihre Probleme zunichst allein 13seng, zitierte ihn ND.'°

Vranitzky setzte damit zu Beginn der nun unter neuen Vorzeichen
gefithrten Debatten um die Deutschlandfrage auf eine Politik der Aqui-
distanz und des Abwartens. Bezeichnend fiir diese Grundeinstellung war
sein Besuch in der DDR am 24. November 1989, also nur wenige Tage
nach dem Mauerfall. Der Kanzler erklarte im Vorfeld, dass er mit diesem
ein »niitzliches Signal« geben wolle. Wie ND mit Bezug auf ein Pressege-
spriach berichtete, sei es ihm darum gegangen, »Aufmerksamkeit fiir die
Umgestaltungsprozesse in der DDR in Taten umzusetzen.« Um Instabi-
litat »durch die Verinderungen in den sozialistischen Staaten« zu verhin-
dern, missten westliche Staaten »durch Kooperation zur Verbesserung der
Lebensbedingungen in diesen Lindern beitragen.«!!

Die Diplomaten des AuBenministeriums hatten sich in der Zwischen-
zeit bereits Gedanken um die Wiedervereinigung gemacht, konnten sich
aber zu keiner klaren Prognose zu den kiinftigen Entwicklungen durch-
ringen. Die Osterreichische Botschaft Bonn verwies am 15. November
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1989 auf die dort spiirbare »Erwartung baldiger Wiedervereinigungg,
meinte aber, dass die Bundesregierung »zunichst abwarten [miisse|, wel-
che politischen Rahmenbedingungen die DDR abstecke.«!? Aus Ost-Ber-
lin berichtete Botschafter Wunderbaldinger am 17. November 1989 tber
die am gleichen Tag erfolgte Prisentation der Regierung Hans Modrow
vor der Volkskammer und betonte, dass in der Erklirung von Modrow
»|glefihrliche Spekulationen {iber eine Wiedervereinigung als Tagesauf-
gabe [...] zuriickgewiesen« worden seien.'?

Ahnliches bekam Vranitzky auch von Modrow personlich zu héren:
Die DDR sei »weiterhin im Warschauer Pakt verankert«, und das »Nahe-
verhiltnis zur Sowjetunion« bleibe »auch in Zukunft der erste Orientie-
rungspunkt der DDR¢; eine Wiedervereinigung konne sich »geschichtlich
in der Ferne darstellen [...] und sich in einem groBeren europiischen Haus
vollziehen«.! Diese klare Positionierung, die Unterzeichnung eines Wirt-
schaftsiibereinkommens sowie diverse Aussagen tiber positive Aussichten
der bilateralen Beziehungen der DDR zu Osterreich!® haben Vranitzky
ein widerspruchstreies Bild von der kiinftiges Entwicklung der DDR als
eigenstindiger Staat geliefert. Eine weitere Bestitigung dieses Eindrucks
erhielt der Osterreichische Kanzler am gleichen Tag in West-Berlin, wo er
den Regierenden Biirgermeister Walter Momper traf, der »ihm ausdriick-
lich versichert hat, dass die Wiedervereinigung nicht auf dem Programm
steht«.!® Die osterreichische Diplomatin Gabriele Matzner berichtete in
einem Schreiben vom 27. November, also drei Tage nach dem Besuch
von Vranitzky, ausfithrlich iiber Mompers Einstellung, der ihr zufolge
den politischen Absichten Bonns misstraute und auBlerdem der Ansicht
war, dass keine politische Kraft in der DDR (weder die SED noch die
Blockparteien, und auch nicht die im Aufbau befindlichen oppositionellen
Krifte) eine Wiedervereinigung wiinsche. Momper meinte, so Matzner,
aufgrund seiner Kontakte zu Entscheidungstrigern und Oppositionellen in
der DDR einen Informationsvorsprung zu haben. Matzner betonte, dass
Momper seine Haltung im Gesprich mit Vranitzky deutlich gemacht habe,
und behauptete dartiber hinaus, dass auch fiir die Alliierten eine Wieder-
vereinigung kein Thema sei."”

Dem Programm des Besuches von Vranitzky ist zu entnehmen, dass
dem Gesprich mit Momper rund 75 Minuten eingeriumt wurden, im
Ostteil der Stadt verbrachte die Osterreichische Delegation hingegen fast
finf Stunden, wobei ein Gesprich mit Modrow, die Unterzeichnung einer
wirtschaftlichen Vereinbarung, ein gemeinsames Pressegesprich und ein
oftizielles Mittagessen stattfanden. Den Verlauf des Besuches bezeichnete
die osterreichische Delegation in West-Berlin als »[s]lymptomatisch fiir die
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neue Entspannung«: »Eine Limousine des DDR-Protokolls mit Ost-Berli-
ner Nummer, beflaggt mit der Gsterreichischen Fahne, eskortiert von der
West-Berliner Polizei |[...] brachte den Herrn Bundeskanzler zu seinem
Termin bei Momper und von dort bis zum Grenziibergang beim Flugha-
fen Schonefeld.«'®

Der Besuch von Vranitzky in der DDR wurde im Riickblick sehr un-
terschiedlich bewertet: Botschafter Franz Wunderbaldinger meinte spiter,
dass sich die Bundesrepublik erhofft hatte, tiber den Umweg der bundes-
deutschen-6sterreichischen Diplomatie, Informationen tiber den Reform-
willen der DDR zu erhalten. Lageeinschitzungen erhoffte sich wohl
auch der franzosische Prisident Francois Mitterand, mit dem der Besuch
abgesprochen worden sei, wie der osterreichische Botschafter in Bonn
Friedrich Bauer betont."” Bundeskanzler Helmut Kohl hingegen schien
wenig begeistert.”’ Gernot Rumpold, Bundesratsmitglied der Freiheit-
lichen Partei Osterreichs (FPO), warf Vranitzky in einer Pressemitteilung
vor, »immer wieder versucht [zu haben], den falschen Machthabern den
Riicken zu stirken.«<*' Vranitzky, der im Gesprich mit Modrow meinte,
dass er »seinen Besuch hier zu diesem Zeitpunkt als Signalwirkung« ver-
stehe,?? blendete diesen spiter aus, in seinen »Politischen Erinnerungenc
wird er nicht erwihnt.” Ganz im Gegensatz zu Modrow, der in »Auf-
bruch und Ende« festhielt, dass durch den Besuch unterstrichen wurde,
»daB Osterreich den demokratischen Umbruch in der DDR unterstiitzte
und der DDR im Rahmen der europiischen Entwicklung entsprechende
Bedeutung beimaB.«** Die ostdeutsche Berliner Zeitung kam kurz nach
dem Besuch zu einem ihnlichen Schluss: »Beiderseitige Interessen sind im
Spiel, und »>Bevormundungy, so der Kanzler wortlich, sei nicht seine Sache.
Damit hat er seinem BRD-Kollegen nicht nur den Anreisetermin als erster
Spitzengast der neuen DDR-Regierung voraus, sondern auch eine wich-
tige Erkenntnis fiir den Umgang der Mieter im kiinftigen Haus Europa.«*®

Der Besuch von Vranitzky zeigt, dass die DDR auch weiter an guten
Beziehungen zu Osterreich interessiert war, was dem sterreichischen
Diplomaten Ernst Sucharipa bereits im September 1989 vom Botschaftsrat
der DDR-Botschaft in Wien mitgeteilt worden war. Dieser hatte betont,
dass die Haltung Osterreichs hinsichtlich der DDR-Fliichtlinge »keinerlei
Erstaunen hervorgerufen« hitte. Es sei keinerlei Kritik gedulBert worden,
sondern im Gegenteil Verstindnis fiir das Agieren Osterreichs,?® das die
Fluchten der Biirgerinnen und Biirger der DDR {tber die Osterreichisch-
ungarische Grenze nicht behindert hatte und den Fliichtlingen bei der
Weiterreise in die Bundesrepublik behilflich gewesen war. Die weiterhin
sehr freundliche Haltung der DDR gegeniiber Osterreich, obwohl — wie
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neueste Studien eindeutig zeigen — insbesondere die Bilder vom symbo-
lischen Durchschneiden des Eisernen Vorhanges durch Mock und seinen
ungarischen Amtskollegen Gyula Horn am 27. Juni und vom Paneuropi-
ischen Picknick am 19. August 1989 die Fluchtbewegung der DDR-Biirger
und damit den Zusammenbruch der DDR forderten,?’ lisst sich wohl nur
mit der zunehmenden internationalen Isolierung der DDR erkliren.

Fortfiihrung der Besuchsdiplomatie

Jahrzehntelang hatte Osterreich die Position der Bundesrepublik unter-
stlitzt, die von einer Einigung Deutschlands ausgegangen war. Nach dem
Grundlagenvertrag 1972 zwischen der Bundesrepublik und der DDR
schien Osterreich jedoch fest entschlossen, sehr rasch Kontakte zur DDR
auf den verschiedensten politischen Ebenen aufzubauen.?® Bis 1989 wurde
nicht nur eine rege Besuchsdiplomatie gepflegt (ausgehend vom Besuch
des Bundeskanzlers Bruno Kreisky, der als erster westlicher Regierungs-
chef in die DDR gekommen war),?” sondern es wurden auch zahlreiche
bilaterale Vertrige abgeschlossen, wovon beide Staaten finanziell profi-
tierten. Dies mag ein wichtiger Faktor fiir die Bemiihungen Osterreichs
um eine Fortfithrung der bilateralen Kontakte zur DDR gewesen sein,
bis diese weder wirtschaftlich noch personell zur Aufrechterhaltung der
internationalen Diplomatie in der Lage war.”

Kurz nach dem Vranitzky-Besuch bei Modrow kam der stellvertretende
AuBenminister der DDR, Kurt Nier, am 30. November und 1. Dezember
1989 nach Osterreich. Dabei kam es zu Gesprichen mit Mock und diver-
sen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des AuBenamts. Der Ssterreichi-
sche Diplomat Ernst Sucharipa hielt in seinem Amtsvermerk zu diesen
Gesprichen fest, dass Nier gemeint habe, dass es in der DDR einen Kon-
sens zu drei Punkten gebe:

e »Ziel der Reformen ist die Erneuerung der sozialistischen Gesell-
schaft (Erhaltung des erreichten sozialistischen Standards sehr wich-
tig)

¢ [die] DDR ist und bleibt ein souveriner Staat

* |die DDR] entscheidet selbstindig tiber Art und Umfang der Refor-

men.«‘“

Den Beamtinnen und Beamten des AuBenministeriums wurde bei der
Gelegenheit die Position der damaligen DDR-Fithrung deutlich gemacht,
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die sich gegen das Ziel des Zehn-Punkte-Plans von Kohl richtete, der am
28. November 1989 im Bundestag einen Weg zur Deutschen Einheit vor-
gestellt hatte.’> Eine »(Wieder)Vereinigung stehe im Widerspruch zum
Grundlagenvertrag und zu den Schlussdokumenten von Helsinki«. Sucha-
ripa hielt auBerdem fest: »Es bestand Ubereinstimmung, daB Verinderun-
gen in der DDR eine Intensivierung der Beziehungen ermdglichen; [der]
Besuch des HBK [Herrn Bundeskanzlers, Anm. d. Autors] am 24.11.1989
habe diesbeziiglich Signalwirkung gehabt.«*

Nier verwies bei den Gesprichen auch auf eine bestehende Einladung
an Mock, die man im ersten Halbjahr 1990 realisieren wollte.>* Im Gegen-
satz zu Vranitzky lieB3 sich Mock jedoch nicht so leicht in die DDR locken.
Der osterreichische AulBlenminister, der sich bereits vor 1989 um eine
Uberwindung der Grenzen des Kalten Krieges bemiiht hatte und sich
schlieBlich im Juni 1989 im Zuge der medienwirksamen Durchschnei-
dung des Grenzzaunes gemeinsam mit seinem ungarischen Amtskollegen
Horn auch aktiv eingebracht hatte,*® war ganz auf der Linie von Kohl. Bei
einer Pressekonferenz der EDU am 7. Dezember 1989 erkliarte Mock, dass
das »Zehn-Punkte-Programm des Bonner Bundeskanzlers Helmut Kohl
zur Deutschlandfrage [...] eine wichtige politische Positionsbestimmunge«
sei, »die er voll unterstiitze«.’® Aus einem Statement bei einer Pressekonfe-
renz drei Tage spiter wird deutlich, dass die Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten fiir ihn schon zu diesem Zeitpunkt nur mehr eine Frage der
Zeit war, wenn er meinte »[jle konsequenter die Reformen in der DDR
durchgefiihrt werden, desto linger wird die DDR bestehen«.’” Vranitzky
betonte hingegen wenige Tage spiter, dass es »der einheitliche Standpunkt
der Bundesregierung [sei], dal diese Angelegenheit von den Bewohnern
der beiden deutschen Staaten zu beantworten« sei.”® Auch der damalige
Klubobmann der SPO, Heinz Fischer, meinte, dass sterreichische Poli-
tiker »mit Stellungnahmen zur sogenannten >Wiedervereinigung< sehr
zuriickhaltend sein« sollten.*

Dieser Haltung der SPO und der nach wie vor unterschiedlichen Auf-
fassung der Regierungsspitze hinsichtlich der Deutschen Frage entsprach
die Verwirklichung eines Gegenbesuches von Modrow bei Vranitzky am
26. Januar 1990. Wie der ehemalige osterreichische Botschafter in Ost-
Berlin Wunderbaldinger meinte, hatte sich insbesondere Modrow um einen
moglichst frithen Termin fiir den Gegenbesuch bemiiht.*” Der Vertreter
Osterreichs in Bonn, Friedrich Bauer, betonte spater, dass er den Besuch
fiir »unnotig« gehalten habe, aber nicht explizit gefragt worden sei.*!

Im Vorfeld des Besuches sprach Modrow mit dem neuen (und letzten)
osterreichischen Botschafter in der DDR,, Erich Binder. Der Regierungs-
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chef der DDR erklirte diesem, dass er Unterstiitzung zur Aufrechterhal-
tung der Stabilitit brauche, und bat um Wirtschaftshilfen, wie Osterreich
sie schon Polen und Ungarn gewihrt habe.*> DDR-Staatssekretir Herbert
Krolikowski sprach ebenfalls mit Binder und bat ihn »fast beschworend«
darum, dass Osterreich »der BRD auf wirtschaftlichem Gebiet nicht
alleine das Feld iiberlassen moge«.*’ Die Berichte von Binder iiber die bei-
den Gespriche zeigen, wie hilflos die Regierenden in der DDR zu die-
sem Zeitpunkt bereits wirkten und wie sehr sie versuchten, Osterreich als
Verbiindeten fiir ihre Bemiihungen um ein Weiterbestehen der DDR zu
gewinnen.

Modrow wurde bei seinem Osterreich-Besuch von AuBenminister
Oskar Fischer, AuBBenwirtschaftsminister Gerhard Beil und Tourismus-
minister Bruno Benthien begleitet. Beschlossen wurde insbesondere eine
voriibergehende Suspendierung der Visumpflicht, die am 1. Februar 1990
in Kraft trat. Hinsichtlich der Frage der Vereinigung der beiden deutschen
Staaten bekriftigte Modrow, »unter Hinweis auf die diesbeziiglich ver-
stirkte Stimmung in der DDR, daf} eine Vertragsgemeinschaft mit kon-
foderativen Ziigen angestrebt werde; mit Augenmall (wie von Kohl in
Dresden formuliert) und eingebettet in einen europiischen Einigungspro-
zeB.«* Damit wurde die ablehnende Haltung der DDR gegeniiber einer
Deutschen Einheit abermals deutlich gemacht, es zeigte sich jedoch schon
eine gewisse Abschwichung dieser Position. Der Botschafter der DDR in
Wien, Klaus Wolf, hatte bei seiner Vorsprache beim Leiter der Sektion II
im AuBenministerium am 4. Januar 1990 noch gemeint: »Eine Wieder-
herstellung Deutschlands in den Grenzen von 1937 stehe [...] keinesfalls
zur Debatte.«* Vranitzky duBerste sich anlisslich des Modrow-Besuches
zur Deutschlandfrage abermals wortkarg und meinte vorsichtig, dass ithm
eine Wiedervereinigung »keine Sorge« bereite.*® Weitsichtiger als Modrow
zeigte sich im Rahmen des Staatsbesuches vom 26. Januar DDR-Aulen-
minister Fischer gegeniiber Mock, der deutlich machte, »dal3 es zur Verei-
nigung kommen werde; sie miisse in die Uberwindung der europiischen
Spaltung eingebunden sein.«*’ Somit waren der &sterreichischen Regie-
rungsspitze zwei unterschiedliche Auffassungen zur deutschen Frage pri-
sentiert worden.

Im Riickblick kann man freilich erkennen, dass sich schon eine gewisse
Entwicklung abzeichnete, auch wenn Modrow nach dem Gesprich mit
Vranitzky mit dem Prisidenten der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschatt, Rudolf Sallinger, iiber wirtschaftliche Kooperationen sprach
und AuBenwirtschaftsminister Beil mit dem damaligen &sterreichischen
Wirtschaftsminister Wolfgang Schiissel ein neues Kooperationsabkommen
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unterzeichnete.*® Dass die DDR-Presse sich auf den wirtschaftlichen Aus-
tausch konzentrierte, verwundert nicht. Fiir die Berliner Zeitung war Oster-
reich ein »Freund in schwerer Zeit«: »Neue Zusammenarbeit, willkom-
mene Hilfe. Und zwar zur rechten Zeit. Das ist kein Zufall. Osterreich
und die DDR unterhalten ein sehr konstruktives Verhiltnis nicht erst seit
heute. Es bewihrt sich nun auch in schweren Zeiten.«* Auch in der Zei-
tung Neue Zeit war man sichtlich erleichtert iiber die Bereitschaft Oster-
reichs, in die DDR-Wirtschaft zu investieren:

»Osterreich méchte seinen zweiten Platz als westlicher Handelspartner
der DDR behalten und ist gewillt, daB3 seine [sic!] dafiir zu tun; wie z. B.
breite Unterstiitzung der mittelstindischen Betriebe in der DDR, Kapi-
talfluB} in neue private Unternehmen und jede Menge Erfahrungen fiir
diesen Teil der Wirtschaft.«>

Vranitzky betonte spiter insbesondere seine Kontakte zu Kohl im Vorfeld
dieses Besuches und dass die Idee zu diesem Staatsbesuch von der DDR
ausgegangen war. Kohl soll »hocherfreut« gewesen sein und gesagt haben,
dass der Besuch »der Entspannungspolitik nur guttun« kénne.® Vranitzky
meinte, dass er »keine Lust« gehabt habe, in »deutsch-deutsche Annihe-
rungskonkretisierungen verwickelt zu werden.« Den Besuch selbst bewer-
tete Vranitzky als »konstruktive, die »dsterreichischen Unternehmen mit
starker Marktprisenz in der DDR waren [...] zufrieden.<*> Auch Modrow
erwihnte den Besuch in seinen Memoiren, bewertete diesen grundsitz-
lich positiv, dulBlerte sich aber nicht zur Haltung Vranitzkys zur Deutsch-
landfrage.>

Deutlich kritischer zeigte sich die Medienlandschaft: In der Osterrei-
chischen Tageszeitung Die Presse machte sich der damalige Ressortleiter
AuBenpolitik, Andreas Unterberger, Gedanken iiber die Rolle Wiens als
neue Drehscheibe Europas. Er meinte, dass vor allem die Staaten des frii-
heren Ostblocks »Hoffnungen auf Wien setzen«. Hinsichtlich des Besuchs
von Modrow betonte Unterberger jedoch, dass man »hitte davon ausgehen
missen, dal} ein Modrow oder gar noch ein unter Honecker aktiv gewe-
sener Auflenminister Fischer bald vom Fenster weg sein werden« und dass
vallzugrofe Innigkeit mit ithnen kein gutes Entree bei den Nachfolgern
bringt.«>*
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Andauernde Uneinigkeit der 6sterreichischen
Regierungsspitze

Nach dem Besuch von Modrow zeichnete sich immer konkreter ab, dass es
zu einer Einheit kommen und dass diese nicht lange auf sich warten lassen
wiirde. Dabei wurde auch von Osterreich iiber die Auswirkungen auf die
weltpolitischen Konstellationen nachgedacht. Bei einem Gesprich mit
dem sowjetischen Botschafter in Wien, nur wenige Tage nach der Publika-
tion des »Drei-Stufen-Plans« durch Modrow, der auf eine Neutralisierung
eines vereinigten Deutschlands hinauslief,” meinte Mock, dass »keine Ver-
schiebung des Gewichts der militirischen Allianzen erfolgen sollte. Ande-
rerseits wire auch eine Entlassung Deutschlands aus seinen Bindungen
durch Neutralisierung gefihrlich.«>® Einer Umwandlung Deutschlands in
einen neutralen Staat mit einem ihnlichen Status, wie Osterreich oder
die Schweiz ihn haben, stand er also deutlich ablehnend gegentiber. Dies
hatte moglicherweise damit zu tun, dass sich seine eigene Partet, die OVP,
bereits 1983 dafiir ausgesprochen hatte, die »selbstverstindliche Zugehorig-
keit [Osterreichs] zu den freien westlichen Demokratien deutlicher (zu
machen)«®” und sich die Partei bald darauf offiziell fiir eine NATO-Mit-
gliedschaft aussprach.”® Wie also hitte Mock fiir einen Austritt der Bun-
desrepublik aus diesem Militarbiindnis argumentieren sollen? Gegeniiber
den Gsterreichischen Medien wurde er noch deutlicher: Er bezeichnete
diese Idee als »irreal«.’” Abermals ergab sich hier eine Gegenposition zur
SPO, die auch eine NATO-Mitgliedschaft Osterreichs ablehnte. Deren
Klubobmann Heinz Fischer meinte:

»Es konne aus sterreichischer Sicht keinen zwingenden Grund geben,
eine sorgfiltige Priifung des Modrow-Planes einschlieBlich seiner Uber-
legungen betreffend eines neutralen Status fiir ein vereinigtes Deutsch-
land zu verweigern, obwohl die Neutralitit eines so groffen und poten-
ten Staates wie Deutschland erhebliche Probleme aufwirft und eine
Reihe flankierender MaBnahmen erfordern wiirde.«®

Der Politologe Peter Pelinka warf Mock in der 6sterreichischen Arbeiter-
Zeitung vor, Probleme mit der eigenen Neutralitit zu haben und deshalb
eine Neutralisierung Deutschlands abzulehnen.®" Klar fiir eine solche
sprach sich der KPO-Vorsitzende Walter Silbermayr aus: »Ein friedliches
Europa braucht heute mehr statt weniger Neutralitit.«*?

In der ersten Februarhilfte deutete sich eine Anderung der Haltung von
Vranitzky an. In der Plenarsitzung des Weltwirtschaftsforums in Davos am
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4. Februar 1990 betonte er, dass niemand das Recht habe, »die Deutschen
an der Vereinigung zu behindern oder Vorbehalte dagegen zu entwickeln«.
Er meinte jedoch auch, dass die Angste bei den europiischen Nachbarn
ernst zu nehmen seien und deshalb der KSZE-Prozess fortzusetzen und
auszubauen sei.®> Wenige Tage spiter machte er in einem Interview deut-
lich, dass »Osterreich die Bestrebungen um eine Vereinigung der beiden
deutschen Staaten mit Sympathie und Gelassenheit verfolgt und auch nicht
die Befiirchtung hegt, dal} davon eine Gefihrdung der Nachbarstaaten
oder eine Destabilisierung der Lage in Europa ausgehen konnte.«®* Die
Linie von Vranitzky schien damit neu definiert und den offenkundig nicht
aufzuhaltenden Entwicklungen angepasst worden zu sein, auch wenn er
eine gewisse Skepsis wohl nicht so bald verlor. So berichtete ND im Mai
1990, dass der osterreichische Kanzler Bedenken zu einer »allzu raschen
Wihrungs- und Wirtschaftsunion« geiduBert habe.®

Mitte April 1990 erwartete das Osterreichische AuBenministerium
bereits eine baldige Wiedervereinigung. Das Ergebnis der Volkskammer-
wahlen vom 18. Mirz 1990 und die Bildung der Regierung de Maiziere
wurden als Voraussetzung hierfiir angesehen, und man war sich bewusst,
dass ein »[ii]berwiegender Teil der Bevolkerung fiir [eine] moglichst rasche
Vereinigung«®® war. Mock meinte zum Ausgang der Wahlen, dass mit
diesem Votum »die gefihrliche Sprengkraft einer geteilten Nation« aus
der politischen Landschaft Europas verschwinde, wie die Neue Zeit am
20. Mirz 1990 berichtete. Neben Mock wurden auch Japans Premiermi-
nister Toshiki Kaifu, der den »Wahlsieg der>Allianz fiir Deutschland«in der
DDR als >ein auBerordentlich bemerkenswertes Resultat« bewertete, »da
dieses Biindnis eine positive Haltung zur schnellen Vereinigung Deutsch-
lands eingenommen habe« und EG-Kommissionsprisident Jacques Delors
zitiert, der ebenfalls betonte, dass das Wahlergebnis »die Hoffnung auf
eine schnelle Wiedervereinigung zum Ausdruck [bringe|, wie sie Bundes-
kanzler Helmut Kohl versprochen habe.« Margaret Thatcher wurde hin-
gegen mit dem Statement zitiert: »Wir sehen der Errichtung einer demo-
kratischen Regierung in Ostdeutschland hofthungsvoll entgegen, und wir
winschen mit ihr zusammenzuarbeiten«, und der Sprecher des polnischen
AuBenministers Wladyslaw Klaczynski habe betont, so die Neue Zeit, dass
das Wahlergebnis die Haltung Polens nicht verindern werde.®’

Ebenfalls im April 1990 sprach der damalige Generalsekretir des Oster-
reichischen AuBenministeriums Thomas Klestil mit diversen Vertretern
der bundesdeutschen Regierung in Bonn. Von Staatssekretir Jiirgen Sud-
hoff erfuhr er, dass man in der Bundesrepublik »die positive Osterreichi-
sche Haltung zur Deutschen Vereinigung mit groler Freude zur Kenntnis

92



Andrea Brait, Osterreichische Reaktionen

genommenc« habe.®® Wichtige Informationen erhielt er ebenso von Kohls
Berater Horst Teltschik. Dieser betonte »Nicht KOHL sei die >Dampf-
walzeq, sondern die Bevolkerung in der DDR sei ungeduldig! ... Die SU
[Sowjetunion] werde sich wundern, wie schnell das alles gehen werde. Die
BRD habe keine Zeit zu verlieren!«%

Letzte Besuchskontakte

Die Besuchsdiplomatie mit der DDR sollte dennoch weiter fortgefiihrt
werden: Auf Einladung der damaligen Osterreichischen Ministerin fiir
Unterricht, Kunst und Sport, Hilde Hawlicek, kam Mitte Juli 1990 —
wenige Tage nach dem entscheidenden Treffen von Helmut Kohl und
Michail Gorbatschow im Kaukasus — DDR-Kulturminister Herbert Schir-
mer nach Wien. Die Gespriche fithrten zur Vereinbarung einiger Kultur-
austauschprojekte, die noch bis Ende des Jahres 1990 verwirklicht werden
sollten. Zu den Vereinbarungen, die »ungewohnlich schnell »vor Tor-
schluss¢ getroffen wurden«,”” wie Schirmer zu Journalisten meinte, zihlten
eine Filmwoche in Wien ab dem 29. September, Osterreichische Filmwo-
chen in Berlin und Dresden im November und ein Treffen von Literatur-
verlegern am 21. September.”' Im Résumé-Protokoll zum Arbeitsgesprich
der beiden Minister wurde schlieBlich festgehalten: »Sowohl Kulturmi-
nister Schirmer als auch Frau BM Dr. Hawlicek duBerten ihr Interesse
an einer weiteren Zusammenarbeit, unabhingig davon, >wie das heutige
Gebiet der DDR heiBlen wird.« Vereinbart wurde schlieBlich auch die
Aufnahme von Arbeiten fiir eine Gemeinschaftsausstellung von Kiinst-
lern beider Linder, wie bereits im Kulturiibereinkommen festgehalten. Es
wurde angedacht, diese im Frithjahr 1991 zu eréftnen und eventuell in die
Wiener Festwochen einzubinden.”?

Osterreich, in dem Falle das Ministerium fiir Unterricht, Kunst und
Sport, scheint also nach wie vor um eine Fortfithrung der Beziehungen
bemiiht gewesen zu sein. Auch zu einem Zeitpunkt, als nur mehr dartiber
diskutiert wurde, wann und nicht mehr ob es zu einer Einheit der beiden
deutschen Staaten kommen werde, wurden mit Vertretern der DDR kon-
krete Vereinbarungen getroffen. Mit welchem Ziel? Vielleicht befiirch-
tete man, dass derartige Projekte mit der vereinigten Bundesrepublik nicht
moglich sein wiirden, zumal mit der Bundesrepublik kein Kulturabkom-
men existierte.

Auch auf hochster Ebene gab es im Sommer 1990 noch einen Besuch:
Der neu gewihlte DDR-Ministerpriasidenten Lothar de Maizieére kam am
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25. Juli 1990 nach Wien. Diese Begegnung stand jedoch schon ganz im
Zeichen der bevorstehenden Deutschen Einheit und diente der oOsterrei-
chischen Seite wohl auch als Quelle fiir Einschitzungen der weiteren Ent-
wicklung. Im AuBenamt wurde im Vorfeld des Besuches von de Maizi-
eére bilanziert, dass die Vereinigung noch vor Jahresende zu erwarten sei.
Die Einigung iiber die Eckpunkte der Einheit wurde als Wegbereiter »fiir
die angestrebte Errichtung einer neuen politischen Architektur in Europac«
gesehen.”” Die Einigung von Kohl und Gorbatschow im Kaukasus war
auch in den Medien positiv kommentiert worden. Burkhard Bischof hatte
etwa in der Zeitung Die Presse gemeint:

»Kohl und Gorbatschow haben mit ihren jiingsten Vereinbarungen vor
allem dem gesamteuropiischen Prozel3 einen wichtigen Anstof3 gege-
ben, ja diesen beschleunigt. Sie sollten sich nicht irritieren lassen, wenn
es in ihren eigenen Lindern wie auBBerhalb jetzt gewill wieder zahlreiche
Kritiker geben wird, denen die gewihlte Gangart viel zu schnell ist.«”*

Ahnlich fiel auch die Bewertung von Vranitzky — nun scheinbar auf der
Linie seines deutschen Amtskollegen und der seines Vizekanzlers — aus: Er
bezeichnete in seiner Tischrede die Einigung Deutschlands als Ereignis
»grofter politischer Tragweite. Sie verkdrpert wie kein anderes Ereignis
die Uberwindung der Teilung unseres Kontinents.<’> Allerdings betonte er
auch bet dieser Begegnung — ganz im Sinne seiner bisherigen DDR-Poli-
tik —, dass die Osterreichische Wirtschaft »sehr daran interessiert [sei], sich
in der DDR zu engagieren«.”” Wie die beiden Staatsminner betonten, galt
es, die bislang staatlich geregelten Wirtschaftsbeziehungen auf die betrieb-
liche Ebene zu verlagern.”” Hinter der Fortsetzung der Besuchsdiplomatie
standen also offenkundig auf beiden Seiten wirtschaftliche Uberlegungen.
Botschafter Binder hatte bereits im Vorfeld des Besuches von de Maiziere
darauf hingewiesen, dass auch die Firmen in der DDR »allerhéchstes Inte-
resse« daran hitten, »ihre Beziehungen zu 6sterreichischen Unternehmun-
gen aufrechtzuerhalten, ja auszubauen.« Allerdings seien Fille bekannt,
dass »DDR-Firmen erklirt haben, von ihren westdeutschen Partnern abge-
halten worden zu sein, mit dsterr. Firmen zu kooperieren«.”®

Reaktionen zum 3. Oktober 1990

Die osterreichischen Reaktionen auf den »Tag der Deutschen Einheit« folg-
ten groftenteils der allgemeinen Jubelstimmung. Vranitzky sprach von
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einem »Tag der Genugtuung, der Freude und der Hoffnung¢, mit dem
nicht nur eine jahrzehntelange schmerzliche und unnatiirliche Trennung
unseres Nachbarlandes, sondern dartiber hinaus auch eine Nachkriegsord-
nung zu Ende [gehe], die durch Gegensatz und Mifitrauen gekennzeichnet
war.«’’ Allgemeines Befremden l6ste die Aktion des Wiener Biirgermeis-
ters Helmut Zilk aus, der am Rathausturm die Fahne der Bundesrepub-
lik hisste: Die Aktion wurde parteiiibergreifend und auch von Historikern
kritisiert.®

Die 6sterreichischen Medien waren voll mit Berichten iiber die Feiern
in Berlin. Der Standard versuchte mit einer Blitzumfrage verschiedene
Personlichkeiten aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen
zur Deutschen Einheit zu befragen, musste aber in seiner Ausgabe vom
3. Oktober 1990 berichten, dass viele dazu keine Stellungnahme abgeben
wollten — vielleicht ein Ergebnis der im Verlauf des Jahres 1990 nicht nur
in Osterreich immer wieder geiuBerten Befiirchtungen, dass ein »Vier-
tes Reich« entstehen koénne, obwohl von der bundesdeutschen Regierung
immer wieder der Wille zur weiteren Eingliederung in Europa betont
worden war.®! Der Journalist, Verleger und Diplomat George Weidenfeld
hatte die Leser des Standard bereits Anfang Februar unter anderem mit dem
Hinweis auf sinkende Geburtenraten in beiden deutschen Staaten zu beru-
higen versucht, weshalb nicht zu befiirchten sei, dass ein neues Bedtrfnis
nach Ausweitung des Lebensraumes oder der Wunsch, verlorene Gebiete
zuriickzugewinnen, entstehen werde.®

Die im Standard am Tag der Deutschen Einheit abgedruckten Statements
von Prominenten zeigen, dass die Osterreicher dennoch teilweise skeptisch
blieben, und nicht alle die insbesondere tiber die Bilder aus Berlin verbrei-
tete Jubelstimmung teilten. Der Parteivorsitzende der FPO, Jorg Haider,
meinte etwa, dass die Einheit Deutschlands eine »Chance fiir Oster-
reich« sei, denn Deutschland sei »zwar reich und groB3, aber kulturlos. Die
Kultur kommt aus Osterreich.« Der Architekt und Karikaturist Gustav
Peichl meinte kritisch: »Eigentlich war die Einheit notwendig. Zum ande-
ren aber gibt es viele Dinge, die notwendig sind, aber nicht nur niitz-
lich. Ob die Einheit zum Nutzen Deutschlands und Europas sein wird,
wird sich erst zeigen.« Richtiggehende Angste schiirte der Griinen-Politi-
ker Peter Pilz mit der Aussage »Ich fiirchte mich jetzt vor dem deutschen
AnschluB.« Ahnlich iuBerte sich Susanne Sohn von der KPO: »Ich habe
das Getiihl einer Bedrohung, wir miissen jetzt unsere Unabhingigkeit und
Selbstindigkeit behaupten.« Der Architekt Hans Hollein wiederum kom-
mentierte das Ereignis mit »Deutschland, Deutschland {iber alles«,®? der
ersten Zeile der ersten Strophe des Deutschlandliedes, welche auch von
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den Nationalsozialisten verwendet wurde. Ob ithm diese Tatsache bekannt
war und ob er damit auf vergangene GroBmachtanspriiche Deutschlands
anspielte oder nur Jubelstimmung ausdriicken wollte, muss offen bleiben.
In eine ganz andere Richtung dachte der damalige Wirtschaftsminister
Wolfgang Schiissel (OVP), der die Einheit Deutschlands als einen »posi-
tiven Impuls fiir die Osterreichische Exportwirtschaft« ansah und meinte,
dass diesem Ereignis fiir die wirtschaftliche Entwicklung Europas »und
ganz besonders Osterreichs« grofe Bedeutung zukomme.**

Schlussbemerkung

Ein Blick auf die Jubiliumsfeierlichkeiten in den Jahren 1999 und 2009
zeigt, dass die Beflirchtungen des Jahres 1990 bald vergessen waren und in
Osterreich iiberaus positive Narrative zum Jahr 1989 (und auch zur Deut-
schen Einheit) entstanden.®® Auch die &sterreichische Bevolkerung beur-
teilte die Deutsche Einheit tiberwiegend positiv, wie eine Umfrage Anfang
der 1990er-Jahre zeigte.®® Die Sympathiewerte fiir das wiedervereinigte
Deutschland sind iiber 20 Jahre nach der Verwirklichung der Deutschen
Einheit hoher als fiir die alte Bundesrepublik und viel héher als fiir die
DDR. Im Vergleich zu anderen zentralen Ereignissen seit 1989 schreibt die
osterreichische Bevolkerung dem deutschen Einigungsvertrag von 1990
aber relativ geringe Bedeutung fiir Osterreich zu."’

Betrachtet man die verschiedenen Reaktionen der 6sterreichischen
Akteure auf die sich ab dem November 1989 ankiindigende Deutsche Ein-
heit, dann trifft die Einschitzung von Botschafter Bauer zu: »Osterreich
hat weder gegen die deutsche Wiedervereinigung agitiert, noch haben
wir sie besonders begriit«.®® Die Analyse hat gezeigt, dass sich insbeson-
dere die OVP und ihr damaliger Parteivorsitzender Mock schnell fiir die
Linie aussprach, die von Kohl Ende November 1989 mit seinem Zehn-
Punkte-Programm vorgegeben worden war, und die Einheit Deutsch-
lands als Chance zur Uberwindung der Blockkonfrontation in Europa
betrachtete. Auch (der infolge der Debatte um seine NS-Vergangenheit
umstrittene) Bundesprisident Kurt Waldheim (OVP) vertrat diese Mei-
nung und bezeichnete die »Vereinigung der beiden deutschen Staaten als
eine Markierung der Uberwindung der Teilung Europas und der Ost-
West-Konfrontation«.®” Die Haltung der OVP ist als logische Fortsetzung
der Bemiihungen der Partei zur Uberwindung der Systemgegensitze in
Europa zu sehen. Neben Mock hatte sich insbesondere Erhard Busek in
den 1980er Jahren in den osteuropiischen Nachbarstaaten engagiert und
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Kontakte zu Dissidenten gepflegt. Bundeskanzler Vranitzky entschied sich
hingegen (zunichst) dafiir, die DDR — insbesondere symbolisch in Form
von Besuchskontakten — weiter zu unterstiitzen, was, wie der damalige
bundesrepublikanische Botschafter in Wien, Dietrich Graf von Briihl, in
einem Interview betonte, viele in der Bundesrepublik und insbesondere
Kohl sehr geirgert hatte.””

Bis zum Sommer 1990 pflegte die Osterreichische Aulenpolitik die
Kontakte zur DDR in moglichst normalen und freundlichen Bahnen, was
unter anderem der Besuch von DDR-Kulturminister Schirmer Mitte Juli
zeigt, als die Weichen bereits ganz klar in Richtung Deutsche Einheit
gestellt waren. Die Bewertungen der Staatsspitze am 3. Oktober waren
allesamt positiv. Verschiedene Oppositionelle und Personen des offent-
lichen Lebens duBerten jedoch Befiirchtungen hinsichtlich neuer GroB3-
machtsanspriiche der neuen Bundesrepublik, was darauf hindeutet, dass
»Anschlussbefiirchtungen« in Osterreich nie ganz iiberwunden wurden,
und den Eindruck bestitigt, dass die Bundesrepublik Osterreichs »ver-
freundeter Nachbar« ist.”!

Der Text basiert auf Forschungen im Rahmen des vom Zukunftsfonds der Republik
Osterreich finanzierten und bei der Dr.-Wilfried-Haslauer-Bibliothek angesiedelten
Forschungsprojekts mit dem Titel » Offene Grenzen, neue Barrieren und gewandelte
Identititen. Osterreich, seine Nachbarn und die Transformationsprozesse in Poli-
tik, Wirtschaft und Kultur seit 1989«. Fiir die Ermdglichung neuer Aktenzuginge
sei an dieser Stelle sehr herzlich Ministerialrat Dr. Gottfried Loibl sowie Mag. Eva
Wotawa-Hahlheimer gedankt.
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Schlagzeilen spanischer Zeitungen nach der Bundestagswahl 2013.

Holm-Detlev Kohler

Vom bescheidenen Wertarbeiter zur
arroganten Chefin. Wandlungen im

Deutschlandbild der Spanier von der
Vereinigung bis zur Wirtschaftskrise

In einem besorgten Artikel in der fithrenden spanischen Tageszeitung El
Pais vom 26. April 2013 wendet sich der deutsche Botschafter in Spanien,
Reinhard Silberberg, gegen das aus seiner Sicht ungerecht verzerrte
Deutschlandbild der Spanier. Er sei es leid, stindig vom egoistisch-unso-
lidarischen Deutschland zu horen, das Europa im Stich lasse und die Siid-
linder durch aufgezwungene Sparsamkeitsdiktate stranguliere, wihrend
Deutschland in Wahrheit am meisten fiir ein gemeinsames Europa leiste.
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Des Botschafters Sorge weist auf ein grundlegend verindertes Deutschland-
bild in Spanien und anderen stideuropiischen Lindern hin. Das groBe Ver-
trauen in ein wiedervereintes Deutschland in einem zusammenwachsenden
Europa ist seit dem Beginn der Krise und der allzu deutlichen Fiihrungsrolle
der stirksten europiischen Wirtschaftsmacht einem wachsenden Misstrauen
und Unmut gegeniiber dem Land der neuen »eisernen Lady« gewichen.
Der vorliegende Beitrag vergleicht das Deutschlandbild der Spanier der
frithen 1990er Jahre mit dem aktuellen Image der Deutschen in Spanien.
Er zeichnet die Entwicklung seit dem Betritt Spaniens zur Europdischen
Gemeinschaft (1986) und der folgenden Vereinigung Deutschlands (1990)
bis zur aktuellen Krise des Integrationsprozesses und der Wihrungsunion
nach. Die gegenseitige Wahrnehmung wihrend des gesamten Zeitraums
ist wesentlich durch die Rolle der beiden Linder im europiischen Eini-
gungsprozess und durch den Verlauf des europiischen Integrationsprozesses
bestimmt. Am Ende steht eine kritische Bestandsautnahme der aktuel-
len Probleme eines allzu »deutschen Europas« und der einseitig verzerrten
Wahrnehmung der deutschen Fiithrungsrolle seitens der Spanier.

Historisch unbelastet und entspannt

Das traditionell sehr ehrfurchtsvoll und positiv besetzte Deutschlandbild
der Spanier konsolidierte sich im Verlauf der Integration Spaniens in die
Europiische Union (EU)! nach dem Beitritt 1986, die mit der Vereinigung
Deutschlands im Herzen des neuen, zusammenwachsenden Europa histo-
risch zusammentiel.

Im Unterschied zu vielen europiischen Nachbarn leidet Spanien unter
keinem Deutschland-Trauma. Zwischen Deutschland und Spanien gab es
keine historischen Schlachten, keine kolonialen Auseinandersetzungen,
keine Kiampfe um die Vormachtstellung in Europa, ja nicht einmal ge-
scheiterte Allianzen wie diejenige zwischen Hitler und Mussolini. Wih-
rend des Spanischen Biirgerkrieges (1936—39) kam es auf der einen Seite
zu Interventionen Hitlers zugunsten der aufstindischen Franco-Generile,
mit dem traurigen Héhepunkt der Bombardierung der baskischen Stadt
Gernika durch die deutsche Luftwaffe. Auf der anderen Seite kimpften
aber auch viele deutsche Freiwillige in den Internationalen Brigaden fiir
die Republik und gegen den Faschismus. Spaniens Blick auf Deutschland
ist daher traditionell eher entspannt und respektvoll distanziert.

Die Spanier haben groBe Hochachtung vor dem deutschen Wiederauf-
bau nach 1945, der Qualitit der Produkte, den Automarken, der seridsen
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Organisation und dem leistungsfihigen Sozialstaat. Die Erfahrungen der
meisten spanischen Gastarbeiter in Westdeutschland waren positiv und
haben vielen Familien geholfen, einen bescheidenen Wohlstand zu erarbei-
ten. Etwa 600000 spanische Gastarbeiter nutzten das 1960 unterzeichnete
und bis 1973 giiltige Anwerbeabkommen der Bundesrepublik mit Spanien
zu einem — in der Regel voriibergehenden, mehrjihrigen — Arbeitsaufent-
halt im »Wirtschaftswunderland« Deutschland.” Die deutschen Touristen
waren ebenfalls willkommene Giste beim Aufbau der bis heute fiihren-
den Wirtschaftsbranche. Selbst die Ubernahme des Automobilherstellers
Seat — ein Symbol des spanischen »Wirtschaftswunders« — durch den VW-
Konzern wurde weniger als Verlust, denn als Zukunftssicherung gesehen.

Parallele Normalisierung im zusammenwachsenden Europa

Das historisch unbelastete Verhiltnis und der Respekt gegeniiber den
Deutschen prigte auch die grundsitzlich positive Sicht der Spanier auf die
deutsche Einigung. Ganz anders als viele Franzosen, Briten, Hollinder,
Tschechen, Polen oder Dinen befuirchteten sie keine Gefahr von einem
groflen Deutschland in der Mitte Europas. Die friedliche Vereinigung der
zwel deutschen Staaten erschien ihnen als natiirlicher Prozess, eingebettet
in das gliickliche Ende des Kalten Krieges und der Teilung Europas. Selbst
eine gewisse Fihrungsrolle der bevilkerungsreichsten und wirtschafts-
stirksten Nation erschien ithnen logisch, und das Vertrauen in Deutsch-
land war und ist viel groBer als das in Frankreich oder gar in das Verei-
nigte Konigreich.

Das historische Zusammenfallen von Demokratisierung und Europii-
sierung auf spanischer Seite sowie die Vereinigung zweier deutscher Staaten
inmitten eines neuen Europa am Ende des Kalten Krieges erzeugte gar
eine unterschwellige Interessensallianz: den gemeinsamen Wunsch nach
Normalisierung. Spanien ist seit Langem bemdiiht, die Rolle der peripher
zurlickgebliebenen Nation hinter den Pyrenien am Tor zu Afrika hinter
sich zu lassen, um sich als ganz normales, modernes europiisches Land zu
etablieren. Der EU-Beitritt war ein entscheidender Schritt in diese Rich-
tung und das sich einigende Europa ein idealer Kontext.

Deutschland wiederum hatte aus anderen Griinden ein gleichgerichte-
tes Interesse nach einer neuen Rolle als ganz normales europaisches Land.
Die Schmach der Geschichte sollte endlich iiberwunden und auf histo-
rische Distanz gebracht werden, Nationalsozialismus und SED-Diktatur
sollten Geschichte, Demokratie und Freiheit dagegen allseits anerkannte
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deutsche Realitit werden. War die urspriingliche Europiische Gemein-
schaft noch ein Projekt zur Kontrolle und Zihmung Deutschlands und der
Westbindung der Bundesrepublik, so wollte das vereinte Deutschland nun
wieder ein vollwertiges, seiner Grof3e und Stirke entsprechendes Mitglied
der Staatengemeinschaft werden.

Die politische Freundschaft der »Europier« Helmut Kohl (1982—-1998
Kanzler der Bundesrepublik) und Felipe Gonzilez (1982—-1996 Minister-
prasident von Spanien) hat in dieser Interessenskoinzidenz ihr zentrales
Motiv und reprisentierte einen breiten Konsens der Bevolkerungen. Die
Spanier waren durchaus bereit, einige »deutsche« Tugenden wie seridses
Unternehmertum und gewissenhafte Arbeit zu Gibernehmen, um im Ge-
genzug den Deutschen ein bisschen mediterrane Lebensfreude zu vermit-
teln. Gegenseitige Anerkennung und Angleichung der Lebensstile bilde-
ten ein unterschwelliges Programm fiir die Wahrnehmung und Beziehung
beider Nationen untereinander.

Wihrend des langen Booms der spanischen Wirtschaft zwischen 1994
und 2007 und der gleichzeitigen Stagnation des deutschen Wirtschaftsrie-
sen, der mit den Auswirkungen der Globalisierung und den Folgen der
Vereinigung kimpfte, verschoben sich gar die Anerkennungs- und Selbst-
bewusstseinsbeziehungen. Die Spanier tibernahmen dankbar ihr neues
positives Image der kreativen, innovativen und flexiblen Zukunftsnation
und entwickelten erstmals ein leichtes Uberheblichkeitsgefiihl gegeniiber
den schwerfilligen, rigiden und konservativen Deutschen. Dass deutsche
Banken und Versicherungen an der enorm anwachsenden und politisch
angeheizten privaten Verschuldung der Unternechmen und Haushalte gut
mitverdienten und deutsche Rentner viele der Hauser und Appartements
an der Mittelmeerkiiste und auf den Ferieninseln erwarben, storte dabei
nicht. Es kam auch niemand auf die Idee, dass dahinter eine deutsche
Eroberungs- oder Hegemoniestrategie stecken konnte, so wie sie heute
Angela Merkel und den deutschen Banken hiufig unterstellt wird. Die
Deutschen wurden weiterhin respektvoll betrachtet, aber man hatte ja nun
eigene spanische Tugenden vorzuweisen.

Die Krise und die neue Fiihrungsrolle Deutschlands

Vor diesem Hintergrund ist das aktuelle Deutschlandbild der vermeintlich
arrogant-autoritiren Chefin Europas, die in egoistisch unsensibler Manier
ihre Austerititsideologie den stideuropiischen Krisenlindern aufzwingt
und dabei auch noch die Interessen der deutschen Banken vertritt, eine
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neue Erscheinung, deren lingerfristige Auswirkungen auf die bilateralen
Beziehungen und Europa insgesamt noch schwer abzusehen sind. Ohne
das unverantwortlich dumme Gerede vom »Vierten Reich«,” demzufolge
Angela Merkel mit wirtschaftlichen Mitteln das erreicht, was Hitler mit
militirischen Mitteln versagt blieb, ernst nehmen zu wollen, gilt es aber
umso mehr, die Hintergriinde fiir diesen Wandel im Deutschlandbild zu
analysieren.

Auftillig ist zuallererst das enorme Interesse fiir Deutschland. Die um-
fassende Berichterstattung rund um die Bundestagswahl vom Septem-
ber 2013 ist allenfalls mit dem Interesse fiir US-amerikanische Prisident-
schaftswahlen zu vergleichen. Diese sind allerdings traditionell ein groBes
Medienspektakel, wihrend deutsche Bundestagswahlen fiir gewohnlich
selbst interessierte Biirger eher langweilen. Wochenlang berichteten die
Medien tiber Deutschland, publizierten Serien iiber das Land der Frau
Merkel, druckten Sonderbeilagen und foérderten so das Bild, dass nicht
nur Spanien, sondern ganz Europa vom Wohlwollen der deutschen Regie-
rung abhinge.

Die augenblickliche Krise wies Spanien und Deutschland rasch ge-
gensitzliche Positionen zu. Spanien reihte sich in die siideuropiischen
Dauerkrisenliander ein, wihrend Deutschland schnell und erfolgreich aus
der Krise heraus zur wirtschaftlichen und bald auch politischen Fiihrungs-
macht emporstieg. Aus der geteilten Position einer Normalisierung im
europiischen Kontext sind nun zwei gegenpolige Standpunkte geworden:
Nord gegen Siid, Glaubiger gegen Schuldner, Nettozahler gegen Hilfe-
empfinger.

Dartiber hinaus scheint sich Deutschland aufgrund der Bediirfnisse
seines Exportsektors zu einer »Weltwirtschaftsmacht« zu entwickeln.
Dadurch, dass es seine aullenpolitischen Ziele durch wirtschaftliche Mittel
zu erreichen versucht, wendet sich das Land immer mehr von seinen euro-
paischen Partnern ab. »Wir miissen sparen und verzichten, damit die deut-
schen Banken ihre Kredite zuriickbekommen und sollen dabei den Euro
stabilisieren, damit die deutschen Unternehmen weiter ihre Produkte in
ganz Europa verkaufen konnen. Umgekehrt hilft uns niemand, unsere
marode Wirtschaft wieder in Gang zu bringen und unserer verzweifel-
ten Jugend Arbeit und Perspektive zu verschaffen.« Dies ist der Tenor der
spanischen Wahrnehmung des aktuellen, von Angela Merkel dominierten
Eurokrisenmanagements. Alle lindernden MalBnahmen wie Eurobonds,
Umschuldungen oder der Ankauf von Staatsschulden durch die Europi-
ische Zentralbank scheinen von der deutschen Hardlinerin blockiert zu
werden.
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Kritische deutsche Intellektuelle wie Ulrich Beck, der die rigorose
Machtpolitik als »Merkiavelli-Methode« (angelehnt an Machiavelli) be-
zeichnet,* oder Jiirgen Habermas, der vom »Scheitern der Eliten« angesichts
des auseinanderbrechenden Europa spricht,® werden in Spanien begierig
aufgenommen. Ein Europa der Deutschen auf Kosten der Peripherie, selbst
wenn es sich nur um eine verzerrte Wahrnehmung handeln sollte, ist auf’
Dauer nicht haltbar.

Zwischen falsch verstandener Fiihrung
und verzerrter Wahrnehmung

Aus der Interessensallianz der frithen 1990er Jahre ist seit der Krise eine
gefihrliche Interessensdivergenz geworden. Der Wandel der deutsch-
spanischen Beziehungen spiegelt einen tiefen Bruch in Europa wider.

Der eingangs zitierte deutsche Botschafter hat sicherlich Recht, wenn
er der spanischen Offentlichkeit eine verzerrte Wahrnehmung der Realitit
vorhilt, um Deutschland fiir die Folgen einer Wirtschaftskrise verantwort-
lich zu machen, die zuallererst hausgemacht ist. Niemand hat die spani-
schen Regierungen gezwungen, eine fiskalisch angeheizte Wohnungsbau-
politik zu betreiben; niemand hat die spanischen Banken und Sparkassen
dazu gezwungen, das auf den Finanzmirkten billig und im Uberschuss
vorhandene Geld in eine Immobilien- und Hypothekenblase zu inves-
tieren; niemand hat die spanische Zentralbank dazu gezwungen, ihre
Aufsichtsfunktionen zu vernachlissigen und die meisten Sparkassen und
einige Banken in die Uberschuldung schlittern zu lassen; niemand hat
die spanischen Kommunen dazu gezwungen, sich durch undurchsichtige
Baugenehmigungs- und Lizenzvergaben zu bereichern und dabei ein kor-
rupt-klientelistisches Verwaltungssystem zu errichten; niemand hat die
spanischen Unternehmen dazu gezwungen, einen Schuldenberg aufzu-
tirmen, der das Sozialprodukt bei Weitem tbersteigt; und niemand hat
die spanischen Haushalte dazu gezwungen, einen ebenso hohen Schul-
denberg in Form von Hypotheken und Konsumentenkrediten anzuhiu-
fen. Fir all diese Krisenursachen will weder die spanische Politik noch die
spanische Bevolkerung die Verantwortung iibernehmen, und die Schuld-
zuweisung an »Sefora Merkel« erfiillt dafiir einen hervorragenden Dienst.
Immer mehr Spanier bilden sich ein, dass eine Art neoimperialistische
Vormachtstrategie der Deutschen das arme siidliche Spanien unterjocht.®

Das dahinter verborgene politische Zukunftsproblem ist allerdings
noch weitaus dramatischer als die realititsverzerrende Entsorgung ver-
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gangener Verantwortlichkeiten und betrifft nicht nur Spanien, sondern
auch Deutschland und den Rest Europas. Niemand zwingt die spanische
Regierung (im Unterschied zu Griechenland) dazu, eine die Wirtschaft
und Gesellschaft zerstorende Sparpolitik zu betreiben, die eine Defla-
tionsspirale in Gang gesetzt hat, die noch fiir lange Zeit eine wirtschaft-
liche Erholung ausschlief3t. Statt eine gezielte Wirtschaftstorderungspolitik
mit Anreizen fiir mehr Forschung, Entwicklung und Innovation zu betrei-
ben, statt eine umfassende Steuerreform mit dem Ziel einer gerechteren
Einkommensverteilung anzustoBen und statt eine ebenso notwendige Ver-
waltungsreform fiir mehr Transparenz und Effizienz in die Wege zu leiten,
folgt die spanische Regierung dem neoliberalen Kiirzungs- und Deregu-
lierungsdogma. Dadurch gieBt sie immer mehr Ol ins Feuer.

Diese verheerende Politik wird in der Tat im Namen Merkels und der
von ihr angeblich dominierten EU beziehungsweise der »Troika« aus Euro-
piischer Zentralbank, Europiischer Kommission und Internationalem
Wihrungsfonds betrieben, um sich so bequem der eigenen Verantwor-
tung zu entledigen. So wird in vielen Teilen Europas ein politischer Dis-
kurs gefiihrt, der Deutschland eine dominante Fithrungsrolle zuweist, die
ithm weder zukommt noch der Realitit entspricht. Die deutsche Regie-
rungschefin reprisentiert in diesem Diskurs die unhintergehbare Macht
der Mirkte, die unvermeidlich befolgt werden muss und gegen die man
allenfalls anjammern kann, ohne sie wirklich beeinflussen zu kénnen. Dass
die neue deutsche Hegemonie im Namen der (Finanz-)Mirkte ausgetibt
wird, birgt eine todliche Gefahr fiir das europiische Projekt insgesamt.

Es geht um die Zukunft Europas

»Wie lange kann man sich auf die Fihigkeit der Deutschen, sich kleiner zu
machen als sie wirklich sind, verlassen?, hat der polnische Autor Krzys-
ztof Wojciechowski jiingst im Deutschland Archiv die entscheidende Frage
der europiischen Gegenwart und Zukunft formuliert.” Die Frage muss
leider mit »keine Minute linger« beantwortet werden. In der Wahrneh-
mung vieler Europier sind Willy Brandts Demutsgesten Angela Merkels
erhobenem Zeigefinger gewichen, und die Spanier reagieren auf die neue
Uberheblichkeit Deutschlands mit wachsender Kritik.

Deutschland ist plotzlich in das Zentrum des europaischen Doppelprob-
lems gertickt: die Rettung des Euro ist nur durch eine Vertiefung des euro-
paischen Projekts denkbar, das heil3t durch eine tiefgreifende institutionelle
Reform der EU hin zu einer koordinierten Wirtschafts- und Finanzpolitik
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und hin zu einer demokratischen politischen Union. Im Moment ist allein
die Bundesrepublik zu einer derartigen Initiative in der Lage, doch eine
solche ist wenig populidr und ruft allerorten euroskeptische Krifte auf den
Plan. In dieser Situation erscheint business as usual, ein passives Abwarten,
bequemer. Doch dieser Kurs droht Europa in eine historische Existenz-
krise mit ebenso weitreichenden wie unkalkulierbaren Folgen und Risi-
ken zu stiirzen.

Den spanischen Ministerprisidenten Mariano Rajoy und Angela Merkel
eint derzeit wenig, auller dem, was Jiirgen Habermas das »Scheitern der
Eliten« in Form eines demoskopiegeleiteten Opportunismus nennt:

»Der europiische Einigungsprozess, der immer schon iiber die Kopfe
der Bevolkerung hinweg betrieben worden ist, steckt heute in der Sack-
gasse, weil er nicht weitergehen kann, ohne vom bisher tiblichen admi-
nistrativen Modus auf eine stirkere Beteiligung der Bevolkerung umge-
stellt zu werden. Stattdessen stecken die politischen Eliten den Kopf in
den Sand. Sie setzen ungeriihrt ihr Eliteprojekt und die Entmiindigung
der europiischen Biirger fort.«®

Das Spanienbild der Deutschen war lange nicht so schlecht wie heute, und
das Deutschlandbild der Spanier war vielleicht noch nie so schlecht wie zur
Zeit: Der »sympathische Lebenskiinstler« ist dem »ineffizienten und kor-
rupten Dopingbetriiger« gewichen,” so wie der »bescheidene und gewis-
senhafte Arbeiter« dem »hochnisig arroganten Befehlsgeber«. Beide Seiten
sitzen dabei medial aufbereiteten Verzerrungen und Ubertreibungen auf,
und ein verianderter Kontext wiirde sicher rasch wieder zuriick zu ge-
genseitiger Achtung und Sympathie fithren kénnen. Allein dieser Kontext
eines tatsichlich und nicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch und
kulturell zusammenwachsenden Europas ist derzeit in weite Ferne gertickt.

Anmerkungen

1 Der Begriff »Europiische Union« wird hier generell fiir die verschiedenen Bezeich-
nungen wie Europiische Wirtschaftsgemeinschaft, Europiische Gemeinschaft, etc.
verwendet.

2 Vgl. Migration & Bevélkerung, Im Rickblick: 50. Jahrestag der Anwerbeabkommen
mit Spanien und Griechenland, 23.3.2010, www.migration-info.de/node/100308
(Dezember 2014).

3 Vgl. beispielsweise La Europa alemana y el IV Reich, in: La Voz de Galicia,
31.3.2013; Merkel y el IV Reich, in: El Pablico, 6.12.2012; Douglas S. Winnail,
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Renace Alemania: ;Habra un Cuarto Reich?, in: El Mundo de Mafana (2008) 1,
S.8-11, S.21ff, www.mundomanana.org/articulos/renace-alemania-habra-un-
cuarto-reich-a059 (Dezember 2014).

4 Ulrich Beck, Das deutsche Europa, Berlin 2012; El Pais, 24.1.2013.

5 Der Spiegel Nr.32, 5.8.2013; El Pais, 20.8.2013.

6 Vgl. unter anderem Vicen¢ Navarro, Die deutsche Politik bedroht Europa, in: Kul-
turaustausch, Zeitschrift fiir internationale Perspektiven (2013) 2.

7 Krzysztof Wojciechowski, Zeigt Format und gebt zu, dass die Deutschen etwas Gro-
Bes geleistet haben, in: Deutschland Archiv Online, 31.7.2013, www.bpb.de/165462
(Dezember 2014).

8 Jirgen Habermas, in: Stiddeutsche Zeitung, 7.4.2011.

9 So zumindest einige Meinungsumfragen wie diejenige des Real Instituto Elcano,
sieche: La Vanguardia, 11.9.2013.
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Israels Prisident Chaim Herzog empfingt am 26. Juni 1990 die Prisidentinnen des
Bundestages und der Volkskammer, Rita Stssmuth (rechts) und Sabine Bergmann-
Pohl (2. v. links).

Jenny Hestermann

Ein »Tag der tiefen Trauer« — Israelische
Reaktionen auf den Umbruch in der DDR
und die deutsche Wiedervereinigung

Der Fall der Berliner Mauer und der rasche Zusammenbruch des SED-
Regimes kamen auch fiir viele auslindische Beobachter iiberraschend. Die
Bilder von alten und jungen Menschen, die auf der Mauer tanzten und jubel-
ten, gingen um die Welt. Die Revolution in der Mitte Europas erweckte
deshalb so hohes internationales Interesse, weil sie das Ende des Kalten
Krieges einliutete — ein Zustand fiir den die Berliner Mauer 28 Jahre lang
ein sehr physisch konkretes Sinnbild war. Im Riickblick schien der bald
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darauf folgende Einigungsprozess nahezu reibungslos verlaufen zu sein.
Begleitet nur von wenigen kritischen Stimmen, ging die deutsche Wieder-
vereinigung als Erfolg in Schul- und Geschichtsbiicher ein.

Wie jedoch wurden die Vereinigungsfeierlichkeiten unter wehenden
Nationalflaggen und das neue deutsche Selbstbewusstsein international
wahrgenommen? War die hiufig artikulierte Sorge berechtigt, dass ein
starkes Grof3deutschland in der Mitte Europas neue Expansionsgeliiste ent-
wickeln konnte? Wie schauten die Menschen im judischen Staat auf die
Entwicklung? Anders als die alliierten Staaten war Israel zu keinem Zeit-
punkt in die Verlegenheit gekommen, sich dem neuen Deutschland gegen-
iiber als Gewinner zu fiihlen. Zu tief waren die Wunden, die der millio-
nenfache Mord an den europiischen Juden gerissen hatte, zu grof3 waren die
o6konomischen Probleme und Abhingigkeiten des jungen Staates, zu exis-
tenziell schienen die Bedrohungen durch die arabischen Nachbarstaaten.

Reaktionen in der israelischen Offentlichkeit

Die ersten Reaktionen in Israel auf den Mauerfall und die sich abzeich-
nende Wiedervereinigung waren von zwei Angsten geprigt: Da war zu-
nichst die Angst vor einer Verschlechterung der Beziehungen zu Israels
stirksten und einflussreichsten Partner in Europa, da sich die Fithrung der
DDR durch Gleichgiiltigkeit bis hin zu offener Feindseligkeit gegentiber
Israel ausgezeichnet hatte. Die zweite und signifikant stirker artikulierte
Angst war die vor einer Wiederauferstehung des »Dritten Reiches.« Im
Folgenden sollen diese Befiirchtungen und ihre Protagonisten illustriert
sowie der Einfluss der politischen Entwicklungen in den Jahren 1989 bis
1991 auf das deutsch-israelische Verhiltnis skizziert werden.

Der ehemalige israelische Botschafter Avi Primor verwies noch 1997
darauf, dass die DDR der Israel gegeniiber am feindlichsten eingestellte
Staat des gesamten Ostblocks gewesen sei.! Die Befiirchtung, die Poli-
tik der DDR konne maBgeblichen Einfluss auf die Politik des vereinigten
Deutschlands nehmen, war also fiir viele Israelis nicht aus der Luft gegriften.
Uber 40 Jahre hinweg gab es weder diplomatische noch inoffizielle Kon-
takte zwischen Israel und der DDR. Zudem hatte die politische Fiihrung
der DDR in den 1980er Jahren palistinensische Terroristen unterstiitzt.>

Primor, der in Israel heute als einer der groBiten Firsprecher Deutsch-
lands gilt,® sagt von sich selbst, dass er erst im Jahr 1987 zu einer »pragmati-
schen« Haltung gegeniiber Deutschland gefunden habe. Personlich habe er
aber bis Februar 1990, als er mit Au3enminister Moshe Arens nach Bonn
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reiste, keinen Ful} auf deutschen Boden gesetzt. [hm zufolge weckte im
Herbst 1989 »allein schon der Gedanke an die sich abzeichnende Méglich-
keit einer Wiedervereinigung [...] Vorbehalte und Angste, nicht nur in
Europa.«*

Diese Angste iiberwogen auch deutlich in den publizistischen Kommen-
taren und PolitikerduBerungen in Israel. So titelte die groBte israelische
Tageszeitung, die Boulevardzeitung Jedioth Achronoth, wenige Tage nach
dem Mauerfall, am 14. November 1989, mit dem Bild eines Neonazis mit
Deutschlandfahne, auf der die im Krieg von Deutschland verlorenen Ost-
gebiete eingezeichnet waren. Auf der Fahne stand geschrieben: »Deutsch-
land, mein Deutschland.<®

Leserbriefe an Jedioth Achronoth sprachen von der Angst vor einem »Vier-
ten Reich« und von einem »schwarzen Tage,” an dem der »jiidischen Tra-
godie ein weiterer Stein zugefiigt« werde. Die Bandbreite der Kommen-
tare erstreckte sich von »Die Einheit muss verhindert werden« bis »Wir
kénnen sowieso nichts tun«. Einer der wenigen positiven Kommentare
kam von Rami Tal, der am 4. Dezember 1989 dazu aufrief, zu wiirdigen,
dass Deutschland immerhin mit Israel seit 37 Jahren Freundschaft pflege.
Gemeint war die Bundesrepublik. In seinem Appell klingt allerdings auch
Enttiuschung dartiber durch, dass die Meinung der israelischen Offentlich-
keit zur Frage einer moglichen Wiedervereinigung kein Gehér fand.®

Unter der Uberschrift »Zittern« hieB es am 17. November 1989 in Jedioth
Achronoth: »Es bringt uns zum Schauern, all die fréhlichen Deutschen mit
ihren Fahnen und Hiiten zu sehen. Wir zittern, wenn wir sie iiber Einheit
und zusammen« und iiber die Zukunft sprechen horen. Und es ist wirklich
erschiitternd, daran zu denken, was passieren kann nach dem, was bereits
geschehen ist.«’

»Ich flirchte mich. Das kénnte die Shoah vergessen machen, bekundete
der prominente Holocaust-Uberlebende und Nobelpreistriger Eli Wiesel
seine Zweifel Giber die Deutsche Einheit. Er sprach damit auch fiir weite
Teile der amerikanischen Juden. »Was in Berlin passiert ist, gibt Anlass zur
Furchte, sagte er und driickte damit seine Angst aus, dass die Geschichte
sich selbst wiederholen konne. Seine Sorge, die Erinnerung der Shoah
kénne in den Hintergrund treten, war auch mit dem historischem Datum
des Mauerfalls verbunden: »Won nun an wird der 9. November nicht mehr
als die Kristallnacht, sondern als der Tag des Mauerfalls erinnert werden,
sagte Wiesel. Als am 9. November 1989 in Berlin die Mauer fiel, seien die
Gedanken vieler Israelis bei der Reichspogromnacht 1938 gewesen. »Das,
was wir befiirchtet haben — die Normalisierung der Geschichte, kommt
nun niher und wird bald eintreten.«!” Der berithmte israelische Historiker

114



Jenny Hestermann, Ein »Tag der tiefen Trauer«

Dan Diner unterstlitzte in einem Interview mit der linksliberalen Tages-
zeitung Haaretz'" diese Ansicht: »Fiir den 9. November 1938 gibt es in der
Erinnerung keinen Platz mehr.«!? In Bezug auf die oben genannte Angst
vor einem zu befiirchtenden Einfluss der DDR-Einstellungen auf die neue
deutsche AuBenpolitik, argumentiert er zudem, dass es »verbotenc sei, die
Einheit zu vollziehen, bevor die DDR ihren Anteil an den Verbrechen der
Shoah nicht anerkannt habe und damit umgegangen sei."

All diese Kommentare, die tiefsitzenden Angsten Ausdruck verliehen,
wurden von dem ebenfalls bekannten israelischen Historiker Moshe Zim-
mermann als das »Amalek«-Phinomen bezeichnet.!* Er analysierte in der
Rickschau 1995: »Stirker als der Einfluss der historischen Ereignisse und
Fakten selbst war der Einfluss der Bilder und Images, die in Israel durch die
historischen Interpretationen erzeugt wurden.«'> Die biblische Figur des
Amalek, der das jidische Volk konstant bedrohe, sei in der Moderne »der
Deutsche«, den man nie vergessen diirfe. Die Erinnerung an die Shoah sei
zwar verstindlich, jedoch habe sich das Bild der Deutschen mit der zeit-
lichen Entfernung gewandelt, und so sei es mit Abstand fiir die nachfol-
genden Generationen sogar leichter, »den Deutschen« mit »dem Nazi« zu
identifizieren. So spielte bei dem Feindbild »Deutscher« auch der Wegfall
anderer Feindbilder (zum Beispiel der Sowjetunion) eine Rolle.!

Aber auch schon zwei Wochen nach dem Mauerfall prisentierte Zim-
mermann am 24. November 1989 in einem Interview mit dem angesehe-
nen israelischen Publizisten Yaron London fiir die Jedioth Achronoth eine
abweichende Sicht auf die Ereignisse. Mitten in der Umbruchsituation
vertrat er unter dem Titel »Europa wird deutsch sein« bereits damals die
Ansicht, die sich in der Zukunft bestitigen sollte, dass Israel, bei aller emo-
tionalen Aufregung, gar keine Wahl hitte, auBer mit Deutschland wei-
terhin die Kooperation zu suchen — da das vereinigte Deutschland »ohne
jeden Zweifel« im geografischen und politischen Europa der michtigste
Staat werden wiirde. Dartiber hinaus habe Frankreich viel haufiger in der
Geschichte die Welt besetzt als Deutschland — aber Letzteres werde wegen
der Shoah und des kurzen historischen Gedichtnisses viel starker erinnert.
Deutsche seien seiner Einschitzung nach heutzutage nicht mehr daran
interessiert, Konflikte gewalttitig zu 16sen."”

Gegen das Vergessen

Nach dem ersten Schock des November 1989 wurde im Laufe des Jahres
1990 immer deutlicher, dass viele in Deutschland die Wiedervereinigung
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anstrebten. In der zweiten groflen israelischen Tageszeitung Maariv, die
wie Jedioth Achronoth eher aut den Boulevard ausgerichtet ist, hiel3 es daher
Anfang April 1990: »Das jiidische Volk hat sechs Millionen Griinde, sich
einer Wiedervereinigung entschlossen zu widersetzen.»'® Direkter konnte
die Verbindung zwischen dem Holocaust und einem vereinigten deutschen
Nationalstaat kaum hergestellt werden. In diesem Zitat sind zwei wichtige
Topoi bemerkenswert: Erstens mutet es etwas selbstiiberschitzend an, dass
die israelische Gesellschaft beim deutschen Einigungsprozess eine Form von
Mitspracherecht gehabt hitte und sich hitte »widersetzen« kdnnen. Zwei-
tens zeigt der Satz durch seine sehr direkte Verkniipfung der individuellen
jidischen Opfer der Shoah mit der zeitgendssischen Politik des Rechtsnach-
folgerstaates des Dritten Reiches die Dimensionen der von Zimmermann
in der Amalek-These benannten »Funktionalisierung des Holocaust.«'”
Nach Zimmermann gebe es »nur Instrumentalisierungen, wenn es um das
Lernen aus der Geschichte geht. [...] Geschichte ist da, um instrumentali-
siert zu werden, sonst hitten wir die Geschichte vergessen, sie nicht genutzt
oder aus ihr gelernt.<** Neben Beispielen aus der jiidischen und zionisti-
schen Geschichte hebt er den Holocaust zwar als eine »einzigartige Kata-
strophe« hervor, die aber vom danach gegriindeten zionistischen Staat flir
sein Narrativ benutzt wurde und somit eine politische Funktion erfiille.*!

Ubertroffen wurde das Diktum in der Maariv iiber die »sechs Millionen
Griinde« gegen eine Wiedervereinigung nur noch von dem Knesset-Vor-
sitzenden und Holocaust-Uberlebenden Dov Shilansky: »Wenn die Deut-
schen heute feiern, sollte das jiidische Volk in Sicken gehen, sich Asche auf
den Kopfstreuen und Grabgesinge zitiereng, stellte Dov Shilansky am Ein-
heitstag fest.>? Shilansky wurde auch zitiert mit den Worten: »Die Juden
konnten sich, anders als die Alliierten, nicht freuen, da ein Drittel unseres
Volkes ermordet wurde. Warum sollten wir uns heute freuen, da die Nie-
derlage der Deutschen einfach wieder ausradiert wird?«*?

Der Pressesprecher der Regierung duBerte sich immerhin etwas diplo-
matischer: »Wir Juden haben gemischte Gefiihle beim Anblick der deut-
schen Wiedervereinigung. Wir kénnen nicht vergessen, welche Narben
unserem Volk im Zweiten Weltkrieg zugefiigt wurden. Trotzdem stehen
wir nun vor einer neuen Wirklichkeit, und wir miissen lernen, mit ihr zu
leben.«**

Allerdings wurde in der Offentlichkeit auch gewiirdigt, dass auf der
Feier am 3. Oktober 1990 die Shoah — der Holocaust — durchaus zur Spra-
che kam. Unter dem Titel »Auschwitz wird fiir immer in unserer Erinne-
rung bleiben« verwies die Jedioth Achronoth auf die drei zentralen Reden
deutscher Politiker zur Vereinigungsfeier. So habe Sabine Bergmann-Pohl,
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ehemalige Volkskammerprisidentin in der DDR und nun Ministerin in
Bonn, die Erinnerung an Auschwitz in ihrer Rede zentral erwihnt. »Wir
stehen auf der Seite jener Staaten, die auch heute von Ungerechtigkeit und
Krieg bedroht sind«, betonte Bundestagsprisidentin Rita Siissmuth. Auch
Bundesprisident Richard von Weizsicker bekriftigte, die Shoah sei das
schlimmste Verbrechen, das je geschehen sei.?

In Deutschland herrschte umgekehrt eine ambivalente Haltung gegen-
tiber den israelischen Bedenken: So gab es in deutschen Medien ungedul-
dige Aufforderungen, sich von den israelischen verbalen Interventionen
nicht die Feierlaune vermiesen zu lassen. Amnon Neustadt meinte gar, dass
sich in die Zuriickweisung der israelischen Kritik »aggressive Zwischen-
tone« gemischt hitten, die den Verdacht einer »neuen nationalen Arroganz«
eher erhirteten.?® Neustadt zufolge waren die israelischen Reaktionen im
Wesentlichen von Emotionalitit gepragt, auch er schitzte dhnlich wie
Zimmermann die Reaktionen also vor dem Hintergrund der traumati-
schen Vergangenheit ein und nicht als Folge einer politischen Analyse des
tatsichlichen Gefahrenpotenzials eines vereinten Deutschlands fiir seine
Nachbarn und Israel.?’

Andererseits zeigten sich die deutschen Politiker sensibel, wenn es da-
rum ging, auf die Sorge iiber ein Vergessen der Geschichte einzugehen —
und sie bei den Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit bis heute
stets betonen, dass dies nicht geschehen werde, sondern auch die neue, ver-
einigte Bundesrepublik auf der Erinnerung an die Vergangenheit aufbaue.

Reaktionen von Botschaftern und Regierungsvertretern

Auch israelische Regierungsvertreter brachten in Teilen dhnliche Be-
fiirchtungen wie die Presse zum Ausdruck. Frei nach dem vom franzosi-
schen AuBenminister Maurice Couve de Murville aus den 1960er Jahren
kolportierten Bonmot »Wir lieben Deutschland, wir lieben es sogar so
sehr, dass wir uns freuen, dass es zwei davon gibt!«*® formulierte der dama-
lige konservative Regierungschef Yitzchak Shamir in einem Interview mit
einem amerikanischen Fernsehsender am 15. November 1989: »Die groB3e
Mehrheit des deutschen Volkes beschloss, Millionen von Juden zu ermor-
den, und jeder bei uns konnte denken, dass, hitten die Deutschen wieder
eine Gelegenheit, der stirkste Staat in Europa beziechungsweise der Welt
zu sein, sie es wieder versuchen wiirden.«*’ Die Angst, Deutschland kénnte
wieder dem Faschismus verfallen, tiberwog oft noch die anfangs zitierte
Beflirchtung vor einem zu starken Einfluss der DDR-AuBenpolitik.
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Die deutsche Regierung zeigte sich von dieser AuBerung extrem betrof-
fen. Helmut Kohl warf Shamir vor, das deutsch-israelische Verhiltnis
belastet zu haben.?” Shamir beharrte, als »Ministerprisident dieses Staates
habe [er] die Pflicht, unsere Zweifel und Angste zum Ausdruck zu brin-
gen.»’! Der damals amtierende israelische Botschafter in Deutschland, Ben-
jamin Navon, wies darauf hin, dass Shamir seine gesamte Familie in der
Shoah verloren und insofern lediglich seine personliche Meinung kund-
getan habe. Diese Strategie wurde dann auch vom israelischen Auswirti-
gen Amt ibernommen, um auf der deutschen Seite Verstindnis zu wecken
und die Verirgerung zu mindern.*? Der israelische AuBenminister Moshe
Arens reiste im Februar 1990 nach Bonn, um mit Hans Dietrich Genscher
zu sprechen und zwischen Kohl und Shamir »die Wogen zu glitten.«*?

Eine Besuchsreise in die umgekehrte Richtung verfolgte ebenfalls die
Absicht, flir bessere Stimmung zu sorgen: Bundestagsprisidentin Rita
Stissmuth beschloss 1990, gemeinsam mit der Volkskammerprisidentin
der DDR, Sabine Bergmann-Pohl, eine deutschlandpolitische Werbe-
reise zu unternechmen. Sie setzte auf personliche Kontakte, um die Krise
im deutsch-israelischen Verhiltnis beizulegen. Daher bezeichnete sie den
Zeitpunkt der Reise, Juni 1990, als »sehr wichtig und notwendigg, riumte
jedoch hinterher ein, dass »noch nicht alle Bedenken ausgeriumt werden
konnten.« Bei ihrem Besuch in Israel versprach sie zudem 200000 D-Mark
fiir den Ausbau des Jugendaustausches.®*

Auch auf gesellschaftlicher Ebene wurden die Kontakte intensiviert.
So reiste am 6. September 1990 zum ersten Mal das Sinfonieorchester aus
Ostberlin nach Israel. Der Kulturaustausch mit der Bundesrepublik war
bis dato schwierig gewesen und hatte mit der DDR gar nicht stattgefun-
den. Nach diesem historischen Besuch des Ostberliner Orchesters wurde
auch der fiir 1993 geplante Besuch der Berliner Philharmonie aus Westber-
lin nun um zwei Jahre vorverlegt, auf Februar 1991. Israel wurde absicht-
lich als erstes Besuchsland auf der Konzertreise ausgewihlt, um ein Zei-
chen zu setzen.

Obwohl die ersten Reaktionen der israelischen Politiker und Presse auf
den deutschen Vereinigungsprozess »skeptisch bis harsch« waren, sprachen
sich in der von der Hebriischen Universitit Jerusalem durchgefiihrten
PORI-Umfragen nur 33,3 Prozent der Israelis offen gegen eine Wieder-
vereinigung aus. Etwa ein Drittel war dafiir, ein Drittel indifferent.*

Im Laufe des Jahres 1990 dnderte sich zudem allmihlich die anfangs aut-
gebrachte Stimmung in der israelischen Offentlichkeit, die nun mit hoher
Wahrscheinlichkeit bevorstehende Deutsche Einheit wurde auch in Presse
und Politik weitgehend akzeptiert.
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Otto von der Gablentz, der deutsche Botschafter von 1990 bis 1993,
konstatiert, dass es um die Deutsche Einheit herum drei Phasen in den
Beziehungen gegeben habe. Die Vereinigung Deutschlands habe in Israel
rtiefes Unbehagen« ausgeldst, erst gegen Ende 1990 sei die Angst einer
rrealistischeren Einschitzung« gewichen. Diese hielt allerdings nur kurz
an. Als im Januar 1991 irakische Scuds auf Tel Aviv fielen, wich sie der
Angst vor einer Bedrohung durch »deutsches Giftgas«. Der ehemalige Bot-
schafter spricht in seinen Erinnerungen davon, wie schwierig es gewe-
sen sei, auf israelische Empfindlichkeiten einzugehen und gleichzeitig die
eigenen auBenpolitischen Interessen weiterzuverfolgen.*®

Golfkrieg, deutsche Waffen und Friedensbewegung

Nur wenige Monate nach der deutschen Wiedervereinigung, und dies
gehort unbedingt in den israelischen Blick auf das historische Ereignis in
Mitteleuropa, brach der Zweite Golfkrieg aus. Die zuvor vorsichtig posi-
tive Stimmung gegeniiber einem vereinten Deutschland sollte in ihr abso-
lutes Gegenteil kippen: Mit Ausbruch des Zweiten Golfkrieges flogen ab
dem 18. Januar 1991 irakische Scud-Raketen auf Tel Aviv. Vor einem Gift-
gasangrift wurde gewarnt, Gasmasken wurden verteilt. Da Deutschland
Chemikalien an den Irak geliefert hatte, die zur Produktion chemischer
Waffen genutzt werden konnten, wurden hier die bereits zuvor geduler-
ten Holocaust-Assoziationen stirker. Die Raketenangriffe auf Tel Aviv
kratzten zudem am israelischen Glauben in die Fihigkeit zur Selbstvertei-
digung, der seit dem militirischen Erfolg im Krieg von 1967 fortwihrend
stirker geworden war.”” Dem israelischen Militir waren zudem die Hinde
gebunden, da man dem US-amerikanischen Biindnispartner zuliebe auf
eine bewattnete Reaktion verzichtete.

»Das deutsche Gas hat keinen Geruchg, schrieb der bekannte israelische
Publizist und Auschwitz-Uberlebende Noah Klieger am 22. Januar 1991
in der Jedioth Achronoth. Er figte hinzu, dass dort, wo sich fiir deutsche
Geschiftsleute enorm viel Geld machen lieB3e, es sie nicht interessiere, dass
damit »der halbe Staat Israel ausradiert« werden konne, wie Saddam Hussein
proklamiert hatte. Im Gegenteil — fiir deutsche Unternehmer gebe es sogar
eine »besondere Verbindung zwischen Gas und Juden. Und Gas, genau wie
Geld, stinkt nicht.«®® Mit dieser scharf formulierten Kritik traf er einen
Nerv in der israelischen Bevolkerung. Diese harten Tone 16sten in Bonn
Entsetzen aus, fithrten jedoch nicht dazu, dass die deutsche Regierung Feh-
ler bei der Lieferung von Waffen und Chemikalien an den Irak einrdumte.
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Besuche und U-Boote:
GegenmaBnahmen der deutschen Politik

Nach den Militarschligen des Irak bemiihten sich deutsche Politiker aller-
dings, der stark antideutschen Stimmung in Israel entgegenzuwirken,
indem sie durch personliche Prisenz Solidaritit bekundeten. Eiligst wurde
im Februar 1991, nur fiinf Monate nach Vollzug der Deutschen Einheit,
eine Reise von Bundestagsmitgliedern organisiert. Bundestagsprisidentin
Rita Siissmuth lud allerdings die PDS nicht ein. Innenpolitisch stellte das
einen Affront gegen die Partei und ithre Wihler dar, es zeugte aber von Sen-
sibilitit hinsichtlich der israelischen Empfindlichkeit gegeniiber der DDR-
Vergangenheit.” Auf dieser Reise fiihrte Siissmuth unter anderem ein
Gesprich mit dem israelischen AuBenminister David Levy am 5. Februar
1991. Im deutschen Gesprichsprotokoll heifit es: »AuBlenminister Levy lei-
tet in das Gesprich ein. Er liebt eine emotionale und bildhafte Sprache,
sein Gedankengang ist nicht immer konsequent, sondern eher impressi-
onistisch. Der Zuhorer wird den Eindruck nicht los, dass die emotionale
Atmosphire, die Levy zu schaffen weiB3, durchaus kalkuliert ist.«*’ Fast
kann man den Eindruck gewinnen, dass das Protokoll den Israelis unter-
stellte, sie wiirden die in Israel hochschlagenden Emotionen als Druckmit-
tel in anstehenden bilateralen Wirtschaftsverhandlungen einsetzen.

Rita Siissmuth erklirte im Gesprich mit Ministerprisident Yitzchak
Shamir, die Mehrheit der Deutschen stehe »fest an der Seite Israels. Dies
konne nicht ungeschehen machen, was geschehen sei, beziiglich des Vor-
wurfes, Deutsche hitten an der Aufriistung des Irak mit Giftgas mitge-
wirkt. In der BRD habe man sich im vergangenen Jahr zu sehr mit der
Herstellung der Deutschen Einheit beschiftigt und zu spit auf die War-
nungen Israels reagiert, dass Saddam Hussein nicht weniger gefihrlich sei
als der Ajatollah Khomeini [..]«.*! Der mitgereiste Bundestagsabgeord-
nete Johannes Gerster (CDU) erklirte, ihn bedriicke die Tatsache, dass auf
»deutscher Seite Fehler gemacht« worden, »Nachlissigkeit und Schlampe-
rei vorgekommenc seien. Thn bedriicke es aber auch, dass dies in Israel so
empfunden worden wire, als hitte »Deutschland einen bésen Willen, Israel
zu schaden.«*

Bereits einige Tage vor Rita Siissmuth und der Bundestagsdelegation
war Bundesauflenminister Hans-Dietrich Genscher im Januar 1991 zum
Krisenmanagement nach Israel gereist und im Dezember folgte noch ein
Besuch des Bundesprisidenten Richard von Weizsicker. Die hiufigen
Besuche 1990 und 1991 wurden auf deutscher Seite ganz bewusst geplant,
um durch persdnliche Gespriche die angespannte Atmosphire in Israel
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und im bilateralen Verhiltnis zu besinftigen. Die intensiven Kontakte zur
israelischen Regierung sollten aber auch die noch immer skeptischen Part-
ner in Europa von den friedlichen Absichten des vereinigten Deutschlands
iiberzeugen.

In der Mitte des Golfkrieges schienen die israelischen Sorgen tiber das
neue deutsche Selbstbewusstsein bestitigt zu werden, als die Mehrheit der
deutschen Bevolkerung dagegen war, Verteidigungswaften nach Israel zu
schicken.” Das iiberwiegende Gros der deutschen Friedensbewegungen
stellte sich auf die Seite Saddam Husseins — gegen einen amerikanischen
Angriff, und es gab nur wenige Solidarititsbekundungen mit Israel, jeweils
mit einer verschwindend geringen Teilnehmerzahl.** Als Reaktion dar-
auf, dass in der Nacht vom 17. auf den 18. Januar 1991 die mit deutscher
Hilfe hergestellten irakischen Waftfen in Tel Aviv einschlugen, beschloss
die deutsche Regierung unter Helmut Kohl, Israel bei seiner militirischen
Verteidigung zu helfen und Waften zu liefern.

Trotz der vielen Besuche deutscher Politiker 1990 und 1991 kam es erst
zu einem Gegenbesuch, nachdem in Israel 1992 die Regierung gewech-
selt hatte. Ministerprisident Yitzchak Rabin besuchte als erstes israeli-
sches Staatsoberhaupt das vereinigte Deutschland. Rabin hielt auch eine
Rede im ehemaligen KZ Sachsenhausen. Nur kurze Zeit spiter setzten
Rechtsextremisten die »Jiidische Baracke« in Sachsenhausen in Brand.*
Die Ablehnung Rabins als Vertreter des jiidischen Staates war Teil einer
auslinderfeindlichen, rechtsextremen Welle von Anschligen in Deutsch-
land in den frithen 1990er Jahren. Auf der anderen Seite zeugte der Besuch
aber von einer geinderten Stimmung innerhalb der neuen israelischen
Regierung, die sich, wie von Moshe Zimmermann gefordert, einer prag-
matischen Haltung gegeniiber Deutschland zuwandte. Anlass des Besuches
von Rabin war die Einladung als Ehrengast beim Empfang zum dritten
Jahrestag der Deutschen Einheit. Dass er diese Einladung bereits im Jahr
1992 annahm, nur zwei Jahre nachdem israelische Zeitungen vor dem
»Vierten Reich« gewarnt hatten, zeugt davon, dass das bundesrepubli-
kanisch-israelische Verhiltnis durch den Prozess der Wiedervereinigung
nicht dauerhaft Schaden genommen hatte.

Stabile politische und wirtschaftliche Partnerschaft
Die Angste israelischer Shoah-Uberlebender und weiterer Teile der Bevol-

kerung vor einem vereinigten und erstarkten Deutschland waren auf-
grund der historischen Traumata durchaus verstindlich. Wie unter ande-
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rem Moshe Zimmermann herausstellt, war diese Angst jedoch auch von
Medien und Politikern geschiirt worden.*® Umfragen seines Forschungsin-
stituts an der Hebriischen Universitit Jerusalem zufolge stand die Mehrheit
der Bevolkerung dem deutschen Vereinigungsprozess eigentlich gleich-
gliltig bis positiv gegeniiber. Hierfiir gibt es eine pragmatische Erkli-
rung: Deutschland war Israels einziger wirklicher Partner in Europa. Eine
deutliche Machtsteigerung Deutschlands war, so die Hoffnung, auch mit
wirtschaftlichen und politischen Vorteilen fiir Israel im fortschreitenden
EG-Einigungsprozess verbunden.

Zwar tiihrte die Formung eines neuen deutschen »Wir«-Gefiihls und des
damit verbundenen erstarkenden Nationalismus in den Bezichungen zwi-
schen Deutschland und Israel zu den genannten Problemen, auf der anderen
Seite entwickelte sich das vereinigte Deutschland in den darauf folgenden
Jahren immer mehr zu Israels wichtigstem Handelspartner in Europa. Bei-
spielhaft dafiir steht der U-Boot-Vertrag aus dem Jahr 1991: Weil Deutsch-
land nicht an der Seite der USA in den Krieg gegen den Irak eintrat, aber
dennoch untermauern wollte, dass es auch als vereinigter Staat fiir das Exis-
tenzrecht Israels eintrete, verpflichtete sich die deutsche Regierung zu einer
Schenkung von drei U-Booten. Dieses Versprechen wurde eingeldst, als
1999 und 2000 die ersten beiden Boote an Israel geliefert wurden.*’

Dieses sehr materielle »Zeichen« der Bundesregierung trug einiges dazu
bei, das Vertrauen in deutsche Solidaritit wieder zu stirken und die Sorge
vieler Israelis vor einem Ende der besonderen Beziehungen, die zur alten
Bundesrepublik bestanden hatten, zu tiberwinden.

Als Fazit lisst sich festhalten, dass die Jahre 1989 bis 1992 nicht nur, aber
auch in Folge der deutschen Wiedervereinigung eine deutliche Krise in
den deutsch-israelischen Bezichungen bedeuteten. Yves Pallade, der die
Beziehungen zwischen Deutschland und Israel in den 1990er und 2000er
Jahren untersuchte, kommt allerdings zu dem Ergebnis, dass trotz der Zei-
tenwende die Freundschaft zwischen beiden Staaten erhalten und sogar
verstirkt wurde.* Dafiir steht beispielhaft die Rede Angela Merkels, die im
Jahr 2008 als erste deutsche Bundeskanzlerin vor der Knesset auf Deutsch
sprach und sich hier zu einer klaren Unterstiitzung Israels bekannte: »Ja,
es sind besondere, einzigartige Beziehungen: Mit immer wihrender Ver-
antwortung fiir die Vergangenheit, mit gemeinsamen Werten, mit gegen-
seitigem Vertrauen, mit groBer Solidaritit fiireinander, und mit vereinter
Zuversicht.«*

Merkels Betonung der unbedingten Solidaritit ist eine weitere bemer-
kenswerte Wende im Charakter der deutsch-israelischen Beziehungen:
Nach einer Rhetorik der Demut und Verschnung durch die christdemo-
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kratische Regierung in den 1950er und 1960er Jahren und der schlussend-
lichen Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1965, hatte die SPD-Regie-
rung unter Willy Brandt eine neue Nahostpolitik entwickelt, die sich unter
dem Eindruck der Olkrise stirker den wirtschaftlichen Beziehungen zu
den arabischen Staaten zuwandte. Der von Brandt geprigte Satz, zwischen
Israel und Deutschland bestiinden »normale Beziehungen mit besonderem
Charakter«® hatte in der israelischen Regierung in den friihen 1970er Jah-
ren fiir scharfe Kritik gesorgt, da befiirchtet wurde, Deutschland wolle
sich damit aus seiner historischen Verantwortung fiir Israel stehlen — ein
Schritt, der im Rahmen der vielen verschiedenen Wiedergutmachungs-
vertrige fiir Israel direkte wirtschaftliche Auswirkungen gehabt hitte.

Brandts auBenpolitischer Kurswechsel fithrte schrittweise in den spiten
1970ern sowie in den 1980er Jahren zu einem immer selbstbewussteren
Kurs der Bundesrepublik gegeniiber Israel.

Der Mauerfall und die bevorstehende deutsche Wiedervereinigung
riefen in Israel zunichst groBe Angste vor erneutem Faschismus hervor,
ausgedriickt sowohl in der populiren Presse als auch in den Stellung-
nahmen israelischer Regierungs- und Parlamentsvertreter. Der Tag der
Einheit am 3. Oktober 1990 wurde als »Tag der Trauer« bezeichnet. Diese
Angste schienen sich in den folgenden Jahren zu bestitigen, als deutlich
wurde, dass deutsche Hardware in den Raketen steckte, die infolge des
Irak-Krieges auf Tel Aviv abgeschossen wurden sowie durch einen signi-
fikanten Anstieg der auslinderfeindlichen Ubergriffe im wiedervereinig-
ten Deutschland. Mit dem israelischen Regierungswechsel im Jahr 1992,
mehreren beschwichtigenden Besuchen deutscher Politiker und besonders
dem deutschen Versprechen fiir U-Boot-Lieferungen vollzog sich jedoch
ein Stimmungswandel. Die Aufregung tiber das potenzielle »Vierte Reich«
legte sich. In den vergangenen beiden Jahrzehnten sind die deutsch-
israelischen Beziehungen sowohl durch wiederkehrende kurzlebige Kri-
sen, allerdings vor allem durch eine stabile politische und wirtschaftliche
Partnerschaft geprigt.
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Chiles Prisident Patricio Aylwin am 25. April 1991 mit Bundeskanzler Helmut Kohl
in Bonn.

Christina Horsten

Die Perzeption der deutschen
Wiedervereinigung in Lateinamerika
Erste Erkenntnisse einer Untersuchung

der Presseberichterstattung 1989 und 1990
in Chile, Nicaragua und Paraguay'

»Chile, das kann ich nicht glauben. So weit entfernt interessieren sich
die Menschen dafiir, was hier passiert?«
So zitiert ein Redakteur der chilenischen Tageszeitung EI Mercurio den

damals 19-jihrigen DDR-Biirger Uwe Papendick. Die beiden haben sich
kurz zuvor zufillig in Ost-Berlin auf der Stralle kennengelernt und der
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Redakteur begleitet Papendick daraufhin bei seiner ersten Uberquerung
der innerdeutschen Grenze nach West-Berlin. Papendicks Verwunderung
iiber das Interesse aus Chile scheint verstindlich, liegen doch zwischen bei-
den Lindern rund 12000 Kilometer Luftlinie.

Aber nicht nur in Bundesrepublik und DDR standen Ende der 1980er
Jahre die Zeichen auf Verianderung, auch im tausende Kilometer entfernten
Lateinamerika rumorte es gewaltig — und die Parallelen sind unverkenn-
bar. In Chile, Nicaragua und Paraguay, alle drei ebenfalls Biihnen des
Ost-West-Konflikts, wurden im Zuge von einschneidenden politischen
Umbriichen diktatorische Systeme und hegemoniale Ein-Parteien-Sys-
teme abgeschafft und mehr oder weniger demokratische eingefiihrt. Die
Jahre 1989 und 1990 waren sowohl fiir Europa als auch Lateinamerika
ereignisreich und bedeutsam, geprigt durch Aufbruch und Verinderung.

Bei all dem ging —so zeigen die ersten Erkenntnisse aus der Auswertung
der Printberichterstattung dieser Linder tiber den Fall der Mauer und die
deutsche Wiedervereinigung ein Vierteljahrhundert spiter — der Blick aus
Lateinamerika stets iiber den Atlantik: Anhand von Artikeln, Fotos und
Karikaturen wird im Folgenden gezeigt, wie die Ereignisse 1989 und 1990
in Chile, Nicaragua und Paraguay wahrgenommen wurden.

Auf eine kurze historische Einordnung folgt zunichst eine statistische
Auswertung der Quellen, die in Archiven in Santiago de Chile, Managua,
Asuncién und Berlin manuell aus den entsprechenden Jahrgiangen der aus-
gewihlten Zeitungen und Zeitschriften herausgefiltert wurden. Die an-
schlieBende Analyse der zuvor noch nie in diesem Zusammenhang ausge-
werteten Quellen legt besonderes Augenmerk auf die zentralen Begriffe
und Bezeichnungen, auf das Bild von Bundesrepublik und DDR sowie
ithrer wichtigsten Akteure, auf die Bewertung der Wiedervereinigung und
den Subtext fiir das jeweilige lateinamerikanische Land.

Der Artikel, ein Beitrag zur Forschung tiber die internationale Dimension
der Wiedervereinigung und zur transnationalen Perzeptionsforschung, legt
in den untersuchten Lindern ein auBerordentlich groBes Mal3 an Auseinan-
dersetzung mit den Vorgingen in Deutschland dar. Darauf aufbauend geht
dieser Text der Frage nach, wie die Wahrnehmung aussah und wodurch sie
beeinflusst gewesen sein konnte. Sahen die Journalisten und Kommentato-
ren in den drei lateinamerikanischen Lindern Parallelen zu den politischen
Verinderungen in ihren Lindern — und, wenn ja, welche genau? Hatte die
Friedliche Revolution Vorbildcharakter? Inwiefern veranderte die Wieder-
vereinigung das Bild Deutschlands und der Deutschen?
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Historisch-politische Einordnung der untersuchten Lander
und ihrer Beziehungen zu DDR und Bundesrepublik

Die politischen Entwicklungen in den untersuchten Lindern Chile, Para-
guay und Nicaragua weisen im Beobachtungszeitraum nicht zu iiberse-
hende Parallelen untereinander und mit DDR und Bundesrepublik auf.
Zudem hielten alle, auch aufgrund teils auBerordentlich prigender deut-
scher Einwanderergruppen, trotz der weiten Entfernung meist enge Bezie-
hungen zu beiden deutschen Staaten.

Chile stand 1989 bereits seit mehr als 15 Jahren unter der diktatorischen
Herrschaft von General Augusto Pinochet, der am 11. September 1973
durch einen Militirputsch an die Macht gekommen war. Nachdem eine
Volksabstimmung tiber eine erneute Kandidatur 1988 zu seinen Unguns-
ten ausgegangen war, gab es im Dezember 1989 demokratische Wahlen,
die der Christdemokrat Patricio Aylwin gewann. Unter anderem aufgrund
einer deutschen Auswanderergruppe von schitzungsweise bis zu 40000
Menschen, guten Handelsbeziehungen und wihrend des Kaiserreichs auch
Militirhilfe waren die Beziehungen zwischen Deutschland und Chile sehr
eng.” Die Chilenen werden mitunter sogar als »PreuBen Stidamerikas«
bezeichnet.* Die Pinochet-Diktatur belastete jedoch die diplomatischen
Beziehungen zur Bundesrepublik. Die offiziellen Verbindungen zur DDR
wurden ganz beendet.

Auch in Nicaragua verinderte zu dieser Zeit eine Wahl das Land auf
einschneidende Art und Weise. Die linksgerichteten Sandinisten, seit 1979
an der Macht, wurden im Februar 1990 abgewihlt und durch das antisan-
dinistische Walhbtindnis Unién Nacional Opositoria (UNO) mit Violeta
Chamorro an der Spitze ersetzt. Ein »revolutionires System«, das neben
Demokatriebestrebungen auch »autoritire Ziige« aufwies, ging in ein
»demokratisches System« Uber, dessen demokratische Institutionen aller-
dings weiterhin geschwicht waren.® Die offiziellen Beziehungen zwischen
Bundesrepublik und Nicaragua, wo GroBe und Einfluss der deutschen
Einwanderergruppe als nahezu unbedeutend angesehen werden konnen,
waren zur Zeit der sandinistischen Herrschaft abgekiihlt, wihrend die
zwischen DDR und Nicaragua sich intensivierten.®

In Paraguay beendeten 1989 ein Militirputsch und anschlieBende
Wahlen die seit 1954 bestehende Diktatur des deutschstimmigen Gene-
rals Alfredo Stroessner. Der Initiator des Putsches, General Andrés
Rodriguez — ein einstiger Verbiindeter Stroessners, der die Seiten gewech-
selt hatte — ging als Sieger aus den Wahlen hervor. »Defekte in der paragu-
ayischen Demokratie« sollten trotzdem noch jahrelang bestehen bleiben.”
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Die offiziellen Beziehungen zwischen Paraguay, wo schitzungsweise rund
20000 deutsche Einwanderer und ihre Nachkommen eine aktive und pri-
gende deutsche Minderheit bilden, und DDR beziehungsweise Bundes-
republik waren wihrend der Diktatur angespannt und normalisierten sich
ab 1989.%

Analyse der Berichterstattung nach Themen-Clustern

»Nichts versetzt einen so leicht in die Atmosphire einer Zeit als thre Zei-
tungens, schrieb einst Wilhelm Mommsen.” Aber die Zeitung sei auch
eine »schwer zu benutzende Quelle, die eine gewisse methodische Sicher-
heit verlangt«. Neben den technischen Schwierigkeiten bei der Beschaf-
fung muss die quellenkritische Auswertung stets vor dem Hintergrund
geschehen, dass Zeitungen ein »Instrument gezielter Meinungsgestaltungx
sind."” Mit Anleihen aus der kommunikationswissenschaftlichen und
einem Schwerpunkt auf der geschichtswissenschaftlichen Analyse kann
die Auswertung von Zeitungen und Zeitschriften im Sinne der Perzep-
tionsforschung dabei helfen, das »verbreitete Bild des anderen« herauszu-
filtern, das dann »Aufschluf} tiber das Selbstverstindnis bezichungsweise
tiber die nationale Identitit einer Gesellschaft und ihrer Akteure« geben
kann."" In diesem Fall handelt es sich bei dem Auswertungsgegenstand
um insgesamt 18 Zeitungen und Zeitschriften aus Chile, Nicaragua und
Paraguay.

Fiir eine erste quantitative Analyse wurden insgesamt 3532 relevante
Berichterstattungseinheiten herausgefiltert. Die Zusammenstellung zeigt,
wie die Menge der Berichterstattung in allen drei untersuchten Lindern
nach einem kurzen Hoch im Juni 1989 (inhaltlich erklirbar durch den
Besuch des sowjetischen Staatschefs Michail Gorbatschow in der Bundes-
republik) ab August 1989 zunichst kontinuierlich ansteigt und dann beim
Fall der Berliner Mauer im November 1989 Spitzenwerte erreicht. 1990
ist die Tendenz stets sinkend, mit Zwischenhochs im Juli und im Oktober
(inhaltlich erklirbar durch die Wihrungsunion und die offizielle Wieder-
vereinigung), bevor dann der im August 1990 ausgebrochene Zweite Golf-
krieg das Thema immer stirker von den Seiten dringt.
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Abb. 1: Ubersicht der ausgewerteten Zeitungen und ihrer wichtigsten Eigen-
schaften im Untersuchungszeitraum'?

‘ Erscheinen ‘ Sprache ‘ Pol. Ausrichtung ‘ Auflage (ca.)

CHILE

El Mercurio Tiglich Spanisch Konservativ 100000

La Epoca Tiglich Spanisch Mitte-links 20000

Punto Final 14-tigig Spanisch Links 8000

Condor Wochentlich | Deutsch Konservativ 6000

Hoy Wéchentlich | Spanisch Mitte-links 30000

Qué Pasa Wochentlich | Spanisch Konservativ 10000

NICARAGUA

La Prensa Mo—-Sa Spanisch Konservativ 70000

Barricada Tiglich Spanisch Sandinistisch 15000

El Nuevo Diario Tiglich Spanisch GemiBigt- 20000
Sandinistisch

Panorarr.la ‘Wochentlich | Spanisch Mitte k.A.

International

La Trinchera Wochentlich | Spanisch Sandinistisch k.A.

PARAGUAY

ABC Color Tiglich Spanisch Liberal 52000

Ultima Hora Mo-Sa Spanisch Liberal 35000

El Diario Noticias|  Tiaglich Spanisch Konservativ 40000

El Pueblo Wochentlich | Spanisch Links k.A.

Neues fiir Alle 14-tagig Deutsch Konservativ k.A.

Sendero Wochentlich | Spanisch Kathohsch'—Kon— k.A.

servativ
Adelante Monatlich Spanisch | Kommunistisch k.A.

Aus den Berichterstattungseinheiten wurden anschlieBend die insgesamt
416 Kommentare (251 aus Chile, 87 aus Paraguay und 78 aus Nicara-
gua) herausgefiltert. Kommentare stellen eine »sachbezogene Meinungs-
stilform« dar, die als einzige einen wirklichen Einblick in die meinungs-
bildende Berichterstattung bieten kann."” Diese wurden anschlieBend nach
Themenclustern analysiert.
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Abb. 2: Statistische Auswertung der Hdufigkeit der Berichterstattung zu den
Ereignissen in BRD und DDR 1989 und 1990 in den untersuchten
Zeitungen
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Zentrale Begriffe

Auf Spanisch heilit die Bundesrepublik Deutschland offiziell Republica
Federal de Alemania (RFA), und hie die DDR Reptblica Democratica
Alemana (RDA). Diese offiziellen spanischen Bezeichnungen, die auch
exakt den wortlichen Ubersetzungen der deutschen Bezeichnungen ent-
sprechen, wurden in den ausgewerteten Zeitungen und Zeitschriften am
hiufigsten verwendet. Die anderen verwendeten Bezeichnungen offenba-
ren oft schon einen ersten Einblick in Wertungen. So wurde die DDR von
der paraguayischen Zeitung El Diario Noticias als die »sogenannte Demo-
kratische Republik«14 bezeichnet, vom chilenischen EI Mercurio ironisch als
»Erzdemokratische Deutsche Republik«® und von der nicaraguanischen
La Prensa schlicht als »kommunistisches Deutschland«.'® Bei allen dreien
handelt es sich um tendenziell konservative Zeitungen. Die Bundesrepu-
blik wiederum feierte die La Prensa als das »freie Deutschland«!” und »das
wirklich demokratische«,'® wihrend die linksgerichtete chilenische Zeit-
schrift Punto Final sie abwertend als das »kapitalistische Deutschland«"”
bezeichnete. War von Bundesrepublik und DDR die Rede, wurde hiufig
von »zwei Deutschlands«,?’ »Nachbarn«,?! »Briidern«**> oder sogar »Zwil-
lingsbriidern«* geschrieben — ein Zeichen, dass die beiden deutschen Staa-
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ten in Chile, Paraguay und Nicaragua zwar als zwei verschiedene Lin-
der wahrgenommen wurden, ihre historischen Verbindungen aber auch
40 Jahre nach der Teilung noch deutlich im Bewusstsein waren. Insge-
samt gingen die Kommentatoren in den drei lateinamerikanischen Lin-
dern deutlich unverkrampfter an die Benennung der beiden deutschen
Staaten heran als diese selbst. Von den in Bundesrepublik und DDR zwi-
schen 1945 und 1990 vorherrschenden terminologischen »Bezeichnungs-
néten«®* war keine Spur.

Uber die Benennung der Ereignisse 1989 und 1990 in der DDR herrschte
in den drei lateinamerikanischen Lindern allerdings dhnliche Uneinigkeit
wie bis heute in der Bundesrepublik.?® Angefangen von »Krise«,?® »Kon-
flikt(,?” »schwierige Situation«®® iiber »Anfang einer neuen Ara«* bis hin
zu »Umsturze,*® »Revolution«® und auch »Annexion«®®> der DDR durch
die Bundesrepublik war alles zu finden. Auf eine einheitliche Interpreta-
tion der Ereignisse konnte man sich in einem so frithen Stadium und aus
dieser weiten Entfernung allem Anschein nach in den drei Lindern jeweils
noch nicht einigen.

Bild von DDR und Bundesrepublik

Die von DDR und Bundesrepublik gezeichneten Bilder unterschieden sich
in den untersuchten Medien je nach politischer Einstellung: Je weiter links,
desto DDR-freundlicher, je konservativer, desto BRD-freundlicher und
umgekehrt. Einzig die Berliner Mauer wurde so gut wie einhellig verurteilt
und als »Mauer der Schmach,*® »Symbol der Intoleranz«** oder gar »Schande
der Welt«® bezeichnet. Nur einige sehr linksgerichtete Blitter verteidigten
sie. So bewertete die chilenische Zeitschrift Punto Final den Bau als »logische
Konsequenz aus der Haltung der westlichen Linder« und als »Schutzmaf3-
nahme des Fortschritts und der Konsolidierung der sozialistischen Linder«.®
Die nicaraguanisch-sandinistische Zeitung EI Nuevo Diario sah die Mauer
im Nachhinein als »notwendig« und »legitimes Kind des Kalten Krieges«.”’
Die DDR wurde von den gemiBigten bis konservativen Medien scharf
kritisiert. »Im Osten ist alles alt, veraltet oder funktioniert nichte,*® schrieb
beispielsweise die paraguayische ABC Color. Das System der DDR basiere
auf der »Erniedrigung des menschlichen Seins«* urteilte die Konkurrenz
El Diario Noticias. Der chilenische El Mercurio betonte die »immense[n]
okologische[n] Disaster«* und der ebenfalls chilenische Condor beschrieb
die DDR als »ausgekliigelte militdrische und ideologische Gewaltherr-
schaft« in »schonfirberische(r) ... und verlogene(r) ... Verpackung als
»Deutsche Demokratische Republik«.*! Linksgerichtete Medien betonten
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dagegen den »Internationalismus der SED« und die »seit Jahrzehnten«
ungekannte Arbeitslosigkeit.** Einzig im Vergleich mit den anderen Lin-
dern des Ostblocks kam die DDR tiberall gut weg. Lebensstandard und
Wirtschaftsproduktion seien »hoher [...] als in irgendeinem der anderen
kommunistischen Linder rundherume,* wurde so oder ihnlich geurteilt.
Die Bundesrepublik hingegen wurde von konservativen Medien im
Vergleich zur DDR geradezu in schwirmerischen Tonen beschrieben:

»Die Einwohner der BRD leben besser, florieren, ihr Arbeitstag ist kiir-
zer, ihr Pro-Kopf-Einkommen gehort zu den hochsten der Welt, sie
haben mehr Freizeit, erfreuen sich an einer groBeren Stabilitit ihres
Arbeitsplatzes und an einem ausgezeichneten Gesundheitssystem. Und
wihrend sie in ihren tollen Mercedes Benz, BMW [...], in ihren Audis
oder Volkswagen tiber die [...] >Autobahn fliegen¢, miissen die Ostdeut-
schen mehr als zehn Jahre warten, um einen aus der Mode gekomme-
nen Trabant kaufen zu kénnen.«**

Fazit der konservativen chilenischen Zeitung EI Mercurio: »Es erscheint
offensichtlich, dass der Biirger von Dresden sich danach sehnt, in Bonn
zu leben.«* Villig entgegengesetzt verglich und resiimierte das nicaragu-
anisch-sandinistische El Nuevo Diario: »Die DDR  ist auch kein Paradies,
aber viel weniger die kapitalistische Holle.«*

Bild der Akteure

Wie die DDR so wurden auch ihre Politiker — im Untersuchungszeitraum
vor allem Staatsoberhaupt Erich Honecker und sein Nachfolger Egon
Krenz — von den gemiligten bis konservativen Medien sehr kritisch
gesehen. Einzig die sandinistische Zeitung El Nuevo Diario bezeichnete
Honecker als »groBe[n] Freund Nicaraguas«*’ und Krenz als »beliebt«.*® Die
anderen hatten insbesondere fiir Honecker kein gutes Wort tibrig: Er sei
»dickkopfige,* »absolut unnachgiebige, »stur«, »strenge,>* mit »scharfen
Gesichtsziigen«® und regiere mit »eiserner Hand«®* und einer »bestimmten
Arroganz«,” gleich einem »stalinistischen Biirokraten«.”® Im Nachhinein
sei er »fast nur noch eine schlechte Erinnerung¢,”” urteilte die liberale para-
guayische ABC Colorim Dezember 1989. Der »Kronprinz«*® Krenz wurde
zwar als »moderat«®® eingeschitzt und ihm wurde — historisch nicht ganz
korrekt — die Entscheidung zugeschrieben, die Mauer einzureiBien,® aber
er wurde dennoch auch von vorne herein nur als »Ubergangsfiihrer«®!
angesehen.
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Immer mehr zum Held vor allem der konservativen und gemiBigten
Printmedien der drei Linder wurde dagegen iiber den untersuchten Zeit-
raum hinweg der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl. Wihrend er 1989
in den Verdffentlichungen noch eine untergeordnete Rolle spielte, attes-
tierte ihm der chilenische El Mercurio im Dezember 1990 gar einen »Zau-
berstab«®® und stellte ihn in einer Karikatur als Friedensengel dar. Die
Medien urteilten zwar, er sei »miirrische,®® »wie ein Bulldozer«,°* fithre die
CDU »mit eiserner Hand«,* habe einen »Mangel an Feinheit«,* »kein gro-
Bes Wissen oder globale Ideen«,®” seine Reden seien »matt und konfus«®®
und er insgesamt »ein wenig charismatischer Held«.*” Trotzdem habe er —
»immer unterschitzt<’’ — es mit einem »selten gesehenen politischen Ins-
tinkte,”! veisernem Willen«,”? »Disziplin,”® »Determination«,” »Geschicke,”
»Standhaftigkeit und Opportunititssinn«’® zum »Patriarch der Wiederver-
einigung«’’ und zur »Lokomotive, die die Idee der Wiedervereinigung
gezogen hat«’® geschafft. Allerdings ging er manchen Medien zu weit, als
er noch vor der offiziellen Wiedervereinigung ohne »das geringste Magen-
driicken« durch den Osten reiste, »wie Petrus durch sein Haus«.”

Bewertung der Wiedervereinigung/Ausblick

Die deutsche Wiedervereinigung wurde in allen untersuchten Medien
zunichst einmal einhellig positiv bewertet — so zum Beispiel als »tros-
tend«,®” »belebend«,®! »stirkend«,®? »atemberaubend«,* »denkwiirdig«®
und »jetzt schon (...) eines der wichtigsten Ereignisse des Jahres 1990 und
fast mit aller Sicherheit von dieser zweiten Hilfte des 20. Jahrhunderts«.%
Oder wie die konservative nicaraguanische La Prensa zusammenfasste:
»Das ganze Deutschland ist jetzt frei. StoBen wir gemeinsam auf diesen
deutschen Triumph an.«%¢

Aber es gab auch kritische und sorgenvolle Stimmen. Viele Zeitungen
warnten einerseits vor den internen Schwierigkeiten einer Vereinigung
wie Arbeitslosigkeit und Wohnungsknappheit, erinnerten andererseits
an den Ersten und Zweiten Weltkrieg, an Nationalismus, Imperialismus
und Militarismus. Viele warnten auch davor, welche politischen und
wirtschaftlichen Ausmale ein vereintes Deutschland annehmen konnte.
Und wihrend einige sicher waren, dass das deutsche Volk »dauerhafte Lek-
tionen«®” gelernt habe, zeigten sich andere vom Gegenteil {iberzeugt: »Im
Grunde genommen sind die Deutschen Nationalisten.«*® Je weiter links
die Zeitung oder Zeitschrift stand, desto grofler waren die Wehmut iiber
den Verlust der DDR und die Sorgen iiber die Bedeutung eines vereinten
Deutschlands. »Die [...] Gefahren der Ara der Perestroika fangen gerade
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erst an, sich zu zeigen«,*” schrieb die gemiBigt-sandinistische nicaraguani-
sche EI Nuevo Diario und druckte am Tag nach der oftiziellen Wiederver-
einigung 1990 als einziges Foto aus Deutschland eines, dass eine der sehr
wenigen Gewaltszenen am Rande der Feiern in Berlin zeigt.”’ Darauf zu
sehen ist ein Polizist, der mit einem Kniippel auf einen am Boden liegen-
den Demonstranten einschligt. Von den vielen frohlichen und friedlichen
Feiern am selben Tag, beispielsweise vor dem Berliner Reichstag, zeigte
El Nuevo Diario keine Bilder. Die linke chilenische Punto Final warnte vor
»Kopfschmerzen«,”' die die Realitit mit sich bringen werde, und titelte
»Wereint im Kapitalismus: Armstes Deutschland«.”

Subtext und Bedeutung fiir Chile, Nicaragua und Paraguay

Uberraschend hiufig zogen die ausgewerteten Zeitungen und Zeitschriften
aus den Ereignissen in DDR und Bundesrepublik in expliziter oder impli-
ziter Form Riickschliisse aufihre eigene Situation. Der Fall der Mauer und
die deutsche Wiedervereinigung wurden als »ermutigend«”® und die Kraft
des deutschen Volkes unter anderem als »beneidenswert«”* bezeichnet. Die
Deutschen wurden als »organisierte,” »diszipliniert«”® und »piinktlich«”’
beschrieben. Im Detail gab es in den drei Lindern jedoch bemerkenswerte
Unterschiede.

In Paraguay sahen sowohl liberale als auch konservative Printmedien
das eigene Land in einem sehr schlechten Zustand und die Ereignisse in
Deutschland und ganz Osteuropa als groBes Vorbild. Paraguay habe sich
unter Stroessner in einem »politischen Ghetto«”® befunden und »genau wie
das deutsche Volk die Unterdriickung am eigenen Leib kennengelernt«.””
»Auch wir Paraguayer wollen unsere Revolution vertiefen«,'"” schrieb die
liberale Ultima Hora. Das Jahr 1989 habe die »besten politischen und his-
torischen Lektionen beschert«, meinte die ebenfalls liberale ABC Color.
»Paraguay war unter den geschitzten Studenten und kann auf einen ehren-
vollen Abschluss [...] hoffen.«!*!

In Chile hingegen sahen die Medien ihr Land politisch schon viel weiter
als in Paraguay — in puncto Demokratisierung sei man, der Mitte-Links aus-
gerichteten La Epoca nach »in der Vorhut der Nationen dieses Kontinentsc. 2
Aber von den Ereignissen in Deutschland sollte trotzdem noch gelernt wer-
den. »Indem wir bewegt der deutschen Union gratulieren, machen wir
Lateinamerikaner uns den Vorsatz, diese groBe Lektion zu lernenc,'” schrieb
beispielsweise Felix Garay Figueroa in eben jener Zeitung. Dabei wird
immer wieder betont, dass die Parallelititen der Ereignisse kein Zufall sein
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kénnen. »Wir Chilenen besitzen die 'Werte« der westeuropiischen Zivilisa-
tion«,'* schrieb La Epoca und der konservative El Mercurio betonte:

»Damit es nicht unauffillig vorbeizieht, fiir diejenigen, die die Chronik
in der Zukunft machen: In dem selben Jahr, in dem die Berliner Mauer
gefallen ist ..., in diesem selben Jahr eroberten auch die Chilenen die
Demokratie zuriick.«!??

In Nicaragua dagegen wurden die Ereignisse vor allem von der konser-
vativen Presse im Wahlkampf instrumentalisiert. Die dem antisandinis-
tischen Wahlbiindnis UNO treue La Prensa forderte das nicaraguanische
Volk immer wieder auf, es DDR und Sowjetunion gleichzutun:

»Unterstlitzen wir den Wandel, seien wir Teil der Perestroika! (...) Nica-
ragua muss (...) gegen die FSLN stimmen und fiir die UNO, die die
Perestroika reprisentiert. Nicaragua darf nicht dem Prozess hinterher-
hinken: wir miissen auf den Zug der Geschichte aufspringen.«'*®

Deutschland sei eine »Lektion gewaltsamer Moral fiir den Nicaraguaner:
Jetzt ist die Stunde, die erlésenden Utopien in den Miill zu schmeiBen«.'"”

Worter wie Perestroika oder (Berliner) Mauer wurden dabei — und
das war in allen drei Landern zu beobachten — zu gefliigelten Begriffen,
die plotzlich mit neuen, internen Bedeutungen gefiillt wurden: Paraguay
miisse seine »Mauern der Intoleranz, Ignoranz und Vetternwirtschaft«!*®
hinter sich lassen, forderte beispielsweise das konservative Blatt El Diario
Noticias und die ebenfalls konservative nicaraguanische La Prensa rief dazu
auf, die »Berliner Mauer« niederzureiB3en, die Prisident Ortega mit seiner
»beleidigenden und gewaltsamen Redekunst immer weiter hochhilt«'??
und sprach auch von einer »Mauer von Managua«.'"” In allen drei Lindern
bestand zudem ein Gefiithl der Sorge um die Zukunft. Die Verinderun-
gen in Europa konnten, so fiirchteten viele Kommentatoren, den Fokus
der Welt noch weiter von Lateinamerika nehmen.'"!

Fazit

1989 und 1990 waren fiir alle vier untersuchten Linder ereignisreiche und
bedeutende Jahre. In Chile, Nicaragua und Paraguay wurde wihrend der
starken politischen Verinderungen im eigenen Land stets auch intensiv
tiber den Atlantik hin zum sich wiedervereinenden Deutschland geblickt.

136



Christina Horsten, Perzeption der deutschen Wiedervereinigung in Lateinamerika

Trotz der weiten Entfernung und des rasanten Tempos der Ereignisse bil-
deten sich die meisten Kommentatoren eine ausgeprigte und groBtenteils
positive Meinung von den Deutschen und den Vorgingen in Deutschland.
Lediglich unter den stark linksorientierte Medien gab es Tendenzen, die
Berliner Mauer zu verteidigen und Bedauern iiber das Verschwinden der
DDR zu duflern. Rund ein Vierteljahrhundert spiter wire nun interessant
zu untersuchen, ob diese Meinungen von Dauer blieben.

In allen untersuchten Lindern verglichen die Kommentatoren die Situa-
tion in ithren Lindern mit der in Bundesrepublik und DDR und offen-
barten dabei nicht nur ihre Meinung zu den Ereignissen dort, sondern
auch Erkenntnisse tiber ihr eigenes Selbstverstindnis in einer Phase des
Umbruchs. Die Ereignisse wurden in den drei Lindern ganz auf die eigene
Situation angepasst interpretiert: Ob als Hilfe im Wahlkampt in Nicara-
gua, als Orientierungspunkt beim weiteren politischen Ubergang in Chile
oder, in Paraguay, als Vorbild fiir die eigene Zukunft.
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Kundgebung auf dem Dresdner Schlossplatz am 18. September 1987.

Bernd Lindner
Wege in die Opposition.
Widerstandiges Verhalten in der DDR

»Doch irgendwann stand dann die Entscheidung an, entweder aktiv mit-
zumachen oder weiter vom ssicheren Hafenc aus zuzusehen. Das wollte ich
nicht mehr, obwohl ich mich nicht gern in die erste Reihe dringele — ich
bin kein Kampfertyp [...] Doch nun hielt es mich nicht mehr zu Hause. Das
war wie ein Zwang.«! Am 7. Oktober 1989 entschied sich Pfarrer Martin
Kind erstmals, an den seit Wochen in Leipzig stattfindenden Demonstra-
tionen teilzunehmen und nicht mehr nur den Studenten des Theologi-
schen Seminars, an dem er titig war, zu helfen, die seelischen Belastungen
nach polizeilichen Zufiihrungen und Verhaftungen aufzuarbeiten.

Er wollte mit seiner Person fiir gesellschaftliche Verinderungen einste-
hen, wurde Mitglied im »Neuen Forum« und (wenig spiter) sogar einer
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seiner Sprecher in Leipzig. Er trat aus seinem eigenen Schatten heraus und
ging in aktive Opposition zu den bestehenden gesellschaftlichen Verhilt-
nissen in der DDR — wie andere vor ihm, in den viereinhalb Jahrzehn-
ten kommunistischer Herrschaft im Osten Deutschlands, von der Bildung
der Sowjetischen Besatzungszone 1945 bis zum Sturz der DDR durch eine
friedliche, demokratische Revolution im Herbst 1989. Zuerst waren es
nur wenige Mutige, die gegen die allgewaltige SED und ihre sowjetische
Schutzmacht zu opponieren wagten und viel dabei riskierten; lange bevor
im Herbst 1989 grofe Teile der Bevolkerung offentlich Widerspruch erho-
ben gegen den gesellschaftlichen Zustand des Landes. Immer aber waren
es Menschen verschiedener Weltanschauungen und mit unterschiedlicher
Motivation, die sich im Verlauf der 45 Jahre dazu entschlossen haben,
nicht mehr zu schweigen. Zugleich waren die von ihnen gewihlten For-
men widerstindigen Verhaltens ebenso dem Wandel unterworfen, wie der
Staat, auf den sie sich bezogen.? Betrachtet man den gesamten Prozess in
seiner zeitlichen Abfolge, so stand in der zweiten Hilfte der 1940er bis
Mitte der 1950er Jahre der verdeckte Widerstand — geprigt durch eine immer
grundsitzlicher werdende Ablehnung der SED-Herrschaft und (ab Ende
1949) auch des Staates DDR — im Mittelpunkt widerstindigen Verhal-
tens. Beginnend mit Stalins Tod im Mirz 1953 wurde die reformorientierte
Kritik am DDR-Sozialismus — bis weit in die 1980er Jahre hinein — zum
bestimmenden Tenor des Dissens. Wichtige Stimmen dieser Kritik kamen
vornehmlich (aber nicht ausschlieBlich) aus den Reihen der SED selbst.
Offentlichkeit erhielten sie zumeist nur iiber den »Umweg« der Medien
im Westen Deutschlands.

Dies ging auch den oppositionellen Bewegungen so, die gezielt Veranderun-
gen in einzelnen Gesellschaftsbereichen herbeifithren wollten. Sie bildeten
sich in der DDR — stimuliert durch entsprechende Vorreiter in der CSSR
und Polen — erst in den 1980er Jahren heraus. Doch verfolgten auch sie bis
weit in den Herbst 1989 hinein hauptsichlich reformorientierte Ansitze.
Die Macht der SED grundsitzlich infrage zu stellen, wagten sie erst nach
dem Fall der Mauer. Denn die SED-Fiihrung versuchte stets, alle Ansitze
von Widerstand, Reformsozialismus und Opposition mithilfe eines auf-
geblahten Repressionsapparates kategorisch zu unterbinden, um die von
ihr diktatorisch ausgeiibte Vorherrschaft zu sichern. Gelungen ist es ihr —
dies sei vorab festgestellt — nie ganz; auch wenn man fiir den gesamten
zu betrachtenden Zeitraum sowohl Phasen eines stirkeren als auch eines
schwicheren widerstindigen Verhaltens ausmachen kann. Deutlich zu
erkennen ist ebenso eine mit den Jahren wachsende Vielfalt an Formen
des zivilen Ungehorsams gegeniiber den Allmachtsanspriichen der SED,
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die vorgab, ihre Diktatur im Auftrag des Proletariats auszuiiben, stets aber
nur eine Diktatur zur Aufrechterhaltung der eigenen Herrschaft war. All
dies kann im Rahmen dieses Beitrags nur grob umrissen und mit weni-
gen, prignanten Beispielen belegt werden.

Verdeckter Widerstand in der SBZ und frihen DDR

In der Zeit vor der Griindung der DDR bestimmte die tibermichtige Sow-
jetische Militdradministration (SMAD) nicht nur politisch und wirtschaft-
lich, sondern auch geheimdienstlich und juristisch die Geschicke der Ost-
deutschen. Mit drakonischen MalBnahmen und Urteilen verdringte sie
nach und nach alle politischen Gegner der Kommunisten aus dem 6ffent-
lichen Leben. Etwa 150000 Deutsche wurden von der SMAD in zehn
»Speziallagern« gefangen gehalten, die sie ab Frihsommer 1945 auf dem
Boden der SBZ errichtet hatte; infamer Weise zum Teil unter Nachnut-
zung von Konzentrationslagern der Nationalsozialisten.® Deren ehemalige
Gefolgsleute zu internieren, war urspriinglich Ziel dieser menschenver-
achtenden Einrichtungen. Unter den Zehntausenden, die dort verhunger-
ten oder an (epidemischen) Krankheiten starben, waren aber auch viele
politische Gegner der KPD und SED: Politiker aus biirgerlichen Par-
teien, Sozialdemokraten, die sich gegen die (Zwangs-)Vereinigung mit
den Kommunisten gewandt hatten, wie auch »Abweichler« aus den eige-
nen Reihen — kurzum Menschen, die verdichtig erschienen, den Macht-
anspriichen der kommunistischen Partei im Wege zu stehen.

Aber auch zahlreiche, politisch kaum in Erscheinung getretene Blirger
gerieten aufgrund von Denunziationen in das Riderwerk der sowjetischen
Besatzungsmacht, verschwanden in den Speziallagern und in den Gefing-
nissen des sowjetischen Geheimdienstes NKWD oder wurden in Arbeits-
lager bis nach Sibirien verschleppt. Diejenigen Internierten, die all dies
iiberlebten, waren danach unter Androhung strengster Strafen fiir sich
und ihre Familien zum absoluten Schweigen tiber ihre Hafterlebnisse ver-
pflichtet. Das galt auch fiir die zivilen Opfer von Ubergriffen durch Sol-
daten der Roten Armee. Auch wenn also iiber den brutalen Restriktionen
der neuen Machthaber der »Mantel des (Ver-)Schweigens« lag, war den-
noch in der Bevolkerung die Angst vor den »verhaftenden, beschlagnah-
menden, demontierenden und kontrollierenden Besatzungssoldaten« allge-
genwirtig. Ein organisierter Widerstand konnte so nicht entstehen.*

Dagegen sprach aber auch die von vielen Deutschen tief empfundene
historische Schuld, welche ihr Volk durch die Verbrechen des National-
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sozialismus an der Bevolkerung der Sowjetunion und den anderen, von
thnen tberfallenen Volkern auf sich geladen hatte. »Gehemmt wurde der
Widerstandswille« im Osten Deutschlands zugleich »durch den die (neue)
Macht adelnden Antifaschismus«, wie der Schriftsteller Giinter de Bruyn
in seinen Erinnerungen an die Jugend in der SBZ festhilt.”

Den nominell stiarksten Widerstand der Nachkriegszeit gab es seitens
ostdeutscher Sozialdemokraten, die sich zu Tausenden — meist in illegalen
Zirkeln — gegen die Vereinigung ihrer Partei mit der KPD aussprachen.
Rund 6000 von ihnen biiften ithren Widerspruch mit langjihrigen Stra-
fen in Gefingnissen und Arbeitslagern. Darunter viele, die bereits von
den Nationalsozialisten wegen ihrer politischen Haltung inhaftiert wor-
den waren.

Auch in den biirgerlichen Parteien wurde Kritik gegen eine politische
Parallelisierung laut. Politiker, die den Widerspruch wagten — wie der
Mitbegriinder und erste Vorsitzende der Ost-CDU, Andreas Hermes, und
deren zweiter Vorsitzender, Jakob Kaiser — wurden daraufhin, auf Druck
der SMAD, aus ihren Parteiimtern und in die Emigration in den Westen
gedringt. Wesentlich brutaler ging die Besatzungsmacht gegen weniger
namhafte Kritiker vor:® Der Student Wolfgang Natonek, Mitglied der
Liberal-Demokratischen Partei (LDP) und Vorsitzender des Studentenrates
der Universitit Leipzig, wurde 1949 wegen seiner Kritik an der Unterdrii-
ckung von Meinungsfreiheit in der SBZ zu 25 Jahren Zwangsarbeit ver-
urteilt, von denen er sieben Jahre abbiiBen musste.” Den Rostocker Stu-
denten Arno Esch, ebenfalls Mitglied der LDP, kostete sein offentliches
Eintreten gegen den Machtanspruch der SED und fiir Gewaltenteilung
und Einhaltung der Biirgerrechte sogar das Leben. Noch von der SMAD
verhaftet, wurde er 1950 zum Tode verurteilt und ein Jahr spiter in Mos-
kau hingerichtet.?

Sein Fall zeigt, wie widerstindiges Verhalten in der SBZ und der frii-
hen DDR in konzertierter Aktion von SMAD und den in Ostdeutschland
neu gebildeten Justiz-Amtern und Ministerien bekimpft wurde.” Je nach
propagandistischem Bedarf geschah dies mal in aller Offentlichkeit, mal
verdeckt, wie zwei Prozesse wegen Flugblattaktionen gegen die erste Ein-
heitslistenwahl der DDR-Geschichte im Oktober 1950 (ein Jahr nach Bil-
dung der Volkskammer) belegen: Der Oberschiiler Hermann Joseph Flade
aus Olbernhau im Erzgebirge wurde 1951 in einem offentlichen Schau-
prozess zum Tode verurteilt, weil er — beim Verteilen der Flugblitter auf
frischer Tat ertappt — sich seiner Verhaftung mit einem Taschenmesser
widersetzt und dabei einen Polizisten verletzt hatte. Das o6ftentliche Zele-
brieren der Gerichtsverhandlung rettete Flade aber letztlich das Leben,
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weil die gegen ihn verhingte Todesstrafe zu zahlreichen Demonstrationen
in der Bundesrepublik und zu verdeckten Protesten in der DDR gefiihrt
hatte.!” Der in geheimer Sitzung von einem sowjetischen Militirgericht
ebenfalls wegen einer Flugblattaktion zum Tode verurteilte Leipziger Stu-
dent Herbert Belter wurde dagegen 1951 in Moskau hingerichtet, ohne die
Offentlichkeit davon in Kenntnis zu setzen.

Politische Prozesse waren nach Griindung der DDR an der Tagesord-
nung. »Allein im Jahre 1950 verurteilten die Gerichte [...] 78000 Ange-
klagte wegen politischer Delikte.«'' Daraus aber Riickschliisse auf die
tatsichliche Stirke des politischen Widerstandes in der jungen DDR zu
ziehen, wire sicher falsch. Vielmehr steht diese Zahl fiir das Bestreben
der SED-Fithrung, durch die Instrumentalisierung der Justiz, aufkeimen-
den Widerstand von vornherein zu unterdriicken und damit ihre »poli-
tischen Ziele besonders nachdriicklich durchzusetzen.«!? Symptomatisch
dafiir sind die von April bis Juni 1950 im sichsischen Waldheim von einem
Sondergericht im Schnellverfahren gefillten Urteile gegen 3324 Hift-
linge aus den aufgel6sten sowjetischen Speziallagern. Im 30-Minuten-
Takt wurden hier ohne rechtsstaatliche Verfahren Freiheitsstrafen von 15
bis 25 Jahren verkiindet. 33 Hiftlinge ereilte das Todesurteil, 24 davon
wurden vollstreckt. Vorgeworfen wurde den Verurteilten, als iiberzeugte
Nationalsozialisten (Kriegs-)Verbrechen begangen zu haben. Uberwie-
gend waren es aber »Mitlaufer, (frithe) Gegner des stalinistischen Systems
und sogar zufillig Aufgegriffene. Die meisten waren seit 1945/46 inter-
niert.«"? Thre Verurteilung durch ein deutsches Gericht sollte die langen
Lageraufenthalte nachtriglich legitimieren.

Unter diesen lebensgefihrlichen Bedingungen war organisierter Wider-
stand nur verdeckt moglich. Und doch fanden sich in diesen Jahren immer
wieder kleine, regionale Gruppen von iiberwiegend jugendlichen Opposi-
tionellen zusammen, die sich oft in der Widerstandstradition der »Weillen
Rose« sahen,'* um mit Flugblatt- und Storaktionen offentlich auf das poli-
tische Unrecht in der DDR hinzuweisen. Sie wurden oft nach nur weni-
gen Widerstandsakten enttarnt und zu drakonischen Strafen verurteilt, wie
die 19 Oberschiiler, Lehrlinge und jungen Arbeiter aus dem sichsischen
Werdau, die im Oktober 1950 durch das Verteilen von Flugblittern Kri-
tik am Todesurteil gegen Hermann Joseph Flade und gegen die Manipula-
tion der Volkskammerwahlen getibt hatten. Sie erhielten dafiir insgesamt
130 Jahre Zuchthaus.

Eine andere jugendliche Widerstandsgruppe aus Altenburg bei Leipzig
wollte mehr Menschen erreichen, als dies mit Flugblittern allein moglich
war. Sie bauten einen Storsender. Damit tiberdeckten sie im Dezember
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1949 die Ausstrahlung der Festansprache des DDR-Prisidenten Wilhelm
Pieck zum 70. Geburtstag Josef Stalins. Statt der Elogen auf den grofen
Sowjetfithrer war — wenn auch nur fiir Minuten und regional begrenzt —
im staatlichen Rundfunk zu horen: »Stalin ist ein Massenmorderl« und
»Wir fordern freie demokratische Wahlenl« Diese Absage an das SED-
Regime und seinen Ziehvater in Moskau kostete vier der mutigen Jugend-
lichen — Siegfried Flack, Ludwig Hayne, Wolfgang Ostermann und Joa-
chim Nither — das Leben. Von einem sowjetischen Militirtribunal zum
Tode verurteilt, wurden sie im beriichtigten Gefingnis Butyrka in Mos-
kau hingerichtet; wie 919 andere Deutsche auch."

Am 17. Juni 1953 wurde mit einem Schlag sichtbar, wie weit verbreitet
die Ablehnung der noch jungen DDR in der Bevélkerung war. IThre Hoft-
nung, dass sich nach dem Tod Stalins im Mirz 1953 ein neuer Kurs in der
Politik der SED durchsetzen wiirde, war bereits zwei Monate spiter zer-
stoben. Im Mai 1953 erhohte die SED-Fithrung die Arbeitsnormen per
Gesetz um 10,3 Prozent. Auch wenn sie dieses unter dem Druck der sow-
jetischen Fithrung kurz darauf wieder annullierte, war der im Land ange-
staute Unmut nicht mehr einzudimmen. Ausgehend von Ostberlin, brach
sich der Protest in tiber 700 Stidten der DDR in Streiks und Demonstra-
tionen Bahn. Allein der massive Einsatz sowjetischer Panzer vermochte
vielerorts den Widerstandswillen in der Bevolkerung zu brechen. Die blu-
tige Niederschlagung des Volksaufstandes, wie auch die danach einset-
zende groBte Verhaftungswelle in der Geschichte der DDR,, lieBen fiir viele
die Abwanderung in die Bundesrepublik oder nach Westberlin zur realen
Alternative werden. Zwischen 1949 und 1961 verlieBen rund 2,8 Millio-
nen Menschen die DDR.'® In der zweiten Hilfte der 1950er Jahre stamm-
ten sie »vorzugsweise aus der jungen Generation, die sich einen Neuanfang
»driiben< zutraute.«'” Der Anteil der 16- bis 25-Jihrigen unter den DDR-
Flichtlingen erreichte im vierten Quartal 1956 mit 43,2 Prozent seinen
Hohepunkt, wobei der Anteil der Jugendlichen an der Gesamtbevolke-
rung damals lediglich 15,8 Prozent betrug. Allein daraus auf ein erhdhtes
Widerstandspotenzial unter Jugendlichen in der DDR zu schliefen, wire
aber voreilig. Aufgrund der in den Anfangsjahren der DDR gewihrten
Bildungs- und Aufstiegschancen fiir anpassungsbereite Jugendliche wur-
den damals — selbst in zeitgendssischen westlichen Quellen — in der Jugend
der DDR nur 15 Prozent strikte Gegner des Systems vermutet.'® Dennoch
gelang es der SED in den 1950er Jahren nicht, die Masse der Jugendlichen
iiber eine formale Mitgliedschaft in der FDJ hinaus an das ideologische Sys-
tem der DDR zu binden. Deshalb schwebte iiber dieser Generation bis zum
Bau der Mauer im Sommer 1961 stets die Frage: Gehen oder Bleiben?'
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Reformorientierte Kritik in den 1950er bis 1980er Jahren

Auch in den Reihen der SED wurden der von der Parteifithrung einge-
schlagene Weg und die von ihr eingesetzten Methoden friih hinterfragt.
Kritik kam sowohl von ehemaligen SPD-Mitgliedern als auch von aus der
Emigration heimgekehrten Kommunisten und biirgerlichen Humanisten.
Sie hatte der in der SBZ/DDR propagierte Antifaschismus in den Osten
Deutschlands gezogen. Selbst im Parteiapparat fehlte es nicht an kritischen
Stimmen von »Abweichlern und Ausweichlern.«*” So sprach sich der DDR-
Justizminister Max Fechner am 30. Juni 1953 im Neuen Deutschland — mit
Verweis auf das in der DDR-Verfassung verankerte Streikrecht — gegen
eine Strafverfolgung der Arbeiter aus, die mit ihren Arbeitsniederlegun-
gen den Volksaufstand vom 17. Juni ausgel6st hatten. Fechner, Sozialde-
mokrat seit 1910, wurde daraufhin als »Feind des Staates und der Partei«
seines Amtes enthoben und aus der SED ausgeschlossen. 1955 verurteilte
ihn das Oberste Gericht der DDR zu acht Jahren Zuchthaus. Abgesessen
hat er davon aber nur ein knappes Jahr. Bereits 1958 wurde er erneut in die
SED aufgenommen, um 1973 als hochdekorierter Antifaschist zu sterben.?!

Fir viele Kritiker aus den eigenen Reihen fithrte der einmal einge-
schlagene Weg der Dissidenz jedoch nicht mehr zuriick in den »Schol3 der
Partei«, um deren Erneuerung willen sie angetreten waren. Die Liste ithrer
Namen ist lang und reicht — um nur einige von ihnen zu nennen — von
Rudolf Herrnstadt und Gerhart Ziller iber Ernst Bloch, Robert Have-
mann, Walter Janka, Wolfgang Harich, Gustav Just bis zu Rudolf Bahro
und Wolfgang Henrich.??

All ihr »Streben war darauf gerichtet«, wie Robert Havemann noch
1978 bekannte, »die Politik der DDR positiv zu beeinflussen und weiter-
zufiihren, um sie aus ihrer Sackgasse herauszubekommen.«** Und sie waren
sich sicher, dass die Ursache fiir das Dilemma der Partei und des Landes
in der »kollektiven Selbstherrschaft einer Zentralbehdrde« — in Gestalt des
Zentralkomitees der SED — lag, die zur »inneren Gleichschaltung der Par-
tei« und einer »Subalternitit der (Volks-)Massen« gefiihrt habe, wie Wolf-
gang Henrich 1989 in seiner Analyse des »vormundschaftlichen Staats«
DDR betonte.**

Schon Rudolf Bahro hatte 1977 in seiner »Alternative« in diesem »Uber-
staatsapparat |[...] die entscheidenden Entwicklungshemmnisse auf dem Weg zur
weiteren Emanzipation des Menschen« gesehen. »Die Kommunisten sind
in solchen Parteien gegen sich selbst und gegen das Volk organisiert.«*
Doch hielt die innerparteiliche Opposition diese Mingel lange Zeit noch
flir reparabel. So war sich Bahro sicher: »In der Stunde der Umgestaltung
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wird sich iiberall wie 1968 in der CSSR_ herausstellen, dass unter der har-
ten Schale eine andere, neue Partei — wir miissen sagen: mindestens eine —
auf ihre Entbindung gewartet hat.«*

Zwar waren die Schriften von Havemann und Bahro, spiter auch die
von Henrich, nur im Westen erschienen und damit fiir Leser in der DDR
nur bedingt verfiigbar, dennoch hatten sie »eine immense Wirkung auf
die sich entwickelnde Opposition« im Lande.?’ Sie kursierten in wenigen,
zerlesenen Exemplaren oder als mithsam mit der Schreibmaschine abge-
tippte Manuskripte unter Vertrauten und Freunden. Selbst wenn viele Ver-
treter nachwachsender Generationen mit dem Festhalten dieser Autoren
am Sozialismusmodell nur noch wenig anfangen konnten, so fanden sie
doch in deren Analyse und Kritik des real-existierenden Sozialismus ihre
gesellschaftlichen Erfahrungen mit der DDR nachhaltig bestitigt.”® Wir-
kung erzielte vor allem aber, dass sich Havemann und Bahro — anders als
viele "SED-Renegaten« vor ihnen — weigerten, offentlich »abzuschworen«
und stattdessen ins Gefingnis gingen oder jahrelangen Hausarrest erdulde-
ten. Das machte sie »zu Symbolfiguren eines allgemeinen Widerspruchs.«*’
Gleiches galt in der DDR auch fiir kritische Schriftsteller, Kiinstler und
Liedermacher — von Wolf Biermann bis Christa Wolf —, die »gerade jenen
eine Briicke« bauten, »die sich an das sozialistische System gebunden fiihl-
ten, es aber fiir verbesserungsbediirftig hielten.«*"

Der Bedarf nach solch moralischem Riistzeug wuchs vor allem nach
der blutigen Niederschlagung des »Prager Frithlings« durch die Truppen
des Warschauer Paktes im Sommer 1968. Der Traum vom demokratischen
Sozialismus mit menschlichem Antlitz schien fiir viele damit endgtiltig
gescheitert; ebenso die Hoffnung, der Sozialismus konne sich aus sich selbst
heraus reformieren. Zu brutal hatten die »Bruderparteien« des Ostblocks
die Reformversuche der KPC, der kommunistischen Partei der CSSR,
zunichte gemacht. Spontan kam es in der gesamten DDR zu einer Viel-
zahl von Protesten: Mit Mauerinschriften, selbst verfassten Flugblittern
und vereinzelt auch Demonstrationen manifestierten vor allem Lehrlinge,
junge Arbeiter und Schiiler ihren Unmut und ihre Enttiuschung. Die
Staatssicherheit registrierte bis Ende 1968 insgesamt 422 »Delikte der Ver-
breitung selbst gefertigter Hetzschriften«, konnte aber trotz 1290 einge-
leiteter Ermittlungsverfahren nur 90 davon aufkliren.”® Das MfS musste
zugleich feststellen, dass sich im Querschnitt die innerhalb der Partei gedu-
Berten kritischen Haltungen zu den Vorgingen in der CSSR nicht von
denen in der Bevolkerung unterschieden.*

Ein Vorgang, der sich nach der Ausbiirgerung des Liedermachers Wolf
Biermann im November 1976 wiederholte. Offen gegen die autkommende
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Resignation wagten damals aber vergleichsweise nur wenige SED-Mit-
glieder zu protestieren. Wie stark der Unmut unter den Genossen in den
folgenden Jahren weiter anwuchs, wird aus der Tatsache ersichtlich, dass
allein zwischen 1981 bis 1985 die innerparteilichen Kontrollgremien
iiber 100 000 Parteiverfahren erdffneten, in deren Folge 90000 Mitglie-
der und Kandidaten aus der SED ausgeschlossen oder gestrichen wurden.
Auch wenn nicht immer ein politischer Hintergrund dafiir »gegeben sein
mochte, kann diese hohe Zahl als Gradmesser fiir das erhebliche Mal} an
Unzufriedenheit« unter den Genossen »gewertet werden.«*

Ein Ventil fand ihre Unzufriedenheit aber erst Mitte der 1980er Jahre,
als Michael Gorbatschow die politische Bithne betrat. Nun, da der »Revi-
sionismus« von der Spitze der KPdSU ausging, schien die Chance fiir eine
Demokratisierung des Ostblocks endlich gegeben zu sein. Gorbatschows
Politik der »neuen Offenheit« lieB selbst aus ihrer kommunistischen Hei-
mat gedringte Dissidenten wie Lew Kopelew ausrufen: »Man muss an
Wunder glauben« und den Liedermacher Wolf Biermann die »groB3e Skep-
sis « gegen noch »gréBere Hoffnung« eintauschen.>* Der Ende der 1970er
Jahre aus der DDR in die Bundesrepublik tibergesiedelte Dichter Giinter
Kunert blieb dagegen eher skeptisch, dass die von linken Zeitgenossen »so
instindig erhoffte Regenerationsfihigkeit des Systems« von innen heraus,
damit bewiesen sei: »Die Botschaft hor ich wohl .. .«%

Was die Reaktion der greisen SED-Flihrung betraf, sollte Kunert Recht
behalten. Sehr zum Verdruss auch vieler reformwilliger Parteimitglieder,
die sich im Herbst 1989 zusammen mit hunderttausenden, bis dahin eher
»unpolitischen« Menschen auf den Strallen und Plitzen der DDR zum
friedlichen Protest fiir eine Reform des politischen Systems versammelten.

Die gezielte Opposition der 1980er Jahre

Im Herbst 1989 traf sich viel Verdruss, Wut, Zorn und Verinderungswil-
len auf den Straen der DDR. Bei jedem Demonstranten stand eine spe-
zielle Lebensgeschichte dahinter.® Lauter Individualisten allein machen
aber noch keine Revolution, auch wenn sie zu Tausenden aufmarschieren.
Sie bediirfen gemeinsamer Ziele, um an Uberzeugungs- und Schlagkraft
zu gewinnen. Und sie bendtigen eine organisatorische Klammer, die ihren
individuellen Veranderungsdrang zu gemeinsamer Stirke biindelt und ihm
eine Richtung gibt.?’

Im Herbst 1989 leistete das vor allem die Biirgerbewegung »Neues
Forum« — flankiert von der »Initiative Frieden und Menschenrechte«, den
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Biirgervereinigungen »Demokratie jetzt« und »Demokratischer Aufbruche
sowie der wiedergegriindeten Sozialdemokratischen Partei (SDP).*® Sie
konnten diese Funktion wahrnehmen, weil viele ihrer Initiatoren bereits
tiber lingere oppositionelle Erfahrungen aus der unabhingigen Friedens-
bewegung im ersten Drittel der 1980er Jahre* und ihrer spiteren For-
mierung als Demokratiebewegung*” in thematischen Basisgruppen ver-
fligten, inklusive der Organisation von (ersten) offentlichen Aktionen und
Demonstrationen.

Den Schutzraum — aus dem heraus die sich formierende Opposition fiir
lange Jahre agierte — bot die Evangelische Kirche. Mit den Friedensgebeten
wurden die Gotteshiuser dann auch zu den lokalen Kristallisationspunkten
der Entwicklung der Opposition, bevor sie ihren Protest auf die Strallen
trug.*! Bis dahin war es aber ein weiter Weg: Befliigelt durch das KSZE-
Abkommen tiber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa kam es nach
1975 in vielen Staaten des Ostens zu einer Beforderung des Biirgerrechts-
gedankens. Auch die DDR-Regierung hatte in Helsinki den Anspruch
ithrer Biirger auf Meinungs- und Reisefreiheit sowie die freie Wahl des
Wohnortes unterschrieben. Schlagartig kam es zu einem Anwachsen der
Ausreiseantrige. Im Sommer 1976 stellten bereits tiber 100000 Menschen
einen »Antrag auf stindige Ausreise« aus der DDR,, ohne tiber lange Jahre
eine reelle Chance zu haben, das Land tatsichlich verlassen zu konnen.
Stattdessen mussten sie und ihre Kinder massive Nachteile in Beruf und
Bildung in Kauf nehmen.

Mit der wachsenden Bedrohung des Friedens durch die Nachriistung in
Ost und West kam es um 1980 auch in der DDR — »allerdings mit erheb-
licher zeitlicher Verzégerung und wesentlich schwicherer Riickendeckung
durch die offizielle Kirche«*? als in Polen und der CSSR— zur schrittwei-
sen Herausbildung erster Biirgerinitiativen. Noch vermieden sie bei Pro-
testen wie gegen die Einfithrung des Wehrunterrichtes (1978) als Grup-
pen in Erscheinung zu treten. Unter ihren Eingaben stand zumeist nur eine
Unterschrift. Jeder Hinweis auf eine »anti-sozialistische Gruppenbildunge«
hitte der Staatsmacht Angriffsfliche geboten. Dennoch kam es immer
wieder zu Vorladungen, Verhaftungen (wie 1983 bei den »Frauen fiir den
Frieden«)* und zu Ausweisungen einzelner Biirgerrechtler.

Seit Anfang der 1980er Jahre handelten die Basisgruppen jedoch immer
selbstbewusster und ihr inhaltliches Spektrum differenzierte sich weiter
aus: Zu den Friedens- und Menschenrechtsgruppen kamen &kologische
Initiativen und Dritte-Welt-Gruppen.** Die GroBe der Gruppen betrug
zumeist um die 15 Mitglieder. Thr Alter lag im Durchschnitt bei etwas
tiber 25 Jahren. Alle sozialen Schichten waren darin vertreten. Ein nicht
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unerheblicher Teil der Gruppenmitglieder war bei der Kirche angestellt
oder studierte an kirchlichen Hochschulen.*

Friedensbewegung und Opposition

Von zentraler Bedeutung war das Anfang der 1980er Jahre von Christoph
Wonneberger — damals Pfarrer in Weinbdhla bei Dresden — entworfene
Konzept des »Sozialen Friedensdienstes« (SoFd). Es sollte jungen Wehr-
dienstverweigerern eine zivile Alternative zum Armeedienst bieten. Die
Verbreitung und Umsetzung des Konzepts wurde Wonneberger auf Druck
staatlicher Behorden von der Kirchenleitung untersagt.*® Die Schaffung
der Friedensgebete — damals noch in Dresden — war seine Reaktion auf
diesen Eingriff.*” Im September 1982 wurde in der Leipziger Nikolaikirche
im Rahmen der kirchlichen Friedensdekade erstmals ein Friedensgebet
von einer Basisgruppe gestaltet. Die Friedensgebete entwickelten sich —
als neue Form der Gegenoftentlichkeit — zu einem dauerhaften Forum der
Verstindigung tiber gesellschaftliche Probleme. Das Zeichen »Schwerter
zu Pflugscharen« wurde ab 1982 zum Symbol der gesamten Biirgerbewe-
gung. Spiter wurden die Friedensgebete immer wieder auch von Ausrei-
sewilligen als Podium fiir ithr Anliegen und als Zufluchtsstitte benutzt.
Politisch-alternative Szenen gab es in vielen Stidten der DDR. In ihrer
Anfangsphase — Mitte der 1970er Jahre — war Jena der wichtigste Ort. Spa-
ter kamen entscheidende Impulse fiir die Opposition aus Dresden, Halle,
Berlin und Leipzig. Viele dieser Gruppen standen zunehmend auch iiber-
regional in Kontakt miteinander. Im Januar 1988 war in Berlin der Ver-
such von Biirgerrechtlern, sich mit eigenen Spruchbindern — zum Beispiel
dem Luxemburg-Zitat »Freiheit ist auch immer die Freiheit des Anders-
denkenden« — unter die Teilnehmer der jihrlich stattfindenden offiziel-
len SED-Demonstration zum Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht zu mischen, noch gescheitert. Von Stasi-Spitzel in den eigenen
Reihen verraten, wurden rund 120 von ihnen bereits in ihren Wohnun-
gen beziehungsweise auf dem Weg zur Demonstration verhaftet. Barbel
Bohley, Werner Fischer, Freya Klier, Vera Wollenberger, Wolfgang Tem-
plin und Stephan Krawczyk wurden unter Androhung hoher Haftstrafen
zur Ausreise in die Bundesrepublik oder nach England erpresst.*® Ihre Ver-
haftungen 16sten eine landesweite Protestwelle mit Fiirbittgottesdiensten,
Unterschriftensammlungen und Flugblattaktionen aus.*
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Kulminationsjahr 1989

Ein Jahr spiter gelang Leipziger Biirgerrechtlern eine Luxemburg-Lieb-
knecht-Demonstration durch das Stadtzentrum mit hunderten Teilneh-
mern. Deren Organisatoren kamen aus jenen Basisgruppen, die iiber
lange Zeit die Friedensdekaden und Montagsgebete gestaltet hatten.”
Nun dringten sie verstirkt aus dem schiitzenden Raum der Kirche in die
Offentlichkeit. Mit dieser Aktion setzten sie bereits im Januar 1989 ein
deutliches Zeichen, dass ihr Wunsch nach gesellschaftlicher Verinderung
in ein neues Stadium getreten war. Der Biirgerprotest erhielt eine neue
Qualitit und eine sich bis zum Herbst hin immer weiter steigernde Quan-
titat. Wichtige Meilensteine dazu waren im Verlauf des Jahres 1989 unter
anderem:

e der DDR-weite Nachweis von Wahlfilschungen bei der Kommunal-
wahl am 7. Mai,”!

 die Protestaktionen in Eisenach, Berlin, Leipzig, Dresden, Altenburg und
anderen Orten in der DDR gegen das blutige Massaker der chinesischen
Parteifiihrung am Tiananmen-Platz in Peking vom 3. und 4. Juni,*?

+ die Griindung eigener Biirgerbewegungen und Plattformen ab August
und die landesweite Verbreitung ihrer Griindungsaufrufe.>

All dies war nur mit einer gezielten Opposition zu erreichen, die es zuneh-
mend lernte, sich zu organisieren. Den nach dem Fall der Mauer im Osten
Deutschlands auf den Plan tretenden Berufspolitikern des Westens waren
sie dennoch nicht gewachsen. Schon allein deshalb nicht, weil sie (viel) zu
lange auf die Schatfung einer anderen, besseren DDR fixiert waren; auch
wenn im Griindungsaufruf des »Neuen Forums« aus taktischen Griinden
das Wort Sozialismus vermieden wurde. Der SED-Dissident und Mitbe-
griinder des »Neuen Forums« Wolfgang Henrich begriindete dieses Vorge-
hen am 26. Oktober 1989 — mitten im friedlichen Umbruch der DDR —in
einem Gesprich mit dem Gewandhauskapellmeister Kurt Masur wie folgt:
»Einen iiberstrapazierten Begriftf einsparen hei3t nicht, ihn iiber Bord wer-
fen. [...] Wir sahen uns angehalten, auch Menschen anzusprechen, die viel-
leicht schon auf gepackten Koffern salen. Wenn wir den Begriff)Sozialis-
mus< nicht gebraucht haben, dann also deshalb, weil wir einen moglichst
breiten Konsens herstellen wollten. Gleichwohl — das kann ich Thnen deut-
lich sagen, ohne jede Einschrinkung — ich kenne keinen im >Forumy, der
den Sozialismus infrage stellt.« Allerdings wiren alle auch verpflichtet, »uns
neu zu fragen, was wir denn mit Sozialismus im einzelnen verbinden.«<**
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Nur 14 Tage spiter fiel, unter dem Ansturm Tausender, die keine DDR
mehr haben wollten, die Mauer; eine andere Form von gezielter Opposi-
tion. Die biirgerbewegte Gegenéttentlichkeit der DDR aber wurde in dem
MaBe iiberfliissig, wie sie Offentlichkeit fiir sich erkimpfen konnte.*
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Werbeplakat der Jungen Pioniere 1986.

Heidrun Budde

Politische Fremdbestimmung durch
Gruppen — Stabilisator des SED-Staates

Viel wurde bisher Giber den SED-Staat veréffentlicht und die Diskussionen
werden auch heute noch kontrovers gefiihrt, aber eine Frage blieb dennoch
weitestgehend unbeachtet, nimlich die, wie die politische Konformitit der
Masse erreicht wurde. Das Heer der Mitlaufer hat dieses System tiber Jahr-
zehnte gestiitzt. Die Angepasstheit groBer Teile der Bevolkerung wurde
nicht allein durch den Drohfaktor des Ministeriums fiir Staatssicherheit
erreicht. Es gab daneben diverse Zwinge und Abhingigkeiten, die den
Untertanengeist beforderten. Ein wichtiger Aspekt war die politische
Fremdbestimmung iiber Gruppen, der jeder Biirger ausgesetzt war und
die dem Machterhalt diente.
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Gruppenleben in der DDR

Das Gruppenleben war in der DDR vielschichtig. Die kindliche Entwick-
lung fiihrte iiber Kinderkrippen und Kindergirten hin zum Schulkollektiv.
Hier wurden erste Grundsteine flir Anpassung, Unterordnung und politi-
sche Fremdbestimmung gelegt, denn es ging nicht allein um die Férderung
der individuellen Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen, mithilfe der
Pionierorganisation und Freien Deutschen Jugend (FDJ) erfolgte die Beein-
flussung hin zur »richtigen politischen« MeinungsiuBerung.

Dass diese Einflussnahme von Spiel, Spall und Sport begleitet wurde,
gehorte zum Konzept. Die Kinder waren stolz auf ihr Halstuch und an
Jugendtanz mit blauer FDJ-Bluse erinnern sich viele heute noch gerne,
fanden sie dabei doch vielleicht ihre erste groBe Liebe.

Die das frithe Leben begleitende politische Vereinnahmung und die
Abwertung der Individualitit erfolgten schleichend und wurden kaum
bemerkt, denn schlieBlich machten (fast) alle mit. Ein Kind, das nicht zu
den Pionieren gehorte, stand abseits, war ausgestofen, durfte nicht an den
Bastelnachmittagen und Gelindespielen teilhaben. Wer wollte so etwas
seinen Kindern antun? Die politische Vereinnahmung war der Preis, den
jeder »bezahlen« musste, der dazugehdren wollte.! Der Wechsel von einer
Gruppe in die nichste erfolgte nahtlos. Es gab kaum DDR-Biirger, die los-
gelost von diesem Geflige existierten. Solche starken Charaktere, die sich
der Vereinnahmung widersetzten, wurden argwohnisch beobachtet und
oftmals mit Zwang in eine der Gruppen eingebunden, um sie zu »erzie-
hen«, wie es damals hiel3.

Beim Erwachsenen war die Fremdbestimmung durch Gruppenmeinun-
gen aufgrund dieser Entwicklung in Kindheit und Jugend bereits stark
ausgeprigt. Egal, welcher Gruppe der Einzelne beitrat, die politische Ver-
einnahmung war allgegenwirtig. Selbst die Kleingartenvereine blieben
davon nicht verschont. Sie beschlossen ihre Programme auf der Grundlage
der SED-Parteitage. »Parteigruppenorganisatoren der Spartenvorstinde«
und die »Genossen Spartenvorsitzenden« organisierten den »sozialisti-
schen Wettbewerb«, und weil die Kleintierzucht eine riicklaufige Ten-
denz zeigte, schitzten sie ein, dass thnen der Beschluss des SED-Politbiiros
vom 22. Januar 1980 eine groBe Unterstiitzung sein wiirde.> Ob Sportver-
ein, Taubenziichter oder Volkstanzgruppe, wenn es um Rechenschaftsbe-
richte ging, wurde stillschweigend geduldet, dass das Zelebrieren des poli-
tischen Gehorsams Pflicht war. Die Masse wollte keinen Arger haben, und
deshalb wurde diese listige Forderung akzeptiert, auch wenn der Einzelne
ganz anderer Meinung war.
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Mit der Arbeitsaufnahme kamen die Biirger in die wichtigste Gruppe,
das Arbeitskollektiv. Durch die »ehrenvolle« Pflicht zur Arbeit waren
dort nahezu alle DDR-Biirger erfasst. Jedes Arbeitskollektiv war zugleich
Gewerkschaftsgruppe (FDGB) und bei SED-Mitgliedschaft auch Par-
teigruppe des Betriebes. In den Volkseigenen Betrieben (VEB) gab es
hauptamtliche SED-Parteisekretire und Gewerkschaftstunktionire. Dane-
ben existierten Kampfgruppen, jeder wurde agitiert, der Gesellschaft fiir
»Deutsch-Sowjetische Freundschaft« (DSF) beizutreten, was Vorausset-
zung fiir die Verleihung des Titels »Kollektiv der sozialistischen Arbeit«
(verbunden mit einer Primie fiir die nichste Kollektivfeier) war.

Die Bedeutung und Stellung des Arbeitskollektivs werden heute viel-
fach einseitig dargestellt. In der individuellen Riickschau erinnern sich
viele nur daran, dass sie Arbeit hatten und dazugehérten. Dass die Arbeits-
bedingungen, insbesondere in der Produktion, oft katastrophal waren, die
Léhne kirglich ausfielen, die Arbeitskrifte aufgrund von fehlendem Mate-
rial gar nicht voll ausgelastet waren und dass es Scheinbeschiftigungen in
der Verwaltung ohne Auslastung des Arbeitsvermdgens gab, wird oftmals
schlichtweg verdringt.

Auch wird selten hinterfragt, wie sehr die politische Einflussnahme und
die Kontrolle des Einzelnen iiber den Arbeitsprozess aufgrund von diver-
sen Abhingigkeiten organsiert waren. Die Einbindung der Masse in den
Arbeitsprozess hatte, was heute die Akten belegen, nicht nur die Aufgabe
der Versorgung, sondern sie trug dazu bei, politisches Wohlverhalten ein-
zufordern.

Arbeitskollektiv — Lebenszentrum mit Abhangigkeiten

Der DDR-Alltag war von permanentem Mangel bestimmt, der fast
jeden Lebensbereich der Biirgerinnen und Biirger bertihrte. Am meisten
bedriickte die groBe Wohnungsnot. Familien lebten zusammengepfercht
in kleinen Wohnungen von schlechter Qualitit. Die Hiuser zerfielen, weil
kein Baumaterial vorhanden war, Hauseigentiimer durften nicht bestim-
men, wer Mietvertrige bekam.’ Alles unterlag der staatlichen Lenkung.
Die knappen Wohnungen wurden zugeteilt. Einen freien Wohnungsmarkt
gab es nicht.

Die Wohnungskommissionen der drtlichen staatlichen Rite arbeiteten
eng mit den Betrieben zusammen. Das eigentliche Verteilungsverfahren
fand auf der Arbeitsstelle statt, denn Mitglieder der gewerkschaftlichen
Wohnungskommissionen in den Betrieben befanden tiber die Dringlich-
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keit der Wohnungsantrige und unterbreiteten Vorschlige fiir eine gerechte
Verteilung.* Den VEB wurde ein »Wohnungsfonds«® zur Verfiigung
gestellt, um den ein heiBer Kampf entbrannte, denn die Zuteilung war nur
der »Tropfen auf den heillen Stein.« Dringlichkeitslisten zeigten auf, dass
viele schon unzumutbar lange warten mussten. So beschwerte sich zum
Beispiel der Matrose Gerd K. der Seehandelsflotte mit den Worten: »Was
bringt denn der X. Parteitag fiir mich? Mul3 ich noch 10 Jahre warten,
bis ich eine Wohnung bekomme? Fiir die Aufnahme in die AWG unseres
Betriebes muB ich schon 6 Jahre warten, dann noch 4 Jahre auf die Woh-
nung, dann bin ich fast 40 und brauche keine Familie mehr griinden.«®

Ob ein DDR-Biirger nach Jahren des Wartens endlich die ersehnte Zu-
weisung fir eine Wohnung bekam, hing ganz wesentlich vom subjektiven
Urteil dieser Kommissionsmitglieder im Betrieb ab. Wer politisch auffillig
war, Gewerkschaftsarbeit verweigerte und auch sonst im Arbeitskollektiv
nicht so gut angesehen war, musste mit stindigen Vertrostungen rechnen.
Einen Klageweg gab es gegen dieses Vergabeverfahren nicht.

Den Biirgern war bewusst, dass sie eine »positive« Beurteilung ihrer
Person bendtigten. Viele waren dafiir bereit, politische Kompromisse ein-
zugehen. Felix D. war in der Erwartung, sein Wohnungsproblem zu 16sen,
sogar in die SED eingetreten. Allerdings musste er spiter erkennen, dass
dieser Schritt vollig umsonst war. Am 6. Dezember 1979 wurde er aus der
SED ausgeschlossen, in der Begriindung heil3t es: »Felix D. verstie} laufend
gegen die Normen des Parteistatuts. Er nahm nicht an den Mitglieder-
versammlungen und dem Parteilehrjahr teil. Trotz Aussprachen vor der
APO-Leitung und der GO-Leitung dnderte er sein Verhalten nicht. Auch
bei der Bezahlung des Parteibeitrages gab es laufend Schwierigkeiten. In
seinem Kollektiv tritt er nicht parteilich auf bzw. wird als Genosse nicht
wirksam. Vielmehr duBert er in den Aussprachen den Standpunkt: »Wenn
ich gewulBt hitte, dab3 ich auch Beitrag bezahlen muf3, wire ich nicht ein-
getreten. In meiner Freizeit habe ich keine Zeit fiir Parteiarbeit, schmeiB3t
mich raus. Ich habe gedacht, durch den Eintritt eine Wohnung zu bekom-
men.«’

Politisches Wohlverhalten fiithrte nicht zum Erfolg. Felix D. hatte
eigentlich tiberhaupt kein Interesse an dieser Parteimitgliedschaft. Sein
Zugestindnis war rein zweckgebunden. Dieser Mann hatte allerdings den
Mut, offen auszusprechen, was er dachte. Die Mehrheit tat es nicht, son-
dern hoffte weiter darauf, dass ein angepasstes Leben die Sorgen des All-
tags ertriglicher machen wiirde.?
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Anspruch auf Informiertheit des Arbeitskollektivs

Die Einbindung in das Arbeitskollektiv war mit dem Anspruch verbunden,
dass der Einzelne bereitwillig Einblicke in sein Privatleben gestattete. In
den Arbeitskollektiven herrschte eine grole Vertrautheit. Das haben viele
durchaus als angenehm empfunden, konnten sie sich doch tber ganz pri-
vate Probleme wie Kindererzichung, Wohnungsnot, Ehekrisen und Nach-
barschaftsstreitigkeiten austauschen.

Verweigerte jemand die Preisgabe seines Privatlebens, so kam er schnell
in die Kategorie AuBenseiter. Die Leiterin eines Kindergartens vermerkte
zum Beispiel iiber eine Erzieherin am 22. November 1976: »Sie fiihlt sich
ihrer Familie sehr verbunden und 1a(t uns nur spirlich an ihren Freu-
den und Sorgen teilhaben.«’ Ahnlich kritisch am 8. Oktober 1982: »Kol-
legin K. H. arbeitet seit fiinf Jahren in unserer Einrichtung als Hausarbei-
ter. Sie nimmt ihre Aufgaben sehr ernst, arbeitet fleiBig, selbstindig und
diszipliniert. Sie ist zuriickhaltend, verschlossen und schweigsam. Zu den
Kolleginnen hat sie Kontakt, aber keine niheren Beziehungen. Kollegin
H. ist kritikempfindlich. Sie selbst beleidigt aber manchmal die Mitar-
beiter mit kurzen knappen unsachlichen Worten. K. H. ist Mitglied des
FDGB und der DSFE. Die Funktion als Kassierer bei der DSF legte sie ohne
Begriindung nieder. Bei aktuell-politischen Gesprichen verhilt sie sich
sehr schweigsam oder vertritt eine kirchlich gebundene Meinung. Sehr sel-
ten stimmt sie der positiven Meinung des Kollektivs zu.«'?

Ein Verhalten, das lobend eingeordnet wurde, liest sich in den Akten
am 12. Juni 1976 so: »Zu den Kolleginnen des Kollektivs fand Koll[egi|n
F. sehr schnell Kontakt und war auch bestrebt, die Aufgaben des Kollek-
tivs mit zu I8sen. Zwischen Kollegin F. und den Kolleginnen entwickel-
ten sich gute zwischenmenschliche Beziehungen wie Hilfsbereitschaft,
gegenseitige Achtung, Vertrauen [...]J«.!" Ahnlich am 4. Januar 1980: »Im
Arbeitskollektiv erleben wir Frau G. stets zuverlissig und hilfsbereit. Sie
hat mit vielen Kolleginnen freundschaftliche Bindungen, die ihr persén-
lich viel geben und bedeuten. Dieses personliche Gliick und die Geborgen-
heit in unserem Staat bringt sie auch in Gespriachen zum Ausdruck. In der
Gewerkschaftsgruppe arbeitet sie seit mehreren Jahren in der Leitung mit.
An gesellschaftlichen Einsitzen beteiligt sie sich bereitwillig.«'?

Wer im Arbeitskollektiv Anerkennung bekommen wollte, musste dem
Informationsbediirtnis der Gruppe nachgeben. Das fiihrte oft zu Klatsch
und Tratsch in den Betrieben mit moglichen Konsequenzen, die dem Be-
troffenen vollig verborgen blieben.
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Informationsquelle Arbeitskollektiv

Die groBe Vertrautheit in den Arbeitskollektiven war bei der Uberwa-
chung der DDR-Bevélkerung von Bedeutung. Das wurde allerdings kaum
bewusst wahrgenommen, denn es blieb den Arbeitskollegen verschlossen,
wer welche Informationen zu welchem Zweck abrief. Jeder hatte im Betrieb
eine Kaderakte, die ihn wie ein geheimnisvoller Schatten von Arbeitsstelle
zu Arbeitsstelle begleitete, aber der Inhalt dieses Dossiers blieb dem Betrof-
fenen vollig verborgen, denn ein Recht auf Einsichtnahme gab es nicht.

Wie bereitwillig die Informationsquelle Arbeitskollektiv funktionierte,
zeigt sich in den Akten im Zusammenhang mit der Genehmigung einer
Reise aus dringenden familidren Griinden in die Bundesrepublik. Ein
West-Reisekandidat, der zur Silberhochzeit, zum runden Geburtstag oder
zur Beisetzung von Vater und Mutter ausreisen wollte, war ein potenzieller
»Republikfliichtling« und wurde sehr genau »unter die Lupe« genommen,
auch durch das Arbeitskollektiv. Die »Arbeitsstelle« erhielt ein »Zustim-
mungsrecht« zu dieser Reise! und die Akten zeigen auf, dass nicht nur
Aussagen zur politischen Zuverlissigkeit getroffen wurden, sondern auch
sehr detaillierte Angaben zum Privatleben bei den Entscheidungstrigern
ankamen, wie diese Beispiele belegen:

26. Juni 1973: »Genossin H. geht im Oktober in Rente. Thr Ehegatte
ist Invalidenrentner. Uns ist bekannt, dal3 sie sich abfillig tiber ihre Ehe
geiduBert hat und vor Jahren die Scheidung in Erwigung gezogen hat.«!

19. Oktober 1981: »In den letzten Jahren war sie sehr anfillig an ihrer
Gesundheit [...] Besonders litt Koll[egi|n F. darunter, daf3 ihr Sohn P. geb.
[...] wegen Betrugs mehrfach vorbestraft wurde.«'®

20. April 1982: »Die Ehe der Kollegin B. ist kinderlos. Ihr Ehemann lei-
det seit Jahren an einer schweren R heumaerkrankung. Die Familie hat sich
ein gemiitliches Heim geschaffen. Ihr Hobby ist die Pflege eines Pudels,
fiir den sie viel Zeit und Tierliebe aufwenden.«'®

4. Dezember 1984: »Fam. R. bewohnt eine gut eingerichtete Dreiraum-
wohnung in Liitten-Klein. Finanzielle Schwierigkeiten sind mir nicht
bekannt. Sie fithrt ein ordentliches Familienleben. Gesundheitlich leidet
sie stark unter Riickenschmerzen.«'”

14. April 1986: »Sie ist verheiratet und Mutter von vier Kindern. Ihr
Mann und der ilteste Sohn fahren zur See. Mit den Kindern hat sie ver-
hiltnismiBig sehr grofe Probleme. Besonders zu dem iltesten Sohn, der
zur See tihrt, besteht ein besonders gespanntes Verhiltnis. Frau L. bewohnt
eine 2 ¥ Neubauwohnung in [...], die sehr gut eingerichtet ist. Sie besitzen
einen Lada. Finanzielle Schwierigkeiten sind nicht bekannt.«!®
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28. Februar 1989: »Koll[egi|n P. ist verheiratet und bewohnt mit ihrem
Mann und zwei erwachsenen Soéhnen eine 4-Raum-Neubauwohnung.
Die Familie ist gut eingerichtet, verfiigt aber tiber keine gréBeren Besitz-
timer. Frau P. kimmert sich sehr viel um ihre kranke Mutter in [...] und
beschiftigt sich in ihrer Freizeit vorwiegend mit Handarbeiten.«'?

Diese Beispiele verdeutlichen, wie selbstverstindlich tiber das Privatleben
der Arbeitskollegen geurteilt wurde. Die Entscheidungstriger mussten diese
Informationsquelle lediglich abrufen, aber in welchem Umfang Auskiinfte
gegeben wurden, hing sehr von den Charakteren ab, die Verantwortung
trugen und informieren sollten. Wer als Vorgesetzter nur kurz und knapp
seine Zustimmung zur Westreise des Kollegen erklirte, ohne auf persdnliche
Schwierigkeiten oder politisch zweifelhafte Auftassungen des Reisekandida-
ten hinzuweisen, ging ein groBes Risiko ein.?’ Wenn der reisende Kollege
nicht in die DDR zuriickkehrte, also nach damaligem Verstindnis »Repu-
blikflucht« beging, musste sich der Vorgesetzte fiir seine Fehleinschitzung
verantworten und ein beruflicher Abstieg war deshalb nicht ausgeschlossen.

Gruppentribunale

In der DDR gab es Gruppentribunale, um das Individuum »zu erzie-
hen« oder auch fiir seine Angepasstheit zu loben.?! Dazu gehérte auch
das Arbeitskollektiv, dem ganz unterschiedliche Kompetenzen eingerdaumt
wurden, die dem Einzelnen einen Rechtfertigungszwang auferlegten. Auf
der Arbeitsstelle wurde kollektiv verteilt, gelobt und getadelt. Beendete
jemand beispielsweise sein Arbeitsverhiltnis, so hatte er einen rechtlichen
Anspruch auf eine Beurteilung, dhnlich wie heute, nur damals entstand
diese Einschitzung unter Hinzuziehung des Kollektivs: »Der Betrieb hat
zu sichern, dass die Beurteilung im Arbeitskollektiv beraten wird und der
Werktitige an der Beratung teilnehmen kann.«*?

Bei der Erfiillung kollektiver Arbeitsnormen bekam der Einzelne sei-
nen Lohnanteil »nach Beratung im Kollektiv«.?> Die Jahresendprimie
wurde vom Betriebsleiter »nach Beratung im Arbeitskollektiv festgelegt«.?*
Vorschlige fiir »staatliche Auszeichnungen« waren »im Arbeitskollektiv zu
beraten«.?> Erzieherische Verfahren vor der Konfliktkommission hatte
der Disziplinarbefugte »unter Mitwirkung der Werktitigen« so auszufith-
ren, dass der Werktitige seine Fehler erkennen konnte und kiinftig seine
Arbeitspflichten ordnungsgemil wahrnahm.«*®

Beging ein Arbeitskollege eine Straftat, so konnte das Arbeitskollektiv
eine »Blirgschaft« iibernehmen und dem Gericht vorschlagen, eine Strafe
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ohne Freiheitsentzug auszusprechen. Wenn das Gericht dem folgte, so war
das Kollektiv »verpflichtet, die Erziehung des Rechtsverletzers zu gewihr-
leisten.«*” Der Verurteilte hatte in bestimmten Abstinden Rechenschaft
tiber die Einhaltung seiner Auflagen abzugeben. War das Arbeitskollektiv
der Meinung, dass der Kollege seinen Pflichten nicht nachkam, so konnte
der Vollzug der Freiheitsstrafe beim Gericht beantragt werden.

Die Machtverhiltnisse waren eindeutig. Die Gruppe dominierte die
Entscheidung und der Einzelne konnte nur um Wohlwollen bitten, denn
er war sich der Abhingigkeiten durchaus bewusst. Ein Beispiel aus den
Akten soll aufzeigen, welche Konsequenzen es hatte, wenn jemand die
dominante Rolle der Arbeitskollektive negierte:

Frau B. wollte als Invalidenrentnerin ihre kranke Tante in der Bundes-
republik besuchen. Obwohl sie schon aus dem Arbeitsleben ausgeschieden
war, benotigte sie die Zustimmung der letzten Arbeitsstelle fiir diese Reise.
Am 29. Oktober 1985 gab das Kollektiv diese Stellungnahme ab:

»Nach Riicksprache mit der Kollegin erfuhren wir, daf} ihre 75-jihrige
Tante sich einer Operation unterzichen mufl und den Wunsch hat, ihre
Nichte noch einmal zu sehen. Wir sind der Meinung, daf3 Koll[egi]n B.
schon weiten Abstand vom Kollektiv gewonnen hat, denn sonst hitte sie
uns sicher von ihrem Vorhaben in Kenntnis gesetzt. Koll[egi|n B. ist seit
einem % Jahr Invalidenrentner, daher ist unser Kollektiv der Meinung, daf3
die Koll[egi|n B. den Antrag verfriiht gestellt hat. Zu einem spiteren Zeit-
punkt wiirde das Kollektiv auf Grund der geleisteten Arbeit im Kinder-
garten keinen Einwand haben.«*®

Wire Frau B. vor ihrer Antragstellung mit einem Kuchen im Kinder-
garten vorstellig geworden und hitte um das Wohlwollen der Kollegen
gebuhlt, wire die Stellungnahme vielleicht anders ausgefallen. Auflerdem
wussten die Schreiber, dass Frau B. den Inhalt dieser Mitteilung nicht zur
Kenntnis bekam. Sie mussten sich vor ihr selbst nicht rechtfertigen und
konnten den eingeriumten Machtspielraum hinter dem Riicken der Frau
selbstherrlich ausnutzen.

Wie wichtig es fiir den Einzelnen war, mit dem Gruppenleben in Ein-
tracht zu stehen, zeigt ein weiterer Aktenvorgang auf. Kapitin Jiirgen R.
war 30 Jahre lang im VEB Deutsche Seereederei titig. 1984 besuchte er
wihrend seiner letzten Reise heimlich Verwandte in Neumiinster und
erlaubte auch dem E-Ingenieur »BRD-Verwandte aufzusuchen«, was als
»grober Versto3 gegen die Klassenwachsamkeit« gewertet wurde.? Dane-
ben fithrte er Geschenke (Lackbilder aus Vietnam, drei Vasen, ein Radio,
Stoft und einen Katalog) unerlaubt in die DDR ein. Die Konsequenzen
waren hart. Er wurde fristlos entlassen und bekam ein Arbeitsverbot in
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allen Kombinatsbetrieben. Zusitzlich drohte der Ausschluss aus der SED.
Der Kapitin wehrte sich gegen diese unangemessene Bestrafung nicht,
sondern bereute seine Handlungen zutiefst und bat untertinig um ein
Absehen vom Rauswurf aus der SED:

»Ich hatte mit einer strengen Bestrafung gerechnet, die eingeleiteten
MaBnahmen waren jedoch duBerst hart. Die fristlose Abberufung, Strei-
chung des Sichtvermerks, Arbeitsverbot in allen Kombinatsbetrieben und
der wahrscheinliche Ausschluf3 aus der Partei sind fiir mich ein politi-
sches, gesellschaftliches und berufliches Aus, von dem ich mich niemals
wieder erholen kann. Dabei wiegt natiirlich eine Parteiausschlul} sehr
schwer. Jeder Betrieb wird mit Recht skeptisch sein, einen mit den dis-
ziplinarischen Hochststrafen des Gesetzbuches der Arbeit und des Partei-
statuts bestraften Genossen einzustellen. In Anbetracht meiner 30jihrigen
Dienstzeit im Kombinat und 18jihrigen Titigkeit als Kapitin wage ich die
Bitte zu duBlern, von einem Ausschluf3 noch einmal abzusehen, um mir
auBerhalb des Kombinates einen neuen Anfang zu ermdglichen.«

Doch auch diese Bitte wurde thm verwehrt. Am 9. Januar 1985 erfolgte
der Ausschluss aus der SED wegen »politisch verantwortungslosem Ver-
halten«, »personlicher Bereicherung« und »Raffgier«. Jirgen R. war fiir
das Gruppentribunal nur noch »Abschaum« und so sah er sich auch selbst:

»Werde Schwierigkeiten haben, Arbeit zu bekommen [...] wollte gerne
doch noch irgendwie im Hafen arbeiten, aber das geht wohl nicht, wer
nimmt schon so einen.«

Die anerzogene Abwertung der Individualitit kommt in den vom Be-
straften selbst gewihlten Worten »wer nimmt schon so einen« zum Aus-
druck. Der Kapitin war ein AusgestoBener, dem der schwere Weg bevor-
stand, eine neue, anerkannte Einbindung in die gesellschaftlichen Gruppen
zu finden.

Politische Erziehungsfunktionen

Die SED-Funktionire waren sich der Vorteile der Einflussnahme iiber
die Arbeitskollektive wohl bewusst und nutzten diese Mechanismen auch,
um politische Probleme wie den drastischen Anstieg von Ausreiseantri-
gen in die Bundesrepublik in den Griff zu bekommen. So heif3t es in einer
»VWertraulichen VerschluBsache« des Innenministers der DDR_, Friedrich
Dickel, dass zur Zuriickdringung dieser Antrige eine »breite gesellschaft-
liche Front« geschaffen werden solle.>” Dazu gehorte, dass sogenannte Vor-
beugungsgespriche in den Betrieben gehalten werden mussten.
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Diese Gespriche forderte die Staatssicherheit ein, sie wurden bei »ge-
ringsten Anzeichen auf ein baldiges illegales Verlassen der DDR«, zum
Beispiel dem Verkauf von Mdobeln oder Auflésen von Konten, zwangs-
weise abgehalten. Je nach »operativem Nutzen« fanden die Gespriche
unvorbereitet auf der Arbeitsstelle oder auf dem Polizeirevier statt. Die
Staatssicherheit appellierte an alle »fortschrittlichen« Krifte, hier mitzu-
machen, ausdriicklich aufgefiihrt: »Vertreter der ortlichen Organe, Funk-
tionire aus dem Betrieb, Autorititspersonen aus dem Arbeitskollektiv,
Funktionire von Parteien und Massenorganisationen, die zu ihnen im
Wohn- und Freizeitbereich Kontakt haben«.?!

Die Frage, ob jemand tatsichlich eine solche Ausreise beabsichtigte, war
unwichtig. Das Ziel war, den in Verdacht geratenen Biirger einzuschiich-
tern. 1984 verschirfte sich der Ton. Der Staatssekretir Kurt Kleinert tiber-
mittelte in einer »Vertraulichen VerschluBsache«, was die politische Fiith-
rung von den Arbeitskollektiven erwartete:

»Durch die Leiter der Betriebe (...) ist in jedem Einzelfall konkret zu prii-
fen und festzulegen, welche weiteren Formen und Methoden der poli-
tisch-ideologischen Einflussnahme unter Beachtung der konkret vor-
handenen Bedingungen weiter anzuwenden sind. Stirker als bisher sind
dabei die Moglichkeiten der Arbeitskollektive zur unmittelbaren und
wirksamen Einflussnahme auf die Zurtickdringung von ersten Anzei-
chen auf eine beabsichtigte Ubersiedlung sowie eine offensive Zerschla-
gung bereits bestehender Ubersiedlungsabsichten einzusetzen. Dort, wo
Ubersiedlungsersuchende arbeiten, wo man sie am besten kennt, sind
alle aufrichtigen und klassenbewussten Biirger, der »Kollege nebenang,
in die offensiven Auseinandersetzungen mit solchen Personen einzube-
ziehen. Diese Auseinandersetzungen in den Arbeitskollektiven miissen
frithzeitig beginnen, bereits bei den ersten Anzeichen, ohne auf eine
offizielle Aufforderung zu warten. Bei Versuchen solcher Personen, sich
gegen die Kollektive zu stellen und diese bzw. unseren Staat vericht-
lich zu machen, miissen sie, ausgehend von einem klaren Standpunkt
der Arbeiterklasse, konsequent in die Schranken verwiesen werden.«*?

Die Funktionire forderten ein schirferes Vorgehen des Gruppentribunals
Arbeitskollektiv ein, was sie allerdings nie offentlich machten, sondern
immer in »Vertraulichen VerschluBsachen« regelten. Dass dieses Verlangen
oftmals am menschlichen Anstand der Kollegen scheiterte, ist unbestritten,
aber das darf nicht dartiber hinwegtiuschen, dass so mancher Parteisekre-
tar, Gewerkschaftsfunktionir oder einfach nur der kleine politische Wich-
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tigtuer im Arbeitskollektiv Freirdume fiir Repressalien bekam, die jenseits
der juristischen Kontrolle angesiedelt waren und die dieser Personenkreis
politisch gehorsam nutzte.

Es war eine Frage des einfachen menschlichen Anstands, ob sich jemand
in diesen Repressionsapparat einbinden lieB3. Solche, die es taten, behaup-
ten heute gern, dass sie dazu gezwungen wurden. Es gab auch DDR-Biir-
ger, die gerne mitmachten und sich iberlegen und wichtig fithlten, wenn
sie andere »in die Mangel« nehmen konnten.

Fazit

Die politische Fremdbestimmung tiber Gruppen stabilisierte den SED-
Staat. Nicht, was der Einzelne dachte und meinte, war von Bedeutung,
sondern die Gruppenmeinung dominierte. Auf diese Art und Weise wurde
die politische Konformitit der Masse erreicht.

Den zentralen Zusammenschliissen, wie den Arbeitskollektiven und
betrieblichen Partei- und Gewerkschaftsgruppen, wurde eine vollig tiber-
zogene politische Bedeutung suggeriert, Gewissenskonflikte des Ein-
zelnen wurden durch die vermeintliche Tatsache, dass es ja alle wollten,
vielfach verdringt. So entstand das Heer der Mitldufer, das diesen SED-
Staat wesentlich tiber Jahrzehnte stiitzte und durch das auch Unrecht »von
unten« angerichtet wurde. Ellen Brockhoff, ein Opfer des SED-Regimes,
gab zu Protokoll:

»Und ich sage mir auch heute, daf} es nicht nur der Staat war und nicht
nur das System, nicht nur die da oben. Das waren, gerade fiir mich,
auch die da unten, die zu allem fihig waren wie schon einmal, als nur
wenige die Hand zum Grul} nicht hoben. Die fiirchterlichen Gesetze
kamen zwar von oben, aber nirgends stand geschrieben, besonders grau-
sam zu sein. Das setzten die Untertanen des Regimes der letzten Jahr-
zehnte von ganz allein und mit Erfindungsreichtum gegen ihre Nach-
barn, Kollegen, Freunde, Ehepartner in die Tat um, freudig manchmal,
berechnend und eifrig ofter. (...) Die Macht war immer spiirbar von
oben, vom Staat. Die Bedringnis aber, die Verletzung, die Beleidigung
geschah vielfach durch Mitbiirger.«*

Heute wird dieser Teil der jiingsten deutschen Geschichte hiufig verdringt.

Es entsteht oft der Eindruck, als hitte es in der DDR nur einen Unterdrii-
ckungsapparat, nimlich das Ministerium fiir Staatssicherheit gegeben, aber
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diese Sichtweise ist falsch. Das Unterdriickungssystem hatte viele Facetten,
die in ithrem ganzen Umfang betrachtet werden miissen.

1989/1990 brach das gesamte Gruppengefiige praktisch tiber Nacht
zusammen. Nicht Wenige fielen plotzlich in eine tiefe Isolation, die sie
bis dahin nicht kannten und mit der sie auch nicht umgehen konnten.
Orientierungslosigkeit und Existenzingste begleiteten diesen enormen
Umbruch im Leben der Menschen.

Plotzlich wurde jeder damit konfrontiert, eigene Entscheidungen tref-
fen zu missen, Risiken selbst abzuwigen und die volle Verantwortung
fiir sein Leben in einer vollig fremden Gesellschaft zu tibernehmen. Die
Riickkoppelung durch die Gruppe, ob etwas richtig oder falsch war, gab
es nicht mehr. Das hat viele iiberfordert und vollig verunsichert, sodass im
Abstand der Jahre die damals praktizierte Vereinnahmung durch Grup-
pen mit der Aufgabe der Eigenverantwortung und der Verpflichtung, nur
das zu tun, was von der Allgemeinheit verlangt wird, als ganz annehmlich
erscheint. Daraus nihrt sich heute eine zunehmende Verklirung der DDR,
insbesondere bei denen, deren berufliches Leben nach dem Zusammen-
bruch des Staates von Arbeitslosigkeit geprigt war. Der geschonte Riick-
blick auf den damaligen »Zusammenhalt« und das »Wir-Gefiithl« vermit-
telt eine autorititsfreundliche Sichtweise.

Es liegt wohl in der Natur der Menschen, nur die guten Seiten in Erin-
nerung zu behalten und die kritischen Aspekte auszublenden, aber das darf
uns nicht davon abhalten, einen realistischen Riickblick auf das gesamte
Machtgetiige dieser letzten deutschen Diktatur vorzunehmen.

Anmerkungen

1 Der Beruf des Lehrers wurde als »Staatsfunktionir« (in: Schreiben vom 20.1.1975,
Archiv der Hansestadt Rostock (AHR), Akte VA 1860/90) oder »politischer Funk-
tionir« (in: Schreiben vom 13.11.1972, AHR, Akte VA 1844/90) eingeordnet. In
einem Schreiben vom 11.3.1986 wurde Frau I., eine Fachlehrerin fiir Mathematik
kritisiert, weil sie »stark religios gebunden« war und »nicht als politischer Leiter eines
Schulkollektivs« auftrat (in: Schreiben vom 11.3.1986, AHR, Akte VA 1860/90).
Ahnlich erging es Herrn L., der Lehrer fiir Sport und Russisch war. Ihm wurde vor-
gehalten, dass er Schwierigkeiten hatte, seine Aussprachen mit den Schiilern so zu
fiihren, dass er dabei »die fithrende Rolle eines verantwortlichen Leiters fiir ein poli-
tisch organisiertes Kinderkollektiv ibernimmt« (in: AHR, Akte VA 1844/90).

2 Vgl. Bericht des Sekretirs des Verbandes der Kleingirtner, Siedler und Kleintier-
ziichter in der Bezirksorganisation Rostock fiir das Jahr 1979, in: Landesarchiv
Greifswald (LAG), Aktenzeichen Rep. IV D 2.3, Nr. 142.
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3 »Hauseigentiimer [...] haben die Pflicht, [...] freien, frei werdenden und neu ge-
schaffenen Wohnraum sowie die unberechtigte Nutzung unverziiglich zu melden
[...] Hauseigentiimer [...] sind verpflichtet, auf der Grundlage der Wohnungszuwei-
sung einen Mietvertrag abzuschlieBen. Sie diirfen im Interesse einer planmiBigen
Wohnraumversorgung der Biirger ohne giiltige Zuweisung des fiir die Wohnraum-
lenkung zustindigen Organs Wohnraum an Dritte nicht iiberlassen.« Verordnung
iiber die Lenkung des Wohnraums vom 14.9.1967, in: Gesetzblatt (GBL) der DDR,
Teil II, Nr. 105, Paragraf 17 und 18. Bei Nichteinhaltung drohte ein Ordnungsstraf-
verfahren. Gleichwohl waren die Eigentlimer fiir die Instandsetzung, Instandhal-
tung und Modernisierungen der Wohnungen auf eigene Kosten verpflichtet. Die
Folge war, dass die Eigentiimer von Mehrfamilienhdusern diese finanzielle Bela-
stung nur loswerden wollten und sie unentgeltlich in Volkseigentum tberfithren lie-
Ben. So haben sich die Hausbesitzer praktisch freiwillig enteignet.

4 »In den Betrieben wirken gewerkschaftliche Wohnungskommissionen als Organe
der Betriebsgewerkschaftsleitung an der Wohnraumlenkung mit. Sie unterbreiten
Vorschlige fiir eine zweckmiBige Nutzung und gerechte Verteilung des Wohn-
raums |...J«, Verordnung iiber die Lenkung des Wohnraums vom 16.10.1985, in:
GBL der DDR, Teil I, Nr.27, Paragraf 17, Absatz 2.

5 Paragraf 6 der Verordnung iiber die Lenkung des Wohnraums vom 14.9.1967, in:
Gesetzblatt (GBL) der DDR,, Teil II, Nr.105. AWG steht fiir Arbeiter-Wohnungs-
baugenossenschaft.

6 Dokument der Kreisleitung der SED, Seeverkehr und Hafenwirtschaft, Abt. Partei-
organe/Information vom 13.8.1981 mit dem Titel »Stimmen und Meinungen der
Werktitigen zu aktuellen innen- und auBenpolitischen Frageng, in: LAG, Aktenzei-
chen IV/D/4/12, Nr. 184.

7 Beschluss tiber die Erteilung einer Parteistrafe (Parteiintern) Vertrauliche 13/12/94
VerschluBsache Nr.43/80, LAG, Rep IKL IV/D/4/12 Nr.222. APO steht fir
Abteilungs-Parteiorganisation, GO fiir Grundorganisation.

8 Verteilungskimpfe gab es nicht nur zu Wohnungsfragen, auch gewerkschaftliche
Urlaubsplitze sowie Kinderkrippen- und Kindergartenplitze wurden {iber die
Betriebe zugewiesen.

9 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1970 bis 1979, in: AHR, Akte VA 1844/90.
10 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1980 bis 1983, in: AHR, Akte VA 1843/90.
11 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1970 bis 1979, in: AHR, Akte VA 1844/90.
12 Konvolut. Besuchsreisen in die BRID 1980 bis 1983, in: AHR, Akte VA 1843/90.
13 »Bei der Beantragung von Ausreisen nach nichtsozialistischen Staaten und Westber-

lin haben Berufstitige eine schriftliche Zustimmung ihrer Arbeitsstelle vorzulegen .«
Anordnung tiber Regelungen im Reiseverkehr von Biirgern der DDR des Ministers
des Innern vom 17.10.1972, in: GBL der DDR, Teil II, Nr. 61, S. Paragraf 3, Absatz 1.
14 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1970 bis 1979, in: AHR, Akte VA 1844/90.
15 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1980 bis 1983, in: AHR, Akte VA 1843/90.
16 Ebd.
17 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 6/1984 bis 6/1986, in: AHR, Akte VA
1876/90.
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18 Ebd.

19 Konvolut. Besuchsreisen in die BRD 1/1989 bis 9/1989, in: AHR, Akte VA
1848/90.

20 Die geheimen Vorschriften gingen davon aus, dass ein DDR-Biirger, der gerade in

einer Ehekrise lebte oder sonstige Probleme in der Familie hatte, eher geneigt war,

in der Bundesrepublik zu verbleiben, also ein Kandidat fiir eine »Republikflucht«
war. Deshalb war man an solchen Informationen besonders interessiert. Siehe An-
weisung des Ministers des Innern Nr.0157/76 iiber Ausreisen von Biirgern der

DDR nach der BRD und Westberlin, erlassen am 24.09.1976 als »Vertrauliche Ver-

schluBsache« Nr.1 020784.

Das begann schon in der Schule. Bei schweren Verfehlungen wurde der Betroffene

beim Fahnenappell 6ffentlich an den Pranger gestellt oder musste sich vor der Klasse

rechtfertigen.

22 Arbeitsgesetzbuch der DDR (AGB) vom 16.07.1977, Paragraf 67 Absatz 2, GBL der
DDR I, Nr. 18, S. 185 ff.

23 Ebd., Paragraf 108.

24 Ebd., Paragraf 118.

25 Ebd., Paragraf 93, Absatz 3.

26 Ebd., Paragraf 256, Absatz 3.

27 Strafgesetzbuch der DDR vom 19.12.1974, Paragrat 31, GBL der DDR 1 1975, Nr. 1,
S.13ff.

28 Besuchsreisen in die BRD 6/84 bis 6/86, in: AHR, Akte VA 1876/90. Grundlage
fiir die Forderung nach der Zustimmung der Arbeitsstelle war die interne Dienst-
vorschrift Nr.40/74 des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspoli-
zei iiber den grenziiberschreitenden Personenverkehr vom 30.11.1974. Unter Punkt
3.1.2 war vorgegeben, dass Rentner, auch Invalidenrentner, noch bis drei Jahre nach
Ausscheiden aus dem Arbeitsprozess diese Zustimmung der letzten Arbeitsstelle
bendtigten, in: Bundesarchiv (BArch), DO 1/60127-60216.

29 Beschluss iiber die Erteilung einer Parteistrafe (Parteiintern) Vertrauliche 13/12/94
VerschluBsache Nr.9/85, in: LAG, Aktenzeichen Rep. IV E 4/12 Nr. 257. Die nach-
folgenden Aussagen des Kapitins beziehen sich auf diese Akte.

30 Ordnung Nr.0118/77 des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspo-
lizei Giber das Vorgehen bei der Unterbindung und Zuritickdringung von Versuchen
von Biirgern der DDR, die Ubersiedlung nach der BRD oder nach Westberlin zu
erreichen vom 8.02.1977, in: BArch, VVS I 020 815, Blatt 6, Akte DO 1/61217-
61235.

31 Grundlage war die Dienstanweisung Nr.4/75 von Generalmajor Kraus als »Vertrau-
liche VerschlusBache Rst 001—117/75«, in: BStU, AuBenstelle Rostock-Waldeck,
MIS BV Rostock Biiro der Leitung, Archiv Nr.985.

32 Hinweise zur Erlduterung der »Vertiigung des Vorsitzenden des Ministerrates zur
Gewihrleistung des einheitlichen, abgestimmten Vorgehens der staatlichen Organe,
Kombinatsbetriebe, Einrichtungen und Genossenschaften zur Unterbindung und
Zuriickdringung von Versuchen von Biirgern der DDR, die Ubersiedlung nach
nichtsozialistischen Staaten und Westberlin zu erreichen« (VVS B 2 — I 084246,
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S.6—7) von Staatsekretir Kurt Kleinert am 11.07.1984 an die Leiter anderer zentra-
ler Staatsorgane, Stellvertreter der Vorsitzenden der Rite der Bezirke fiir Inneres,
Vorsitzende der Rite der Kreise, Stellvertreter der Vorsitzenden der Rite der Kreise
fiir Inneres, Biirgermeister der Stadtbezirke, Stellvertreter der Biirgermeister der
Stadtbezirke fiir Inneres, Chefs der BDVP, Leiter der VPKA, Generaldirektoren der
zentralgeleiteten Kombinate und Direktoren der bezirksgeleiteten Kombinate gege-
ben, VVS B 2 — 1 084246, S.6—7. Quelle: Schriftgutverwaltung des Bundesminis-
teriums des Innern.

33 Vgl. Enquete-Kommission zur Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland, Band IV Recht, Justiz, Polizei, 1995, S.285 und 291.
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Ausstellung im ehemaligen Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau.

Wolfgang Benz

Gewalt gegen Kinder. Jugendhilfe
und Heimerziehung in der DDR

Unter der Bezeichnung »Jugendhilfe« war in der DDR,, in der Zustindig-
keit des Ministeriums fiir Volksbildung, das Margot Honecker von 1963
bis 1989 leitete, ein Heer von Funktioniren, Erziehern und technischem
Personal titig. Der Zentrale Jugendhilfeausschuss beim Ministerium,
Jugendhilfereferate auf Bezirksebene und Jugendhilfekommissionen in
Gemeinden, Stidten und Kreisen hatten auler der klassischen Fiirsorge fiir
Waisen und fiir vernachlissigte Kinder und Jugendliche auch Erziehungs-
aufgaben. Der Staat betrieb mit dem Instrumentarium der Jugendhilfe
die »Herstellung giinstiger Bedingungen fiir die sozialistische Personlich-
keitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen, deren Erziehung, Ent-
wicklung oder Gesundheit unter der Verantwortung der Erziehungsbe-
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rechtigten nicht gewihrleistet« waren. Das wurde »Umerziehung« genannt
und war gesetzlich definiert: »Jugendhilfe umfalB3t die rechtzeitige korri-
gierende EinfluBnahme bei Anzeichen der sozialen Fehlentwicklung und
die Verhiitung und Beseitigung der Vernachlissigung und Aufsichtslosig-
keit von Kindern und Jugendlichen, die vorbeugende Bekimpfung der
Jugendkriminalitit, die Umerziehung von schwererziehbaren und straftil-
ligen Minderjihrigen sowie die Sorge fiir elternlose und familiengel&ste
Kinder und Jugendliche«.'

Das geschah in Kinderheimen, Spezialheimen, Durchgangsheimen und
Jugendwerkhofen.? Diese waren die ultima ratio des Erziehungssystems der
DDR: Eingewiesen wurden junge Menschen, die gegen die rigide Heim-
ordnung ihrer Anstalt verstieBen, die threm Heim zu entfliehen suchten,
die in der Schule auftillig waren, die sich dem Konformititsdruck wider-
setzten. Wer sich auch in diesem System auflehnte, kam schlieflich in den
Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau.

Einweisungsgriinde nach Torgau waren Auflehnung gegen die Heim-
ordnung und Flucht aus Spezialheimen oder Jugendwerkhofen, »sexuelle
Triebhaftigkeit« und das ahnlich beliebig definierbare »abweichende Ver-
halten« sowie »Schwererziehbarkeit«. Das Schwinzen der Schule war ein
Delikt, das ebenso hinter die drei Meter hohen Mauern von Torgau fiih-
ren konnte wie die versuchte »Republikflucht« oder eine »faschistische
Provokation«. Darunter wurde etwa »Staatsverleumdung« verstanden oder
gar das »Beschmutzen von Bildern von unseren Staatsminnernc.’

In den 1960er Jahren wurde der Staat gegen Jugendliche, die die »sozia-
listische Lebensweise« storten, noch rabiater und betrachtete alle jungen
Menschen, die Beatmusik liebten, lange Haare trugen, sich betont westlich
kleideten, als Gegner. Die Mafinahmen gegen »Gammler« —so der offizielle
Terminus der Diffamierung — bestanden in polizeilicher Willkiir, gelegent-
lich zwangsweiser Vorfiihrung beim Friseur oder im Kiirzen des Haares
durch »Ordnungsgruppen der FDJ«. Gerne gritt die Volkspolizei auch selbst
zur Schere, wie aus Polizeiakten hervorgeht. Im Bericht tiber fiinf Jugend-
liche, die »wegen groben Unfugs« am 16. Juni 1966 im Berliner Volkspark
Friedrichshain mit Geldstrafen belegt wurden, heif3t es, sie seien auflerdem
mit »ordentlichem Haarschnitt entlassen« worden.* Gegen AuBenseiter, die
ihre Distanz zum Regime durch Kleidung, Auftreten und Musikgeschmack
zeigten, wurde »Umerziechung« angeordnet und im Jugendwerkhof voll-
streckt. Die 14- bis 20-Jahrigen wurden reglementiert, diszipliniert, gede-
miitigt, willkiirlich bestraft und wenn sie nicht zu brechen waren, wur-
den sie in den Geschlossenen Jugendwerkhot Torgau, de facto das zentrale
Gefingnis fiir Kinder und Jugendliche der DDR, eingewiesen.’
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Umerziehung im Sinne der sozialistischen Ideologie

Der Jugendhilfe folgte die Strafjustiz, wenn es darum ging, Menschen
durch »Erziehung« auf den vorgesehenen Pfad zu bringen. Dem Stratvoll-
zug an Jugendlichen war im Strafgesetzbuch der DDR ein eigener Paragraf
gewidmet, der das Ziel beschrieb: »(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe an
Jugendlichen erfolgt in Jugendhiusern unter besonderer Berticksichtigung
der Personlichkeitsentwicklung des Jugendlichen. (2) Der Vollzug der
Freiheitsstrafe soll den jugendlichen Titer zu bewuBter gesellschaftlicher
Disziplin, Verantwortung und Arbeit fithren und ithm durch Bildung und
Erziehung, berufliche Qualifizierung sowie kulturell-erzieherische Ein-
wirkung einen seinen Leistungen und Fiahigkeiten gemifBlen Platz in der
sozialistischen Gesellschaft sichern.«®

In einem typischen Urteil gegen zwei Briider Anfang der 1970er Jahre
heif3t es in der Begriindung: »lhr asoziales Verhalten ist hauptsichlich dar-
auf zuriickzufiihren, dass Sie eine vollig labile Einstellung zu den Grund-
pflichten unseres sozialistischen Staates und zur gesellschaftlichen Arbeit
haben. Thr Gesamtverhalten hat auch gezeigt, dass Sie schon seit lingerer
Zeit haltlos und willensschwach sind. [...] Die Strafkammer ist daher nach
Priifung aller objektiven und subjektiven Umstinde zu der Auffassung
gelangt, dass die Angeklagten durch staatliche MaBnahmen zu Menschen
erzogen werden missen, die regelmiflig und bestindig arbeiten sowie
ihren Pflichten gegeniiber der Gesellschaft nachkommen. Den Angeklag-
ten muss noch gesagt werden, dass sie endgiiltig aus ihrem bisherigen Ver-
halten die entsprechenden Schlussfolgerungen ziehen miissen, um wie-
der vollwertige Mitglieder der Gesellschaft werden zu konnen«.” Der zur
»Arbeitserziehung« Verurteilte hatte bereits eine Karriere im Jugendwerk-
hof hinter sich, wiederholt wurde er wegen Arbeitsbummelei und Eigen-
tumsdelikten verurteilt, zuletzt hatte ihn sein Vater angezeigt.

Asozialitit war in der DDR definiert als »eine dem Sozialismus wesens-
fremde Erscheinungg, die durch Einfliisse aus dem imperialistischen Herr-
schaftssystem und durch Rudimente der kapitalistischen Gesellschaft in
der DDR verursacht sei. Nach der Sprachregelung der Staatssicherheit
wirkte asoziales Verhalten zersetzend auf das sozialistische Bewusstsein,
begtinstigte die allgemeine Kriminalitit und war dadurch gefihrlich fiir
die Gesellschaftsordnung: »Asozialitit mit ihren negativen Auswirkungen
fiir die sozialistischen gesellschaftlichen Beziehungen dient objektiv dem
Feind. Der Feind ist bestrebt, vor allem Jugendliche und Jungerwachsene
der DDR mit asozialen Verhaltensweisen mittels demagogischer Paro-
len vor allem zu Widerstandshandlungen gegen die staatliche und 6ffent-

174



Wolfgang Benz, Gewalt gegen Kinder

liche Ordnung, aber auch zu Angriffen gegen die sozialistische Staats- und
Gesellschaftsordnung der DDR, zu inspirieren.«® Die Anwendung »recht-
lich begriindeter staatlicher Manahmen« gegen einschligige Personen und
Gruppen wurde nach Stasi-Logik »durch imperialistische Massenmedien
als angebliche Verletzungen der Menschenrechte diffamiert«.” Als »aso-
zial« definiertes Verhalten war demnach mehr als die individuelle Verlet-
zung gesellschaftlicher Normen, es wurde politisch als Akt der Feindschaft
gegeniiber dem Staat gewertet — mit entsprechenden Konsequenzen.

Mit dem omindsen Paragrafen 249 des DDR-Strafgesetzbuches wurde
die »Gefihrdung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit durch asoziales
Verhalten« definiert und geahndet. Dort hiel} es: »Wer das gesellschaft-
liche Zusammenleben der Biirger oder die 6ffentliche Ordnung dadurch
getihrdet, dass er sich aus Arbeitsscheu einer geregelten Arbeit hartnickig
entzieht, obwohl er arbeitsfihig ist, oder wer der Prostitution nachgeht
oder wer sich auf andere unlautere Weise Mittel zum Unterhalt verschafft,
wird mit Verurteilung auf Bewihrung oder mit Haftstrafe, Arbeitserzie-
hung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft. Zusitzlich kann
auf Aufenthaltsbeschrinkung und auf staatliche Kontroll- und Erziechungs-
aufsicht erkannt werden.« Der Paragraf war 1968 in das Strafgesetzbuch
eingefiihrt worden.'” Die MaBnahme »Arbeitserziechung« wurde 1979 auf-
gegeben.

Das Strafrecht bildete ein drastisches Instrument gegen »Gammlerg,
»Assis« oder »Parasiten, wie diejenigen genannt wurden, die selbstbestimmt
nonkonform zu leben suchten, deren Musikgeschmack oder deren Klei-
dung gegen die Normen des Arbeiter- und Bauernstaats verstieBen. Ver-
dichtig waren aber auch Mitglieder von Friedens- oder Okokreisen der
Evangelischen Kirche. Auch sie wurden nach Belieben als »kriminell
gefihrdet« eingestuft. Die Stigmatisierung als AuBenseiter leitete die Dif-
famierung ein, die in der Kriminalisierung endete. Nach den Regeln der
DDR-Gesellschaft galten junge Menschen als Feinde, die sich nicht kon-
form zu den Normen der sozialistischen Gesellschaft verhielten oder die,
anstatt einfach einsam und verzweifelt im Kinderheim zu leiden, ihrem
Elend zu entflichen suchten. Von Staats wegen wurden sie mit moralischer
Verurteilung unter dem Vorwand der Erziehung und Besserung gnaden-
los verfolgt. Zahlreiche willige Werkzeuge von bosartiger Untertanen-
Mentalitit dringten sich im System der Jugendhilfe, das Verdikt gegen die
Aufenseiter zu vollstrecken.
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Unmenschliches System der Unterdriickung und Gewalt

Uber die rabiaten Methoden!! der Jugendhilfe und deren traumatische
Folgen haben Opfer Berichte vorgelegt, die das System des Umgangs mit
schwierigen Kindern und Jugendlichen als unmenschlich und nicht rechts-
staatlich entlarven.

Annemarie Puls, 1957 geboren, fliecht vor den Schligen einer lieblosen
Mutter und dem regelmiBigen sexuellen Missbrauch durch deren trunk-
siichtigen Gefihrten im Alter von zwdlf Jahren zu ihrem Vater, muss aber
zurlick und wird nach einem Suizidversuch in ein Heim eingewiesen.
Den Demiitigungen, der Gewalt und neuem sexuellen Missbrauch ver-
sucht sie immer wieder zu entflichen und beginnt damit eine Karriere, die
sie unter stindigen Strafen vom Durchgangsheim Demmin in den Jugend-
werkhof »August Bebel« in Burg bei Magdeburg und schlieflich nach Tor-
gau fiihrt.!?

Der Empfang in Torgau gestaltet sich nach dem dort tiblichen Ritual,
das nach Professor Makarenkos »Explosionsmethode« entwickelt wurde.
Endloses Stehen im Gang. Auf die Frage nach einer Toilette verpriigelt
ein Erzieher das Midchen mit einem Stock. Spiter fragt der Direktor der
Anstalt Heidemarie nach der Ursache ihrer Verletzungen. Als sie die Prii-
gelszene schildert, wird sie von ithm erneut misshandelt, damit sie begreift,
»dass es keinen Stock gibt« und »dass niemand geschlagen wird«. Der Alltag
des Geschlossenen Jugendwerkhofs Torgau besteht aus einem elaborierten
System von Torturen: Isolation, Priigel, Hunger. Die Methoden sind auto-
ritar, Macht wird mit sinnlosen Befehlen, denen unbedingt zu gehorchen
ist, ausgelibt und die Lust am Bestrafen der Jugendlichen ist grenzenlos.
Ziel der Disziplinierung war die Unterwerfung des jugendlichen Indivi-
duums, nachdem dessen Willen gebrochen war.

Dietmar Rummel war 1952 in Leipzig zur Welt gekommen. Nach weni-
gen Jahren bei der GroBmutter und dann bei einer Pflegeperson, die mit
dem Begrift »Hexe« wohl zutreffend beschrieben ist, und die in den Augen
der Obrigkeit auch als Nationalsozialistin und Chefin eines Bordells im
»Dritten Reich« suspekt war, wurde Dietmar Heimkind in GroBdeuben.
Das Heim war im ehemaligen Rittergut Bohlen bei Thiimmlitzwalde
Anfang der 1950er Jahre eingerichtet worden, es existierte bis 1991. Diet-
mar Rummel verlie} das Heim als gelernter Schlosser, iibte diesen Berufin
mehreren Produktionsgenossenschaften des Handwerks aus, kam Anfang
der 1970er Jahre aber mit den Behdrden in Konflikt, weil er als Liebha-
ber von Beatmusik aufgefallen und dann zum AufBlenseiter geworden war.
Ein Gericht verurteilte ihn zu einer Freiheitsstrafe, die er in der Anstalt
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Regis-Breitingen beziehungsweise im dazugehorenden Tagebau-Lager
mit Zwangsarbeit verbiiBite."

Die Bosheit der Handlanger, die zu Tétern wurden, erschreckt in den
Berichten der Opfer von Jugendhilfe am meisten. Die Erzieher, Ober-
wachtmeister, Unterleutnants und Stasi-Verbindungsoffiziere erscheinen
im Bericht ihrer Opfer als Sadisten, die ihr Selbstbewusstsein aus der Macht
tiber Wehrlose zogen und in vorauseilendem Gehorsam der Obrigkeit
gegeniiber, im Drang, der Mehrheit anzugehoren, UnbotmiBige drangsa-
lierten. Das Erschreckende daran ist, dass der Mechanismus des Unterdrii-
ckens, willktirlichen Strafens, der Drang, den Willen des Opfers zu bre-
chen, nicht mit der Ideologie der sozialistischen Gesellschaft im moralisch
iiberlegenen Staat (als den sich die DDR gegentiber der Bundesrepublik ja
begriff) zu erkliren ist.

Ordnungs- und Sicherheitsdenken politischer Organe, Eliten und Funk-
tionire ist ein systemiibergreifendes Phinomen, das regelmifBig und iiberall
zu beobachten ist. Das wirft Fragen nach der menschlichen Natur auf, die
hier nicht zu beantworten sind. Zu fragen ist aber nach den Beschidigun-
gen, die Heimerziehung verursachte und die lebenslang anhalten. Auch
katholische Patres und evangelische Diakonissen haben in Kinderheimen
der Bundesrepublik gewditet, der Unterschied bestand vielleicht nur darin,
dass ihr Treiben ignoriert oder stillschweigend geduldet wurde, wihrend
in der DDR die Misshandlungen in Kinderheimen im Namen der Ideo-
logie, von Staats wegen, veriibt worden sind und den selbstverstandlichen
Beifall der Oberen hatten. Der boshafte Eifer des Verfolgens Andersden-
kender durchzog in der DDR die ganze Hierarchie der Herrschaft. Zu
erkliren ist er auch mit den Traditionen des Befehlens und Gehorchens im
Freund-Feind-Denken derer, die sich auf der richtigen Seite, im Schutze
der Mehrheit, sahen; sie reichen weit zurtick, mindestens in die Zeit des
Wilhelminismus, in der die »Erziehung« zum Untertanen mit rigiden und
brachialen Methoden als richtig und notwendig galt. Der Geist in den reli-
gidsen Heimen der Bundesrepublik hatte sicherlich den gleichen Ursprung.

Fonds »Heimerziehung in der DDR«

zur Entschadigung der Opfer

Das Schicksal der traumatisierten DDR-Heimkinder war — spit genug —
Thema eines »Runden Tisches«. Im Februar 2009 konstituierte sich im

Auftrag des Bundestages der Runde Tisch »Heimerziehung in den 50er
und 60er Jahren«, der im Mirz 2012 seinen Bericht »Aufarbeitung der
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Heimerziehung in der DDR« vorlegte. Ein Fonds »Heimerziehung in der
DDR« wurde mit einem Vermégen von 40 Millionen Euro vom Bund und
den neuen Lindern ausgestattet, um geschitzten 30000 Opfern Entschi-
digung fiir erlittenes Leid durch die »Jugendhilfe« zu gewihren. Beabsich-
tigt war, schnell und unbiirokratisch Hilfe zu gewihren und Ausgleichs-
zahlungen bei verminderten Rentenanspriichen zu leisten. Bis zu 10000
Euro konnte erhalten, wer unter der repressiven Heimerziehung Scha-
den genommen hatte. Die Antragsteller konnten auch selbst entscheiden,
was sie mit dem bescheidenen Schmerzensgeld anfangen wollten: eine
Therapie, eine Urlaubsreise, einen gebrauchten Kleinwagen bezahlen.
Anfang Februar 2014 wurde bekannt, dass der Fonds fast erschopft sei.
Politiker dachten zunichst dartiber nach, eine Zweckbindung an Gesund-
heitsmaBnahmen einzufiihren oder die Antragsfrist vorzeitig zu beenden.'
Wihrend der parallel eingerichtete Entschidigungsfonds fiir ehemalige
Heimkinder der alten Bundesrepublik (an dem die beiden Kirchen neben
Bund und Lindern beteiligt sind) tiber das dreifache Vermogen (120 Milli-
onen Euro) verfiigt,'” das bis Anfang 2014 ungefihr zur Hilfte (66 Millio-
nen) in Anspruch genommen wurde, war der Ostfonds im Herbst 2013
illiquide.'® 3300 Anspruchsberechtigte waren abgefunden worden, weitere
10000 Opfer hatten sich gemeldet, sie stehen auf der Warteliste. In einer
Presserklirung versprach die Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig
am 26. Februar 2014, sich dafiir einzusetzen, dass der Fonds so aufgestockt
wird, dass alle Opfer der Heimerziehung entschidigt werden kénnen."”

Grundsitzlich haben sich Bund und Linder darauf geeinigt, dass der
Heimkinderfonds Ost aufgestockt und fortgefithrt werden soll. Erfreulich
ist auch die Tatsache, dass es bei den bisherigen Leistungskriterien und
dem Leistungsumfang (10000 Euro fiir Folgeschiden des Heimaufent-
haltes und Rentenersatzleistungen) bleiben soll. Alle Betroffenen konnten
noch bis zum 30. September 2014 ihre Anspriiche anmelden.

Zeugenberichte halten die Erinnerung wach

Die Verletzung des Menschenrechts erst im Kinderheim, dann in der Straf-
anstalt geschah nicht nur aus Gedankenlosigkeit, aus individueller Bosheit,
in Pflichterfiillung oder aus der traditionellen Uberzeugung der Peini-
ger, es habe noch keinem geschadet, wenn er in der Jugend hart angefasst
worden sei. In der DDR war die Erziehung von Kindern und Jugend-
lichen dem Ziel der sozialistischen Gesellschaft zugeordnet, daher waren
die Anstrengungen der Jugendhilfe politische MaBlnahmen im sozialen
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Raum. Der Sadismus der ausfithrenden Organe war deshalb auch nicht
nur menschliches Versagen, die Erzieher waren von ihrer Bedeutung als
Hoheitstriger oder doch wenigstens als Handelnde im Auftrag von Gesell-
schaft und Staat tiberzeugt und tibten die daraus resultierenden Machtbe-
fugnisse in aller Regel entsprechend nachdriicklich aus.

Dietmar Rummel, dessen Erinnerungen »Die (Zellen-)Ttir schligt zu«
2014 erschienen sind,'® wurde wie viele andere junge Menschen in der
DDR als Kind lieblos in Formen gepresst, als junger Mann erbarmungslos
schikaniert; er war kein Aufrithrer, er war nicht renitent, nicht arbeitsscheu,
nicht asozial und er beging keine Verbrechen, die Strathaft, Zwangsar-
beit im Braunkohle-Tagebau, mehrfachen strengen Arrest und Diskri-
minierung als Mensch und Biirger gerechtfertigt hitten. Er war sensibel
und schiichtern, er bekdmpfte weder den Staat DDR noch dessen Gesell-
schaftsordnung. Verweigerung und Individualitit galten aber als feindse-
lige Attacken gegen einen diktatorischen Obrigkeitsstaat, der Anpassung
und Unterordnung forderte und diese in humorloser Monotonie erzwang.

Dietmar Rummels Geschichte zeigt eine Facette vom Schrecken, der
Kindheit und Jugend vieler Tausender tberschattete. Das Leid der Kin-
der begann oft in der Familie und setzte sich im Heim fort. Die 15-jihrige
Jeannette Harder war vom Stiefvater schwer misshandelt worden. Sie
fliichtete zur GroBmutter, die sie zum Jugendamt brachte. Sie wurde dann
in ein Durchgangsheim in Dresden eingewiesen: »Dort angekommen,
wurden mir erst mal die Haare abgeschnitten und dann wurde ich in den
‘Waschraum dirigiert, wo ich mich entkleiden mufite. Meine Sachen wur-
den weggenommen und dann wurde ich von anderen aus dem Durch-
gangsheim mit einer groBen Scheuerbiirste und Kernseife geschruppt.
Dann gab man mir die fiir Durchgangsheime tiblichen Heimsachen. Wir
mussten Gardinenzwicker zusammenstecken, und das auf Norm. Nach
langer Zeit ging es dann von Dresden nach Leipzig [...] und stets das-
selbe Programm. In den Zeiten der Unterkunft in den D-Heimen haben
wir nichts als Gitter vor den Fenstern gesehen, einen Aufenthalt im Freien
gab es nicht mehr. Simtliche Tiiren wurden abgeschlossen. Ginzlich von
der AuBenwelt abgeschottet, mullten wir funktionieren. Wer nicht spurte,
wurde bestraft, von der Gruppe ausgeschlossen und zusitzlich mit Straf-
arbeit behaftet. Wer sich absolut nicht fiigen wollte, wurde geschrubbt und
die anderen muBten dabei zugucken. Also, das Erlebte vergi3t man zeit-
lebens nicht.«'?

Der damals elf- oder zwolfjahrige Dietmar Reinert erinnert sich an
das Spezialkinderheim Kreuztanne, das an der tschechischen Grenze fiir
»schwererziehbare und schwachsinnige Kinder« eingerichtet war: »Die
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Heimleitung unterlag der Familie B. Von dem Mann bekam ich mal mit
einem Stuhlbein Priigel. Ich war 11, 12 Jahre. Hab ich bis heute auch nicht
vergessen. Ihre Spezialitit war es, Kinder, die mit den Hinden unter der
Bettdecke geschlafen haben, wach zu machen. Die mussten sich dann aus-
ziehen und nackend 1 bis 1,5 Stunden auf dem Flur stechen — Sommer wie
Wainter! Es befanden sich einige Midchen in der Schneiderei und Kiiche,
die dann an uns vorbei spazieren durften. Wollten wir unsere Scham bede-
cken, mussten wir die Hinde unter Androhung von Schligen auf den
Riicken nehmen.«*’

Die Brutalitit der Erzieher entsprach einem Menschenbild, dessen Ideal
aus Unterworfenen und Gebrochenen bestand: »Ich war schon immer ein
Kind, was man heute hyperaktiv nennt und wurde somit auch medika-
mentSs ruhig gestellte, erinnert sich Dietmar Reinert. »Die Medikamente
hieBen: Propuphenien, Protazien und Faustan. Und das dreimal tiglich.
Dass ich iiberhaupt noch in der Lage war, in der Heimschule zu lernen,
grenzte an ein Wunder. Hatten wir uns geweigert, die Medikamente ein-
zunehmen, wurden wir auf einen Stuhl gesetzt festgehalten, der Mund
mit Gewalt aufgepresst, die Medikamente auf der flachen Hand regelrecht
reingeworfen, die Hand auf den Mund gepresst und die Nase zwischen
Daumen und Zeigefinger eingeklemmt und zugehalten.«*!

Ein anderes Opfer der Jugendhilfe, der damals elfjihrige Werner Rauh,
floh wegen korperlicher Ubergriffe der Erzieher mehrfach aus einem Kin-
derheim und wurde deshalb in das Spezialkinderheim Dénschten im Kreis
Dippoldiswalde gebracht. Das war 1959, zur Zeit der Zwangskollektivie-
rung. Kontakt zum »Volksgut« (LPG), das in unmittelbarer Nachbarschaft
lag, war verboten. »Eigenes Handeln ohne Genehmigung der aufsichts-
pflichtigen Person wurde mit Strafarbeit sanktioniert.« Zu den Strafar-
beiten der Kinder gehorten Steingartenbau, Giillegrube leeren, Stallarbeit
auf dem »Volksgut« und so weiter: »Es war auch eine Geptlogenheit und
eine sehr bevorzugte Umerzichungsmethode, das Reden bei der Essen-
einnahme durch Essenentzug zu bestrafen. Andere Sanktionierungen, wie
barfiissiges stundenlanges Stehen auf den Fluren und Schlige durch Erzie-
her waren auch hier an der Tagesordnung. Selbst bei geringfiigigen Ver-
fehlungen wurden diese Methoden angewandt. Dieser Essenentzug und
die Priigelstrafen bestanden auch in Moschwig. Da gab es keine Unter-
schiede. Sogar mit Schlisselbund wurde zugeschlagen. Das war keine
Seltenheit in den beiden Spezialheimen, in denen ich war. Das Gleiche —
Isolation vor der Offentlichkeit, Priigelstrafen, Kinderarbeit, Schikanen,
Untergrabung der Personlichkeitsentwicklung, Freiheitsberaubung und
anderes mehr — fand ich auch in der Weiterverlegung 1961 in den Jugend-
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werkhof nach Briunsdorf, wo ich bis zu meiner Entlassung 1963 diese
Zustinde ertragen musste.«*

Die gemeinsame Erfahrung der Heimkinder wire nicht nachvollziehbar
und bliebe unbekannt, wenn sie nicht Zeugnis dariiber ablegen wiirden.
Denn die Akten der Jugendhilfebehorden, der Justiz und anderer staat-
licher Institutionen, die mit Kinderheimen befasst waren, geben keine
Auskuntft tiber die Emotionen der Opfer, ja nicht einmal tiber die Tatsa-
chen ihrer »Erziehunge. Fiir die erziehenden und verfolgenden Behorden
waren es bestenfalls Falle, schlimmstenfalls feindliche Elemente, tiber die
sie Vermerke und Protokolle anfertigten, in der diirren Sprache amtlicher
Titer und im verlogenen Idiom, das von Titern immer benutzt wird, um
Unrecht zu leugnen und zu kaschieren oder um in ideologischer Verblen-
dung Misshandlung, Zwang und Demiitigung als kulturelle Errungen-
schaft zu preisen. Deshalb sind die Berichte derer, die Opfer waren, unver-
zichtbar, um die Wirklichkeit zu erkennen.

Uber Heimerzichung und iiber den Strafvollzug in der DDR gibt es
inzwischen Dissertationen, Forschungsprojekte und wissenschaftliche
Literatur.?®> Auch das wire nicht moglich ohne die Zeugen. Die Berichte
derer, die erfahren haben, was es bedeutet hat, Aullenseiter zu sein, die
erzogen und bestraft wurden, weil sie sich nicht anpassen wollten oder die
nie eine Chance hatten, ihre Individualitit zu leben, bilden die Grundlage
jeder Form der Aufarbeitung der Probleme von Gewalt gegen Kinder und
Jugendliche, veriibt zur Erfiilllung von Staatszielen. Und die Zeugen ver-
dienen Dank, dass sie es tiber sich bringen, von ihren Leiden zu berichten.
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Bundeskanzler Konrad Adenauer 1962 auf dem deutsch-franzosischen
Soldatenfriedhof in Versailles.

Jakob Bottcher

Heldenkult, Opfermythos und Ausséhnung —
Zum Bedeutungswandel deutscher Kriegs-
graber nach dem Zweiten Weltkrieg

Kriegsgriber sind ein zentraler Bestandteil des Erbes der Weltkriege. In fast
allen Landern werden sie bis heute gepflegt und erhalten. Allein wihrend
des Zweiten Weltkrieges starben auf deutscher Seite etwa 3,8 Millionen
Soldaten, der grofite Teil von ihnen jenseits der deutschen Grenzen. Nach
Kriegsende wurden die Toten zunichst im Inland, seit den 1950er Jah-
ren auch im Ausland auf sogenannte Kriegsgriberstitten umgebettet, um
ihre Griber dauerhaft zu erhalten. Bis heute ist dieser Vorgang nicht voll-
stindig abgeschlossen. Die Suche nach den Toten, die Umbettung der

183



Deutschland Archiv 2014 @ Erinnern und Gedenken

Gebeine und der fortwihrende Erhalt der endgiiltigen Ruhestitten ist ein
in den meisten Nachkriegsgesellschaften zu beobachtender Vorgang. Er ist
zugleich eng verbunden mit dem Gedenken an die Toten. In der Bundes-
republik wurde beides maBgeblich durch die Arbeit des Volksbundes
Deutsche Kriegsgriberfiirsorge geprigt. Der Verein etablierte sich nach
dem Zweiten Weltkrieg als wichtigster Akteur bei der Betreuung deut-
scher Kriegsgriber. Zugleich ist er Initiator des Volkstrauertages. Die vom
Volksbund an diesem Tag veranstalteten Gedenkfeiern, insbesondere die
Gedenkstunde im Deutschen Bundestag, sind ein wesentlicher Bestandteil
des offentlichen Totengedenkens.

Der folgende Beitrag wird diese Zusammenhinge untersuchen. Dabei
wird beschrieben, wie die Anlage von Kriegsgribern nach dem Zwei-
ten Weltkrieg organisatorisch bewiltigt wurde, wie sich das oftentliche
Kriegstotengedenken am Volkstrauertag entwickelte und wie sich lang-
fristig die Bedeutung und das Verstindnis von Kriegsgriberflirsorge ver-
indert haben.

Traditionen der Gefallenenehrung

In vielen Staaten Europas und in Nordamerika setzte sich im 19. Jahrhun-
dert ein Verstindnis des Kriegstodes als heroisches Opfer fiir das Vater-
land durch. Kriegsdienst wurde Biirgerptlicht, der Tod auf dem Schlacht-
feld somit zur heldenhaften GrofBtat auch des »kleinen Mannes«, die seinen
Anspruch auf einen Platz im nationalen Gedenken untermauerte.! Augen-
scheinlich wurde dies in der Entwicklung der Kriegerdenkmiler, die nun
nicht mehr ausschlieBlich den adligen Feldherren vorbehalten blieben.
Die symbolische Ehrung aller Gefallenen durch Denkmiler verband sich
mit der Forderung der namentlichen Erinnerung jedes einzelnen Toten.
Zunichst geschah dies vereinzelt durch Inschriften auf Regimentsdenk-
milern oder durch Namenstafeln in Kirchen. Eine personliche Grabstitte
fiir den auf dem Schlachtfeld gestorbenen Soldaten blieb im 19. Jahrhun-
dert in Buropa jedoch noch eine Ausnahme.”

Anspruch auf eine eigene Grabstitte
Der Erste Weltkrieg brachte hier einen grundsitzlichen Wandel. Jedem

Soldaten wurde der Anspruch auf eine eigene Grabstitte zuerkannt, die als
Zeichen der Ehrung dauerhaft erhalten bleiben sollte. Neben dem beson-
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deren zeitgendssischen Verstindnis des Kriegstodes als Aufopferung fiir die
Nation sind auBerdem humanitire Beweggriinde fiir den Schutz der Gri-
ber erkennbar. Die Achtung der Griber sollte sicherstellen, dass der Tod
an der Front nicht gleichbedeutend mit anonymem Massensterben wurde.
Ein Anspruch, der sich trotz seiner Verankerung im entstehenden huma-
nitiren Volkerrecht unter den realen Bedingungen des Stellungskrieges an
der Westfront unmdglich vollstindig verwirklichen lieB3.’

In den 1920er Jahren begann die Anlage groBer Soldatenfriedhéfe. Die
meisten am Weltkrieg beteiligten Staaten schufen eigene Behorden oder
staatliche Organisationen zur Betreuung der Griber oder Uberfiithrung
der Toten. Verbunden war dies zumeist mit innergesellschaftlichen Debat-
ten iiber den richtigen Umgang mit den Toten und der Suche nach einer
angemessenen Form der Totenehrung. Allgemein ldsst sich festhalten, dass
sich bei der Bestattung der Toten egalitire Prinzipien durchgesetzt haben.
Unterschiede in der sozialen Stellung des Toten werden bei der Gestal-
tung von Kriegsgribern in der Regel nicht mehr zum Ausdruck gebracht.*
Auch der militirische Rang spielte nach dem Tod keine Rolle mehr. Von
den Mannschaften abgesonderte Offiziersgriber wurden nach dem Ersten
Weltkrieg nicht mehr angelegt. Der Dienstgrad des Toten findet sich nur
noch als Inschrift auf dem Grabstein.

Griindung des Volksbundes Deutsche Kriegsgraberfiirsorge e.V.

In Deutschland war die Betreuung der Kriegsgriber nach dem Ersten Welt-
krieg mit dem Problem verbunden, dass sich mit Ausnahme Ostpreulens
fast alle Griber auf dem Gebiet der ehemaligen Kriegsgegner befanden.
Um die Pflege der deutschen Kriegsgriber zu sichern und das Gedenken
an die Gefallenen wach zu halten, wurde 1919 der Volksbund Deutsche
Kriegsgriberfiirsorge e. V. gegriindet.” Der Verein wollte die als begrenzt
eingeschitzte Handlungsfihigkeit staatlicher Stellen bei der Betreuung
von Kriegsgribern im Ausland durch private Initiativen unterstiitzen
und erginzen. Er forderte auBerdem die Einfithrung eines reichsweiten
Gedenktages zur Ehrung der Kriegstoten. Der Volkstrauertag liel3 sich
in der Weimarer Republik aus rechtlichen Griinden nicht als nationa-
ler Gedenktag verankern, die vom Volksbund ab 1925 landesweit began-
genen Gedenkfeiern stellten jedoch den Versuch dar, einen einheitlichen
Rahmen fiir ein sikulares Kriegstotengedenken zu etablieren.® Bei der
Betreuung der Griber schuf sich der Volksbund eine Stellung als Vermitt-
ler zwischen den oftiziellen staatlichen Stellen im In- und Ausland und den
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Hinterbliebenen, denen er Auskiinfte erteilte und Fotos der Graber tiber-
mittelte oder auch auf Wunsch Blumen niederlegen liel3. Seit Ende der
1920er Jahre ging er auch dazu iiber, aus eigenen Mitteln einzelne Fried-
hofsanlagen in verschiedenen Lindern umzugestalten.

In der NS-Zeit wurden diese Friedhofsprojekte bereitwilligin den Dienst
des nationalsozialistischen Heldenkultes gestellt.” Der propagandistische
Nutzen aufwendig gestalteter Kriegsgriberstitten liel3 sich vom Volksbund
in steigende Mitgliederzahlen ummiinzen.® Die nun verkiindete Konfor-
mitit von Kriegstotenehrung und NS-Ideologie sicherte auBerdem die
formelle Eigenstindigkeit der Organisation. Der Volksbund wurde kei-
ner Parteiorganisation angegliedert. Das zweite groe Projekt neben dem
Ausbau der Friedhofe im Ausland, der Volkstrauertag, fand sogar mehr
Zuspruch durch die Nationalsozialisten, als der Volksbund es urspriinglich
geplant hatte. In Heldengedenktag umbenannt, erhielt er die Anerken-
nung als reichsweiter Gedenktag. Die Gestaltung der Feierstunden wurde
dem Volksbund jedoch entzogen.

Kriegsgraberfiirsorge in der Nachkriegszeit

Die Kriegsniederlage im Mai 1945 schuf fiir den Volksbund eine grund-
legend neue Situation. Wihrend des Krieges war die Wehrmacht fiir die
Erfassung getoteter Soldaten und ihrer Griber zustindig. Bei Kriegsende
brachen die zustindigen Abteilungen der Wehrmachtsverwaltung zusam-
men. Das Aktenmaterial wurde von den Alliierten konfisziert oder ging
verloren. Damit bestand zunichst keine zentrale Instanz mehr, die die
Toten administrativ erfasste und Auskunft tiber die Lage eines Grabes hitte
geben konnen.

In den letzten Kriegsmonaten hatten Tote oft nur provisorisch bestattet
werden konnen. Name und Herkunft der Toten konnten dabei nicht
immer geklirt werden. Die Anlage von ordentlichen Gribern in der Nach-
kriegszeit war zunichst einmal ein wesentlicher Schritt bei der Wieder-
herstellung der Identitit der Toten und der Ermittlung von Einzelschick-
salen. Der Volksbund war durch den Krieg ebenfalls schwer angeschlagen.
Seine Berliner Bundesgeschiftsstelle war ausgebombt und kaum noch
arbeitstihig. Durch die Struktur des Vereins, die sich damals tiber ein
Netz von Landes-, Bezirks- und Kreisvereinen bis in kleine Ortschaften
erstreckte, kam es jedoch zu einer raschen Wiederbelebung seiner Aktivi-
titen. Insbesondere in der britischen Besatzungszone begannen Mitglie-
der des Volksbundes frithzeitig Kriegsgriber zentral zu erfassen und Hil-
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festellung bei der Benachrichtigung der Angehdrigen und der Anlage von
Friedhofen zu leisten, die einen dauerhaften Erhalt der Griber ermoglich-
ten. Von der britischen Militirregierung wurde der Volksbund 1946 offizi-
ell als fiir die Kriegsgriberfiirsorge zustindige Organisation anerkannt, die
Anerkennung durch die USA folgte 1947.” Zugute kam dem Volksbund
nun seine formale Unabhingigkeit von der NSDAP wihrend der NS-
Zeit. Den Briten war der Volksbund als Organisation auBlerdem bekannt,
da er in der Zwischenkriegszeit bereits Kontakte zur Imperial War Graves
Commission unterhalten hatte. Der besondere volkerrechtliche Status des
Kriegsgrabes unterstrich zudem die humanitire Bedeutung seines Anlie-
gens. Ein geordneter Ablauf bei der Identifizierung und Bestattung der
Kriegstoten lag auBerdem im Eigeninteresse der westlichen Besatzungs-
maichte, die ebenfalls nach noch vermissten Personen suchten und in den
folgenden Jahren ihre Toten aus Deutschland in die Heimat tiberfiihrten.

Bis 1952, als mit Einfiihrung des Kriegsgribergesetzes ein neuer recht-
licher Rahmen fiir den Umgang mit Kriegsgribern in der Bundesrepub-
lik geschatfen wurde, iibernahm der Volksbund wesentliche Funktionen
bei der Anlage und Erfassung von Kriegsgriabern, der Identifizierung der
Toten und der Suche nach Angehérigen. Das Gedenken an die Kriegs-
toten spielte in dieser Phase noch eine untergeordnete Rolle. Die Besat-
zungsmichte setzten hier enge Grenzen, um ein befiirchtetes Wiederauf-
leben des deutschen Militarismus zu unterbinden. Kriegsgriber sollten ihre
humanitire Aufgabe erfiillen und nicht einem eventuell falsch verstande-
nen Heldentum huldigen.

Kriegsgraber im Ausland

Wie auch nach dem Ersten Weltkrieg befand sich nach 1945 ein Grofteil
der deutschen Kriegsgriber im Ausland. Wihrend des Krieges waren die
Gefallenen am Ort der Kampthandlungen provisorisch bestattet worden.
Der Bau von ordentlichen Begribnisstitten sollte erst nach Kriegsende
erfolgen. Die Uberfithrung der Toten in die Heimat war fiir die Dauer des
Krieges sogar verboten worden.'

Nach der rechtlichen Neuordnung der Kriegsgriberfiirsorge innerhalb
der Bundesrepublik begann der Volksbund nun, sich diesen Gribern zuzu-
wenden. Um im Ausland Giberhaupt titig werden zu konnen, war eine enge
Abstimmung mit dem Auswirtigen Amt notwendig, welches zunichst in
bilateralen Verhandlungen Regelungen zum kiinftigen Umgang mit deut-
schen Gribern in den betroffenen Lindern vereinbaren musste. In diesen

187



Deutschland Archiv 2014 @ Erinnern und Gedenken

sogenannten Griberabkommen wurde die Anlage zentraler Friedhofe ver-
einbart, auf die die deutschen Toten im jeweiligen Land tiberfiihrt werden
sollten. Die Griber sollten dort, entsprechend der international iiblichen
Konvention des dauerhaften Ruherechtes, zeitlich unbegrenzt erhalten
bleiben. Zugleich wurde in diesen Abkommen der Volksbund als von der
Bundesregierung beauftragte Organisation bestimmt, welche den Bau der
Kriegsgriberstitten und deren Betreuung tibernehmen sollte.

Reaktionen im Ausland

Der Wunsch, Kriegsgriberstitten fiir Wehrmachtssoldaten im Ausland
errichten zu wollen, bedeutete auch die direkte Konfrontation mit den
sehr unterschiedlichen Kriegserfahrungen und ihrer gesellschaftlichen
Ausdeutung in den verschiedenen Lindern. Krieg und Besatzungserfah-
rung konnten zu verstindlichen Vorbehalten gegeniiber dem deutschen
Anliegen fiihren, waren jedoch keinesfalls zwangslaufig. Gerade fiir die
Staaten, in denen bereits vergleichbare Erfahrungen aus dem Ersten Welt-
krieg bestanden, war die Zusammenbettung der Kriegstoten auf Kriegs-
griberstitten eine bereits bekannte Vorgehensweise. Verzogerungen etwa
in den Verhandlungen zum 1966 geschlossenen Abkommen mit Frank-
reich ergaben sich aus unklaren Finanzierungsfragen, nicht jedoch weil die
deutschen Pline an sich infrage gestellt wurden. Die Umbettungen waren
hier seit Ende der 1950er Jahre bereits in vollem Gang.!" Die Niederlande
dagegen lehnten eine deutsche Beteiligung bei der Anlage von Soldaten-
friedhéfen zunichst grundsitzlich ab und entschieden sich, selbstindig alle
deutschen Kriegstoten auf den Friedhof Ysselsteyn zu iiberfiihren.'? Zu
heftigen Debatten kam es auch in Dinemark, wo die Idee des dauerhat-
ten Ruherechtes infrage gestellt und die Umbettung der Toten als Sto-
rung der Friedhofsruhe empfunden wurde. In Dinemark, das sich seit
dem deutsch-dinischen Krieg 1864 an keinem Krieg mehr beteiligt hatte,
war die besondere Ehrung von militirischen Gribern fremd. Hinzu kam,
dass es sich bei der Mehrzahl der deutschen Kriegstoten in Dinemark
um zivile Opfer handelte, die teilweise erst nach Kriegsende in Fliicht-
lingslagern verstorben waren. Der Bau von Kriegsgriberstitten in Dine-
mark konnte erst 1965 beginnen, nachdem eine Klage gegen die Umbet-
tung der deutschen Toten von dinischen Gerichten abgewiesen worden
war."” Demgegeniiber dominierte in Nordafrika die koloniale Erfahrung.
Libyen und Agypten waren zwar Kampfschauplitze gewesen. Der Krieg
war jedoch zwischen den Alliierten und den Achsenmichten ausgetragen
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worden und hatte sich nicht gegen die einheimische Bevolkerung gerich-
tet. Diese verfolgte die deutsche Gribersuche in der Wiiste eher mit Des-
interesse, auch wenn man Rommels mythenumwobenen Kampf gegen die
Englinder gewisse Sympathien entgegenbrachte.

Grundsitzlich verwehrt blieb der Zugang zu den Gribern im Osten.
Vollzog sich der Ausbau deutscher Kriegsgraberstitten im Westen von den
1950er bis in die 1970er Jahre, konnte dies in den vormals sozialistischen
Staaten erst nach 1989 nachgeholt werden. Verschiedene Versuche, eine
Anniherung in der Griberfrage zu erzielen, blieben zuvor ergebnislos.
Dies galt auch fiir Griber von Wehrmachtsangehorigen auf dem Gebiet der
DDR.. Thre Betreuung durch die Evangelische Kirche wurde geduldet, fand
aber keine staatliche Anerkennung.'* Entsprechend dem politischen Selbst-
verstindnis galt es in der DDR, den antifaschistischen Widerstand her-
auszustellen. Gedenkwiirdig waren kommunistische Widerstandskimpfer
oder die (politisch) Verfolgten des Nationalsozialismus. Griber und Denk-
miler fiir die Gefallenen der Roten Armee wurden als Gedenkstitten fiir
die Befreiung von der NS-Herrschaft betrachtet, die Toten der Wehr-
macht blieben im Gegensatz dazu aus dem offiziellen politischen Toten-
gedenken der DDR ausgeschlossen.!?

Ein neues Totengedenken?

Die Uberfiithrung der sterblichen Uberreste der Toten in als angemessen
empfundene Begribnisstitten war begleitet von einer Suche nach gesell-
schaftlich akzeptierten Formen des Kriegstotengedenkens. Der Volksbund
setzte sich fiir eine Wiedereinfithrung des von ihm bereits in den 1920er
Jahren begangenen Volkstrauertages als nationalen Gedenktag fiir die
Kriegstoten ein. Damit sollte auch eine klare Abgrenzung zum National-
sozialismus deutlich gemacht werden, wo der Volkstrauertag in Heldenge-
denktag umbenannt worden war. Das Ankniipfen an die Weimarer Tradi-
tion allein fithrte jedoch noch zu keiner Neuausrichtung der Inhalte und
formalen Gestaltung der Gedenkveranstaltung. In dieser Tradition wurde
nur der gefallenen Soldaten gedacht. Bereits wihrend des Krieges hatte sich
jedoch das Verstindnis durchgesetzt, dass auch die zivilen Opfer als Kriegs-
tote zu werten seien. Dies wurde in der Nachkriegszeit selbstverstindlich
auch auf Flucht und Vertreibung erweitert und bediente damit das weitver-
breitete Bediirfnis nach Anerkennung von erlittenem Leid. Die Opfer der
NS-Verfolgung nicht auszublenden wurde von politischer Seite ebenfalls
angemahnt. Im o6ffentlichen Bewusstsein der 1950er Jahre stand jedoch fiir
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weite Teile der Bevolkerung noch das Verstindnis im Vordergrund, in ers-
ter Linie selbst Opfer der Kriegsfolgen und der Niederlage zu sein.'®

Ein neuer gedenkpolitischer Sammelbegriff

Fir das offentliche Gedenken an die Kriegstoten des Zweiten Weltkrie-
ges ergaben sich gegentiber dem Ersten Weltkrieg zwei wesentliche Unter-
schiede. Erstens wurden in das Gedenken zivile Tote mit einbezogen. Zwei-
tens setzte sich durch, aller Toten, auch der im Kampt Gefallenen, als passive
Opfer zu gedenken. Der Kriegstod wurde nach dem Zweiten Weltkrieg in
Deutschland nicht mehr als heroische Aufopferung fiir das Vaterland gedeu-
tet, sondern nur noch als erlittenes Leid. Die 1950er Jahre miissen hierbei als
Ubergangsphase gesehen werden, in der etablierte Formen des militirischen
Totengedenkens noch fortlebten und auch in rhetorischer Form zum Aus-
druck kommen konnten. Die politische Forderung, keine Unterschiede zwi-
schen den Toten des Krieges und der NS-Verbrechen zuzulassen, wurde in
den 1960er Jahren sprachlich durch die Einfiihrung der Formel »Opfer von
Krieg und Gewaltherrschaft« als gedenkpolitischer Sammelbegrift umge-
setzt."” Er findet Verwendung beim Totengedenken am Volkstrauertag und
als Inschrift fiir die Gedenkstitten der Bundesrepublik, dem Bonner Ehren-
mal (1964) und der Neuen Wache (1993). Als Rechtsbegriff wurde er 1965
mit der Reform des Kriegsgrabergesetzes eingefiihrt, unter dem alle Opfer-
gruppen zusammengefasst werden, denen das dauerhafte Ruherecht zusteht.

Kritisiert wurde diese universelle Gedenkformel spiter, weil sie in Be-
zug auf die Verbrechen der Wehrmacht Unterschiede zwischen Titern und
Opfern ausblendet und beide unter einem Oberbegriff zusammenfiihrt.
Betrachtet man die zeitlichen Umstinde ihrer Entstehungszeit, muss man
allerdings davon ausgehen, dass sie nicht mit der Absicht geschaffen wurde,
historische Verantwortung zu verschleiern. Sie sollte den NS-Opfern zur
Anerkennung verhelfen, zugleich aber auch in Zukunft weitere Opfer inte-
grieren konnen. Hier verband sich Kriegserinnerung mit den politischen
Bedirfnissen der Gegenwart, denn mit »Gewaltherrschaft« war nicht aus-
schlieBlich das Dritte Reich gemeint. Die zweite Hilfte der Gedenkformel
verwies auch auf die DDR. Als Begriff in den Quellen tritt die Formu-
lierung »Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft« erstmals einige Monate
nach dem Mauerbau in den Diskussionen zum Bau des Bonner Ehrenmals
und bei der Reform des Kriegsgribergesetzes in Erscheinung.'® Mit der
Gesetzesreform wurden auch die Toten an der innerdeutschen Grenze mit
den anderen Opfergruppen gleichgestellt."
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Bedeutungswandel des Kriegsgrabes

Die Gleichstellung der unterschiedlichen Opfergruppen beim Totenge-
denken am Volkstrauertag hatte fiir den Umgang mit den Kriegsgribern
selbst keine direkten Konsequenzen. Sie hatte vor allem symbolische Bedeu-
tung. Mitte der 1960er waren die einzigen Graber, die tatsichlich noch nach
Handlungsbedart verlangten, die Griber gefallener Wehrmachtssoldaten im
Ausland. Es war absehbar, dass der Volksbund die Umbettung der Toten auf
Kriegsgriberstitten in Westeuropa bis etwa Mitte der 1970er Jahre been-
det haben wiirde. Kriegsgriberfiirsorge verlor damit zunehmend ihre nach
Kriegsende noch so wichtige Bedeutung fiir die Aufklirung zahlreicher
Einzelschicksale. Mit den sich verindernden gedenkpolitischen Anforderun-
gen stand zugleich die traditionelle Bedeutung des Kriegsgrabes als »Ehren-
stitte« in Frage. Sollten Kriegsgriberstitten jedoch mehr sein als nur private
Orte der Trauer fiir die Hinterbliebenen, musste der Volksbund neue Ant-
worten auf die Frage nach der 6ffentlichen Bedeutung von Kriegsgriberfiir-
sorge und der Relevanz fiir den dauerhaften Erhalt der Kriegsgriber finden.

Der Weg, der dabei beschritten wurde, fithrte dazu, Kriegsgriberstitten
als Erinnerungsstitten und Orte des historischen Lernens hervorzuheben.
Kriegsgriber sollten als Medium verstanden und genutzt werden, um her-
anwachsende Generationen zum Erhalt des Friedens in Europa zu erziehen.
Erste Ansitze hierzu entwickelten sich ab 1953 in Belgien, als eine Gruppe
von deutschen Jugendlichen dort unter dem Motto »Versdhnung tiber den
Gribern« begann, deutsche Kriegsgriber instand zu setzen. In den folgen-
den Jahren entwickelten sich hieraus internationale Jugendlager. Die Teil-
nehmer waren zunichst hiaufig Angehorige kirchlicher Jugendgruppen aus
verschiedenen Lindern. Der Leitgedanke der Lager war auf Seiten der Teil-
nehmer noch stark vom christlichen Vers6hnungsverstindnis und Idealen
der Okumene geprigt. Die sommerlichen Grabpflegeaktionen erhielten mit
dem voranschreitenden Ausbau deutscher Kriegsgriberstitten in Frankreich
in den 1960er Jahren erheblichen Aufschwung. Die institutionelle Veranke-
rung des internationalen Jugendaustausches, etwa durch die Griindung des
Deutsch-Franzésischen Jugendwerkes, bildete den politischen Hintergrund
fiir eine breite Akzeptanz dieser besonderen Form der Jugendarbeit im In-
und Ausland. Die Aktionen wurden auch auf andere Linder ausgeweitet.
Dem Anspruch nach sollten sie die Aussohnung und Verstindigung mit allen
fritheren Kriegsgegnern fordern. Vor allem spiegelte sich in den Jugendla-
gern jedoch die voranschreitende deutsch-franzésische Anniherung nach
dem Zweiten Weltkrieg, denn Frankreich war mit Abstand das Land, in
dem die meisten Jugendlager stattfanden. Die Jugendarbeit etablierte sich
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dabei zugleich als fester Bestandteil der Arbeit des Volksbundes und hat dabei
nachhaltig das Verstindnis von Kriegsgraberfiirsorge verindert.

Grab und Symbol

Kriegsgriber vereinen immer zwei Funktionen. Sie sind gleicherma-
Ben Grab und Symbol, Ort der privaten Trauer wie auch des offentlichen
Gedenkens. In dieser Doppelfunktion hat sich ihre Bedeutung mit zeit-
lichem Abstand zum Krieg zugunsten der letzteren verlagert. Die politi-
schen Aussagen, die sich mit ihrem symbolischen Gehalt verbinden, wer-
den jedoch von den Bediirfnissen der Gegenwart bestimmt. Dies zeigt
sich unter anderem im sich verindernden Totengedenken, wo sich seit den
1960er Jahren die einseitige Fokussierung auf die Kriegstoten zu einem
breiteren Opferverstindnis verschob. Daneben war der Ost-West-Kon-
flikt eine prigende Kraft. Er iberformte nicht nur das Totengedenken,
sondern war auch der entscheidende Faktor, der den Zugang zu deut-
schen Kriegsgribern im Ausland lange Zeit malBigeblich bestimmte. Die
Bitten der Bundesrepublik, Zugang zu Kriegsgribern auf den Territorien
der sozialistischen Staaten des Warschauer Paktes zu erhalten, stieBen fast
immer auf Ablehnung. In der DDR stiitzte die Nichtbeachtung der Toten
der Wehrmacht zudem das antifaschistische Selbstverstindnis. Im Westen
dagegen dienten die Friedhofe der Weltkriege nicht selten als Kulisse, vor
deren Hintergrund Staatschefs bei gemeinsamen Gedenkveranstaltungen
die Geschlossenheit des transatlantischen Biindnisses gegentiber der kom-
munistischen Bedrohung im Osten zum Ausdruck brachten.
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Thomas WeiBBbach
Das Kulturhaus »lnternationale Solidaritit«

Die Geschichte von Migrantinnen und Migranten in der DDR ist relativ
ausfithrlich dargestellt worden. Die Forschungen von Patrice Poutros,
Damian MacConUladh, Dagmar Jajesniak-Quast, Michael Feige und Jost
Maurin konzentrierten sich sowohl auf algerische und griechische Biirger-
kriegstliichtlinge sowie auf spanische Fliichtlinge vor der Franco-Diktatur
in der Frithphase der DDR als auch auf vietnamesische, kubanische und
afrikanische Vertragsarbeiter sowie chilenische Fliichtlinge und Verfolgte
des Pinochet-Regimes in den 1970er und 1980er Jahren.! Eine Differen-
zierung zwischen Migranten und sich temporir in der DDR aufhaltenden
Vertragsarbeitern und Studierenden aus sozialistischen Staaten und soge-
nannten Entwicklungslindern auf der einen Seite und Zuwanderern aus
sogenannten kapitalistischen Staaten blieb dabei — sicht man vom chileni-
schen Sonderfall ab — eher unscharf oder fand iiberhaupt nicht statt. Auch
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wurde, als nach der deutschen Vereinigung die Wechselwirkung zwischen
der Anwesenheit oder Sichtbarkeit von Auslinderinnen und Auslindern
und der Entstehung von Fremdenhass in der DDR beziehungsweise den
neuen Bundeslindern untersucht wurde, zu wenig zwischen lingerfristi-
gen (Studierende, Vertragsarbeiter, politische Fliichtlinge) und eher tem-
poriren Aufenthalten (zum Beispiel westliche Auslinder wihrend der
Leipziger Messe) unterschieden. Anliegen dieses Beitrags ist es, durch die
Darstellung einer speziellen Gruppe auslindischer Ubersiedler in den frii-
hen Jahren der DDR, diese Liicke wenigstens teilweise zu schlieBen.

Westliche Deserteure

Die bis 1961 noch relativ offene Grenze zwischen den beiden deutschen
Staaten beglinstigte eine Reihe von Sonderentwicklungen innerhalb des
Ost-West-Konflikts. Dazu gehorte auch die Ubersiedlung westlicher Mili-
tarangehoriger in die DDR. Dabei handelte es sich in erster Linie um
Soldaten und Militirpersonen der US-amerikanischen, britischen und
franzosischen Besatzungstruppen in der Bundesrepublik, aber auch um
Angehorige anderer NATO-Armeen, die sich aus den verschiedensten
Griinden entschlossen, in die DDR iiberzusiedeln. Meist spielten dabei
disziplinarische Vergehen eine Rolle. In einigen Fillen handelte es sich
jedoch durchaus um politische Sympathien fiir die DDR, die konkret meist
mit der Weigerung zusammenhingen, in einem der militirischen Kon-
flikte Dienst leisten zu miissen, in die die westlichen Staaten zu Beginn des
Kalten Krieges verwickelt wurden, beispielsweise im Korea-Krieg oder im
Algerien-Krieg. Zur Betreuung dieser speziellen Gruppe von Ubersied-
lern wurde 1953 in Bautzen das Kulturhaus »Internationale Solidaritit« (oft
auch als »Klubhaus« bezeichnet) etabliert. Die Wahl ausgerechnet dieser, in
der Lausitz im 6stlichen Sachsen liegenden Stadt war hauptsichlich durch
ihre relativ grofe Entfernung zur deutsch-deutschen Grenze begriindet.
Nachdem diese Einrichtung kurze Zeit durch die Sowjetarmee betrieben
worden war, wurde sie im Mai 1953 an die DDR-Behorden tibergeben.

Betreuung und Ausbildung
Bei der Mehrzahl der in Bautzen betreuten etwa 150 bis 200 Ubersiedler

handelte es sich um Menschen, die tiber nur geringe deutsche Sprachkennt-
nisse und meist nur eine elementare Schulbildung verfiigten. Nach einem
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Bericht des Ministeriums des Innern der DDR von 1956 hing das vor allem
damit zusammen, dass sie jenseits des Militdrs keinerlei berufliche Titigkeit
kennengelernt hitten und auch iiber keine solide Berufsausbildung verfiig-
ten.? Dabei hitten sie vielfach auch keine Vorstellungen von den Verhiltnis-
sen und vom Leben in der DDR gehabt und geglaubt, »mit der finanziel-
len staatlichen Hilfe der Deutschen Demokratischen Republik hier leben zu
konnen«.® Daher waren die mit der Verwaltung des Kulturhauses betreuten
Behorden, vor allem das federfithrende Staatssekretariat — spiter Ministe-
rium — des Innern schon friith bestrebt, »die auslindischen Freunde fachlich
und gesellschaftswissenschaftlich auszubilden, um ihnen so die Méglichkeit
zu geben, spiter als vollwertige Fachkrifte in die Produktion unserer volks-
eigenen Betriebe gehen zu konnen.«* Diese Ausbildung umfasste in den ers-
ten beiden Jahren Schulunterricht in den Fichern Deutsch, Mathematik,
Gesellschaftswissenschaften und Sport sowie eine — damit verbundene —
einjihrige berufliche Qualifikation in der Lehrwerkstatt des Volkseigenen
Betriebs Lokomotiv- und Waggonbau Bautzen. Von diesem System wurde
1955 wahrscheinlich aus 6konomischen Griinden Abstand genommen, die
Berufsausbildung entfiel, und der Unterricht wurde erheblich reduziert.’

Dariiber hinaus wurden die Ubersiedler, die vorwiegend in Privatquar-
tieren in Bautzen und Umgebung untergebracht waren, kulturell betreut.
Die Betreuung umfasste sowohl sportliche Wettkimpfe wie Billard- und
Tischtennisturniere als auch Filmabende. Ein besonderer Gliicksfall fiir die
Leitung des Kulturhauses war, dass fiir die Organisation kultureller Veran-
staltungen zwei US-amerikanische Ubersiedler gewonnen werden konn-
ten. Einer davon war Victor Grossmann, der spiter in der DDR als Autor
von Biichern, Zeitungsartikeln und Vortrigen mit USA-Bezug Bekannt-
heit erlangte.® Beide veranstalteten unter anderem Diskussionsabende zu
politischen und kulturellen Themen. Weiterhin waren sie mit der Ver-
waltung der hauseigenen Bibliothek, die 1953 etwa 100 Binde umfasste,
betraut. Da die Beschaffung englisch- und franzdsischsprachiger Literatur
in der frithen DDR nicht einfach war, waren die beiden Kulturverantwort-
lichen sehr stark auf ihre eigene Initiative angewiesen.” Weiterhin wur-
den Ausfliige und Exkursionen, etwa zum Deutschlandtreffen 1954, oder
Urlaubsreisen in beliebte Badeorte an der Ostsee organisiert.

Auch Betriebsbesichtigungen fanden statt. Ziel war es, die Leistungsfi-
higkeit der DDR-Wirtschaft zu demonstrieren und die Ubersiedler damit
zu beeindrucken. Eine dieser Besichtigungen fithrte Beschiftigte und Be-
wohner des Kulturhauses am Pfingstsonnabend 1954 gemeinsam zur LPG
des in der Nihe von Bautzen gelegenen Ortes Burk. Wie der einschligige
Situationsbericht des Rates des Kreises Bautzen meldete, sei diese Exkur-
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sion ein durchschlagender Erfolg gewesen. Demnach zeigten sich die
Ubersiedler »begeistert von diesem Besuch und dusserten sich, dass sie diese
Voraussetzungen des Kommunismus nicht fiir méglich¢, die »Zeitungsbe-
richte und Austithrungen unserer Propagandisten« mithin »nur fiir Phrasen
gehalten hitten«.® Am Schluss des Besuches formierten sich die Ubersied-
ler »spontan [...] und zogen in vorbildlicher Disziplin unter dem Gesang
revolutionirer Lieder ihrer Heimat wieder nach Bautzen«.’

Nur wenige blieben in der DDR

Letztlich erfolgte das alles mit dem Ziel, durch die Vermittlung schulischer
und beruflicher Kenntnisse den ehemaligen Militirangehorigen, die im
Sinne der SED ja durchaus als Gegner zu werten waren, im sozialistischen
Staat eine neue Perspektive zu bieten und damit die Uberlegenheit der
DDR und des von ihr propagierten Menschenbildes zu bekriftigen. Das
Hauptproblem dabei war, dass der groBere Teil durchaus nicht dem von
der SED implizit erhofften Ideal eines vom Marxismus iiberzeugten und
von den kapitalistischen Verhiltnissen entsprechend abgestoBenen Uber-
liufers entsprach. Dies wurde schon relativ frith deutlich: Bei Ausfliigen,
die von der Heimleitung organisiert wurden und an denen Mitarbeiter des
Kulturhauses sowie Ubersiedler teilnahmen, kam es zu Schligereien und
Tumulten, etwa im August 1953 bei einer Fahrt in die Sichsische Schweiz:
Hier provozierten einige Ubersiedler in Hotels und Restaurants in Hohn-
stein, Bad Schandau und Stolpen Schligereien, die darin gipfelten, dass ein
(britischer) Ubersiedler in einem voll besetzten Lokal »unter Beschimp-
fung der DDR seinen Ausweis zerriB.«!’ Andere Ubersiedler waren mit
der gewihrten finanziellen und materiellen Unterstiitzung nicht zufrie-
den und versuchten, die Heimleitung zu erpressen.

Die Zahl derer, die wieder in die Bundesrepublik zuriickkehrten, war
erheblich — was hauptsichlich mit der in den 1950er Jahren noch relativ
offenen Grenze zwischen beiden deutschen Staaten zusammenhing. Letz-
tere erschwerte natiirlich auch die effektive Uberwachung der Ubersiedler
beziehungsweise die Gewinnung von Mitarbeitern aus ithren Reihen durch
die DDR-Sicherheitsbehorden, vor allem natiirlich das MfS. Die relative
Leichtigkeit, mit der unzufriedene Deserteure die DDR auf den verschie-
densten Wegen wieder in Richtung Westen verlassen konnten, fithrte bei-
spielsweise dazu, dass die Moglichkeiten, diesen gegentiber Druck auszu-
iiben, begrenzt blieben. In mindestens zwei Fillen wurden ausreisewillige
Ubersiedler mit einem Pkw buchstiblich abgeholt.!" Dennoch konnten
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sowohl durch angeworbene Geheime Informanten unter dem deutsch-
sprachigen Hilfspersonal als auch unter den Ubersiedlern selbst im Gro-
Ben und Ganzen eine im Sinne der Staatssicherheit wirksame Beobachtung
gewihrleistet werden — 1960 betrug ihre Zahl 43, darunter zwei Auslin-
der (von insgesamt 32 im Kreis Bautzen ansissigen und ehemals durch das
Kulturhaus betreuten Deserteuren).'?

Insgesamt wurden im Zeitraum 1953 bis 1963 durch das Kulturhaus etwa
150 bis 200 Ubersiedler betreut. Die Mehrzahl kam dabei aus im engeren
Sinne westlichen Lindern wie den USA, GrofBbritannien, Frankreich, den
Niederlanden, Irland, Wales (welches in den Aufzeichnungen als eigener
Staat aufgefiihrt wurde), Spanien und Kanada, aber auch »exotischeren«
Staaten wie Algerien, Marokko, Nigeria, Mexiko, Kenia und Puerto Rico.
Einige der zuletzt genannten Staaten waren zunichst noch Kolonien. Da
sich die SED dem »antiimperialistischen Befreiungskampf« verpflichtet
fiihlte, galt Deserteuren aus diesen Lindern besondere Aufmerksamkeit.
So meldete denn auch ein Bericht des Rates des Kreises Bautzen im Jahr
1954, dem ersten Jahr des Algerienkrieges, die »Freunde der arabischen
Volker« seien ein »Beispiel an Lerneifer und Disziplin«.!> Bemerkenswert
sei dies vor allem deshalb, da es sich beim »grosste[n] Teil der Marokkaner
[um] Analphabeten« handele." In vielen Fillen wurde jedoch auch hier
deutlich, dass die Deserteure nur relativ unklare Vorstellungen von den
Verhiltnissen in der DDR hatten.

Beispiel eines erfolgreichen Ubersiedlers:
Der Sianger James W. Pulley

Nur wenige Beispiele einer erfolgreichen und fiir beide Seiten befriedigen-
den Integration eines Ubersiedlers sind bekannt. Zu ihnen zihlte der afro-
amerikanische Singer James W. Pulley. Dieser war im Unterhaltungsbetrieb
der DDR bis zu deren Ende eine feste GroB3e, wovon unter anderem zahlrei-
che Fernsehauftritte — etwa in den Sendungen »Klock acht, achtern Strom«
und »Ein Kessel Buntes« — zeugten. Dabei interpretierte er bekannte Harry
Belafonte-Songs, Gospels und Shanties, aber auch deutschsprachige Schla-
ger. Zu seiner Herkunft und den Umstinden seiner Ubersiedlung duBerte er
sich dabei nur selten — beispielsweise in einem Fernsehinterview von 1989,
als er allgemein von »Musik und Liebe« sprach, die ihn in die DDR gefiihrt
hitten. Dabei war Pulley 1955 tiber das Kulturhaus als Angehoriger der in
der Bundesrepublik Deutschland stationierten US-Truppen in die DDR
gekommen. Zu seinen Motiven machte er unterschiedliche Angaben: Wih-
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rend er unmittelbar nach seiner Ubersiedlung angab, seinen Armeeurlaub
{iberschritten zu haben und gewisse AuBerungen auch auf disziplinarische
Schwierigkeiten schlieBen lieBen, betonte er spiter seine Unzufriedenheit
mit der in den USA bestehenden Rassentrennung. Tatsichlich war Pulley
in Begleitung einer Mitarbeiterin der Staatssicherheit in die DDR gekom-
men, die er nach Angaben gegeniiber dem MIS in einer Gaststitte in der
Nihe seines Standorts kennengelernt hatte.'®> Die zutreffendste Erklirung
ist wahrscheinlich, dass bei Pulley tatsichlich eine latente Unzufriedenheit
mit der Rassentrennung in den USA bestand, was von der MfS-Angehori-
gen, die auftragsgemil} an Informationen tiber die US-Streitkrifte interes-
siert sein musste, ausgenutzt wurde, um ihn in die DDR zu locken.

In Bautzen arbeitete Pulley zunichst im VEB Lokomotiv- und Waggon-
bau, entdeckte dann aber sein musikalisches Talent und begann, auf eigene
Faust in Gorlitz aufzutreten, was seitens des MfS missbilligt wurde und
moglicherweise die Ursache fiir die »Entpflichtung« von Pulleys Ehefrau —
er hatte seine »Fluchtgefihrtin« inzwischen geheiratet —aus den Rethen des
MIFS war.'® 1956 erhielt er sein erstes eigenes Engagement und wurde im
darauffolgenden Jahr nach einer bestandenen Eignungspriifung von einem
regional bekannten Tanzorchester in Sebnitz verpflichtet. Dieses Engage-
ment wurde durch das Orchester jedoch schon bald gekiindigt, da Pulleys
eigenwilliger Auftrittsstil, der sich nach Auffassung des MfS unter ande-
rem »in bauchtanzartige[n] Einlagen mit unmdglichsten Verrenkungen und
brutalen Urlauten« kundtat, in der sichsischen Provinz zu exaltiert wirkte.!”

In den darauffolgenden Jahren unternahm er mit verschiedenen Orches-
tern Tourneen, unter anderem auch ins (sozialistische) Ausland. Dabei gelang
es thm durchaus, sein Repertoire den ideologischen Priferenzen der SED-
Kulturpolitik anzupassen, was sich zum Beispiel in der Bemerkung der fiir
seinen Wohnort zustindigen MfS-Kreisdienststelle widerspiegelt, wonach
er sich bemiihe, »das wahre Amerika durch Jazz, Spirituals und Songs« zu
verkdrpern.' Gemeint war damit, dass die genannten Musikstile nach dem
Kulturverstindnis der SED als »Volksmusik« und damit authentischer Aus-
druck einer alternativen Kultur der »arbeitenden Klassen« beziechungsweise
»des Volkes« zu werten waren, der erst im Sozialismus ihre verdiente Wiir-
digung zuteilwerden kénne."” Ansonsten fiihrte er bis zum Ende der DDR
eine relativ unauffillige Existenz, organisierte seine Konzerte teilweise auf
eigene Faust und bemiihte sich, politische Fragen zu vermeiden. Trotzdem
gentiigte seine amerikanische Herkunft, um ihn fiir das MfS noch Jahre nach
seiner Ubersiedlung verdichtig zu machen — bis zum endgiiltigen Ende sei-
ner Uberwachung 1973.2° Nach der politischen Wende 1989/90 bemiihte er
sich, auch im vereinigten Deutschland Ful3 zu fassen und trat bis zu seinem
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Tod 2008 vor allem in eher »ostalgischen« Zusammenhingen auf. So produ-
zierte er beispielsweise 1995 gemeinsam mit Michael Hansen, einem ehema-
ligen DDR-Schlagersinger, eine CD mit dem Titel »Ein Supertag, die ver-
schiedene Lieder enthielt, mit denen er in der DDR bekannt geworden war.

Auflésung des Kulturhauses

Insgesamt blieb die »Ausbeute« und Strahlkraft des Kulturhauses hinter
den Erwartungen zuriick. Hinzu kamen weitere hemmende Faktoren.
Mit dem Bau der Mauer wurde das »Wandern zwischen den Welten« —
ein Begriff, mit dem in den 1950er und frithen 1960er Jahren der Wech-
sel iber die innerdeutsche Grenze oft bezeichnet wurde — stark erschwert.
Dies wirkte sich auch auf die Zahl der Deserteure aus. Immer weniger
fanden den Weg in die DDR. 1963 wurde das Kulturhaus geschlossen,
seine Funktionen bis 1964 provisorisch von einer Einrichtung in der Nihe
von Gera, bis 1971 dann von einem speziellen MfS-Objekt in der Nihe
von Briesen im heutigen Brandenburg wahrgenommen. Durch das letzte
Objekt wurden nur etwa 40 Ubersiedler betreut. Nach Unterlagen des
MIS waren 1970 noch etwa 60 ehemalige NATO-Soldaten in der DDR
wohnhaft — 33 Amerikaner, 15 Briten, sieben Franzosen, drei Niederlin-
der, ein Belgier sowie ein Kanadier.?! Diese hatten sich offenbar so gut in
die DDR-Gesellschaft eingefiigt, dass das MfS in ihrer Uberwachung kei-
nen groBeren Nutzen mehr sah.?? Deutlich wird jedoch, dass die Migra-
tion westlicher Deserteure in die DDR zahlenmiBig relativ gering blieb,
besonders dann, wenn man sich vor Augen hilt, dass die Zahl der Uberliu-
fer aller Dienstgrade aus den bewaffneten Organen der DDR (HVA, KVP,
NVA) allein im Zeitraum 1950 bis 1961 bei etwa 6000 lag.*
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\uzeichen Brandenburger Tor

Wilhelm Wolfgang Schiitz vor einem Plakat zur Aktion »Mach das Tor aufl« 1959.

Christoph Meyer

Deutschland zusammenhalten.
Wilhelm Wolfgang Schiitz und sein
»Unteilbares Deutschland«

Griindung des Kuratoriums »Unteilbares Deutschland«

Es war vor 60 Jahren, am 14. Juni 1954 in Bad Neuenahr, stidlich von
Bonn, da trafen sich etwa 130 Honoratioren, um unter dem Namen
»Unteilbares Deutschland« das Kuratorium einer »Volksbewegung fiir die
Wiedervereinigung« zu griinden. Eingeladen hatte der Bundesminister
fiir gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser (CDU, 1888 —1961), und wenn-
gleich etwa Bundeskanzler Konrad Adenauer und Bundesprisident
Theodor Heuss fehlten, liest sich die Liste der Griindungsmitglieder wie
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ein who is who der jungen Bundesrepublik Deutschland. Sie umfasste
Personlichkeiten aus allen Bereichen des politischen und gesellschaft-
lichen Lebens. Die im Bundestag vertretenen Parteien waren mit Promi-
nenz aus der ersten Reihe dabei: die CDU/CSU unter anderem mit ihrem
Fraktionsvorsitzenden Heinrich von Brentano und dem Bundesminister
fiir besondere Aufgaben Franz Josef Straul3, die SPD mit ihrem Partei-
und Fraktionsvorsitzenden Erich Ollenhauer und Herbert Wehner, dem
Vorsitzenden des Bundestagsausschusses fiir gesamtdeutsche und Berli-
ner Fragen. Die FDP war durch ihren Vorsitzenden Thomas Dehler ver-
treten. Der Name »Unteilbares Deutschland« ging auf einen Vorschlag
von Bundesprisident Theodor Heuss zuriick. Am 18. Juli 1954 wurde im
Charlottenburger Schloss zu Berlin der frithere langjihrige Reichstags-
prasident Paul Lobe (SPD, 1875-1967) zum Prisidenten der Organisa-
tion gewihlt.!

Vorbilder und Vorliufer

Die Griindung des Kuratoriums 1954 hatte eine lingere Vorgeschichte
und auch organisatorische Vorliufer. Schon kurz nach der Griindung der
Bundesrepublik und der DDR hatte es Ansitze gegeben, etwa die »Gesell-
schaft fiir die Wiedervereinigung Deutschlands«, welche 1950 von Ange-
horigen der CDU und FDP gegriindet worden war und deren Vorsitzen-
der Andreas Hermes war, der ehemalige Vorsitzende der Ostzonen-CDU.
Die Resonanz war jedoch schwach geblieben. Eine im Frithjahr und Som-
mer 1950 im Bundestagsausschuss fiir gesamtdeutsche Fragen erorterte
»Gesamtdeutsche Aktion« war ebenfalls kaum iiber ehrgeizige Planungen
hinaus gekommen. Ziel dieser Organisationsansitze war es jeweils gewe-
sen, den Willen der bundesdeutschen Bevolkerung zur deutschen Einheit
zu mobilisieren, thm sichtbaren und demonstrativen Ausdruck zu geben,
um eine auf die Wiedervereinigung Deutschlands ausgerichtete Politik der
Bundesrepublik zu unterstiitzen.>

Erfolgsfaktoren und Frontstellungen

Im Gegensatz zu allen anderen Vorhaben gliickte die Griindung von 1954,
und ihr war — bis zur Auflésung 1992 nach der deutschen Einheit — dauer-
hafter organisatorischer Bestand beschieden. Zwei Faktoren waren dafiir
ausschlaggebend:
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Erstens: Das Kuratorium »Unteilbares Deutschland« (KUD) war ein
Reflex auf die groBe Enttiuschung, welche das Scheitern der Berliner
Konferenz von 1954 in Bezug auf die deutsche Frage ausgeldst hatte. Mit
diesem Treffen der Aullenminister der vier Siegermichte, welches vom
25. Januar bis zum 18. Februar stattfand, hatte nicht nur die Sozialde-
mokratie, sondern auch der »gesamtdeutsch« orientierte CDU-Kreis um
Bundesminister Jakob Kaiser groe Hoffnungen verbunden. Zahlreiche
Spitzenpolitiker waren nach Berlin gekommen, einige von ihnen mit der
Erwartung, die deutsche Frage werde auf der Konferenz geldst werden.?
Doch sie endete ergebnislos. Dafiir machte Kaiser in der darauffolgen-
den Kabinettssitzung, anders als Bundeskanzler Adenauer, der die Schuld
eindeutig den Sowjets zuwies, das Verhalten beider Seiten verantwort-
lich.* Die deutsche Einheit drohte vom Nahziel in weite Ferne zu riicken —
Kaiser, der in den 1940er Jahren mit seiner Konzeption eines geeinten
Deutschland als »Briicke« zwischen Ost und West gegen den Westpolitiker
Adenauer den Kiirzeren gezogen hatte, meinte, jetzt entschieden gegen-
steuern zu miissen.

Zweitens: Die Trigerschaft des KUD beschrinkte sich nicht auf Per-
sonen aus dem »biirgerlichen« Lager. Diesmal — und das war ein Novum
in der deutschen Geschichte — war die Sozialdemokratie von Anfang an
gleichberechtigt dabei. Dies ging in erster Linie auf Herbert Wehner
zurlick. Der in Dresden geborene Vorsitzende des Bundestagsausschusses
fiir gesamtdeutsche Fragen pflegte ein enges, nahezu freundschaftliches
Verhiltnis zu Kaiser. Am Rande der Berliner Konferenz von 1954 hatte er
sich mehrfach mit dessen deutschlandpolitischem Berater Wilhelm Wolf-
gang Schiitz (1911 -2002) getroften. Schiitz jedenfalls war im Gesprich mit
mir am 19. April 1995 tiberzeugt: »Die Griinder des Kuratoriums sind Her-
bert Wehner und ich gewesen. Alles andere sind Mirchen.«

Die Zielsetzung der Griindung war, darin waren sich Schiitz und Weh-
ner einig, »durch die AuBerung des deutschen Volkes« die Unterstiitzung
»vor allem der Amerikaner« fiir die Forderung nach der deutschen Einheit
zu erzwingen.’ Nichtelang wurde im Hause Jakob Kaisers in Berlin-Dah-
lem tber die Griindung gesprochen. Der FDP-Vorsitzende Thomas Dehler
meinte dazu im Juni 1954: »Ich habe gesagt, in Berlin, da hitte der Wille
des deutschen Volkes zu seiner Einheit greifbar um die Verhandlungs-
riume herumstehen miissen. So stark, so eindringlich, dass er gar nicht zu
iibersehen war. Er war nicht vorhanden. Ich klage an die Deutschen in der
Bundesrepublik!«®

Ausgesprochen wurde es nicht, aber diese Klage galt nicht nur der Be-
volkerung, sondern auch dem Adenauer-Lager in CDU/CSU und Bun-
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desregierung. Und Konrad Adenauer, fiir den das Primat Westbindung
vor Wiedervereinigung galt, betrachtete die Aktivititen des Kuratoriums
seinerseits von Anfang an mit Misstrauen. Die Unterstiitzung seitens der
CDU/CSU blieb jedenfalls auf den Kreis um Kaiser beschriankt. Und, so
erinnerte sich Schiitz, »der Widerstand von Adenauer und seinen Leuten
war sofort ziemlich vehement.«’

Der Versuch, das Volk zu bewegen

Der Namenszusatz »Volksbewegung fiir die Wiedervereinigung« geriet
nach der Griindung recht schnell in Vergessenheit. Das KUD war und
blieb ein Zusammenschluss von Honoratioren, sowohl auf Bundesebene
als auch vor Ort, in den Lindern, Kreisen, Stidten und Gemeinden, wo
sich Hunderte von Landes-, Kreis- und Ortskuratorien bildeten. Diese
allerdings bemiihten sich — mindestens bis in die zweite Hilfte der 1960er
Jahre — darum, die Bevolkerung fiir das Wiedervereinigungsziel in Bewe-
gung zu setzen.®

Dazu grift das Kuratorium aufalte, schon im 19. Jahrhundert begriindete
Traditionen des Ausdrucks von Nationalismus zuriick. Schon damals hatte
das Biirgertum den Wunsch nach einer einheitlichen deutschen Nation in
offentlichen Festen und Feierlichkeiten zum Ausdruck gebracht.”

Feierlichkeiten zum 17. Juni

Unmittelbar nach dem Aufstand von 1953 wurde der 17. Juni als »Tag der
deutschen Einheit« zum nationalen Feiertag der Bundesrepublik erhoben.
Der Name des Tages stammt von Herbert Wehner; in der parlamentari-
schen Beratung tiber die Einfithrung des Feiertags fand der Ausschuss-
vorsitzende in Bundesminister Jakob Kaiser einen Verbiindeten gegen die
Skepsis aus dem Adenauer-Lager.!” In den ersten Jahren war die offent-
liche Resonanz des Tages recht gering. Seine Hochphase reicht von den
spaten 1950er bis in die Mitte der 1960er Jahre. In dieser Zeit bildete sich
ein regelrechter Feiertagskanon heraus, welcher weit iiber die alljihrliche
staatliche Feierstunde im Bundestag hinausging.

Zu den Aktivititen zum 17. Juni zihlten zwischen 1959/60 und 1967
auch die »Fahnenstaffeln der deutschen Jugend zur Zonengrenze«. Sie star-
teten bereits mehrere Wochen vor dem Feiertag. Jeweils 25 Kinder bezie-
hungsweise Jugendliche trugen dabei ein Spruchband mit der Aufschrift
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»Unteilbares Deutschlande, eine Pergamentrolle sowie die Fahnen aller
deutschen Linder unter Einschluss der 6stlich der Oder-Neifle-Grenze
gelegenen ehemals preuBischen Provinzen von einem Ort zum nichsten.
Dort fand dann eine — teils feierliche — Ubergabekundgebung statt, auf
welcher sich die ortlichen Honoratioren mit Geleitworten und Sinnsprii-
chen zur deutschen Einheit in der Pergamentrolle verewigten. Zehntau-
sende Aktive zihlten die Veranstalter Jahr fiir Jahr. Die Zuschauerzahlen
sollen sich jeweils auf etwa eine halbe Million belaufen haben.!!

Erginzt wurde der Feiertagskanon des KUD durch weitere Aktionen.
Im Vorfeld erschien jedes Jahr ein Merkblatt zur Organisation. Schon
am Vorabend des 17. Juni entziindeten die Ortskuratorien auf markanten
Erhebungen, besonders jedoch an der innerdeutschen Grenze sogenannte
»Mahnfeuer«. Es fanden Fackelmirsche statt. Hohepunkt war der Feier-
tag selbst. Vereine und Trachtengruppen wurden mobilisiert, Gesangsver-
eine und Musikkapellen spielten in zahlreichen Orten zur Kundgebung
auf (das Bundeskuratorium berichtete meist von »iiber 3000 Veranstal-
tungen«), Gedichte, Filme oder Theaterstiicke mit thematischem Bezug
wurden rezitiert bezichungsweise aufgefithrt. Auf den Kundgebungen
sprachen hiufig Redner aus West-Berlin, deren Einsatz das Kuratorium
organisierte.

Zum Abschluss fand alljahrlich eine zentrale Kundgebung in West-Ber-
lin statt, welche auch iiber Rundfunk und Fernsehen iibertragen wurde.
Eine eigens eingeflogene Abordnung der Fahnenstafette iibergab dem
Regierenden Biirgermeister (zwischen 1958 und 1966 also Willy Brandt)
eine Pergamentrolle, und neben Brandt hielt ein prominenter Politiker aus
der Bundesrepublik die Kundgebungsrede vor dem Schéneberger Rathaus.
Dort fanden sich am frithen Abend des 17. Juni zu Beginn der 1960er Jahre
meist tiber 100 000 Menschen ein.

Weitere Manifestationen des Wiedervereinigungswillens

Neben dem 17. Juni gab es eine ganze Reihe von weiteren offentlichen
Manifestationen, welche das KUD unterstiitzte beziehungsweise an-
strengte. In der Frithphase sind eine Schillerfeier im Berliner Sportpalast
1955 zu nennen oder das Sammeln eines »Wiedervereinigungspfennigs,
also von Kleinspenden fiir karitative Zwecke durch westdeutsche Schiiler.
Die Aktion »Macht das Tor aufl« startete im Herbst 1958 zufillig gleich-
zeitig mit der Verkiindung des Chruschtschow-Ultimatums, welches die
zweite Berlinkrise (1958 -1963) einleitete. Aufgrund dieser Gleichzeitig-
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keit und aufgrund der massiven Unterstiitzung der Springer-Presse gelang
dem Kuratorium die Initialziindung, mit seinen Aktionen sowohl breite,
tiberparteiliche Anerkennung als auch Massenresonanz zu finden. Der Ver-
kauf von Anstecknadeln mit dem Symbol des Brandenburger Tors wurde
fortan alljahrlich im Vorfeld des Tages der deutschen Einheit durchgefiihre,
also in den Fundus der Aktionen zum 17. Juni iibernommen. Bis Mitte der
1960er Jahre wurden insgesamt iiber 33 Millionen Abzeichen verkauft.!

Datfiir, dass es dem Kuratorium gelang, die Organisation der jihrlichen
Feierlichkeiten zum 17. Juni zu dominieren, wird eine »konzertierte Ak-
tion« verantwortlich gemacht, welche zu einem »Burgfrieden von 1958«
gefiihrt habe."® Eine solche Initiative des Geschiftsfiihrenden Vorsitzenden
Wilhelm Wolfgang Schiitz hat es gegeben, entscheidend aber war der Aus-
bruch der zweiten Berlinkrise, die erneute Bedrohung West-Berlins. Sie
zwang zur Gemeinsamkeit, welche ihren sichtbarsten Ausdruck zunichst
in den Aktionen des Kuratoriums fand. Thre politisch wichtigste Folge
war die grundlegende auBen- und deutschlandpolitische Einigkeit zwi-
schen Regierung und Opposition nach der Bundestagsrede Herbert Weh-
ners vom 30. Juni 1960."

Auch zum Weihnachtsfest wurde das Kuratorium aktiv. Schon kurz
nach der Griindung rief Prisident Paul Lébe 1954 die westdeutsche Bevol-
kerung dazu auf, »Heimatlose aus Mittel- oder Ostdeutschland« zum
Essen oder zu kulturellen Veranstaltungen einzuladen, ihnen Geschenke
zu machen oder auch Auffiihrungen von Choéren und Musikvereinigun-
gen in Fliichtlingslagern zu organisieren. Ab 1956 rief das Kuratorium im
Rahmen der Aktion »Jugend beschenkt Jugend« dazu auf, Weihnachts-
pakete an Adressen »in der Zone« zu schicken, welche beim Bundesku-
ratorium gesammelt werden sollten.”” AuBerdem gab es den Aufruf] als
Zeichen der Verbundenheit am Weihnachtsabend »Kerzen in die Fenster«
zu stellen. Eine besonders aufwendige Kampagne startete das Kuratorium
zu Weihnachten 1961, also unmittelbar nach dem Mauerbau. Unter dem
Motto »Licht iiber Mauer und Stacheldraht« wurden westdeutsche Stadte
aufgerufen, groBe Tannenbiume zu stiften. Diese wurden in der Vor-
weihnachtszeit in West-Berlin an den Sektorengrenzen und entlang der
Mauer aufgestellt. Zu Weihnachten 1961 kam so das Geld fiir fast 1000
Biume zusammen, welche aus Franken mit Lkw antransportiert wurden.
Von Ost-Berlin aus wurden allerdings immer hohere Sichtblenden instal-
liert, sodass diese Aktion schon 1963 eingestellt wurde.'

Weiterhin zu nennen sind die 1959 und 1965 veranstalteten »Deutsch-
landwettbewerbe der Jugend«, welche in Zusammenarbeit mit den Schulen
organisiert wurden. Gesammelt, ausgestellt und pramiert wurden kiinst-
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lerische Darstellungen mit Bezug auf die deutsch-deutsche Thematik von
Schiilern aller Altersgruppen. Aus rund 80000 Arbeiten wurden jeweils
etwa hundert in farbigen Bildbinden verdftentlicht.”

Ohne Unterstiitzung durch die Bundesebene des Kuratoriums star-
tete das Landeskuratorium Unteilbares Deutschland Westfalen-Lippe eine
Aktion, welche eigentlich auf eine Initiative der Landsmannschaft Pom-
mern zuriickging: Innerorts sowie an Ortsaus- und -eingingen wurden
schwarz-weil3-rote Schilder aus Blech mit der Parole »3geteilt? — niemals!«
aufgestellt, welche eine Karte Deutschlands in den Grenzen von 1937
abbildeten. Die Anbringung dieser Schilder war in Schleswig-Holstein,
Hamburg, Bremen und Niedersachsen zwischen 1961 und 1963 sogar
behordlich veranlasst worden. In diesen Bundeslindern lebten sehr viele
Vertriebene. Doch diese Aktion stie auf Kritik, beispielsweise seitens des
West-Berliner Senats, und ab 1964 machte Wilhelm Wolfgang Schiitz
fiir das Bundeskuratorium deutlich, dass es »fiir die fraglichen Plakate
keine Verantwortung« tibernehme. Etwa um die gleiche Zeit wurde der
Vertriebenenfunktionir Herbert Hupka als Pressereferent des KUD entlas-
sen. Hier zeigt sich eine Diskrepanz zwischen der vergleichsweise starken
Prisenz von Vertriebenenvertretern in den lokalen und regionalen Gliede-
rungen des Kuratoriums und ihrer schwachen Position auf Bundesebene.
Die verlorenen Ostgebiete blieben bis Ende der 1960er Jahre Teil der offi-
ziellen Landkarte; gegeniiber dem Bemiithen um Ost-Berlin und die DDR.
gerieten sie jedoch — im Kuratorium ebenso wie in der Regierungspoli-
tik — zunehmend ins Abseits.'®

Kritik an den 6ffentlichkeitswirksamen Aktionen
des Kuratoriums

Allen Anstrengungen zum Trotz stellte sich nie eine allgemeine Zufrieden-
heit mit den Aktivititen des Kuratoriums ein, vor allem mit den Feierlich-
keiten zum Tag der deutschen Einheit. Die Kommentatoren der Presse,
Politiker und viele der Aktiven bemingelten die fehlende Beteiligung an
den Veranstaltungen. Trotz der beachtlichen Teilnehmerzahlen' wurde
kritisiert, dass die groBe Mehrheit der bundesdeutschen Bevolkerung den
Aktionen fernblieb und am Feiertag lieber ins Griine fuhr. Der Feiertag
geriet als »Bundesbadetag« zunehmend ins Kreuzfeuer der Kritik.

Ab Mitte der 1960er Jahre stagnierte die Beteiligung an den Aktionen,
um dann kontinuierlich zuriickzugehen. Im Wechselspiel von meteorolo-
gischen Zufillen (35°C am 17. Juni 1966), der einsetzenden Jugendrevolte
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und verstirkten Diskussionen um eine Abschaffung des Feiertages wur-
den die Aktionen zerrieben. Sie wurden politisch zunehmend tberfliissig,
denn die Demonstration gegen die DDR, fiir die der Feiertag allein schon
aufgrund seines Anlasses ein Argernis war, passte nicht in den Rahmen
der Entspannungspolitik. So wurden die Aktionen gegen Ende der 1960er
Jahre weitgehend aufgegeben.

Obwohl es sich dabei um die seinerzeit grofiten Massenkundgebungen
in der Bundesrepublik handelte: Die Geschichte des Versuches des KUD,
mit seinem nationalen Demonstrationstag 17. Juni und anderen Aktionen
eine »Volksbewegung fiir die Wiedervereinigung« zustande zu bringen, ist
zunichst die Geschichte eines Scheiterns.

Wilhelm Wolfgang Schiitz — Jugend und Exil

Anders sieht es dagegen mit dem zweiten Aspekt der deutschlandpoliti-
schen Doppelstrategie des Kuratoriums aus, nimlich mit dem Versuch,
nicht nur die deutsche Bevolkerung, sondern auch die offizielle Deutsch-
landpolitik der Bundesrepublik in Bewegung zu bringen. Neben den vie-
len politischen Entscheidungstrigern, welche auf der Bundesebene im
Kuratorium mitwirkten, ist hierfiir vor allem Wilhelm Wolfgang Schiitz
verantwortlich, der Geschiftsfiihrende Vorsitzende des Kuratoriums von
1957 bis 1972.2°

Am 14. Oktober 1911 wurde Schiitz in Bamberg geboren. Als junger
Mann trat er vom Judentum zum evangelischen Christentum iiber. Er pro-
movierte 1934 in Heidelberg bei Arnold Bergstrisser als Staatswissenschaft-
ler.?! 1935 musste Schiitz nach England emigrieren, wo er sich in deutschen
Exilkreisen politisch und publizistisch betitigte. Im Jahr 1941 wurde er
zum Korrespondenten der Neuen Ziircher Zeitung berufen. Gemeinsam mit
seiner ersten Frau Barbara schrieb er »German Home Front« (1943), das
wahrscheinlich erste Buch iiber den Widerstand in Deutschland.?

In England lernte Wilhelm Wolfgang Schiitz viele prominente Emig-
ranten kennen, darunter auch die Schriftsteller Stefan Zweig und Arthur
Koestler sowie den spiteren SPD-Vorsitzende Erich Ollenhauer. 1946 traf
er bei einem Besuch in Berlin zum ersten Mal Jakob Kaiser. Auch mit
Konrad Adenauer kam er in Kontakt. Er versuchte, den Bundeskanzler zu
Gesprichen mit sowjetischen Diplomaten zu bewegen, scheiterte damit
aber, weil, so Schiitz spiter, Adenauer sich davor fiirchtete, damit das Ver-
trauen der Westmichte zu enttiuschen.?
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Vordenker fiir Jakob Kaiser

Jakob Kaiser sorgte fiir die Riickkehr von Schiitz nach Deutschland. Im
Herbst 1951 stellte er ihn als seinen auBenpolitischen Berater an. Zwischen
1951 und 1954 verfasste Schiitz fiir den Minister eine Vielzahl von Berich-
ten und Memoranden zur Deutschlandpolitik.?*

Die Geschichtsschreibung hat den groBen Einfluss von Schiitz auf die
politischen Positionen des Adenauer-Widerparts in der CDU ausgeblendet.
Ein besonders wichtiges Beispiel: Am 10. Mirz 1952 bot Stalin in einer Note
die Einheit Deutschlands als Preis fiir die militirische Neutralisierung an.
Zwei Tage spiter hielt Kaiser eine Ansprache im Rundfunk, ein »Meister-
stiick abgewogenen, besonnenen politischen Reagierens.«*® Kaiser forderte
darin, die sowjetische Note nicht gleich abzulehnen, sondern sie sorgfil-
tig zu priifen. Es diirfe »keine Moglichkeit versiumt werden, Deutschland
zur Einheit in Freiheit und zu endgiiltigem Frieden zu fiihren.« Im Nach-
lass von Schiitz findet sich ein kurzes Memorandum zum selben Thema.
Fast alle Aussagen von Schiitz’ Ausarbeitung wurden in die Kaiser-Rede
eingearbeitet, teilweise wortlich.?® Zu den von Kaiser gewiinschten Ver-
handlungen tber die Note kam es jedoch nicht. Schiitz meinte spiter, es
habe sich um eine Gelegenheit gehandelt, »ernsthaft festzustellen, ob sich
ein realer Kern in diesem Verhandlungsangebot befand«, doch in diesem
kurzen Augenblick habe die »Staatskunst« gefehlt, um die Chance zu nut-
zen, man habe sich fiir Abwarten und Nichtstun entschieden.?’

Adenauer wurde nun auf Schiitz aufmerksam. Er beschwerte sich bei
Kaiser dariiber, dass »die publizistischen AuBerungen des Herrn Dr. Schiitz
mit den politischen Anschauungen der Bundesregierung nicht iiberein-
stimmen.« Durch seine Beschiftigung beim Ministerium sei die Geheim-
haltung gefihrdet. Damit erreichte Adenauer, dass Schiitz seinen Arbeits-
raum im Ministerium riumen musste — bis auf Weiteres blieb er aber auf
der Gehaltsliste der Behorde.

Das Volk als Trager der AuBenpolitik

Nach seiner Riickkehr nach Deutschland schrieb Schiitz zudem eine ganze
Reihe von Biichern zur Aulen- und Deutschlandpolitik. 1951 veréffent-
lichte er »Organische AuBenpolitik«. Darin lehnte er eine »absolutistische
These, sei es fiir, sei es wider die Neutralitite, ab.?® Ebenso hob Schiitz in
diesem Buch die wesentliche Rolle der Bevolkerung, der Masse als »Kraft«
in der AuBenpolitik hervor.?
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1952 erschien »Deutschland am Rande zweier Welten, eine program-
matische Schrift. Hier wendete Schiitz seine vorjihrigen Theorien auf die
aktuelle Situation in Mitteleuropa an. Deutschland sei bei einer kriegeri-
schen Auseinandersetzung zum Untergang verurteilt. Das spreche gegen
die amerikanische Politik der Stirke, welche einen Krieg als Moglich-
keit zur Losung des Ost-West-Konflikts einkalkuliere.® Am Schluss des
Buches forderte Schiitz dazu auf, den Willen des Volkes in die politische
Kalkulation einzubeziehen. Eine Spitze gegen Bundeskanzler Adenauer
stellte die folgende Formulierung dar: »In eigenartig greisenhafter Erstar-
rung regieren manche kleinen Leute vor sich hin, ohne diejenigen, deren
Existenz auf dem Spiele steht, in stindigem Bemiihen an die politische
Entscheidung heranzufiihren.«’!

Nach der Griindung des KUD 1954 wurde, wohl um Adenauer nicht zu
provozieren, zunichst nach einem anderen Geschiftsfithrer fiir das Kura-
torium gesucht. Doch alle Kandidaturen zerschlugen sich. Am Ende lag
die Leitung des Kuratoriums de facto doch in den Hinden von Schiitz. Der
offizielle Titel »Geschiftstithrender Vorsitzender« folgte 1957.

»Neue Ostpolitik« und »Politik der kleinen Schritte«

Im Jahr 1958 kam »Das Gesetz des Handelns« auf den Markt, ein weite-
res Buch zur deutschen Frage. Es sei »brennende Aufgabe deutscher Politik
und deutschen Verhaltens«, so Schiitz in dem Buch, »das Los der Bevolke-
rung in Mitteldeutschland zu erleichtern, die Teile Deutschlands mensch-
lich, geistig, technisch zu verklammern, die Bedriickung zu mildern.«*
Die Kapitel XVII und XVIII trugen die Uberschriften »Neue Ostpoli-
tik« und »Politik der kleinen Schritte«. Eine frihere 6ffentliche Formulie-
rung dieser Begriffe ist nicht bekannt. Damit gehort Schiitz in die vordere
Reihe der Erfinder der Neuorientierung der Ost- und Deutschlandpolitik.

Dass dies bis heute allenthalben tibersehen worden ist, erstaunt, weil
Wilhelm Wolfgang Schiitz stindig im Dialog mit den politisch Handeln-
den stand. In den Akten des Kuratoriums im Bundesarchiv finden sich
zahlreiche Gesprichsnotizen. Zu den Gesprichspartnern gehorte wihrend
der zweiten Berlinkrise auch der zuweilen ratlose Bundeskanzler Ade-
nauer. Einmal, 1962, notierte Schiitz resignierend: »Es bleibt nach die-
sem Gesprich der deprimierende Eindruck, dass grosse und weitreichende
Entschliisse bei aller Schnelligkeit der Auffassung und des Urteils, die dem
alten Herrn nach wie vor zu eigen sind, doch nicht mehr erwartet wer-
den kann [sic].«*?
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Gerade zur Zeit des Mauerbaus kam Schiitz mit seinem Dringen auf
aktivere Politik bei Adenauer nicht durch. Die Zeit fiir die von Schiitz an-
gemahnte »Reform der Deutschlandpolitike — so der Titel seines Buches
von 1965°* — begann mit der GroBen Koalition.

Abschied vom Konsens: Zwei Staaten — eine Nation

Ein weiterer Meilenstein war in dieser Zeit Schiitz” Denkschrift »Was ist
Deutschland?« vom Herbst 1967. Darin schrieb er, die Bundesrepublik und
die DDR seien Gliedstaaten auf dem Gebiet des geteilten Deutschland. Die-
ses bestehe als Nation fort. Sowohl die Zweistaatlichkeit als auch die Einheit
der Nation seien Realititen. Beide gelte es anzuerkennen, sodass die deut-
schen Staaten gleichberechtigte Beziehungen zueinander aufnehmen kénn-
ten. Denkschrift und Debatte fanden weite Verbreitung als Taschenbuch.*

Einige Politiker der Union warfen Schiitz nun vor, die {iberparteiliche
Plattform des Kuratoriums verlassen zu haben. Auf der Berliner Jahresta-
gung im Dezember 1967 kam es zu hitzigen Diskussionen. Darin zeichne-
ten sich die deutschlandpolitischen Streitlinien der 1970er Jahre bereits ab.
Das Jahr 1967 war der Wendepunkt sowohl in der Geschichte des KUD
als auch in Schiitz’ politischer Laufbahn. Nun gab es kein Zuriick mehr
zu einer Beschrinkung auf iiberparteiliche Bekundungen des Wiederver-
einigungswillens.

Deutlich zeigte sich dies viereinhalb Jahre spiter, als am 24. April 1972
die CDU/CSU-Opposition ihr Misstrauensvotum gegen Willy Brandt
einbrachte. Schiitz nahm dies zum Anlass eines Schreibens an den Bundes-
kanzler, in dem er sich hinter dessen Ostpolitik stellte. Am folgenden Tag
erklirte er seinen Beitritt zur SPD, verband diesen mit seinem Riicktritt als
Geschiftsfithrender Vorsitzender des Kuratoriums und begriindete diesen
demonstrativen Schritt ostpolitisch: »Die Selbstbestimmung der Deutschen
und eine aus freier Entscheidung hervorgehende Einigung in Deutschland
und Europa hingen von allmihlicher Verringerung von Gegensitzen und
von schrittweiser Verstindigung ab. Hier darf kein Risiko eingegangen
werden.«*

Politischer Briickenbauer

Nach Parteibeitritt und Riicktritt aus dem Kuratorium siedelte Schiitz mit
seiner zweiten Frau Sigrid in die Schweiz um und kehrte in seinen alten
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Beruf als Journalist zurtick. Er schrieb eine Reihe von Dramen mit poli-
tischen Beziigen wie »Requiem fiir Clausewitz«, »Anleitung fiir einen
Reichsverweser«, »Galopp rechts« und »Wom freien Leben traumt Jan Hus«.

Am 4. Mai 1972 hatte Schiitz ein mehrseitiges Memorandum an Her-
bert Wehner geschickt. Darin hiel} es unter anderem: »Konrad Adenauer,
dessen kluge Politik im Westen zur Ausséhnung fiihrte, verlief3 sich im
Osten auf Abwarten. [...] Die Deutschen haben im vergangenen Jahrhun-
dert mit Abwarten entscheidende Moglichkeiten der Sicherung und der
Zukunft versdaumt. Eingebracht hat solche Politik, die sich an Triumen
orientiert, nur Zusammenbriiche und unsagbares Leid.«*” Willy Brandt
tibernahm das Schiitz-Papier — mit Ausnahme der Kritik an Adenauer —
sechs Tage spiter nahezu wortlich in seine Regierungserklirung zur Rati-
fizierung der Ostvertrige.’®

Das letzte Beispiel unterstreicht: Schiitz bildete mit seinem Handeln
ebenso wie mit seinen politischen Veroffentlichungen eine Bricke zwi-
schen der Politik Jakob Kaisers in den 1940er und 1950er Jahren und der
sozial-liberalen Ost- und Deutschlandpolitik. Schiitz, bis ins hohe Alter
hinein politisch interessiert aber weitgehend vergessen, starb am 15. April
2002 im Alter von 90 Jahren. Anhand seiner Biografie wird deutlich, dass
die Ostpolitik nicht einfach nur eine Erginzung zu Adenauers Politik der
Westbindung darstellte, sondern auch einen deutlichen Bruch mit der
damit verbundenen Spaltungstendenz bedeutete.

Fazit

Nach der allmihlichen Einstellung der 6ftentlichkeitswirksamen Aktionen
in der zweiten Hilfte der 1960er Jahre und endgiiltig mit Schiitz’ Riickzug
von der Spitze im Jahr 1972 verlor das KUD zusehends an Bedeutung. Im
Zeichen der Neuen Ostpolitik verlagerte die Organisation ithren Schwer-
punkt auf wissenschaftliche Arbeit und politische Bildung. Die grofen
Parteien waren in der Deutschlandpolitik zerstritten; von Zeit zu Zeit tra-
fen sie sich in den Gremien des Kuratoriums, um deutschlandpolitische
Formelkompromisse zu finden. Die Organisation geriet an den Rand des
Geschehens. Als CDU-nahe Kreise 1983 nach dem Regierungsantritt von
Helmut Kohl das offentliche Gedenken an den 17. Juni wiederbeleben
wollten, spielten die »Uberreste des KUD« eine untergeordnete Rolle.*’
Sowohl die stetigen Manifestationen des Wiedervereinigungswillens in
den 1950er und 1960er Jahren als auch die Bildungs- und Forschungsar-
beit der 1970er und 1980er Jahre leisteten einen Beitrag zum Erhalt eines
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gesamtdeutschen Nationalbewusstseins. Daran konnte 1989/90 ebenso an-
gekniipft werden wie die Friichte der Ostpolitik geerntet wurden. Die Ost-
politik hatte ihre Wurzeln eben nicht nur bei den Sozialliberalen und in
Berlin, sondern sie reichten nicht zuletzt iiber Wilhelm Wolfgang Schiitz
bis weit in das tiberparteiliche Adenauer-kritische Lager im Bonn der spi-
ten 1940er und der 1950er Jahre zuriick. Die Neue Ostpolitik wurde ent-
scheidend motiviert durch den Willen zur deutschen Einheit. Dieser Wille
stand ebenso hinter den Massenkundgebungen des Kuratoriums »Unteil-
bares Deutschland«. Ein scheinbarer Widerspruch, der in der Person Schiitz
seine Auflosung findet.
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3 Vgl. ebd., S.53ft.

4 Vgl. Protokoll der 18. Kabinettssitzung am 17.2.1954, in: Bundesarchiv (Hg.), Die
Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Band 7 (1954), Boppard am Rhein 1993,
S.61-70, hier: S.61f.

5 Christoph Meyer, Zeitzeugengesprich mit Wilhelm Wolfgang Schiitz am 19.4.1995.

6 Rede Thomas Dehlers am 17.6.1954, in: Archiv des Deutschen Liberalismus, N1
Nachlass Thomas Dehler, Nr.2676.

7 Ebd.

8 Einige regionale Gliederungen des Kuratoriums waren noch wesentlich linger in
diesem Sinne aktiv, so zum Beispiel das Ortskuratorium Offleben im Landkreis
Helmstedt. Vgl. Rolf Owczarski, Und hellen Augenglanz las ich von ihrem Gesicht.
Weihnachtsbasar des Kuratoriums Unteilbares Deutschland 1965-1989 (Beitrige
zur Geschichte des Landkreises und der ehemaligen Universitit Helmstedt 14),
Konigslutter 2000.

9 Vgl. beispielsweise Dieter Diiding u.a. (Hg.), Offentliche Festkultur. Politische Feste
in Deutschland von der Aufklirung bis zum Ersten Weltkrieg, Reinbek 1988.

10 Vgl. Christoph Meyer, Herbert Wehner. Biographie, 4. Aufl. Miinchen 2006, S. 176.
11 Zur Gestaltung des 17. Juni durch das KUD vgl. die umfassende und grundlegende
Darstellung in Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1), insbes.
S.143-158, 240-303, 409—435; sehr knapp auch Christoph Meyer, Des Gedenkens
gedenken, in: AuBerschulische Bildung (2003) 1, S.43—-48. Zwei Jahre nach meiner
»Doppelstrategie« erschien Edgar Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland. Der Weg zur bundesrepublikanischen Erinnerung 1948—-1990, Darm-

214



Christoph Meyer, Deutschland zusammenhalten

stadt 1999. Diese Habilitationsschrift fullt in den Passagen, welche sich mit dem
KUD und seinen Aktivititen befassen, auf einem Teil der Quellen, die ich vorher
auch schon ausgewertet hatte. »Die deutschlandpolitische Doppelstrategie« wird im
Literaturverzeichnis aufgefithrt, wie die detaillierten Endnoten nahelegen, aber
offenkundig ohne ausgewertet worden zu sein. Der Beitrag von Wilhelm Wolfgang
Schiitz zur Entstehung der »Neuen Ostpolitik« (siche unten) bleibt bei Wolfrum gro-
Benteils unbeachtet.

12 Zur Aktion »Macht das Tor aufl« vgl. Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstra-
tegie (Anm. 1), S.159-180; bei Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik
Deutschland (Anm. 11) kommt diese Aktion nicht vor.

13 Vgl. Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik Deutschland (Anm. 11),
S.148—-155.

14 In dieser Grundsatzrede leitete Wehner einen Kurswechsel der SPD ein. Diese
niherte sich nun in ihren Positionen der von der Adenauer-Regierung verfolgten
Westbindung an. Vgl. Meyer, Herbert Wehner (Anm. 10), S.226-236.

15 Vgl. Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1), S.130—-133; das
Kuratorium scheiterte angesichts von zahlreichen anderen bereits vor dem Kurato-
rium mit den Aktionen befassten Institutionen jedoch mit seinem Versuch, eine
Gesamtkoordination der Paketaktionen zu tibernehmen. Zu den Paketaktionen ins-
gesamt vgl. Christian Hirtel und Petra Kabus (Hg.), Das Westpaket, Berlin 2000.

16 Vgl. Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1), S.214ff.; Chris-
toph Meyer, Zeitzeugengesprich mit Herbert Hupka am 23.10.1995.

17 Vgl. Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1), S.362-365; der
erste Bildband: Jugend sieht Deutschland. Ausgewihlte Arbeiten aus einem Jugend-
wettbewerb des Kuratoriums UNTEILBARES DEUTSCHLAND, bei dem 80 000
Arbeiten eingereicht wurden, Miinchen 1961.

18 Vgl. Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1), S.332-337; Zitat
von Wilhelm Wolfgang Schiitz ebd., S.337.

19 Eine zeitgendssische Statistik liegt nur fir das Jahr 1960 vor, sie kommt auf 876 500
Teilnehmer, die Millionengrenze diirfte in den Folgejahren bis einschlieBlich 1964
tiberschritten worden sein, vgl. ebd., S.274.

20 Zu Schiitz vgl. weiterhin Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie
(Anm. 1). Die folgenden Passagen gehen auBerdem zuriick auf: Christoph Meyer,
Der vergessene Erfinder der Neuen Ostpolitik, 2001, www.wehnerwerk.de/Doku-
mente_ALT/Seite.Bibliothek.html (Dezember 2014).

21 Vgl. Wilhelm Wolfgang Schiitz, Die Staatsidee des »Wilhelm Meister«, Heilbronn 1935.

22 Vgl. Wilhelm Wolfgang Schiitz, German Home Front. In collaboration with B. de
Sevin, London 1943.

23 Vgl. Meyer, Zeitzeugengesprach Schiitz (Anm. 5).

24 Ein kleiner Nachlass von Wilhelm Wolfgang Schiitz befindet sich mittlerweile im
Archiv der sozialen Demokratie in Bonn. Darin unter anderem Ordner »England/
Chichester/Jakob Kaiser/Beratertitigkeit«.

25 Erich Kosthorst, Jakob Kaiser. Bundesminister fiir gesamtdeutsche Fragen 1949 —1957,
Stuttgart u.a. 1972, S.223.

215



Deutschland Archiv 2014 O

26 Vgl. ausfiithrlich dazu Meyer, Die deutschlandpolitische Doppelstrategie (Anm. 1),
S.26ft, hier ist die komplette Ausarbeitung von Schiitz abgedruckt.

27 Wilhelm Wolfgang Schiitz, Die Stunde Deutschlands. Méglichkeiten einer Politik
der Wiedervereinigung, Stuttgart 1954, S.39.

28 Wilhelm Wolfgang Schiitz, Organische AuBenpolitik. Vom Einzelstaat zum Uber-
staat, Stuttgart 1951, S.58.

29 Vgl. ebd., S.86, S.212.

30 Vgl. Wilhelm Wolfgang Schiitz, Deutschland am Rande zweier Welten. Vorausset-
zungen und Aufgabe unserer AuBenpolitik, Stuttgart 1952.

31 Ebd,, S.116f.

32 Wilhelm Wolfgang Schiitz, Das Gesetz des Handelns. Zerrissenheit und Einheit
unserer Welt, Frankfurt am Main 1958, S. 19.

33 Wilhelm Wolfgang Schiitz, Tagebuch, Bad Godesberg, den 5.9.1962, in: Bundesar-
chiv, BA-B 254 Kuratorium Unteilbares Deutschland, Nr. 169.

34 Vgl. Wilhelm Wolfgang Schiitz, Reform der Deutschlandpolitik, Kéln und Berlin
1965.

35 Vgl. Wilhelm Wolfgang Schiitz, Deutschland-Memorandum. Eine Denkschrift und
ihre Folgen, Frankfurt am Main 1968.

36 Pressemitteilung des KUD Berlin vom 25.4.1972, in: Staatsarchiv Miinster, Landes-
kuratorium Westfalen-Lippe, Nr.40.

37 Wilhelm Wolfgang Schiitz, Typoskript, datiert vom 4.5.1972, in: BA-B 254 KUD,
Nr. 166.

38 Vgl. Willy Brandt, Die Ostvertrige miissen verabschiedet werden, in: ders., Bundes-
tagsreden, Bonn 1972, S.233—-253, insbes. S.252f.

39 Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik Deutschland (Anm. 11), S.328.

216



Online weiterlesen:
Das Portal »Deutschland Archiv« finden Sie auf
www.bpb.de/deutschlandarchiv

© Colourbox.com



Autorinnen und Autoren

Christopher Banditt, M. A.; promoviert am Zentrum fiir Zeithistorische For-
schung in Potsdam tiber die soziale Ungleichheit in Ostdeutschland von
1980 bis 2000; akademischer Mitarbeiter am Zentrum fiir Qualititsent-
wicklung in Lehre und Studium der Universitit Potsdam.

Wolfgang Benz, Dr., Prof. em.; leitete von 1990 bis 2011 das Zentrum fiir An-
tisemitismusforschung an der Technischen Universitit Berlin.

Christian Boof3, M. A_; Projektkoordinator in der Forschungsabteilung des Bun-
desbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema-
ligen DDR..

Jakob Bottcher, M. A ; Stipendiat am Internationalen Graduiertenkolleg »Form-
wandel der Biirgergesellschaft. Deutschland und Japan im Vergleich« Halle-
Tokyo; promoviert Giber die Kriegsgriberfiirsorge in Deutschland nach dem
Zweiten Weltkrieg.

Andrea Brait, Dr.; Lektorin am Institut fiir Geschichte der Universitit Wien,
am Institut fiir Geschichte der Stiftung Universitit Hildesheim und an der
PH Wien.

Heidrun Budde, Dr.; Wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Juristischen Fakul-
tat der Universitat Rostock.

Jenny Hestermann, M. A.; promoviert am Zentrum fiir Antisemitismusfor-
schung der Technischen Universitit Berlin und an der Hebriischen Uni-
versitit Jerusalem zum Thema »Hinter den Kulissen: Reisen deutscher Po-
litiker nach Israel in den Jahren 1957 —1984«.

Christina Horsten, M. A.; promoviert zum Thema »Die Perzeption der deut-
schen Wiedervereinigung in Lateinamerika« an der Freien Universitit Ber-
lin; seit 2012 Korrespondentin der Deutschen Presse-Agentur in New York.

Christoph Klefmann, Dr., Prof. em.; leitete von 1996 bis 2004 das Zentrum fiir
Zeithistorische Forschung in Potsdam.

218



Autorinnen und Autoren

Holm-Detlev Kohler, Dr.; Professor fiir Soziologie an der Universitit von
Oviedo, Spanien.

Karl Christian Lammers, Dr.; Prof. em. fiir deutsche und westeuropiische Zeit-
geschichte am Saxo-Institut der Universitit Kopenhagen, Dinemark.

Bernd Lindner, Dr. habil.; apl. Professor am Karlsruher Institut fiir Technologie/
Landesuniversitit Baden-Wiirttemberg; wissenschaftlicher Mitarbeiter im
Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig bei der Stiftung Haus der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland.

Christoph Meyer, Dr.; Professor fiir Bildung und Kultur in der Sozialen Arbeit
an der Hochschule Mittweida (Sachsen) und ehrenamtlicher Vorstand der
Herbert-und-Greta-Wehner-Stiftung in Dresden.

Dieter Schroder, Dr.; Oberbiirgermeister a.D. der Hansestadt Rostock; von
1989 bis 1991 Staatssekretir und Chef der Senatskanzlei Berlin, von 1984 bis

1989 Professor fiir Politische Wissenschaft an der Freien Universitat Berlin.

Thomas Weillbach, Dr.; promovierte zum Thema »Ubersiedlung aus der Bun-
desrepublik Deutschland und West-Berlin in die DDR 1961 —1989«.

219



Bildnachweis

220

: picture alliance/Eventpress
28:
45:
60:
74:

Bundesarchiv, Bild 183-1989-0115-011, Fotograf: Rainer Mittelstadt
Bundesarchiv, Plak 100-062-008

Bundesregierung, B145 Bild-00046825, Fotograf: Klaus Lehnartz
picture alliance/dpa

. 82: picture alliance/dpa
S.103:
S.112:
S.126:
S.142:
S.157:
S.172:
S.183:
S.194:
S.202:

picture alliance/dpa

Bundesarchiv, Bild 183-1990-0626-02, Fotograf: Peer Grimm
Bundesregierung, B145 Bild-00167028, Fotograf: Christian Sutterheim
picture alliance/ZB

Bundesarchiv, Plak 102-060-005

picture alliance/dpa

Bundesregierung, B145 Bild-00011843, Fotograf: Egon Steiner

picture alliance

Bundesregierung, B145 Bild-00006289, Fotograf: Simon Miiller



Deutschland Archiv 2014

Das Online-Portal ,,Deutschland Archiv®, hervorgegangen aus der gleichnami-
gen Zeitschrift, ist ein publizistisches Forum zur deutsch-deutschen und ge-
samtdeutschen Geschichte. Dieser Band enthalt eine Auswahl der wichtigsten
Artikel, die im Jahr 2014 erschienen sind. Neben Einzelbeitrdgen sind Beitrage
aus den Themenschwerpunkten ,,25 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche
Einheit”, ,Transformationsprozesse®, ,,AuBensichten auf die Deutsche Einheit“,
»Regimebehauptung und Widerstand“ sowie ,,Un-Rechts-Staat DDR" vertreten.

n
9.
Bundeszentrale flr
politische Bildung



	Deutschland Archiv 2014
	Impressum
	Inhalt
	Vorwort
	Christoph Kleßmann: Was bleibt von der Mauer? Gemeinsame Nachkriegsgeschichtein Deutschland, in Europa?
	Christian Booß: Die gestaute Republik. Missglückter Generationswechselund Reformstau als Voraussetzungen der FriedlichenRevolution
	Christopher Banditt: Das »Kuratorium für einen demokratisch verfassten Bund deutscher Länder «in der Verfassungsdiskussion der Wiedervereinigung
	Dieter Schröder: Die Europäische Union – Voraussetzungdes vereinigten Deutschlands
	Karl Christian: LammersGeschätzt, aber nicht geliebt. Die Wahrnehmung der Deutschen Einheit in Dänemark
	Andrea Brait: »Österreich hat weder gegen die deutsche Wiedervereinigung agitiert, noch haben wir sie besonders begrüßt«
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